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Einleitung 

Judith Vey, Ingmar Hagemann und Johanna Leinius

Die westliche wissenschaftliche Analyse sozialer Bewegungen hat sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten stark ausdifferenziert. Impulse anderer wissenschaftli-
cher Debatten, wie die Rolle der Interpretation sozialer Phänomene, wurden zum 
Beispiel durch den »Framing«-Ansatz (Benford/Snow 2000: 611ff.) aufgenommen 
und verfeinert. Dennoch bleiben in vielen Analysen der Bewegungsforschung 
weiterhin wichtige Aspekte des Untersuchungsgegenstandes »soziale Bewegun-
gen« außerhalb des analytischen Blickfeldes. Zentrale gesellschaftstheoretische 
Erkenntnisse der letzten Jahrzehnte werden, so unsere These, noch zu wenig be-
rücksichtigt. Dazu gehören beispielsweise das Verständnis sozialer Bewegungen 
als Ausdruck gesamtgesellschaftlicher Dynamiken und die daraus folgende Not-
wendigkeit einer explizit gesellschaftstheoretisch angelegten Analyseperspektive, 
die komplexe Wechselbeziehung von sozialer Struktur und Subjekt und die dar-
aus resultierende Negierung der Annahme von feststehenden, vor der Mobilisie-
rung bereits bestehenden und objektiv erfassbaren Identitäten, oder die zentrale 
Bedeutung von Macht für die Formierung von sozialen Bewegungen und ihren 
Subjekten.

Durch poststrukturalistische Arbeiten, die eine »konzeptuelle Blickverschie-
bung« (Moebius/Reckwitz 2008: 13) entlang einer »radikalen Kontingenzakzep-
tanz« (Marchart 2013: 49) vornehmen, können die oben dargestellten blinden 
Flecken der Bewegungsforschung besser beleuchtet werden. Im Anschluss an 
poststrukturalistische und auch andere gesellschaftstheoretische Ansätze der 
letzten Jahrzehnte sind zahlreiche empirische Arbeiten entstanden, in denen ver-
sucht wird, die zum Teil sehr abstrakten epistemologischen Prämissen der post-
strukturalistischen Ansätze zu operationalisieren und auf den Untersuchungs-
gegenstand soziale Bewegungen anwendbar zu machen. Diese Arbeiten stammen 
nicht nur aus den Politik- und Sozialwissenschaften, sondern aus ganz unter-
schiedlichen Disziplinen, wie der (Human-)Geografie, den Kulturwissenschaften 
oder den Gender Studies. Es existiert daher bereits ein weites Feld an Ansätzen, 
in denen soziale Bewegungen aus einer gesellschaftstheoretischen Perspektive 
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betrachtet werden.1 Eine differenzierte Erfassung dieser Vielfalt sowie die syste-
matische Evaluierung deren Mehrwerts wurde bisher noch nicht vorgenommen.

Aus dieser Leerstelle heraus ist das vorliegende Handbuch entstanden. Ziel 
des Handbuchs ist es, die Vielfalt poststrukturalistischer Perspektiven auf soziale 
Bewegungen, ihre epistemologischen Prämissen, ihre Anwendung, ihren Mehr-
wert und auch ihre Grenzen systematisch darzustellen und zu diskutieren. Darü-
ber hinaus, und dies zeigen die Beiträge deutlich, brechen sie ein möglicherweise 
bestehendes enges Verständnis von Poststrukturalismus auf und zeigen konkret, 
wie produktiv das Zusammenbringen poststrukturalistischer Ansätze mit Theo-
rien und Methoden aus anderen Genealogien, wie der Soziologie der Kritik oder 
radikaldemokratischer Theorien, sein kann. Die gemeinsame Klammer der Bei-
träge ist dabei eine postfundamentalistische und gesellschaftstheoretische Pers-
pektive der radikalen Kontingenzakzeptanz.

Das Handbuch geht über einen herkömmlichen Sammelband hinaus, indem 
verschiedene Perspektiven strukturiert und systematisch beleuchtet werden. 
Durch den gleichen Auf bau der Beiträge ist es möglich, diese vergleichend zu be-
trachten und so relativ schnell Gemeinsamkeiten, Unterschiede und Inkommen-
surablitäten zu ergründen: Nach einer Einleitung (1) folgt jeweils die Vorstellung 
des spezifischen Forschungsansatzes (2), um darauf auf bauend anhand eines 
oder mehrerer empirischer Beispiele die Forschungspraxis exemplarisch zu ver-
anschaulichen (3). Im Fazit (4) wird eine Zusammenfassung des Mehrwerts und 
der Grenzen des Ansatzes gegeben. Besonderen Wert legen die Autor*innen der 
Beiträge darauf, darzustellen, wie sie in ihrem spezifischen Forschungsprojekt 
die Verbindung zwischen Gesellschaftstheorie und Forschungspraxis herstellen. 
Insofern bieten sich vielfältige Anknüpfungspunkte für die (kritische) Übernah-
me und Weiterentwicklung der vorgestellten Ansätze. Um dies zu erleichtern, 
werden die zentralen theoretischen, methodischen und empirischen Eckpunkte 
des jeweiligen Forschungsansatzes in Form eines Kurzportraits zu Beginn des 
Artikels vorgestellt, sodass die Ansätze systematisch vergleichbar werden und ge-
zielt nach bestimmten Theorien, Fallbeispielen oder methodischen Herangehens-
weisen gesucht werden kann.

Das Konzept und die Ausrichtung des Handbuchs wurden im Kontext des 
Arbeitskreises »Poststrukturalistische Perspektiven auf soziale Bewegungen« des 
Instituts für Protest- und Bewegungsforschung (ipb) entwickelt und die einzel-
nen Beiträge im Rahmen eines Autor*innenworkshops diskutiert. Wir danken 
den Mitgliedern des AKs sowie den Autor*innen der Beiträge für die kritisch-so-
lidarische Diskussion des Handbuchs. Der Universität Duisburg-Essen sowie der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung sind wir für die großzügige finanzielle Unterstützung 

1 �  Dies wurde auch an der großen Anzahl von Beitragsvorschlägen für dieses Handbuch deutlich: 
Es gingen mehr als 40 Abstracts ein.
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des Projekts zu Dank verpf lichtet. Dem Institut für Protest- und Bewegungsfor-
schung danken wir für die infrastrukturelle und ideelle Unterstützung unseres 
Arbeitskreises und des Buchprojektes.

Das Handbuch ist in fünf Teile untergliedert. Im ersten Teil »Diskurse und 
Deutungskämpfe« wird veranschaulicht, wie sich aus poststrukturalistischer 
Perspektive Deutungskämpfe sozialer Bewegungen und das Wissen um sie vor 
allem auf diskursiver Ebene analysieren lassen. Marlon Barbehön und Alexander 
Wohnig illustrieren in »Subjektivierung und staatliches Wissen: Zur Konstruktion 
sozialer Bewegungen im Schulbuch«, wie durch die Analyse der Konstruktion so-
zialer Bewegungen im Schulbuch gesellschaftlich dominante Wissensbestände 
über Protest und soziale Bewegungen identifiziert werden können. Unter Rück-
griff auf Foucault’sche Theorien der Subjektivierung und poststrukturalistische 
Ansätze der Hegemonietheorie verstehen sie Schulbücher als staatlich autorisier-
tes und daher hegemoniales Wissen. Sie rekonstruieren, wie in diesen ein spezi-
fisches Bild von sozialen Bewegungen als Bürgerinitiativen vermittelt wird, die 
nur so lange existieren, bis ihre Forderungen in den ›regulären‹ Politikbetrieb 
aufgenommen werden. Mathias Krams untersucht in seinem Beitrag »Macht und 
Selektivität in diskursiven Feldern: Die Cultural Political Economy als Ansatz zur 
Herrschaftsanalyse von Deutungskämpfen um die Bearbeitung der Klimakrise« 
mithilfe der Cultural Political Economy die Herrschaftsmechanismen, die die 
ungleichen Ausgangsbedingungen schaffen, unter denen Deutungskämpfe zwi-
schen sozialen Bewegungen und der sie umgebenden Gesellschaft stattfinden. 
Sein Ziel ist die Weiterentwicklung des Framing-Ansatzes. Er stellt vier Mecha-
nismen der Selektion vor, welche die Verbreitung, Auswahl und Durchsetzung 
sowie Erhaltung und Einschreibung von Frames prägen. Er demonstriert anhand 
der Deutungskämpfe in der deutschen Klimapolitik, wie durch die Analyse von 
Sekundärliteratur ein erster Überblick über das Feld gewonnen werden kann. 
Hans Jonas Gunzelmann argumentiert in »Diskurse, Konf likte und Macht: Eine 
Foucault’sche Perspektive auf Deutungskämpfe in sozialen Bewegungen«, dass 
die diskursiven Auseinandersetzungen unter Aktivist*innen die Konstitution von 
Identitäten, Grenzen, Zielen und Strategien sozialer Bewegungen sowie die in-
dividuelle Partizipation bestimmen. Als Grundlage seiner empirischen Analyse 
der internen Deutungskämpfe der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung die-
nen ihm die Begriffe Diskurs, Konf likt und Macht, die er aus den Arbeiten Michel 
Foucaults rekonstruiert. Er nutzt die Kritische Diskursanalyse nach Jäger, um 
durch die Analyse qualitativer Interviews mit Aktivist*innen aufzuzeigen, dass 
in der Bewegung zwei Diskurse miteinander um Deutungshoheit ringen. Con-
rad Lluis Martell setzt sich in seinem Beitrag »Die Proteste der spanischen Indig-
nados… und ihre Analyse mittels einer erweiterten Hegemonietheorie« mit der 
spanischen Protestbewegung der Indignados (die Empörten) auseinander. In der 
Analyse werden sowohl der öffentliche Diskurs als auch die Praxis der Empör-
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tenbewegung betrachtet. Ziel dessen ist es, den Anspruch Ernesto Laclaus und 
Chantal Mouffes, Diskursanalyse als umfassende Gesellschaftsanalyse zu betrei-
ben, forschungspraktisch einzulösen.

Im zweiten Teil liegt der Fokus auf »Praktiken und Affekten«. Hier zeigen die 
Autor*innen, wie mittels der Anwendung von Affekt- und Praxistheorien soziale 
und politische Praxen von sozialen Bewegungen auf der Mikroebene sicht- und 
verstehbar gemacht werden können. Im Beitrag »Die Soziologie der Kritik: Zur 
Rekonstruktion dissidenter Lebensformen« von Philip Wallmeier wird die doppel-
te Blickverschiebung der Soziologie der Kritik deutlich. Erstens betrachtet er mit 
der von Bewohner*innen von Kommunen geäußerten Alltagskritik ein soziales 
Phänomen, das von der Bewegungsforschung üblicherweise nur am Rande be-
achtet wird. Darüber hinaus wird zweitens im Anschluss an die Arbeiten von Luc 
Boltanski und Laurent Thévenot die Perspektive und die Artikulationspraxis der 
Aktivist*innen als wesentlicher Ausgangs- und Fixpunkt für die eigene Analyse 
gewählt, sodass in der Summe äußerst detailreiche und zugleich systematische 
Erkenntnisse über die Veränderungen der Alltagskritik von Bewohner*innen von 
Kommunen in den USA ermöglicht werden. Eine ebenso erkenntnisbringende 
Ergänzung stellt der Beitrag »Gesellschaft von unten!? Grassroots-Praxis in Be-
wegung« von Benjamin Görgen, Matthias Grundmann und Björn Wendt dar, in dem 
sie ihren Ansatz einer sozialökologischen Mikrosoziologie vorstellen. Im Rah-
men ihres Konzepts einer »Gesellschaft von unten« zeigen sie am Beispiel einer 
zivilgesellschaftlichen Nachhaltigkeitsinitiative, wie vielschichtig und heterogen 
soziale Bewegungen sein können und dass es vor allem ihre gemeinsame Praxis 
ist, die – in Verbindung mit einem oder mehreren leeren Signifikanten – ihren 
Zusammenhalt herstellt. In diesem Kontext werden verschiedene Kongruenzen, 
aber auch Unterschiede zwischen der poststrukturalistischen und der mikroso-
ziologischen Blickverschiebung auf Protest und soziale Bewegung thematisiert. 
Jannik Schritt verbindet in »Contentious Assemblages: Gefüge, Affekt, politische 
Situationen und die erweiterte Fallmethode als Analysewerkzeuge zum Verständ-
nis urbaner Aufstände« die poststrukturalistische Affekt- und Assemblagetheo-
rie von Gilles Deleuze und Félix Guattari mit dem Konzept der »contentious po-
litics« der Bewegungsforschung. Anhand der Analyse urbaner Aufstände gegen 
die Eröffnung der ersten Erdölraffinerie in Niger 2011 zeigt er, dass in urbanen 
Protesten keine gemeinsamen Interessen, gemeinsame Identität oder Solidarität 
vorhanden sein müssen. Um der Heterogenität, Relationalität, Prozesshaftigkeit 
und Kontingenz von Protest gerecht zu werden, müsse der gesamte Protestzyklus 
und die am Protest beteiligten menschlichen und nicht-menschlichen Elemente 
untersucht werden, so sein Argument. 

In dem Artikel »Affekttheorien und soziale Bewegungen: Kollektivierungen, 
Affizierungen und Affektmodulationen in Bürgerwehren« von Christian Helge 
Peters wird in Rekurs auf Affekttheorien die theoretische und empirische Bedeu-
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tung von Affekten und Körpern in der sozialen Bewegungsforschung herausge-
arbeitet. Peters veranschaulicht sein Konzept anhand der Analyse zweier Bürger-
wehren in Ost- und Westdeutschland. Ihm gelingt es auf diese Weise aufzuzeigen, 
dass Affizierungsprozesse primär nach einer anderen Logik als sinnhafte, inhalt-
liche und kommunikative Verständigung und Repräsentation funktionieren; sein 
Ansatz stellt daher eine sinnvolle Ergänzung zu poststrukturalistischen Ansätzen 
dar. 

»Hegemonie und Herrschaftskritik« stehen im dritten Teil im Zentrum. Die 
hier versammelten Beiträge machen deutlich, wie Macht- und Herrschaftsver-
hältnisse in sozialen Bewegungen als auch von ihnen kritisierte gesellschaftliche 
Verhältnisse mittels einer intersektionalen, postanarchistischen bzw. postkolo-
nial-feministischen Perspektive analysiert werden können. So steht eine inter-
sektionale Perspektive in Kathrin Ganz’ »Kollektive Identitäten als Koalitionen 
denken: Intersektionalität in der sozialen Bewegungsforschung« im Zentrum. 
Anhand verschiedener empirischer Beispiele aus sozialen Bewegungen weltweit 
zeigt sie die Wichtigkeit der Analyse von Herrschaftsverhältnissen entlang der 
Linien Klasse, Geschlecht, Körper und ›Rasse‹ auf. Sie legt überzeugend und an-
schaulich dar, wie Intersektionalität in sozialen Bewegungen untersucht werden, 
aber auch wie eine intersektionale Perspektive auf soziale Bewegungen generell 
aussehen kann. Der Beitrag »Whose streets, whose power? – Which streets, what 
power? Ein postanarchistischer Ansatz zur Untersuchung sozialer Bewegungen« 
von Jonathan Eibisch verbindet im Rahmen eines von ihm entwickelten postanar-
chistischen Ansatzes poststrukturalistische Theorien mit anarchistischen Denk-
weisen. Eibisch veranschaulicht seine Überlegungen in einer kritisch-solidari-
schen Analyse der Proteste gegen den G20-Gipfel in Hamburg 2017. Er entfaltet 
in diesem Zusammenhang eine dezidiert herrschaftskritische Perspektive, in der 
ein Denken in Paradoxien und eine Politik der Autonomie zentrale Konzepte dar-
stellen. Tanja Scheiterbauer stellt in »Islamismus als soziale Bewegung – Kämpfe 
um Hegemonie aus postkolonial-feministische Perspektive« einen Ansatz vor, der 
sich explizit von gängigen Ansätzen der Analyse islamistischer Frauenbewegun-
gen absetzen möchte, indem die heterogenen islamistischen Frauenbewegun-
gen als Kräfte in Kämpfen um Hegemonie verstanden und aus der Perspektive 
der Hegemonie- und Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe analysiert werden. Ein 
Schwerpunkt ihres Beitrags ist dabei, das Verhältnis von Religion und sozialen 
Bewegungen zu thematisieren, um Religion – in diesem Fall den Islam – als ana-
lytische Kategorie greif bar zu machen.

Bei den Beiträgen im vierten Teil werden Konzepte der »Artikulation« für die 
Analyse sozialer Bewegungen fruchtbar gemacht. Friederike Landau diskutiert in 
»A(nta)gonistische Artikulation – Ein postfundamentalistischer Zugang zu sozia-
len Bewegungen« eine konf liktorientierte Perspektive auf Praktiken der Mobili-
sierung, Repräsentation und Legitimation sozialer Bewegungen. Mithilfe des Ar-
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tikulationsbegriffes nach Laclau/Mouffe wird ein Konzept von vier Vektoren der 
Artikulation entwickelt, mit deren Hilfe eine detaillierte Analyse der Forderungen 
heterogener sozialer Bewegungen möglich wird. Die Anwendung dieser Analyse-
perspektive wird am Fallbeispiel der freien Berliner Kulturszene illustriert. Marc 
Drobot zeigt in »Stuart Halls ›Theorie der Artikulation‹ – eine Rahmenmethodo-
logie für die Protest- und Bewegungsforschung«, wie mithilfe des Konzepts der 
Artikulation der kontingente Prozess der Verknüpfung und Veränderung sozialer 
Formationen erfassbar gemacht werden kann. Er entwickelt seinen Ansatz in Re-
kurs auf die Artikulations-Theorie der britischen Cultural Studies (insbesondere 
Stuart Hall) und führt aus, wie der artikulationstheoretische Ansatz als Methode 
zur Theoriekonstruktion, als analytisches Beobachtungswerkzeug und als Option 
für politische Interventionen genutzt werden kann. Die Anwendung des Ansatzes 
wird entlang einer Analyse der Pegida-Gruppierung veranschaulicht.

Der fünf te Teil »Radikale Demokratie weiter denken« versammelt Beiträge, in 
denen radikale Demokratietheorien für die Analyse von sozialen Bewegungen an-
wendbar gemacht bzw. diese weiterentwickelt werden. Das Anliegen von Rahel 
Sophia Süß in »Elemente einer radikalen Demokratietheorie des Experiments am 
Beispiel der experimentellen Horizontalität munizipalistischer Bewegungen« ist 
es, poststrukturalistische Perspektiven auf soziale Bewegungen durch die Ein-
beziehung der pragmatistischen Kategorie des Experiments zu aktualisieren. 
Sie argumentiert, dass diese Erweiterung des poststrukturalistischen Metho-
densets die experimentellen Handlungslogiken der neuen munizipalistischen 
Bewegungen erfassen kann. Das Experiment eröffnet hier eine dreifache Blick-
verschiebung: von der Idee einer Konf likthaftigkeit des Sozialen hin zu den kon-
kreten Handlungsproblemen; vom Subjekt hin zu den sozialen Beziehungen und 
von einer vertikalen und horizontalen Dichotomie hin zu der experimentellen 
Horizontalität demokratischer Praxen. Der Beitrag »Demokratie als konf likt-
hafte Praxis: Eine Analyseperspektive radikaler Demokratietheorie« von Helge 
Schwiertz entwickelt eine radikaldemokratische Perspektive auf soziale Kämpfe 
und Bewegungen. Demokratie wird hier als ein unabschließbares und konf likt-
haftes Ringen um Freiheit, Gleichheit und den jeweiligen Status als politisches 
Subjekt verstanden. Er veranschaulicht diese Sichtweise anhand von zwei Fallstu-
dien politischer Selbstorganisation migrantischer Jugendlicher in Deutschland 
und den USA. Diese Beispiele verdeutlichen, wie einerseits in demokratischen 
Praxen politische Subjekte entstehen, die um Repräsentation und Rechte kämpfen 
und wie andererseits durch diese Kämpfe zugleich Prozesse der internen Selbst-
organisation angestoßen werden. Mareike Gebhardt untersucht in »Populistische 
Momente. Radikale Demokratietheorien als Hintergrund einer poststrukturalis-
tischen Analyse von Protestbewegungen« die Tiefenstrukturen von Populismen, 
um aufzuzeigen, dass die normative Unterscheidung von linken und rechten 
Populismen zu kurz greift. Anhand von Beispielen aus Occupy Wall Street, In-
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dignad@s und Pegida argumentiert sie, dass sich radikaldemokratischer Protest 
grundlegend von ethnonationalistischen Protestbewegungen unterscheidet. Ihr 
Beitrag zeigt, wie eine poststrukturalistische Sensibilität sowohl dazu beitragen 
kann, radikale Demokratietheorien weiterzudenken, als auch soziale Bewegun-
gen empirisch zu greifen.
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Poststrukturalistische Perspektiven 
auf soziale Bewegungen 
Grundzüge einer Forschungsperspektive1 

Ingmar Hagemann, Johanna Leinius und Judith Vey

In diesem einleitenden Beitrag möchten wir die Vielzahl der poststrukturalistisch 
inspirierten Ansätze zur Analyse sozialer Bewegungen systematisieren, um eine 
Grundlage für die in den weiteren Beiträgen des Handbuchs geleistete Theorie- 
und Forschungsarbeit zu legen. Das Hauptaugenmerk liegt entsprechend auf der 
Diskussion des analytischen Mehrwerts der poststrukturalistischen Ansätze in 
der Bewegungsforschung. Dies wird entlang der These diskutiert, dass mittels 
poststrukturalistischer Perspektiven bislang nicht ausreichend beachtete – für 
das Verständnis sozialer Bewegungen jedoch essentielle – Aspekte dieses sozialen 
Phänomens in den Blick genommen werden können. 

Im ersten Teil rekonstruieren wir das Feld der Bewegungsforschung und 
arbeiten auf dieser Basis fünf wesentliche Punkte heraus, an denen die bisheri-
ge Praxis der Bewegungsforschung unserer Ansicht nach an ihre Grenzen gerät. 
Der zweite Teil skizziert die wesentlichen Gemeinsamkeiten, die poststruktura-
listische Perspektiven in ihrer konzeptuellen Blickverschiebung teilen. Im dritten 
Teil werden die in Kapitel 1 vorgestellten fünf Kritikpunkte wieder aufgenommen. 
Entlang der vielfältigen poststrukturalistischen Forschungspraxis wird illust-
riert, wie poststrukturalistische Arbeiten das Phänomen sozialer Bewegungen 
aus bislang wenig erhellten Perspektiven in den Blick nehmen.

1 � Teile dieses Beitrags sind eine Fortführung unseres im Forschungsjournal Soziale Bewegungen 
veröf fentlichten Artikels zu poststrukturalistischen Perspektiven auf soziale Bewegungen (Lei-
nius/Vey/Hagemann 2017). Dieser wurde im Rahmen des Arbeitskreises Poststrukturalistische Per-
spektiven auf soziale Bewegungen des Instituts für Protest- und Bewegungsforschung angestoßen. 
Wir danken allen Mitgliedern des Arbeitskreises und speziell Alexandra Bechtum, Kathrin Ganz, 
Peter Ullrich und Björn Wendt für ihre Unterstützung bei der Erstellung des Artikels.



Ingmar Hagemann, Johanna Leinius und Judith Vey18

1.	 Soziale Bewegungen im Spiegel der Bewegungsforschung

Soziale Bewegungen werden gemeinhin als »mobilisierte Netzwerke von Gruppen 
und Organisationen« (Kern 2008: 13) definiert, die über eine gewisse Dauer hin-
weg und durch kollektive Identität abgestützt, verschiedenste Protestformen an-
wenden, um »sozialen Wandel durch Protest herbeizuführen, zu verhindern oder 
rückgängig zu machen« (Neidhardt/Rucht 1993: 307). Auch wenn solche Praktiken 
kollektiven Handelns schon immer gesellschaftlich relevant waren, werden diese 
erst seit einigen Jahrzehnten als eigenständiges Phänomen wahrgenommen und 
systematisch untersucht. Soziale Bewegungen wurden vorher vor allem als Aus-
führende von Skripten gesellschaftlichen Wandels, wie im Marxismus oder der 
relativen Deprivationstheorie (Lukasc 1969; Runciman 1966), oder als zu irrationa-
len Handlungen verführte Akteur*innen, wie in der Massenpsychologie (Blumer 
1995), gesehen (Eschle 2004: 63; Goodwin/Jasper 2015: 5). Die Protestbewegungen 
der 1968er Jahre änderten die Sicht auf soziale Bewegungen (Cox 2011: 5ff.); sie 
wurden nun im Rahmen der sogenannten »Bewegungsgesellschaft« (Neidhardt/
Rucht 1993) als dauerhaft präsentes gesellschaftliches Phänomen akzeptiert, des-
sen Untersuchung einen spezifischen methodologischen Zugang und eigene ana-
lytische Konzepte erfordert (Diani 1992) . 

Zentrale Fragestellungen waren und sind noch heute, unter welchen Bedin-
gungen sich Menschen sozialen Bewegungen anschließen, wie diese ihren For-
derungen Gehör verschaffen und unter welchen Voraussetzungen sie ihre Ziele 
erreichen (Snow/Soule/Kriesi 2009: 4). Soziale Bewegungsforschung in den USA, 
welche vor allem die Funktionsweise sozialer Bewegungen untersucht, wurde 
stark vom »rational-choice« Ansatz beeinf lusst: In starker Abgrenzung zu sowohl 
massenpsychologischen als auch marxistischen Ansätzen und mit dem Ziel, die 
Präsenz sozialer Bewegungen als politische Akteur*innen zu normalisieren, gel-
ten Individuen als rationale Akteur*innen, welche sich an kollektivem Handeln 
beteiligen, um ihre Interessen zu maximieren. Ansätze wie die der Ressourcen-
mobilisierung (Eisinger 1973; McCarthy/Zald 1977) und der politischen Gelegen-
heitsstrukturen (Kitschelt 1985; McAdam 1982) gehen davon aus, dass soziale 
Bewegungen nur eine mögliche Form des kollektiven Handelns ist, welche von 
Akteur*innen dann gewählt wird, wenn sie in der Lage sind, genügend Ressour-
cen zu mobilisieren, um ihre Interessen wahrscheinlicher durch diese als durch 
andere Formen des kollektiven Handelns zu erreichen. Untersucht werden soziale 
Bewegungsorganisationen (SMOs), die als zentrale Akteur*innen der sozialen Be-
wegung gelten (McCarthy/Zald 1977; Snow/Soule/Kriesi 2009: 9). 

Unter anderen forschungspolitischen Bedingungen und konfrontiert mit sich 
weniger hierarchisch konstituierenden sozialen Bewegungen (Jones 1993: 7 in Cox 
2011: 37) entwickelte die europäische Bewegungsforschung einen Ansatz, der in 
sozialen Bewegungen »not organizations, not even of a peculiar kind« (della Por-
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ta/Diani 1999: 16) sah. Gefasst als »networks of interaction between different ac-
tors« (ebd.), geraten Fragen nach kollektiver Identität sowie kulturellen Faktoren 
in den Blick: Der Ansatz der »neuen sozialen Bewegungen« (Brand/Büsser/Rucht 
1983; Touraine 1988) analysiert, wie unter den Bedingungen des post-industriellen 
Zeitalters kollektive Identitäten die Klassenfrage als Mobilisierungsrahmen ver-
drängen. Es wird untersucht, wie und warum Individuen sich sozialen Bewegun-
gen anschließen. Alberto Melucci, als Vertreter des »collective-identity«-Ansatzes, 
argumentiert in diesem Zusammenhang, dass soziale Bewegungen keine kohä-
renten Akteur*innen sind, sondern das Resultat kontinuierlicher Prozesse der 
Bildung und Artikulation kollektiver Identitäten innerhalb eines bestimmten ge-
sellschaftlichen Kontextes (Melucci 1989). Sie sind nicht das Ergebnis von Hand-
lungsabwägungen rationaler Akteur*innen, sondern die in Handlung übersetzte 
Artikulation geteilter Überzeugungen (Offe 1985: 817ff.).

Eine Synthese mit dem Anspruch, den US-Fokus auf rationale Akteur*innen 
mit der europäischen Beschäftigung mit Prozessen der Identifikation zu ver-
binden, bietet der »Framing«-Ansatz (Benford/Snow 2000), welcher auch in der 
deutschsprachigen Bewegungsforschung sehr populär ist. Er untersucht, wie so-
ziale Bewegungsakteur*innen verschiedene »Frames« verwenden, »to mobilize 
potential adherents and constituents, to garner bystander support, and to demo-
bilize antagonists« (Snow/Benford 1988: 198; vgl. Bernstein 1997; Benford/Snow 
2000; Hewitt 2011). Während der Soziologe Erving Goffman, auf den sich der 
»Framing«-Ansatz beruft, »Frames« als überwiegend unterbewusste Vorgänge 
sah, welche die Wahrnehmung der Realität durch das Individuum steuern,2 ope-
riert der »Framing«-Ansatz häufig unter der Annahme von intentional handeln-
den Akteur*innen. Die Bewegungsforschung untersucht dann die Intentionen 
und Effekte dieser »Frames« (Benford/Snow 2000; Tarrow 2005: 61).

Aus poststrukturalistischer Perspektive lassen sich fünf wesentliche Punkte 
identifizieren, in denen diese etablierten Forschungspraxen aus unserer Sicht an 
ihre Grenzen geraten. 

Der Fokus der sozialen Bewegungsforschung ist erstens hauptsächlich auf die 
Untersuchung der Formierungsprozesse von sozialen Bewegungen, ihrer Effekte 
und einer Evaluation ihres Handelns ausgerichtet; die Relation zwischen sozialer 
Bewegung und Gesellschaft ist nicht (mehr) im Fokus der Untersuchung (für eine 
ähnliche Argumentation vgl. Ullrich 2015: 13; Ullrich 2016). Es gibt einzelne Arbei-
ten, welche die konstitutive Artikulation von Gesellschaft und sozialer Bewegung 
stark machen und dafür auf Gesellschaftstheorien zurückgreifen (z.B. Vey 2015, 
2016, 2018a und 2018b; Roose/Dietz 2016; Hagemann 2016; Sauer 2016; Scheller 

2 � Nach Gof fman sind »Frames« Interpretationsschemata, die es Individuen erlauben, »to locate, 
perceive, identify, and label a seemingly infinite number of concrete experiences« (Gof fman 1974: 
21).
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2019), der Großteil der Arbeiten bezieht sich jedoch auf Theorien mittlerer Reich-
weite (für eine ähnliche Diagnose, vgl. Roose 2016: 5). 

Zweitens finden sich in der Forschungspraxis oftmals Ansätze, die entweder 
über die Idee von rationalen Akteur*innen oder über strukturelle Merkmale das 
Handeln und die Effekte sozialer Bewegungen erklären wollen. Es dominiert die 
»instrumentalist-structuralist lens« (Johnston 2009: 3), in der weiterhin von prä-
diskursiv existierenden, rational-strategisch operierenden Bewegungsakteur*in-
nen ausgegangen wird (vgl. Vey 2015: 29ff.). Die relative Verbreitung des »Fra-
ming«-Ansatzes spielt hier eine wesentliche Rolle. Damit gerät aus dem Blick, wie 
Strukturen und Subjekte in einer komplexen machtvollen Wechselbeziehung erst 
in ihrer spezifischen Form entstehen. 

Das Ringen um gesellschaftliche Hegemonie – mit dem Ziel der Veränderung 
oder der Erhaltung des gegenwärtigen Zustandes – führt drittens zu Phänomenen 
der Exklusion und Unterdrückung von anderen potentiell möglichen Ordnungen 
(Laclau/Mouffe 1985; Leinius 2016). Daher wäre es falsch, soziale Bewegungen als 
das Andere von Macht oder Hierarchie zu idealisieren. Arbeiten in der englisch-
sprachigen Bewegungsforschung u.a. zur Bewegung für Globale Gerechtigkeit 
haben hier produktive Ansätze erarbeitet (vgl. Conway 2013; Flesher Fominaya 
2016a; 2016b; Doerr 2012; Hansson/Hellberg/Stern 2015); deren systematische In-
tegration in die deutschsprachige Forschung steht noch weitestgehend aus. 

Daraus folgt viertens, dass ein komplexeres Analysemodell sozialer Bewegun-
gen, welches eine engere Form der Verknüpfung von Theorie und Empirie enthält, 
benötigt wird, um die Analyse sozialer Bewegungen und die Weiterentwicklung 
ihrer erkenntnisleitenden Modelle parallel und in fortwährendem Austausch vor-
anzutreiben (vgl. Roose/Dietz 2016; Baumgarten/Daphi/Ullrich 2014).

Wenn soziale Realität als diskursiv produziert und nur auf diese Weise zu-
gänglich verstanden wird, hat dies fünf tens Auswirkungen auf die Forschungs-
praxis und die eigene Positionierung als Wissenschaftler*in. Daten können in-
folgedessen nicht mehr als objektiv abfrag- und erhebbar verstanden werden; die 
eigene Position impliziert immer auch eine spezifische Perspektive auf den Analy-
se»gegenstand«, sodass zum einen die Anwendung ethnographischer, partizipa-
tiver und aktivistischer Methoden sinnvoll erscheint, um soziale Konstitutions-
prozesse analysieren zu können. Zum anderen folgt daraus die Notwendigkeit 
zur kritischen Ref lexion der Forschungsrelevanz der eigenen Positionierung im 
Feld. Feministische und postkoloniale Theorien, die solche Fragestellungen schon 
seit Jahrzehnten auch in Bezug auf soziale Bewegungen aus einer poststruktu-
ralistischen Perspektive diskutieren, bieten hier produktive Anknüpfungspunkte 
(Spivak 1988; Fine 1994; Tuhiwai Smith 1999; Fink/Leinius 2014: 119ff.; Genat 2015).

Diese fünf Bereiche sind von entscheidender Bedeutung für die angemessene 
Analyse sozialer Bewegungen und können, so die erkenntnisleitende These dieses 
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Beitrags, mithilfe poststrukturalistischer Forschungspraxis besonders gut erfasst 
werden.

2.	 Die poststrukturalistische Blickverschiebung

Ein wesentliches Grundmotiv poststrukturalistischer Ansätze ist die Skepsis 
gegenüber festen, stabil und wohlgeordnet erscheinenden sozialen Phänome-
nen, deren Zustand durch wissenschaftliche Analysen festgehalten werden kann. 
Poststrukturalistische Perspektiven betonen demgegenüber, dass Phänomene 
des Bruchs, der Abweichung, Vielfalt und unerwarteter Dynamiken konstitutiv 
für Gesellschaft und daher für eine Analyse sozialer Phänomene zentraler An-
satzpunkt sind.3 In diesem Sinne mag es wenig überraschen, dass das Wesen 
poststrukturalistischer Perspektiven selbst äußerst vielgestaltig ist. Die in die-
sem Kapitel beabsichtigte Rekonstruktion poststrukturalistischer Perspektiven 
wird daher weniger ein geteiltes theoretisches Konstrukt, sondern vielmehr eine 
gemeinsame »konzeptuelle Blickverschiebung« (Moebius/Reckwitz 2008: 13) skiz-
zieren. 

Um die Natur dieser konzeptuellen Blickverschiebung zu erfassen, schlägt 
Oliver Marchart den Begriff des Postfundamentalismus vor (2013: 48ff.) – ein 
Begriff, der den gemeinsamen Ausgangspunkt der »radikalen Kontingenzak-
zeptanz« (Marchart 2013: 49) ausdrücken soll.4 Dabei sind beide Dimensionen 
des Konzepts der Kontingenz von Bedeutung, also einerseits die grundsätzliche 
Abwesenheit letzter, als transzendental verstandener Gründe für die Konstitu-
tion und Natur der sozialen Ordnung. Andererseits ist für poststrukturalistische 
Perspektiven soziale Ordnung durch fortwährende, partielle und instabile Ver-
suche der Neugründungen sozialer (Teil-)Ordnungen charakterisiert (Marchart 
2013: 11).5 Auf Basis dieser gemeinsam geteilten radikalen Kontingenzperspektive 
(Reckwitz 2010) sind poststrukturalistische Perspektiven nach Marchart (2013: 

3 � Viele der hier behandelten Ansätze stehen in der Tradition einer Abgrenzungsbewegung vom 
Strukturalismus. Strukturalistische Ansätze zielen auf die Identifikation übergeordneter sozialer 
Muster und Regelhaf tigkeiten. Ihre Überbetonung von Struktur führte aber letztlich dazu, dass 
ein zu statisches und zu homogenes Modell von Gesellschaf t erkenntnisleitend war und sie so 
eine Vielzahl sozialer Phänomene nicht erfassen oder erklären konnten (vgl. Moebius/Reckwitz 
2008: 12f f.).

4 � Wir übernehmen den Vorschlag der Bezeichnung des hier behandelten theoretischen Feldes 
als postfundamentalistisch an dieser Stelle nicht, weil der Begrif f des Poststrukturalismus im 
(deutschsprachigen) wissenschaf tlichen Diskurs deutlich präsenter ist.

5 � So kann die vorliegende soziale Ordnung nicht auf den Willen eines höheren Wesens oder die 
spezifische Natur des Menschen zurückgeführt werden. Gleichzeitig ist die Gesellschaf t aber da-
durch gekennzeichnet, dass unter Rückgrif f auf die »richtigen Werte«, gute Ideen oder vermeint-



Ingmar Hagemann, Johanna Leinius und Judith Vey22

51ff.) durch vier Ähnlichkeiten gekennzeichnet, die an dieser Stelle kurz skizziert 
und in folgenden Kapiteln für den Gegenstand sozialer Bewegungen noch detail-
lierter ausgeführt werden.6

Erstens verbindet die behandelten Perspektiven, dass sich das Bild von sozia-
ler Ordnung verschiebt: Das Entfallen der Idee einer notwendigen oder richtigen 
Form sozialer Ordnung verlagert die wissenschaftliche Aufmerksamkeit auf die 
Beobachtung der fortwährenden Neugründung des Sozialen durch temporär fi-
xierte Teilordnungen. Diese Konf likte um die Frage der ›richtigen‹ oder ›besten‹ 
sozialen Ordnung prägen das poststrukturalistische Bild von Gesellschaft (Mar-
chart 2013: 52). Auf soziale Bewegungen übertragen bedeutet dies, dass diese sich 
der Veränderung der bestehenden Ordnung oder dem sich Widersetzen gegen-
über aktuellen Entwicklungstrends, also dem Verhindern von Veränderung ver-
schrieben haben. Die Analyse sozialer Bewegungen ist daher immer eng mit der 
Analyse der Gesamtgesellschaft verknüpft.

Zweitens finden diese Konf likte nicht zwischen Subjekten, Gruppen oder Ak-
teur*innen mit festen, schon immer vorhandenen Identitäten, Ideen oder Zielen 
statt. Diese entstehen vielmehr erst in den Prozessen des Ringens um die ›rich-
tige‹ soziale Ordnung und damit immer in Abgrenzung zu anderen Subjekten, 
Gruppen oder Akteur*innen (ebd.). Die Identität sozialer Bewegungen konstitu-
iert sich damit vor allem darüber, was genau sie beibehalten, überwinden oder 
verändern möchten. Da kollektive Identität somit erst in Abgrenzung zu anderen 
Akteur*innen, Ideen oder Identitäten entsteht, also als Differenzbeziehung kons-
tituiert ist, werden drittens die Beziehungen zwischen sozialen Phänomenen zum 
entscheidenden analytischen Ansatzpunkt (ebd.). Auf die Bewegungsforschung 
bezogen werden damit die Identität, das Handeln und die Effekte einer sozialen 
Bewegung vor allem über die Analyse der internen Relationen der Bewegung oder 
zu den sie umgebenden Phänomenen erfasst.

Nicht zuletzt ist viertens die Natur dieser Phänomene sehr weit gefasst. Zen-
trale Analyseeinheiten sind – mit unterschiedlicher Gewichtung in den einzel-
nen Ansätzen – Diskurse, Praktiken, Subjektivierungen und Artefakte (Reckwitz 
2016). Gerade die bislang weitestgehend ignorierte Rolle von Materialität kann 
für die Analyse sozialer Bewegungen äußerst fruchtbar sein. Sie besitzt zwar 
keine vorher festgelegte Identität und Wirkung im Ringen um die soziale Ord-
nung (Marchart 2013: 53f.), ist aber überaus prägend für die konkreten sozialen 
Situationen (vgl. Henare/Holbraad/Wastell 2007; Clarke 2005). Im Falle sozialer 
Bewegungen hat die Materialität des Sozialen maßgeblichen Einf luss auf die je-

liche Notwendigkeiten fortwährend jeweils spezifische Formen sozialer Ordnung gefordert und 
auch implementiert werden.

6 � In Moebius und Reckwitz (2008: 13f f.) findet sich eine ähnliche Systematik mit fünf geteilten Di-
mensionen poststrukturalistischer Ansätze.
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weiligen sozialen Dynamiken: Die Körper von Aktivist*innen sind oftmals ent-
scheidendes Protestmittel (vgl. Butler 2015). Artefakte, wie Protestsymbole, die 
Architektur des Protestortes oder Hilfsmittel zur Organisation des Protests er-
möglichen und prägen die Praxis einer sozialen Bewegung.

Gerade der letzte Punkt verdeutlicht, dass poststrukturalistische Ansätze da-
rauf angelegt sind, das Set relevanter sozialer Phänomene und Dynamiken für 
das Verständnis sozialer Bewegungen zu erweitern. Da die unterschiedlichen 
poststrukturalistischen Ansätze jeweils eigene Schwerpunkte setzen, kann ihre 
Stärke besonders entfaltet werden, wenn ein Phänomen mithilfe unterschiedli-
cher Analysewerkzeuge untersucht wird.7 Vielfalt als Charakteristikum ist damit 
neben der radikalen Kontingenzperspektive auf das Soziale die wesentliche Quel-
le für den Erkenntniswert der mit ihrer Hilfe realisierten Analysen.

3.	 Charakteristika und Mehrwerte einer poststrukturalistischen 
Bewegungsforschung

In Kapitel 1 wurden fünf Punkte identifiziert, an denen die etablierte Forschungs-
praxis der Bewegungsforschung an ihre Grenzen stößt. Poststrukturalistische 
Ansätze können auf Basis ihrer radikalen Kontingenzperspektive diese Lücken 
schließen, was in diesem Kapitel entlang von ausgewählten poststrukturalisti-
schen Ansätzen und am Erkenntnisgegenstand sozialer Bewegungen illustriert 
wird.

3.1 	 Gesellschaftstheoretische Perspektive: Soziale Bewegungen  
als Phänomene des Politischen

In einem Großteil der Arbeiten über soziale Bewegungen wird überwiegend auf 
Ansätze mittlerer Reichweite rekurriert. Dies überrascht, sind doch soziale Be-
wegungen, Protest und widerständige Praxen in allen Bereichen der Gesellschaft 
zu finden – ob im Alltag oder auf der Straße, sie sind tief mit anderen sozialen 
Dynamiken verschränkt und immer darauf ausgerichtet, Gesellschaft zu trans-
formieren oder Transformation zu verhindern. Angesichts dieser Verwobenheit 
mit und Ausrichtung auf Gesellschaft erscheint es naheliegend, dass soziale Be-
wegungen nur dann angemessen untersucht werden können, wenn man sie als 
Ausdruck einer gesamtgesellschaftlichen Dynamik versteht und sie dementspre-
chend analysiert. 

7 � Über die gemeinsam geteilte radikale Kontingenzperspektive ähneln sich alle poststrukturalisti-
schen Ansätze gleichzeitig, sodass eine Kombination bspw. in Form einer Triangulation jederzeit 
möglich ist und auch realisiert werden sollte.
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Die Gegenüberstellung der Begriffe des Sozialen, der Politik und des Politi-
schen hilft, die grundsätzlich unterschiedliche Herangehensweise poststruktu-
ralistischer Analysen zu illustrieren: Phänomene der Politik sind innerhalb eines 
relativ festen Sets sozialer Strukturen angesiedelt und hinterfragen oder unter-
minieren diese nicht. Die allgemeine Akzeptanz dieser Strukturen, zum Beispiel 
von Entscheidungsbildungsprozessen, lenkt die meisten sozialen und politischen 
Dynamiken in dieses begrenzte, als stabil und unabänderlich verstandene Mus-
ter. Die Möglichkeit der Transformation dieser Strukturen ist erst einmal nicht 
präsent, für viele Menschen auch nicht denkbar. Dieser Bereich der als legitim an-
erkannten sozialen Ordnung, das Set unhinterfragter Normen und Institutionen 
wird als das Soziale bezeichnet. Anders ist dies bei Phänomenen des Politischen. Hier 
steht die Frage nach der Transformation der sozialen Ordnung im Mittelpunkt. 
Soziale Ordnung wird als Resultat von vorherigen politischen Kämpfen sichtbar; 
unterschiedliche gesellschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten werden sicht- und 
direkt erfahrbar. 

Soziale Bewegungen zielen auf genau jene Momente des Politischen ab, egal, 
ob sie den aktuellen Status Quo hinterfragen, dem Wandel entgegenstehen, oder 
in einer alltäglichen sozialen Situation ein bestehendes Rollenmuster nicht ak-
zeptieren und damit die als normal verstandene soziale Ordnung unterminieren. 
Im Politischen wird das Soziale hinterfragt und seine soziale Genese und Verän-
derbarkeit sichtbar gemacht.

Soziale Bewegungen als Phänomene des Politischen können dann angemes-
sen verstanden und beschrieben werden, wenn das genutzte analytische Modell 
sensibel für genau dieses Moment des Politischen ist. Poststrukturalistische 
Perspektiven sind hier besonders gut in der Lage, das politische Moment sozia-
ler Bewegungen zu erfassen: Ihre radikale Kontigenzakzeptanz erlaubt es, das 
konkrete Infragestellen der sozialen Ordnung sozialer Bewegungen inhaltlich 
ebenso wie im Verhältnis zum Sozialen zu erfassen und einzuordnen. Für die 
Analyse einer sozialen Bewegung, die auf die grundsätzliche Transformation des 
bestehenden politischen Systems ausgerichtet ist, wäre eine Analyse entlang der 
Frage, ob die Forderungen der sozialen Bewegung im Rahmen des akzeptierten 
politischen Systems Gehör finden, ungeeignet. Um die Infragestellung und an-
gestrebte Neugründung der sozialen Ordnung zu erfassen, muss das zu analy-
sierende Phänomen mithilfe von poststrukturalistischen Analysemethoden auf 
gesellschaftstheoretischer Ebene beleuchtet werden. 

Im Rahmen dieses Handbuchs wird vielfach veranschaulicht, wie solch eine 
gesellschaftstheoretisch fundierte Perspektive für die Erforschung sozialer Be-
wegungen aussehen kann: Mareike Gebhardt ist es zum Beispiel möglich, durch 
den Rückgriff auf radikale Demokratietheorien die in der wissenschaftlichen 
Debatte weit verbreitete These der grundlegenden Ähnlichkeit ›rechter‹ und ›lin-
ker‹ Populismen in Frage zu stellen und stattdessen die unterschiedlichen Tiefen-
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strukturen ethno-nationalistischer und radikaldemokratischer Momente auf-
zuzeigen (zur spezifischen Analyseperspektive radikaler Demokratietheorie vgl. 
auch den Beitrag von Helge Schwiertz). Benjamin Görgen, Mattias Grundmann 
und Björn Wendt nutzen die sozialökologische Mikrosoziologie zur Analyse einer 
zivilgesellschaftlichen Nachhaltigkeitsinitiative im städtischen Raum.

3.2	 Soziale Bewegungen als Ursprung  
und Ausdruck diskursiver Dynamiken

Ein zentrales Element poststrukturalistischer Perspektiven ist das Konzept des 
Diskurses. Diskurse entscheiden darüber, wie über etwas gedacht wird. Durch 
das In-Beziehung-Setzen von Konzepten, Sinnzuschreibungen und Objekten 
wird Bedeutung fixiert; es entsteht Sinn. Dieser Sinn entsteht auf Grundlage der 
Exklusion anderer möglicher Sinnfixierungen: Sobald sich zum Beispiel ein be-
stimmtes Verständnis von sozialen Bewegungen diskursiv verfestigt hat, werden 
andere Möglichkeiten verdrängt – so zu Beispiel die Möglichkeit, soziale Bewe-
gungen als etwas anderes als temporäre Irritationen im politischen Betrieb zu 
sehen, deren Forderungen an das demokratische System adressiert und notwen-
digerweise von diesem absorbiert werden (vgl. den Beitrag von Marlon Barbe-
höhn und Alexander Wohnig im vorliegenden Handbuch). Hier liegt ein zentraler 
Mehrwert: Anstatt von rationalen Akteur*innen und determinierenden Struktu-
ren auszugehen, erlaubt das Konzept des Diskurses, die gleichzeitige Konstitu-
tion von Subjekt und Struktur zu analysieren.

Soziale Bewegungen können daher weder durch soziale, ökonomische oder 
politische Missstände, noch durch zur Verfügung stehende Ressourcen und deren 
Nutzung, durch politische oder diskursive Gelegenheitsstrukturen, soziale Netz-
werke zwischen Akteur*innen oder Frames allein erklärt werden.8 Stattdessen 
spielt immer eine zentrale Rolle, wie ein Diskurs zu einem bestimmten Zeitpunkt 
strukturiert ist – was also gesagt und gedacht werden kann, was als normal, rich-
tig oder vernünftig gilt. Soziale Bewegungen, ihre Akteur*innen – verstanden als 
politische Subjekte (Nonhoff 2006) – und ihre Frames sind daher gleichursprüng-
lich. Wie der Framing-Ansatz unter diesen Vorzeichen weiterentwickelt werden 
kann, zeigt Mathias Krams in diesem Handbuch anhand seiner Analyse von Deu-
tungskämpfen im Rahmen der deutschen Klimapolitik. 

Soziale Bewegungen sind daher nicht das Ergebnis von Mobilisierungsprozes-
sen rationaler und strategisch handelnder Bewegungsakteur*innen oder struktu-
reller Gegebenheiten. Die Identität der Bewegung und der einzelnen Aktivist*in-

8 � Im Framing-Ansatz, in dem ebenfalls nach Bedeutungskonstituierung gefragt wird, wird das 
realitätskonstituierende Element von Framing nicht gesehen, ebensowenig die diskursiven Be-
dingungen, die den Raum des diskursiv Möglichen abstecken (Vey 2015: 33f f.).
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nen und der damit verbundenen Subjektpositionen (Laclau 1985; Laclau/Mouffe 
1985; Ganz 2018), die soziale Bewegungen hervorbringen, sind Teil des Diskurses, 
entstehen erst im Rahmen eines komplexen, ereignishaften und höchst dyna-
mischen Prozesses der Konstituierung und verändern sich darüber hinaus kon-
tinuierlich (vgl. hierzu die Beiträge von Marc Drobot, Friederike Landau und 
Christian Helge Peters im vorliegenden Handbuch). Deutungskämpfe innerhalb 
sozialer Bewegungen um die eigene kollektive Identität können so die Partizipa-
tion individueller Aktivist*innen beeinf lussen, wie Hans Jonas Gunzelmann in 
diesem Band anhand der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung aufzeigt. 

3.3	 Macht als Schlüssel zum Verständnis sozialer Bewegungen

Wenn soziale Realität als permanente Sinn(re)fixierung verstanden wird, bedeu-
tet dies, dass gleichzeitig permanent alternative Möglichkeiten der Sinnfixierung 
ausgegrenzt werden (müssen). Daraus folgt, dass jeder Diskurs per se hierar-
chisch und ausschließend strukturiert ist und wirkt. Denn soziale Wirklichkeit 
wird immer durch eine Unterdrückung von Alternativen bei gleichzeitiger Domi-
nanz eines speziellen Diskursmusters geprägt. Die Konstituierung von sozialer 
Realität ist dementsprechend immer ein machtvoller Prozess. Mittels dieser Pers-
pektive geraten Phänomene der Macht in den Blick, die in vielen Analysen sozialer 
Bewegungen oftmals unterbestimmt sind. 

Demgegenüber hat sich durch poststrukturalistische Perspektiven das Ver-
ständnis von Macht verändert und ausgeweitet, sodass wirkungsmächtige soziale 
Beziehungen erfasst werden können, ohne ausschließlich auf Formen der Unter-
drückung fokussiert zu sein. Macht erscheint nicht als etwas per se destruktives, 
sondern im Gegenteil – solange sie nicht mit einem Herrschaftsverhältnis ver-
bunden ist – als etwas Produktives, denn durch sie wird Bedeutung überhaupt 
erst möglich. 

Die Zivilgesellschaft und die Öffentlichkeit, in die soziale Bewegungen inter-
venieren, sind, ebenso wie die Gesellschaft an sich, keine neutralen Sphären der 
Aushandlung und Deliberation, sondern zentraler Austragungsort für die Etab-
lierung und Erhaltung von kultureller Vorherrschaft (Gramsci 1991: 874). Soziale 
Bewegungen, ihr Handeln und ihre Möglichkeitsbedingungen sind ein Teil dieser 
Kämpfe. Zur Verfügung stehende Ressourcen, die Entwicklung von Frames und 
politische Möglichkeitsstrukturen müssen infolgedessen ebenfalls als Teil dieses 
Kampfes um gesellschaftliche Hegemonie verstanden werden. Diese Notwendig-
keit des Ringens um Hegemonie gilt auch für soziale Bewegungen selbst: Auch 
wenn sie sich als egalitär, partizipativ und offen begreifen, wird innerhalb einer 
Bewegung um die Vorherrschaft einer Interpretation, Strategie und Forderung 
gerungen (zu dieser Vielschichtigkeit von Macht- und Herrschaftsverhältnissen 
vgl. die Beiträge von Kathrin Ganz und Tanja Scheiterbauer in diesem Band). 



Poststrukturalistische Perspektiven auf soziale Bewegungen 27

3.4	 Enge Verbindung von Theorie und Empirie 

Soziale Bewegungen sind komplexe Phänomene in komplexen Gesellschaften. 
Gerade um diese Gleichzeitigkeit, Vielschichtigkeit, Ambivalenz und Wider-
sprüchlichkeit erfassen zu können, sind Erklärungsmodelle notwendig, die der-
artige Charakteristika sozialer Phänomene erfassen und systematisieren können. 
Dazu gehört nicht nur ein angemessenes analytisches Modell, sondern vor allem 
auch die (ständige Weiter-)Entwicklung einer nicht statischen, sondern f luiden 
Modellarchitektur, in der die Komplexität der Empirie Berücksichtigung findet. 
Die Entwicklung von gesellschafts- und sozialtheoretischen Modellen entlang 
empirischer Analysen ist ein zentrales Charakteristikum vieler poststrukturalis-
tische Arbeiten, wie im folgenden Absatz veranschaulicht wird. In poststruktura-
listischen Ansätzen ist der Übergang von Sozialtheorie, Gesellschaftstheorie und 
Empirie daher oft f ließend (Reckwitz 2016: 12). Dies zeigt auch Rahel Sophia Süß 
in ihrem Beitrag, in dem sie die Untersuchung munizipalistischer Bewegungen 
zum Ausgangspunkt nimmt, um die pragmatistische Theorie mit poststruktu-
ralistischen Theorien radikaler Demokratie zusammenzubringen und damit so-
wohl Theoriearbeit zu leisten als auch das empirische Instrumentarium der Be-
wegungsforschung zu erweitern. 

Das theoretische Vokabular ist demnach weniger als System, sondern als ein 
offenes und dynamisches Format gedacht. Dies macht poststrukturalistische An-
sätze empfänglich für die gesellschaftstheoretische Ebene aktueller sozialer Dy-
namiken, deren Charakteristika und Veränderungen sie auf diesem Wege besser 
erfassen und verarbeiten können. Das idealtypische Beispiel für eine derartige 
Forschungspraxis sind die Arbeiten von Michel Foucault, in denen auf Basis einer 
reichhaltigen Sichtung empirischen Materials mittels einer qualitativen Methode 
(Diskursanalyse) ein gesellschaftstheoretisches (Disziplinargesellschaft, neolibe-
rale Gouvernementalität) und sozialtheoretisches Modell (Diskurs- und Macht-
theorie) entwickelt wurde (vgl. Foucault 1976). Seine Arbeiten zeigen, dass die 
Kraft des jeweiligen empirischen Zugangs sich dabei besonders entfaltet, wenn 
sie eng verzahnt mit dem theoretisch-analytischen Modell genutzt wird (für eine 
empirische Umsetzung einer diskurstheoretischen Perspektive vgl. den Beitrag 
von Hans Jonas Gunzelmann in diesem Handbuch).

Im Bereich der poststrukturalistischen Bewegungsforschung findet sich ein 
wachsendes Set an entsprechenden Analysen, in deren Rahmen Diskurs nicht 
nur auf Sprache beschränkt, sondern als realitätskonstituierendes Moment be-
trachtet wird. So arbeitet Conrad Lluis Martell in diesem Handbuch heraus, wie 
sich der Diskursbegriff Laclaus und Mouffes, der Zeichen wie Praktiken umfasst, 
forschungspraktisch einlösen lässt. Er kann in seinem Beitrag daher zentrale For-
derungen und Identitätskonstruktionen, aber auch kleinmaschigere Praktiken 
und Organisationsprozesse der spanischen Protestbewegung Indignados erfassen.
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3.5	 Forschungspraxis und aktive Positionierung  
der Forscher*innen im Feld

Eine neutrale, objektive Bewegungsforschung und Wissenschaft allgemein ist 
aus einer poststrukturalistischen Perspektive gleichermaßen unmöglich wie un-
nötig: Das Fehlen eines letzten Grundes bedeutet auch, dass es nicht Aufgabe der 
Wissenschaft sein kann, nach einer als transzendental verstandenen Wahrheit zu 
streben. Die Identität von Aktivist*innen, ›externe‹ Faktoren und Bedeutungs-
muster können infolgedessen nicht mehr als (vorher) feststehend, objektiv abfrag- 
und erhebbar verstanden werden, sondern als äußerst f luide und prozesshaft. 
Die Entscheidung dafür, wie Realität gesehen wird, impliziert auch immer den 
Ausschluss anderer möglicher Perspektiven auf soziale Phänomene. Deren Validi-
tät kann nicht daran gemessen werden, wie gut sie die Realität »wahrheitsgemäß« 
abbilden können (Vey 2015; Wullweber 2010). Wahrheiten können daher immer 
nur »positioned truths« (Abu-Lughod 2005: 468) sein. Die Tätigkeit der Wissens-
produktion ist demnach nie unpolitisch, auch wenn sie sich als solche ausgibt. 
Denn Wissenschaft ist immer in einen bestimmten Wahrheitshorizont einge-
f lochten, der das Ergebnis von Machtverhältnissen und -kämpfen ist (vgl. Brand 
2005: 24-25). Wissenschaftliche Wahrheiten basieren somit auf einer »positioned 
objectivity« (Hale 2008: 13). 

Aus solch einem Verständnis von Wissenschaft und Wahrheit, das die Mög-
lichkeit feststehender, objektiver und universaler Wahrheiten negiert, resultiert 
die Notwendigkeit, die eigene Position kenntlich zu machen: »Standing on shif-
ting ground makes it clear that every view is a view from somewhere and every act 
of speaking a speaking from somewhere.« (Abu-Lughod 2005: 468)

Anstelle in Rekurs auf eine vermeintlich wissenschaftliche Objektivität das 
politische Moment jeglicher Wissensproduktion zu verschleiern und die Ergeb-
nisse situierter Forschung zu universalisieren, muss die eigene Positionierung im 
Feld als forschungsrelevant begriffen und kritisch ref lektiert werden. Um soziale 
Konstitutionsprozesse in ihrer Entstehung analysieren und als solche begreifen zu 
können, ist die Anwendung ethnographischer, partizipativer und aktivistischer 
Methoden sinnvoll. Auf diese Weise können subjektive Bedeutungszuschreibun-
gen und Sinnfixierungen in ihrem Entstehungs- und Modifizierungsprozess ana-
lysiert werden (vgl. hierzu auch den Beitrag von Jannik Schritt in diesem Hand-
buch).

Die zentrale Rolle von Macht für die Reproduktion von Herrschaft in post-
strukturalistischen Perspektiven ist auch für die Ref lexion der Forschungspraxis 
entscheidend: Wissenschaftliche Autorität kann nicht auf dem privilegierten Zu-
gang zur Wahrheit beruhen; sie ist der Effekt einer bestimmten politischen Ord-
nung. Welche Interpretationen der Wirklichkeit den Status von Wissen erhalten 
und welche als Erfahrung, Volksglaube, oder Erzählung abgetan werden, muss 
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aus einer poststrukturalistischen und machtsensiblen Perspektive hinterfragt 
werden (vgl. Mohanty 2003; oder auch den Beitrag von Philip Wallmeier im vor-
liegenden Handbuch). Wie Beziehungen zum und im Feld hergestellt werden, ist 
somit forschungsrelevant.

Aktivismus und Forschung sind keine sich ausschließenden Handlungslo-
giken, da Forschung immer Position bezieht.9 Die Verbindung von Aktivismus 
und Forschung kann beide Seiten bereichern, wie in den umfangreichen wissen-
schaftlichen Auseinandersetzungen mit dieser Frage sichtbar wird (u.a. Abu-Lug-
hod 2005; Hale 2008; The Autonomous Geographies Collective 2010; Genat 2015; 
Vey 2015)10: So kann aus der spezifischen und umfangreichen Kenntnis des unter-
suchten Feldes, des differenzierten Kontextwissens und der persönlichen Bezie-
hungen und Verbindungen zu Aktivist*innen sogar ein Vorteil gegenüber exter-
nen Forscher*innen resultieren, da sich unter anderem die Wahrscheinlichkeit, 
die untersuchten Praxen fehlzuinterpretieren oder einzuordnen, verringert (Hale 
2008). Die Analyse des erhobenen Materials muss jedoch, so zum Beispiel Rainer 
Diaz-Bone, den epistemischen Bruch mit dem erworbenen Alltagswissen, also 
die systematische und kritisch ref lektierte Erarbeitung der Regelhaftigkeiten 
innerhalb des Materials, ermöglichen (Diaz-Bone 2006; vgl. Marttila 2015). Die 
poststrukturalistische Ref lexion der Machtbeziehungen im Feld und die explizite 
Positionierung als Forscher*in sind somit keine Einladung zur analytischen Be-
liebigkeit, sondern erlauben im Gegenteil die kritische Auseinandersetzung mit 
Aspekten der Forschungspraxis, die empirischer Forschung inhärent sind, jedoch 
häufig nicht thematisiert werden. 

Zentral ist hierbei, dass Forschungspraktiken und Entscheidungen im For-
schungsprozess sichtbar gemacht und ref lektiert werden (Leinius i.E.). Dies gilt 
jedoch für aktivistisches wie nicht-aktivistisches Forschen gleichermaßen. Das 
Plädoyer für die Offenlegung der eigenen Positionierung im Feld ist kein Argu-
ment für die Aufgabe wissenschaftlicher Stringenz und Sorgfalt; im Gegenteil 
geht es darum, die eigenen Handlungen als Teil des Prozesses der Wissensgene-
rierung zu verstehen und in die Einordnung der Forschungsergebnisse einzube-
ziehen. Dies erhöht die Aussagekraft der Ergebnisse: Da Wissen nicht universal 
gelten kann, sondern immer Ausdruck einer bestimmten, diskursiv konstruier-
ten und auf Machtbeziehungen beruhenden sozialen Realität ist, ist Generalisier-
barkeit intersubjektiv begründet: Das Nachvollziehen des Forschungsprozesses 

9 � Das Argument poststrukturalistisch geprägter feministischer und postkolonialer Forscher*in-
nen ist, wie oben ausgeführt, dass bestimmte Forschungstraditionen diese Verbindung negieren 
können, da sie die herrschende Ordnung reproduzieren und somit als normal gelten. Der univer-
salisierende »God’s eye view« ist nur aufgrund der Hegemonie eines patriarchalen und westlich 
geprägten Wissenschaf tsverständnisses möglich (vgl. Castro-Gomez 2005).

10 � Für eine systematische Annäherung an die Figur »Protestforscher*in« vgl. Ullrich 2019.



Ingmar Hagemann, Johanna Leinius und Judith Vey30

erlaubt es, die von den Forscher*innen getroffenen Entscheidungen zu verstehen 
und ggf. zu hinterfragen, Entscheidungen und Argumentationen müssen plausi-
bel sein (Wullweber 2010: 46). So macht Jonathan Eibisch in seinem Beitrag seine 
spezifische, postanarchistische Analyseperspektive auf die G20-Proteste sicht- 
und damit nachvollziehbar.

4.	 Fazit

In diesem einleitenden Beitrag haben wir argumentiert, dass poststrukturalis-
tische Perspektiven einen Mehrwert bei der Analyse sozialer Bewegungen gene-
rieren. Diesen Mehrwert sehen wir in der Blickverschiebung der poststruktu-
ralistischen Perspektive, welche die Kontingenz gesellschaftlicher Strukturen, 
Identitäten, und Beziehungen hervorhebt. Um das Potential dieser Blickverschie-
bung deutlich zu machen, haben wir fünf Charakteristika poststrukturalistischer 
Perspektiven vorgestellt und aufgezeigt, wie diese die Untersuchung sozialer Be-
wegungen bereichern können. Anstatt soziale Bewegungen als Akteurinnen in-
nerhalb eines klar umrissenen gesellschaftlichen Feldes zu sehen, begreifen wir 
erstens soziale Bewegungen als Ausdruck gesamtgesellschaftlicher Dynamiken. 
Immer wieder neue Bereiche des Sozialen werden politisiert und Gegenstand 
von Protest. So treten zweitens die diskursive Konstitution und Reproduktion 
von Subjekten, Artefakten und Räumen in den Blickpunkt empirischer Analy-
sen, genau wie drittens die Frage nach Macht als produktives, aber gleichzeitig 
auch ausschließendes Moment. Die poststrukturalistische Perspektive erlaubt 
viertens, die enge Verzahnung empirischer Einblicke mit theoretischen Debatten. 
Die Betonung des ausschließenden und gleichzeitig produktiven Moments der 
Entscheidung erlaubt es fünftens, Forschungspraxis und Forschungsbeziehun-
gen kritisch zu ref lektieren und ihren Einf luss auf die gewonnenen Erkenntnisse 
deutlich zu artikulieren. 

Unser Fokus auf die epistemologischen und ontologischen Grundannahmen 
der poststrukturalistischen Perspektive für die Bewegungsforschung hat notwen-
digerweise andere Dimensionen der global mittlerweile stark ausdifferenzierten 
Bewegungsforschung vernachlässigt: So werden vermehrt Konzepte integriert, in 
denen alternative theoretische und methodische Perspektiven sowie epistemolo-
gische Zugänge zum Forschungsgegenstand soziale Bewegungen eröffnet wer-
den.11 Im Sinne des Poststrukturalismus verwehren wir uns einer Schließung des 

11 � Wir beziehen uns vor allem auf lateinamerikanische (vgl. Alvarez/Dagnino/Escobar 1998) und 
dekoloniale Debatten (vgl. Tuhiwai Smith 1999; Levya et al. 2015), welche von feministischen 
Perspektiven geprägt sind. Es gibt eine Vielzahl weiterer Ansätze, die hier Beachtung finden 
müssten. Eine Systematisierung dieser Ansätze verspricht ähnlich produktiv zu sein wie unser 
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Feldes und erhoffen uns mit diesem Artikel und Handbuch dennoch eine gewisse 
Systematik in die Vielfalt der verschiedenen Ansätze zu bringen und das Feld der 
deutschsprachigen Bewegungsforschung zur Auseinandersetzung mit unseren 
und den Thesen der Autor*innen ermutigen zu können. 
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Diskurse und Deutungskämpfe



Subjektivierung und staatliches Wissen:  
Zur Konstruktion sozialer Bewegungen im Schulbuch

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Unsere Perspektive untersucht, wie soziale Bewegungen im Schulbuch konstruiert werden und 
inwiefern dieses Wissen über demokratisch legitime Verhaltensweisen als eine Form der Sub-
jektivierung interpretiert werden kann. Durch den Rückgriff auf Schulbücher, verstanden als ein 
zentrales Medium staatsbürgerlicher Bildung, wird sichtbar, wie soziale Bewegungen im Feld der 
politischen Artikulations- und Partizipationsformen platziert werden und zu einem hegemonialen, 
weil staatlich autorisierten, Wissensbestand kondensieren. 

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Unsere Perspektive bedient sich einerseits einem Foucault’schen Verständnis von Subjektivierung, 
mit dem sich die diskursiven Praktiken befragen lassen, mittels derer ein spezifisches Bild von 
der/dem demokratischen Bürger*in entworfen und weitergegeben wird (Foucault 1994; Gelhard et 
al. 2013). Andererseits greifen wir auf hegemonietheoretische Überlegungen zurück (vgl. Nonhoff 
2007), um das Schulbuch als einen Ort der Konstitution und Vermittlung von staatlichem Wissen 
über demokratieförderliche und -gefährdende Verhaltensweisen in den Blick rücken zu können 
(Lässig 2010; Müller-Mathis/Wohnig 2017). 

Anwendung: Methoden
Methodisch orientieren wir uns an einer Analytik der kritisch-interpretativen Schulbuchforschung.

Anwendung: Fallbeispiel
In einer exemplarischen Anwendung rekonstruieren wir die (Nicht-)Darstellung von sozialen Be-
wegungen in aktuellen Baden-Württembergischen Schulbüchern für den Politik- und Wirtschafts-
unterricht der Sekundarstufe 1.

Anwendung: Beispiele
Unser Beitrag reiht sich in ein Forschungsfeld ein, in dem die Konstruktion und Vermittlung von 
Wissen in der (politischen) Bildung kritisch erörtert wird (vgl. Höhne 2003; Keit 2017), um dieses 
Feld zugleich um die Analyse sozialer Bewegungen in der Demokratie zu erweitern.



Subjektivierung und staatliches Wissen 
Zur Konstruktion sozialer Bewegungen im Schulbuch

Marlon Barbehön und Alexander Wohnig 

1.	 Einleitung

Soziale Bewegungen, Protest und Widerstand sind ambivalente Grenzphänome-
ne des Demokratischen. Einerseits erscheinen sie als demokratisches Moment, 
insofern sie als unmittelbare Äußerung des Souveräns gelesen werden können, 
und andererseits verweisen sie in ihren Praktiken auf einen Raum jenseits der 
›Normalform‹ der (repräsentativen) Demokratie. Poststrukturalistische Theorien 
erlauben es hier, die in komplexen sozialen Praktiken stattfindende Konstitution 
und Aushandlung dieser Ambivalenz zu entschlüsseln. Die Bedeutung sowie das 
Verhältnis von Demokratie und Protest werden dabei denaturalisiert und histo-
risiert, um der Frage nachgehen zu können, wie sie in spezifischen soziohisto-
rischen Kontexten zusammengebracht werden oder in Konf likt zueinander ge-
raten.

Während die poststrukturalistisch informierte Bewegungsforschung vor 
allem danach fragt, wie das spannungsreiche Verhältnis zwischen Demokratie, 
Protest und Protestierenden in der Praxis sozialer Bewegungen entsteht und ver-
handelt wird (vgl. Baumgarten/Ullrich 2016: 15-16; Leinius et al. 2017: 12), möchten 
wir uns dieser Ambivalenz auf anderem Wege nähern. Wir gehen davon aus, dass 
sich der demokratische Staat zwecks Reproduktion seiner eigenen Voraussetzun-
gen zum ›Grenzphänomen soziale Bewegung‹ verhalten muss: Zum einen benö-
tigt er Bürgerinnen1, die sich als politisch aktive und selbstbestimmte Subjekte 
erfahren, zum anderen muss das politische Engagement aber zugleich innerhalb 
der Grenzen der als legitim erachteten Artikulations- und Handlungsformen 
praktiziert werden. In unserem Beitrag möchten wir der Frage nachgehen, wie 
der demokratische Staat dieser Herausforderung begegnet. Wir nehmen an, dass 
er hierzu ein kontingentes Bild ›des demokratischen Bürgers‹ entwirft und dabei 
sozialen Bewegungen, Protest und Widerstand einen spezifischen Platz zuweist. 

1 � Im Folgenden verwenden wir die feminine oder maskuline Form in willkürlichem Wechsel.
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Wir nehmen ferner an, dass diese Konstruktionsleistungen vor allem in der So-
zialisationsinstanz Schule und dort schwerpunktmäßig im politischen Unter-
richt mit Geltungsmacht versehen werden, da schulische politische Bildung per 
definitionem darauf gerichtet ist, Heranwachsende zu demokratischen Subjekten 
zu erziehen.2 Mit unserer Perspektive, so das zentrale Argument des Beitrages, 
wird es möglich, nicht ›nur‹ die gesellschaftliche (bspw. in Massenmedien pro-
duzierte) Sicht auf das Verhältnis von Protest und Demokratie zu ermitteln (vgl. 
Baumgarten/Ullrich 2016: 19-23), sondern das staatlich autorisierte Wissen, das 
qua schulischer Bildung als ›richtiges‹ Wissen weitergegeben wird. Eine Analyse 
schulischen Wissens erlaubt es, sowohl die kontingente Gestalt gesellschaftlicher 
Wahrheiten, als auch deren Autorisierung über Erziehung aufzudecken und zu 
hinterfragen.

Für dieses Ziel bedienen wir uns einer poststrukturalistischen, insbesondere 
Foucault’schen Konzeptualisierung von Subjektivität bzw. Subjektivierung. Wir 
verstehen die Figur ›der demokratischen Bürgerin‹ als eine Subjektform, die im 
Medium des Schulbuchs konstruiert, jungen Menschen als normativ wünschens-
werte Verhaltensweise präsentiert und zur Übernahme empfohlen wird. Am 
Beispiel aktueller Schulbücher des Politikunterrichts der Sekundarstufe I aus 
Baden-Württemberg illustrieren wir, wie die (Nicht-)Darstellung von sozialen 
Bewegungen und Protest sowie deren Beziehung zu anderen politischen Hand-
lungsmöglichkeiten die Grenze zwischen ›legitimen‹ und ›illegitimen‹, ›konven-
tionellen‹ und ›unkonventionellen‹ Partizipationsformen konstruiert und damit 
ein spezifisches Bild vom Verhältnis zwischen Protest und moderner Demokratie 
entstehen lässt.

2 � Für diese Annahme spricht nicht zuletzt, dass die Vermittlung des Repertoires demokratischer 
Artikulations- und Handlungsformen im Zentrum des politischen Schulunterrichts steht. So 
besteht laut des aktuellen Baden-Württembergischen Bildungsplans für das Fach Gemein-
schaf tskunde das Ziel der politischen Bildung in der »Förderung des mündigen Bürgers, der 
politisch interveniert und sich so ›in seine eigenen Angelegenheiten einmischt‹ (Max Frisch)« (Ba-
den-Württembergisches Ministerium für Kultur, Jugend und Sport 2016: 5).



Subjektivierung und staatliches Wissen 41

2.	 Forschungsansatz: Das demokratische Subjekt  
und seine politischen Handlungsmöglichkeiten  
als staatlich autorisierte Wahrheit

2.1	 Subjekt und Subjektivierung bei Foucault

Die Konzeptualisierung des Subjekts gehört zu den zentralen Thematiken post-
strukturalistischer Theoriebildung (vgl. Gelhard et al. 2013; Reckwitz 2013; Bac-
chi/Goodwin 2016: 49-53). Dies gilt auch für das (heterogene) Werk von Michel 
Foucault, in dem die Trias von Wissensformen, Machttechnologien und Subjek-
tivierung eine zentrale Thematik darstellt (vgl. Lemke 2006: 469). Insbesondere 
in seinen späten Schriften behandelt Foucault die Frage, wie in der Moderne spe-
zifische Wissensbestände und Herrschaftstechniken entstehen und miteinander 
verbunden werden, um Individuen über die Strukturierung von Möglichkeiten 
des Handelns zur (unterbewussten) Selbstführung anzuleiten (vgl. Dean 1999: 
103-106). Diese Form der Führung von Menschen, die Foucault mit dem Begriff 
des Regierens belegt, ist jedoch nicht als äußerlicher Zugriff auf eine objektiv ge-
gebene Subjektivität zu verstehen, sondern als Komplex aus (widersprüchlichen) 
sozialen Praktiken, die Subjektivität in historisch spezifischer Weise erst hervor-
bringen. So zielt etwa neoliberales Regieren darauf ab, die produktiven Kräfte 
von Individuen zu heben, was voraussetzt, dass sich die adressierten Individuen 
selbst als Träger derartiger Potentiale erfahren. Neoliberales Regieren ist dann 
nicht die Abwesenheit von staatlicher Führung, sondern die Erzeugung einer 
Subjektform, die durch die Maxime des ›rationalen‹, ›selbstbestimmten‹ und 
›eigenverantwortlichen‹ Handelns, inklusive der Übernahme von Verantwortung 
im Falle des Scheiterns, gekennzeichnet ist (vgl. Biebricher 2016: 147). Foucault 
vollzieht somit eine »radikale Historisierung von Subjektivität« (Saar 2013: 21), die 
zugleich als machtdurchsetzter Prozess zu lesen ist:

»Diese Form von Macht wird im unmittelbaren Alltagsleben spürbar, welches das 
Individuum in Kategorien einteilt, ihm seine Individualität aufprägt, es an seine 
Identität fesselt, ihm ein Gesetz der Wahrheit auferlegt, das es anerkennen muß 
und das andere in ihm anerkennen müssen. Es ist eine Machtform, die aus Indi-
viduen Subjekte macht. Das Wort Subjekt hat einen zweifachen Sinn: vermittels 
Kontrolle und Abhängigkeit jemandem unterworfen sein und durch Bewußtsein 
und Selbsterkenntnis seiner eigenen Identität verhaf tet sein. Beide Bedeutungen 
unterstellen eine Form von Macht, die einen unterwirf t und zu jemandes Subjekt 
macht.« (Foucault 1994: 246-247)

Das Zitat macht deutlich, dass eine poststrukturalistische Perspektive auf das 
Subjekt zwei miteinander verbundene Facetten hervorhebt – Subjektformen im 
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Sinne von strukturellen Angeboten bzw. Erfordernissen einerseits sowie Sub-
jektivation im Sinne der individuellen Inkorporierung und ggf. Transformation 
dieser Angebote und Erfordernisse in Praktiken der Selbstführung andererseits 
(Bosančić 2016: 106-109). Mit Judith Butler (2001: 18) lässt sich Subjektivierung be-
greifen »erstens als das, was das Subjekt ermöglicht, als Bedingung seiner Mög-
lichkeit und Gelegenheit seiner Formung, und zweitens als das, was vom Subjekt 
aufgenommen und im ›eigenen‹ Handeln des Subjekts wiederholt wird«. Das 
›eigene‹ Handeln ist dabei jedoch nicht als Raum der vollständigen Autonomie zu 
verstehen, da es stets rückbezogen bleibt auf die strukturellen, d.h. überindividu-
ell gegebenen Bedingungen, die bestimmte Verhaltensweisen und Entscheidun-
gen ermöglichen und andere verhindern (vgl. Barbehön 2018).3

Für unseren Beitrag folgt aus diesen Überlegungen, dass ›der demokratische 
Bürger‹ als eine historische Subjektform zu begreifen ist, die Individuen, die mit 
dieser Rolle identifiziert werden und sich selbst mit ihr identifizieren, ein be-
stimmtes Verhalten nahelegt. Das demokratische Subjekt ist nicht an ahistori-
sche Eigenschaften gebunden, sondern es entsteht erst durch die Klassifizierung 
bestimmter Eigenschaften als ›(un-)demokratisch‹. Wir gehen davon aus, dass 
das Repertoire der politischen Artikulations- und Partizipationsformen eine zentra-
le Komponente dieser Subjektform darstellt. Entsprechend des oben skizzierten 
Begriffs des Regierens ist es gerade dieses Bereithalten von Möglichkeiten, das 
unter den Bedingungen des ›Liberalismus‹ von zentraler Bedeutung ist. Dem de-
mokratischen Subjekt wird ein Feld von ›legitimen‹ Alternativen der demokrati-
schen Artikulation offeriert, sodass es sich selbst in spezifischer Art und Weise 
(auf-)führen kann und sich »ein ganzes Feld von möglichen Antworten, Reaktio-
nen, Wirkungen, Erfindungen eröffnet« (Foucault 1994: 254). Eine poststruktura-
listische Perspektive fragt hier nach den sozialen Praktiken, in denen derartige 
Klassifizierungen vorgenommen werden, wobei wir in unserem Beitrag im Be-
sonderen an der Position von sozialen Bewegungen und Protest interessiert sind. 

Damit ist die Frage aufgeworfen, an welchen Orten das kollektive Wissen über 
das demokratische Subjekt und seine politischen Handlungsweisen erzeugt und 
mit Geltungsmacht versehen wird. Im nächsten Abschnitt argumentieren wir, 
dass es die Institution der Schule und Diskurse im Schulbuch sind, die in dieser 
Hinsicht eine Antwort erlauben.

3 � Im vorliegenden Beitrag können wir dieser zweiten Facette der Subjektivation nicht nachgehen; 
siehe hierzu die Anmerkungen im Fazit.
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2.2	 Das Schulbuch als Medium staatlichen Wissens

Die Schule lässt sich als institutioneller Ausdruck einer modernen Form der Diszi-
plinierung begreifen, in der Marter und Strafschauspiel sukzessive zurücktreten 
und stattdessen geheilt, verbessert und erzogen wird (grundlegend Foucault 2014 
[1977]; zur Schule Hunter 1994). Antonia Kupfer (2011: 78) hat in ihrer bildungssozio-
logischen Verortung der Schule als Disziplinaranstalt auf verschiedene Techniken 
zur Disziplinierung verwiesen, wie bspw. die Anordnung im Raum durch Sitz-
ordnungen, die Kontrolle von Tätigkeiten oder Prüfungen, die bei Schülerinnen 
»konformes, ritualisiertes und unkreatives Handeln« befördern. Andere Analysen 
beschreiben Techniken der Subjektivierung durch schulische Partizipation, bspw. 
in Form des Klassenrates, der als Ort der Einübung und Reproduktion demokra-
tischer Normen verstanden werden kann (vgl. Budde/Weuster 2018). Schulischer 
Bildung kommt somit eine wichtige Bedeutung bei der Erzeugung individueller 
und kollektiver Identitäten zu (vgl. Mose 2014: 35-36). Die moderne Schule produ-
ziert jedoch nicht nur eine Subjektform, der ein alternativloses Wissen vorgesetzt 
wird. Ab dem Ende des 19. Jahrhunderts wird sie zunehmend auch zu einem Ort, 
an dem junge Menschen zur ›Selbständigkeit‹ erzogen werden und die Sinnhaf-
tigkeit der Übernahme gesellschaftlicher Aufgaben als intrinsische Motivation 
internalisieren sollen (vgl. Reh 2013: 192). Schule realisiert somit auf spezifische 
Weise die oben skizzierten Prinzipien des Regierens im Sinne einer Führung von 
Menschen, indem sie Heranwachsenden das gesellschaftlich anerkannte Wissen 
über ›legitime‹ Denk- und Handlungsweisen vermittelt und ihnen so einen Raum 
von Verhaltensweisen offeriert. Damit sind Schule und (politische) Bildung gera-
dezu konstitutiv mit Prozessen der Subjektivierung verknüpft.

Innerhalb dieser unterschiedlichen Bereiche und Techniken der schulischen 
Wissens- und Subjektproduktion stellen Schulbücher ein herausragendes Medium 
dar, da ihnen die Funktion zufällt, ›Wahrheiten‹ über soziale und politische Ver-
hältnisse offenzulegen und den rezipierenden Schülern zur Übernahme zu emp-
fehlen (vgl. Müller-Mathis/Wohnig 2017). Felicitas Macgilchrist (2011: 249) betont, 
dass Schulbücher mit ihrer »Praxis des Sichtbar- und Sagbarmachens […] nicht 
nur politicum, informatorium und pädagogicum, sondern auch constructorium« 
seien. In Schulbüchern wird die Welt konstituiert, indem Schülerinnen bestimm-
te Wahrnehmungs-, Urteils- und Handlungsformen präsentiert werden. Gleich-
zeitig leisten Schulbücher auch einen Ansatz zur Ref lexion der Welt. Da Wissen 
von gesellschaftlicher Vorstrukturierung und medialer Vermittlung abhängig ist, 
lässt sich das Schulbuch immer auch als Kristallisation eines gesellschaftlichen 
Wissens verstehen. Gleichzeitig wird Wissen in der Präsentation des Schulbu-
ches auch ausgespart, indem alternative Sichtweisen nicht angesprochen werden. 
Bei Schulbüchern für den Politikunterricht ist diese Trennung besonders f luide 
(bspw. im Vergleich zum Mathematik-Schulbuch), da das Wissen über soziale 
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und politische Verhältnisse in hohem Maße kontingent und historisch variabel 
ist. Die in der politischen Bildung vermittelten Normen vom ›Bürgerin-Sein‹ und 
die Konstruktion eines Repertoires an (un-)demokratischen Artikulations- und 
Handlungsformen sind nicht objektiv gegeben, sondern auf das Engste mit den 
hegemonialen Deutungen einer Gesellschaft verschränkt.

Ein spezifisches Merkmal des Schulbuchwissens besteht in der herausgehobe-
nen Rolle staatlicher Prüfungs- und Zulassungsverfahren. Im Schulbuch kann nicht 
jedwedes Wissen abgebildet werden, sondern nur solches, das aus Sicht staatli-
cher Autoritäten als bedeutsam für die Erziehung zum demokratischen Bürger 
erscheint. Schulbücher orientieren sich bspw. an den ministerial erstellten und 
geprüften Curricula und müssen durch staatlich kontrollierte Zulassungsver-
fahren autorisiert werden (vgl. Lässig 2010: 200). Sie sind mithin Resultate einer 
machtgesteuerten Wissensproduktion (vgl. Mose 2014: 36).4 Die Curricula wiede-
rum präsentieren Vorstellungen davon, was eine demokratische Bürgerin aus-
zeichnet. So hat etwa Sabrina Keit (2017) in ihrer Analyse nordrhein-westfälischer 
Lehrpläne für den Politikunterricht aus drei Jahrzehnten herausgearbeitet, wie 
sich Erwartungen an Bürger ausdrücken und historisch entwickelt haben (kon-
kret hat sie einen Wandel von der Figur der politischen Aktivbürgerin hin zur Fi-
gur der f lexiblen Bürgerin festgestellt).

Das Schulbuch ist das vom Staat bevorzugte Medium, um staatsbürgerliche 
Bildung zu organisieren. Hegemonietheoretisch gesprochen (vgl. Nonhoff 2007: 181-
184) lässt sich das Schulbuch für den Politikunterricht als textliches Artefakt einer 
hegemonialen Praxis begreifen: Es legt fest, welche Verhaltens- und Handlungs-
weisen essenziell und welche gefährdend für die Funktionsfähigkeit des demo-
kratischen Staats sind, d.h. über welche Form des Bürgerin-Seins ›die Demokratie‹ 
(also ›das Allgemeine‹) praktiziert und stabilisiert werden muss. Das Schulbuch 
kann somit als materialisiertes Interesse des Staates an sich selbst interpretiert 
werden: Damit sich eine liberale Demokratie als solche reproduzieren kann, müs-
sen Institutionen und Techniken etabliert werden, die einerseits Heranwachsen-
de zu freien, selbstbestimmten und politisch aktiven Subjekten erziehen, und die 
andererseits und zugleich diese Freiheit auf die als legitim erachteten politischen 
Artikulations- und Handlungsformen begrenzen.5 Mit Thomas Höhne (2000: 2) 

4 � Die Zulassung von Schulbüchern wird durch Landesgesetze geregelt, über die etwa in Ba-
den-Württemberg das Landesinstitut für Schulentwicklung entscheidet. Durch eine Schulbuch-
zulassungsverordnung wird das Verfahren staatlich gesteuert. In dieser Verordnung sind Krite-
rien der Zulassungsentscheidung festgelegt, an denen sich Verlage in der Schulbuchproduktion 
orientieren (müssen). Macgilchrist (2011) zeigt in einer ethnographischen Studie exemplarisch, 
wie diese Kräf te in der Herstellung von Schulbüchern wirken.

5 � Dass es sich hierbei um eine spannungsreiche Gratwanderung handelt, zeigt nicht zuletzt die 
häufig vernehmbare Klage über die vermeintlich apolitische Grundhaltung junger Menschen, 
die zu einem Gutteil darin begründet liegt, dass das Wissen über das Repertoire ›der demokrati-
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kann mithin gesagt werden, dass Schulbuchwissen als »hegemoniales Repräsen-
tationswissen betrachtet [werden kann], bei dem es weder um Objektivität noch 
um Wahrheit« geht (siehe auch Höhne 2003).

So findet durch die staatlich kontrollierten Schulbuchdarstellungen eine Nor-
malisierung von bestimmten demokratischen Normen und Handlungsformen 
statt, die Schüler verinnerlichen sollen. Mit den oben skizzierten theoretischen 
Annahmen lässt sich das Schulbuchwissen, das das Artikulations- und Hand-
lungsrepertoire ›der demokratischen Bürgerin‹ hervortreten lässt, als Konstruk-
tion einer spezifischen Subjektform begreifen. Es handelt sich um eine Facette 
modernen Regierens, die eine kontingente Wahrheit über die Demokratie präsen-
tiert, die Schülerinnen als strukturelles Erfordernis entgegentritt. Vor dem Hin-
tergrund der allgemeinen Schulpf licht ist das Schulbuchwissen durch eine hohe 
»diskursive Wahrnehmbarkeit« (Nonhoff 2007: 184) ausgezeichnet, weshalb ihm 
eine zentrale Bedeutung bei der Konstitution und Reproduktion hegemonialer 
Vorherrschaft zufällt.

3.	 Forschungspraxis: Das demokratische Subjekt des Schulbuchs

Um die obigen Überlegungen zu illustrieren, greifen wir im Folgenden exempla-
risch auf in Baden-Württemberg zugelassene Schulbücher für den Politik- und 
Wirtschaftsunterricht der Sekundarstufe 1 zurück. Wie oben dargelegt, verste-
hen wir das ›demokratische Subjekt‹ als eine Subjektivierungsform, die in erster 
Linie über die als legitim erachteten Partizipationsformen definiert ist. In einem 
ersten Schritt haben wir daher alle in Baden-Württemberg für den Bildungsplan 
2016 zugelassenen und bereits verfügbaren Schulbücher6 ausgewählt und dieje-
nigen Abschnitte ausfindig gemacht, in denen politische Partizipationsformen 
thematisiert werden. Darauf hin haben wir mittels einer qualitativen Textana-
lyse ermittelt, über welche Darstellungs- und Argumentationsweisen soziale Be-
wegungen in diesen Abschnitten präsentiert werden. Da wir nicht an der Dar-
stellung in diesem oder in jenem Schulbuch interessiert sind, sondern an dem 
Wissen der Schulbücher des Politikunterrichts (was Unterschiede natürlich nicht 
ausschließt), galt die Durchsicht der Identifikation von Mustern, die über Schul-
bücher hinweg auffindbar sind. Um diese Muster zu identifizieren, haben wir 
die relevanten Passagen entsprechend des methodischen Vorschlags von Michael 
Thoma (2017: 25-27) dahingehend analysiert, wie soziale Bewegungen als politi-

schen Bürgerin‹ die vielfältigen Praktiken in der gegenwärtigen Jugendkultur nicht vollumfäng-
lich umfasst (vgl. Bessant et al. 2016).

6 � Zum Zeitpunkt der Analysen hatten noch nicht alle Verlage neue Schulbücher für den Bildungs-
plan herausgegeben.
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sches Phänomen beschrieben werden, was als ihre Funktion ausgewiesen wird 
und wie sie im Feld der politischen Partizipationsformen klassifiziert werden. Im 
Folgenden stellen wir zentrale Ergebnisse unserer Analyse dar, wobei alle zitier-
ten Passagen aus den analysierten Schulbüchern stammen.7

Im Schulbuch werden soziale Bewegungen kaum angesprochen. Wenn dies 
geschieht, dann unter Rekurs auf ›Stuttgart 21‹ und das sich daran anschließende 
Schlichtungsverfahren (siehe unten), oder als etwas »Historisches«, das in Bür-
gerinitiativen als »einer von breiten Gesellschaftsschichten akzeptierten Form 
der Einf lussnahme von Bürgern auf die Politik« aufgegangen ist (Edinger et al. 
2011: 144). Der Begriff der Bürgerinitiative beschreibt somit das Resultat einer 
geschichtlichen Entwicklung, in der soziale Bewegungen sich selbst von einer 
›unkonventionellen‹ in eine ›konventionelle‹ Form gebracht haben. Dieser Nor-
malisierungsprozess hin zum Konventionellen ist, so zeigen wir unten, in erster 
Linie durch die Etablierung einer bestimmten Beziehung zu den Institutionen 
und Verfahren der repräsentativen Demokratie gekennzeichnet. Die Bürgerini-
tiative hat sich in diesem evolutionären Prozess stabilisiert und folgt seither in 
ihrer Entstehung und Praxis einem hochgradig standardisierten »Ablaufmodell« 
(Nabholz/Uhl 2012: 141). Wir haben es hier mit einer Chimäre zu tun: Im Schul-
buch werden Bürgerinitiativen als etwas dargestellt, das außerhalb der Routinen 
der parlamentarischen Demokratie entsteht, dessen Funktionen und Praktiken 
zugleich jedoch als institutionalisiert und ritualisiert präsentiert werden.

Dieses Spannungsverhältnis zwischen Bürgerinitiativen und den ›konventio-
nellen‹ Politikformen wird im Schulbuch in drei idealtypischen Relationierungen 
bearbeitet:

1) Bürgerinitiativen als Kompensation: In dieser Form der Verhältnisbestim-
mung werden Bürgerinitiativen als Zusammenschluss von Menschen beschrie-
ben, die »politische und soziale Selbsthilfe« (Edinger et al. 2011: 143) im unmittel-
baren Lebensumfeld betreiben. Bürgerinitiativen übernehmen dabei Aufgaben, 
die der Staat nicht leisten kann, will oder muss. Es entsteht das Bild einer Bür-
gerin, die sich dann engagiert, wenn sie selbst von lokalen Problemen betroffen 
ist. Dabei geht es stets um Probleme, die einer lokalen Lösung zugeführt werden 
können, womit gesamtgesellschaftliche Missstände nicht als Betätigungsfeld von 
Bürgerinitiativen erscheinen. Ein typisches Beispiel dafür ist die Thematisierung 
der Schließung von Schwimmbädern aufgrund kommunaler Sparmaßnahmen, 
wobei der Handlungsvorschlag für eine Bürgerinitiative gleich mitgeliefert wird: 
die ehrenamtliche Übernahme des Kassendienstes.

7 � Die Analyseergebnisse sind als Illustration unseres Ansatzes zu verstehen; sie werden den me-
thodischen Anforderungen einer diskursanalytischen Hegemonie- bzw. Subjektivierungsana-
lyse (vgl. hierzu bspw. Nonhof f 2007) nicht vollumfänglich gerecht. Eine Liste der analysierten 
Schulbücher findet sich am Ende des Beitrags.
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2) Bürgerinitiativen als Anstoß für die politische Agenda der repräsentativen 
Demokratie: Bürgerinitiativen erscheinen hiernach als Korrektiv politischer Re-
präsentantinnen und administrativer Akteure, indem sie diese auf Missstände 
aufmerksam machen. Manchmal können sie »sogar Stellungnahmen der Bun-
desregierung in Berlin herausfordern« (Kochendörfer 2011: 260). Die Schulbücher 
präsentieren einen typischen Ablauf, wie Bürgerinitiativen entstehen, wie sie vor-
gehen und worin sie ihr Ende finden (vgl. bspw. Riedel 2018: 306). Dieses Ende be-
steht in aller Regel in der Beeinf lussung der offiziellen politischen Agenda: »Die 
Verantwortlichen [aus dem kommunalen Entscheidungssystem] greifen das An-
liegen [der Bürgerinitiative] auf und suchen nach Lösungsmöglichkeiten« (Mül-
ler/Wolf 2016: 58). In dieser Thematisierungsweise existieren zwei mögliche End-
punkte des Ablaufes: »Wenn das Ziel erreicht oder das Problem aus der Welt ist«, 
würden Bürgerinitiativen sich auf lösen; wenn es sich indes um ein langfristiges 
Problem handele, »entstehen aus den Bürgerinitiativen häufig Vereine oder Wäh-
lergemeinschaften, die aktiv in der kommunalen Politik mitmischen« (Bicheler/
Gloe 2017: 234). Hier zeigt sich das grundlegende Denkmuster, wonach eine Bür-
gerinitiative ein temporäres Phänomen ist, das mittelfristig von konventioneller 
Politik ersetzt wird oder sich selbst in diese transformiert. In den untersuchten 
Schulbüchern ist ›Stuttgart 21‹ das herausstechende Beispiel, mit dem die (wün-
schenswerte) Transformation von Protest in ein geregeltes Schlichtungsverfahren, 
einen runden Tisch und einen Volksentscheid belegt wird (vgl. Bicheler/Gloe 2017: 
266).

3) Bürgerinitiativen als Kritik an politischer Praxis: In dieser Form der Ver-
hältnisbestimmung wird die Funktion der Bürgerinitiativen als problematisch 
beschrieben. Sie bedeuten »unnötige[n] Streit«, »verhindern oder verzögern not-
wendige Entscheidungen« und treten in illegitime Konkurrenz zu konventionel-
len Verfahren, denn wichtige politische Entscheidungen »sollen im Gemeinderat 
fallen und nicht auf der Straße« (Nabholz/Uhl 2012: 141). Dieses destruktive Poten-
tial wird erstens dann angesprochen, wenn die Forderungen von Bürgerinitiati-
ven als Partikularinteressen erscheinen und der Orientierung am »Gemeinwohl« 
gegenübergestellt werden (Edinger et al. 2011: 156; Müller/Wolf 2016: 58), wobei 
die Realisierung des Gemeinwohls den etablierten politischen Institutionen zu-
geschrieben wird. An dieser Stelle wird die oben angesprochene hegemoniale 
Logik von Schulbuchdarstellungen besonders deutlich, insofern der diskursive 
Raum politischen Handelns zweigeteilt, das Allgemeine durch ›das Gemeinwohl‹ 
repräsentiert und dem Partikularen entgegengestellt wird. Zweitens erscheinen 
Bürgerinitiativen dann als destruktiv, wenn behauptet wird, dass Bürger generell 
bei jedem politischen Vorhaben Kritik äußern und sich potentiell in einer Bür-
gerinitiative formieren würden (vgl. Nabholz/Uhl 2012: 141). Als Problem werden 
Bürgerinitiativen somit immer dann ausgewiesen, wenn sie sich nicht den zwei 
obigen Modellen annähern.
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Insgesamt ist diese Fokussierung der Schulbücher auf Bürgerinitiativen bei 
weitgehender Auslassung von sozialen Bewegungen nicht als ›Negativbefund‹ 
unseres Ansatzes zu verstehen. Die der Thematisierung von Bürgerinitiativen 
gleichsam vorangestellte Bemerkung, dass sich soziale Bewegungen historisch 
in Initiativen und Vereine transformiert haben und dies auch tun müssen, um 
langfristig und produktiv am geregelten Politikbetrieb mitwirken zu können, ar-
rangiert immer auch ein Wissen um die Wertigkeit und Legitimität von sozialen 
Bewegungen, auch wenn diese im Schulbuch nicht explizit besprochen werden. 
Nach poststrukturalistischer Perspektive ist das Nichtgesagte nicht per se weni-
ger wirkmächtig als das Gesagte.

4.	 Fazit

Der in unserem Beitrag präsentierte Ansatz ordnet sich in eine poststruktu-
ralistische Forschungsrichtung ein, die nach den gesellschaftlich dominanten 
Wissensbeständen über Protest und soziale Bewegungen fragt. In diesem Zu-
sammenhang haben wir für eine Perspektive plädiert, die sich des Mediums des 
Schulbuchs bedient, um das staatlich autorisierte und (deshalb) hegemoniale 
Wissen über (un-)demokratische Handlungsformen analysieren zu können. Wir 
haben uns ferner eines an Foucault maßnehmenden Verständnisses von Sub-
jektivierung bedient, um der Frage nachgehen zu können, wie in Schulbüchern 
des Politikunterrichts das Bild ›einer demokratischen Bürgerin‹ entworfen und 
Schülern zur Übernahme empfohlen wird. Anhand einer Rekonstruktion der 
Darstellung von Protest, sozialen Bewegungen und Bürgerinitiativen sowie ihres 
Verhältnisses zu ›konventionellen‹ Formen der repräsentativen Politikgestaltung 
haben wir gezeigt, wie ein Wissen über die Demokratie hervorgebracht wird und 
unter welchen Bedingungen bestimmte politische Handlungsweisen als legitim 
ausgewiesen werden.

Im Ergebnis steht das Bild eines Bürgers, der sich dann in Bürgerinitiativen 
engagiert, wenn Probleme des unmittelbaren Lebensumfelds entweder eigen-
ständig gelöst oder in den ›politischen Normalbetrieb‹ eingespeist werden sollen. 
Soziale Bewegungen und Protest erscheinen vorwiegend als Praktiken vergange-
ner Zeiten, die sich in Form von Nichtregierungsorganisationen institutionalisiert 
haben. Insgesamt ergibt sich hierdurch ein Bild von Politik als Problemlösungs-
betrieb. Bürgerinitiativen werden ebenfalls diesem Grundverständnis unter-
worfen – und damit sind sie einerseits ›unkonventionell‹, da sie den politischen 
Regelbetrieb durchbrechen, andererseits jedoch ›konventionell‹, da sie sich mit 
ihren Anliegen mittelfristig in die institutionalisierten Prozesse der repräsen-
tativen Demokratie einpassen müssen, um nicht ›destruktiv‹ zu werden. Damit 
wird deutlich, dass Schulbücher zahlreiche Facetten von sozialen Bewegungen 
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und Protest aussparen. Nicht thematisiert wird etwa die Bedeutung sozialer Be-
wegungen als Ausdruck einer spezifischen demokratischen Praxis, die ihren Sinn 
nicht in der (vermeintlichen) Lösung von Problemen des unmittelbaren Lebens-
umfeldes (Schwimmbad, Skatepark etc.) findet, sondern in ihrem emanzipativen 
Gehalt. Ebenso wenig werden soziale Bewegungen als Orte der Artikulation von 
Systemalternativen vorgestellt, was das oben beschriebene Bild einer Bürgerin, 
die sich dem ›Machbaren‹ zuwendet, noch verstärkt.

Ihre Grenzen findet unsere Analyse im Hinblick auf die Frage, wie die Subjek-
tivierungsangebote des Schulbuchs von Lehrenden in der pädagogischen Praxis 
aufgegriffen werden (vgl. Wrana 2012), denn es wäre auch vorstellbar, dass Leh-
rende das angebotene Wissen problematisieren und mit Alternativen konfron-
tieren. Ebenso kann unsere rekonstruktive Textanalyse nicht ermitteln, wie sich 
Schülerinnen zu den Subjektivierungsangeboten verhalten und in ihre Subjekti-
vierungsweisen (implizit) einf ließen lassen (vgl. Bosančić 2016: 106-109). Erst die-
se zweite Teilfrage, die mit ethnographischen Methoden arbeiten müsste, würde 
eine poststrukturalistische Subjektivierungsanalyse vervollständigen, denn trotz 
aller Macht von schulischer Wahrheit bleibt das Wissen des Schulbuchs ein Sub-
jektivierungsangebot.

Während diese Einschränkungen mit methodischen Erweiterungen grund-
sätzlich eingefangen werden könnten, besteht eine konstitutive Grenze des 
hier präsentierten Ansatzes hinsichtlich der Frage, woher das Schulbuchwissen 
stammt und wodurch es seine Plausibilität und Legitimität bezieht. Da Schulbü-
cher nicht im luftleeren Raum entstehen, sondern auf gesellschaftliche Ordnun-
gen verweisen (vgl. Lässig 2010: 200), böte sich hier eine Rückbindung an zeit-
diagnostische Gesellschaftstheorien an, die das für die Gegenwartsgesellschaft 
Charakteristische auf den Punkt zu bringen versuchen. In diesem Sinne ließe sich 
etwa der Befund, dass individuelles Engagement in Bürgerinitiativen als ehren-
amtliche Bearbeitung lokaler Probleme beworben wird, als Ausdruck der Akti-
vierungsgesellschaft (vgl. Lessenich 2009) verstehen; so wie die fehlende Thema-
tisierung kollektiver demokratischer Erfahrungen, die in sozialen Bewegungen 
praktiziert werden können, als ein Moment einer Gesellschaft der Singularitäten 
(vgl. Reckwitz 2017) gelesen werden könnte.

5.	 Analysierte Schulbücher 
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Herrschaftsanalyse von Deutungskämpfen  
mithilfe der Cultural Political Economy

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Ziel der eingenommenen Forschungsperspektive ist es, Mechanismen zu identifizieren, die die un-
gleichen Ausgangsbedingungen schaffen, unter denen Deutungskämpfe stattfinden. Dadurch wird 
es möglich, den Herrschaftskontext und die gesellschaftlichen Dynamiken stärker in die Analyse 
von Framing-Prozessen mit einzubeziehen. 

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Zentraler theoretischer Bezugspunkt für dieses Vorhaben ist die Cultural Political Economy (CPE). 
Sie schlägt eine Unterscheidung zwischen vier Mechanismen der Selektion vor, welche die Verbrei-
tung, Auswahl und Durchsetzung sowie Erhaltung und Einschreibung von Frames prägen. Dabei 
werden zur Konzeptualisierung dieser Mechanismen sowohl semiotische als auch extra-semioti-
sche/materielle Aspekte mit einbezogen (vgl. Sum/Jessop 2013). 

Anwendung: Methoden
Mit der exemplarischen Anwendung der Konzeption in diesem Beitrag wird demonstriert, wie mit-
hilfe von Sekundärliteratur ein erster Fallüberblick erarbeitet werden kann. Eine tiefgreifendere 
Analyse der konzeptualisierten Wirkmechanismen erfordert hingegen den Rückgriff auf einen Plu-
ralismus vorrangig qualitativer Methoden wie kritischer Diskursanalyse, dichte Beschreibung von 
Institutionen und ihrer Funktionsweise sowie qualitativer Inhaltsanalysen.

Anwendung: Fallbeispiel
Untersucht werden in diesem Beitrag die Deutungskämpfe in der deutschen Klimapolitik, an denen 
u.a. auch die soziale Bewegung für Klimagerechtigkeit beteiligt ist.

Anwendung: Beispiele
Das Analyse-Modell der vier Mechanismen der Selektion fand bislang insbesondere im Bereich 
der Politischen Ökonomie Anwendung (vgl. Sum 2015) und stellt eine Neuerung in der Bewegungs-
forschung dar. 
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zur Herrschaftsanalyse von Deutungskämpfen  
um die Bearbeitung der Klimakrise

Mathias Krams

1.	 Einleitung

Framing-Analysen, die sich konf liktiven Prozessen der Bedeutungskonstruktion 
und -zuschreibung widmen, haben sich als ein zentraler Bestandteil der Erfor-
schung sozialer Bewegungen etabliert (vgl. Snow/Vliegenthart/Ketelaars 2019). 
Sie vermögen es, »die Wichtigkeit von Sinngebungsprozessen in der Analyse von 
sozialen Bewegungen hervorzuheben«, tragen dabei jedoch der Rolle politischer 
und sozialer Macht in Deutungskämpfen oft nicht ausreichend Rechnung: Sie 
suggerieren eine ›Autonomie‹ der handelnden Subjekte von den gesellschaftli-
chen Verhältnissen, unter denen sie agieren (Carragee/Roefs 2004; Vey 2015: 35-37). 

Wird hingegen in der etablierten Bewegungsforschung versucht, den Kontext 
von Framing-Prozessen zu erfassen, dann geschieht dies meist mit Bezug auf das 
Konzept der ›Discursive Opportunity Structures‹ (DOS) oder das der ›Discursive 
Fields‹ (DF). Das Konzept der DOS zeigt auf, inwieweit Frames anschlussfähig 
an die Werte und Vorstellungen der Zielgruppe des Deutungsvorhabens sind. 
Der Grad der Resonanz eines Frames mit dem kulturellen gesellschaftlichen 
Kontext wird daher als Gradmesser für dessen Erfolgsaussichten angeführt (vgl. 
Koopmans/Olzak 2004; Koopmans/Stratham 1999; McCammon 2013). Keine Be-
achtung finden dabei jedoch nicht-semiotische Aspekte, die den Framing-Kon-
text prägen und auch auf Ansatzpunkte für gegenhegemoniales Framing lassen 
sich keine Rückschlüsse ziehen. Das Konzept der DF zieht neben der Struktur 
der hegemonialen Genres auch die Regeln ihrer Nutzung sowie die Machtbezie-
hungen zwischen Akteurinnen1 in die Analyse mit ein (vgl. Snow 2008; Steinberg 
1999). Obwohl deutlich machtsensibler als das Konzept der DOS, finden auch hier 

1 � Im Folgenden verwende ich auch für (weitgehend) männliche Kontexte immer das generische 
Femininum. 
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die Entstehung und Reproduktion gesellschaftlicher Machtverhältnisse und die 
Verknüpfung der den Prozess prägenden kontextuellen Mechanismen zu wenig 
Beachtung. Dies ist ein Problem sowohl für die Erstellung von politische Kon-
textanalysen als auch für strategische Ref lexionen, die Bewegungsakteurinnen 
daraus ableiten.

In diesem Beitrag soll daher aufgezeigt werden, wie die Cultural Political 
Economy (CPE) eine sinnvolle Ergänzung zu bereits etablierten Ansätzen in der 
Bewegungsforschung darstellen kann, um Deutungskämpfe zu analysieren. Auf-
bauend auf dem strategisch-relationalen Ansatz und der Staatstheorie von Bob 
Jessop (vgl. Jessop 1990, 2006) ist das Anliegen der von Ngai-Ling Sum und Jessop 
ausgearbeiteten CPE, die Herausbildung von (Gegen-)Hegemonien zu erklären 
und dabei in die Analyse sowohl semiotische (›kulturelle‹) als auch extra-semio-
tische (›materielle‹) Faktoren mit einzubeziehen (Sum/Jessop 2013: 23, 203). Da-
für unterscheidet sie vier Formen der kontextspezifischen Selektivität, die die 
Verbreitung von politischen Projekten und der mit ihnen verknüpften Frames 
ermöglichen, ihre Auswahl und Durchsetzung prägen und ihre Erhaltung und 
Einschreibung in Institutionen und ihre Reproduktion durch Praxis beeinf lussen 
(Sum 2015: 214): diskursive, technologische (im Foucault’schen Sinne), strukturel-
le und akteursspezifische Selektivität.

Durch die Übertragung dieser Unterscheidung der vier Selektivitäten auf die 
Bewegungsforschung wird es möglich, den gesellschaftlichen Kontext von Fra-
ming-Prozessen zu erfassen, der die agierenden Akteurinnen unterschiedlich 
positioniert und ihnen dadurch ungleiche Handlungsmöglichkeiten bereitstellt. 
Anschaulich gemacht wird die Perspektive durch eine Anwendung auf Deutungs-
kämpfe um die Bearbeitung der Klimakrise. Dem Anliegen dieses Handbuchs fol-
gend soll dadurch ermöglicht werden, diese Kämpfe um Deutungshoheit als ein-
gebettet in gesamtgesellschaftliche Dynamiken und Herrschaftsverhältnisse zu 
analysieren (Leinius/Vey/Hagemann 2017) – d.h. der strukturellen Konditionie-
rung dieser Prozesse Rechnung zu tragen, ohne Strukturen dabei jedoch als de-
terministisch zu verstehen und den Blick für Agency und Kontingenz zu verlieren.

2.	 Die Cultural Political Economy als Forschungsansatz 

Als ›Gramscianizing Foucault‹2 wird das zentrale theoretischen Vorhaben der 
CPE beschrieben, für das sowohl auf Foucaults Arbeiten zu diskursiven Prakti-
ken, disziplinierender Normalisierung und zur Gouvernementalität (vgl. Foucault 

2 � Inspiriert ist die CPE dabei unter anderem von den Cultural Studies, betont im Gegensatz zu die-
sen jedoch die Spezifizität und die extra-semiotische Wirkkraf t von politischen und ökonomi-
schen Formen (Jessop/Sum 2013: 67).
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2000, 2005), als auch auf Gramscis Hegemonieanalyse (vgl. Gramsci 1991) Bezug 
genommen wird (Jessop/Sum 2006). Dieses Vorhaben fußt auf der Ontologie und 
Epistemologie des Critical Realism3, welche Strukturen und gesellschaftlichen 
Verhältnissen emergente Eigenschaften und Wirkkräfte zuspricht. Diese ergeben 
sich aus den internen, notwendigen Beziehungen zwischen Zeichen und Ideen 
(semiotische Dimension) oder aber der Verbindung zwischen gesellschaftlichen 
Positionen und der Beziehung zwischen menschlichen und nicht-menschlichen 
Ressourcen (materielle Dimension) (Archer 1995: 177, 181, 184; Elder-Vass 2010: 157). 
Durch eine Analyse der »gegenseitige[n] Wechselwirkung und Ko-Evolution der 
semiotischen und der materiellen Eigenschaften gesellschaftlicher Verhältnisse« 
sollen dabei Rückschlüsse über die Mechanismen der Selektion gewonnen wer-
den, die die Entwicklung und Durchsetzung von Frames prägen (Jessop/Sum 
2006 2013: 66). 

Diese konditionieren »the movement from social construal to social construc-
tion«, d.h. den durch Krisen ausgelösten Prozess der Repolitisierung sedimen-
tierter Diskurse und der Verbreitung neuer Deutungsmuster. Von diesen werden 
wiederum nur einige als Grundlage für Strategien und politische Initiativen se-
lektiert sowie anschließend durch Einschreibung in Institutionen und den Ha-
bitus von Akteurinnen erhalten (Sum/Jessop 2013: 23, 214, 402). Semiosis oder 
›Sinnmachung‹4 spielt dabei vor allem während der Verbreitung und Selektion 
von Interpretationen und Visionen eine zentrale Rolle, während extra-semioti-
sche/materielle Mechanismen im Verlauf der Erhaltung und Sedimentierung von 
Deutungsmustern an Bedeutung gewinnen (ebd.: 24, 403). 

Da aus einer kritischen Auseinandersetzung mit dem Strukturalismus her-
vorgehend, beschreibt Bob Jessop die CPE als konsistent mit den generellen An-
liegen des Poststrukturalismus (Jessop/Sum 2006). Grund dafür sind geteilte 
Grundannahmen zwischen Critical Realism und Poststrukturalismus bezüglich 
der Überwindung von Naturalisierungen, Essentialismus, Strukturalismus und 
Teleologie. Dies ermöglicht laut Hans Pühretmayer den erweiterten Strukturbe-
griff des Critical Realism produktiv in poststrukturalistische Analysen zu integ-
rieren, um dadurch besser »begründete Aussagen (wie vorläufig und bestreitbar 
auch immer) über das jeweilige Ausmaß, den jeweiligen Grad der (Kombination 
von) Kontingenz und Notwendigkeit in einer bestimmten gesellschaftlichen Si-
tuation und damit über (Un-)Möglichkeiten jeweils spezifischer Politikformen zu 
treffen« (Pühretmayer 2010: 22-23).

3 � Zur weiteren Einführung in den Critical Realism siehe Sayer (2000).
4 � Deutschsprachiger Begrif f im Originaltext.
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3.	 Forschungspraxis: Das Konzept der vier Selektivitäten und seine 
empirische Anwendung auf Deutungskämpfe in der Klimapolitik

Im Folgenden analysiere ich exemplarisch den Kontext von Deutungskämpfen 
im Bereich der deutschen Klimapolitik. Die Frage danach, wie auf die Heraus-
forderungen der multiplen Klimakrise (vgl. Krams 2018) reagiert werden soll, 
stellt aktuell eine der zentralen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen dar. Ob 
durch Aktionen massenhaften zivilen Ungehorsams für einen sofortigen Kohle-
ausstieg wie bei ›Ende Gelände‹, Besetzungen wie bei der Rettung des Hamba-
cher Waldes, oder die Schülerinnendemonstrationen von ›Fridays for Future‹: Die 
Klimabewegung interveniert in diese Debatte und macht dabei die Perspektive 
der Klimagerechtigkeit stark, die den Klimawandel als notwendigerweise ein-
gebettet in gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsverhältnisse betrachtet. Sie 
stößt bei dieser Bedeutungszuschreibung jedoch auf erheblichen Widerstand. 
Nachfolgend zeige ich mithilfe des Konzepts der vier Selektivitäten auf, wodurch 
in diesem Feld u.a. die ungleichen Möglichkeitsbedingungen geschaffen werden, 
unter denen die Deutungskämpfe um die Klimakrise stattfinden: (1) der hege-
moniale Diskurs in der deutschen wie internationalen Klimapolitik (diskursive 
Selektivität), (2) verinnerlichte Interpretationsschemata und Wissensstrukturen 
sowie journalistische Routinen (technologische Selektivität), (3) ein institutionell 
abgesichertes kapitalistisches gesellschaftliches Naturverhältnis (strukturelle 
Selektivität), wie auch (4) der ungleiche Zugang von im Politikfeld agierenden Ak-
teurinnen zu Machtressourcen und ihre Fähigkeit zur strategischen Kalkulation 
(akteursspezifische Selektivität). 

In den nachfolgenden Abschnitten wird zunächst in die Wirkweise der vor-
gestellten Selektivität eingeführt, diese dann anhand des Fallbeispiels exempli-
fiziert und abschließend Hinweise auf methodische Ansätze für eine vertiefende 
Analyse gegeben.

3.1	 Diskursive Selektivität

Wie sind Diskurse und Artikulationen innerhalb eines diskursiven Feldes relatio-
nal fixiert? Was ist in diesem Feld sagbar und durch wen? Diese Fragen weisen 
auf die Funktionsweise von diskursiver Selektivität in Deutungskämpfen hin: Nur 
diejenigen Frames, die Resonanz mit den gelebten Erfahrungen und Erzählungen 
von Entscheidungsträgerinnen oder bedeutsamen Bevölkerungsschichten sowie 
mit den dominanten und institutionalisierten Diskursen in einem politischen 
Feld aufweisen, werden innerhalb des Feldes als plausibel und die damit ver-
knüpften Strategien als praktikabel erachtet und können über die Massenmedien 
erfolgreich in der Öffentlichkeit Verbreitung finden (Sum/Jessop 2013: 205, 404). 
Darüber hinaus beeinf lusst diskursive Selektivität die Positionierung von Subjek-
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ten in spezifischen Situationen: Sie prägt, wer überhaupt als agierendes Subjekt 
begriffen wird, also als jemand, der die Autorität besitzt, Ereignisse zu deuten 
und ihnen in den Massenmedien Bedeutung zuzusprechen und sie zu interpre-
tieren (ebd.: 215). 

Im Anwendungsfall der deutschen Klimapolitik setzt sich der hegemoniale 
Diskurs insbesondere aus den Forderungen nach wirtschaftlichem Wachstum, 
ökologisch-technischer Modernisierung sowie der Regulierung durch Markt-
mechanismen zusammen und wird als »Neoliberalisierung des Klimas« (Bedall 
2014: 4) oder als »ökologische Modernisierung« (Sander 2016a: 71) charakterisiert. 
Aspekte und Äußerungen, die sich in die Struktur dieses Diskurses nicht einfü-
gen lassen, oder gar dessen zugrundeliegende Annahmen in Frage stellen, wer-
den ausgeschlossen oder marginalisiert (Bedall 2014: 133). Dazu gehört die von 
der Klimagerechtigkeitsbewegung geäußerte Kritik an auf Marktmechanismen 
basierenden Lösungsstrategien, der Verweis auf die katastrophalen sozial-öko-
logischen Auswirkungen der Klimakrise sowie die globalen Ungerechtigkeiten, 
die durch die Art ihrer Bearbeitung verschärft werden (ebd.; Sander 2016c; Brand/
Görg 2003). Zum anderen beeinf lusst die diskursive Selektivität, wer Frames ar-
tikulieren kann und damit Gehör findet: Um nicht von Verhandlungen wie den 
internationalen Klimakonferenzen ausgeschlossen zu werden und den Status 
im öffentlichen Diskurs einzubüßen, passen NGOs ihr Framing oftmals an die 
hegemonialen Artikulationen an, akzeptieren also die Regeln des Diskurses und 
reproduzieren ihn somit (Bedall 2014: 134f.). 

Mit einer Foucault’schen Diskurs- und Dispositivanalyse können bestimmte 
Aspekte diskursiver Selektivität, wie die Architektur semantischer Felder, unter-
sucht werden (Jäger/Maier 2016). Eine Kritische Diskursanalyse ermöglicht es, 
sich darüber hinaus verstärkt der selektiven Wirkmächtigkeit von Diskursen zu 
widmen (Sum/Jessop 2013: 216; Fairclough 2003).

3.2	 Technologische Selektivität

Technologische Selektivität leitet sich aus Foucaults Gouvernementalitäts-An-
satz ab und beschreibt, wie »disciplinary, normalising and governmental techno-
logies« die Formierung sowie Klassifizierung von Objekten und Subjektivitäten 
prägen (Sum/Jessop 2013: 205). Dieser Mechanismus steht für die disziplinierende 
und damit selektierende Wirkung durch die »Verinnerlichung machtbewährter 
Normen« und Rationalitäten des Regierens sowie die Sedimentierung von Wis-
sensbeständen (Gessmann 2011: 25). Diese disziplinieren Verhalten, normalisie-
ren Urteile, verfestigen Interpretationsschemata und beeinf lussen damit die Of-
fenheit für bestimmte Frames (Sum/Jessop 2013: 222). So prägen beispielsweise 
Apparate wie journalistische Normen und Standards als ›Mikrotechnologien der 
Macht‹ das Rollenverständnis und die Praxis von Journalistinnen. Sie beeinf lus-
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sen u.a. die Auswahl von Informationsquellen basierend auf Einschätzungen be-
züglich Einf luss, Repräsentanz und Spektakularität sowie das Zusprechen von 
Expertise gegenüber politischen Akteurinnen und damit das Potential der Ver-
breitung ihrer Frames über Massenmedien in entscheidendem Maße (Ferree et 
al. 2002: 87f.).

In den Deutungskämpfen um die deutsche Klimapolitik identifiziert die Be-
wegung für Klimagerechtigkeit Strukturprobleme kapitalistischer Gesellschaf-
ten, wie Profitlogik und Wachstumszwang, als Ursachen der Klimakrise (Sander 
2016c: 10) und propagiert als Lösungsstrategie deren Überwindung. Die Umset-
zung eines so grundlegenden Wandels, wie ihn die Bewegung anstrebt, gestal-
tet sich jedoch auch aufgrund einer weit verbreiteten kapitalistischen »mentalen 
Infrastruktur« (Welzer 2011: 14), die als technologische Selektivität wirkt, als äu-
ßerst schwierig. Diese mentale Infrastruktur kommt im Konf liktfeld durch tief 
sedimentierten, normalisierten und alltäglich reproduzierten »Produktions- und 
Konsumnormen, gesellschaftliche Interessen [sowie] hegemoniale und margi-
nale Wertorientierungen« zum Ausdruck (Brand/Wissen 2013: 694, Übersetzung 
durch den Autor; Brand/Wissen 2017: 44). Sie beeinf lussen nicht nur Interpreta-
tionsschemata und Handlungsroutinen der breiten Bevölkerung, sondern auch 
die von Politikerinnen und von Akteurinnen in den Medien (Brand/Wissen 2013: 
700). So sprachen Journalistinnen und Redakteurinnen – geprägt von internali-
sierten Normen und Routinen – in der Berichterstattung über die internationa-
len Klimakonferenzen denjenigen Akteurinnen ›Standing‹ zu, die sich mit ihrem 
Framing in den neoliberalen Interpretationsrahmen integrieren ließen und nicht 
seine zugrundeliegende Logik in Frage stellten (Korte 2011: 204). Mareike Korte 
zeigt auf, wie während des Klimagipfels in Kopenhagen in den Medien lediglich 
über die Form der Proteste, nicht jedoch über die durch sie transportierte Kritik 
an den Gipfelverhandlungen berichtet wurde (ebd.: 187). Eine inhaltliche Experti-
se wurde Bewegungsakteurinnen dadurch abgesprochen und der Protest auf ein 
medienwirksames Spektakel reduziert. Die Wirkkraft hegemonialer Interpreta-
tionsmuster zeigte sich laut Hendrik Sander auch in der Berichterstattung über 
die Klimaverhandlungen in Paris. Er argumentiert, dass durch die Darstellung 
der Verhandlungen in den Medien als großer Erfolg, der Protest dagegen und die 
geäußerte Kritik an den Ergebnissen delegitimiert und nicht über die Medien 
transportiert wurden (Sander 2016c: 29). Durch diese Abwertung in ihrem ›Stan-
ding‹ war es für Akteurinnen der Bewegung für Klimagerechtigkeit schwer bis 
unmöglich, ihre Frames über die Massenmedien zu verbreiten.

Ein genaueres Verständnis der kontextspezifischen Wirkweise technolo-
gischer Selektivität lässt sich etwa durch eine ›Genealogie der Subjektivierung‹ 
gewinnen. Dem Foucault’schen Prinzip der ›aufsteigenden Analyse‹ folgend, soll 
dabei ausgehend von kleinen (Selbst-)Steuerungsmechanismen – wie etwa dem 
genannten journalistischen Zusprechen von Status und Expertise – herausge-
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arbeitet werden, wie diese von jeweils allgemeineren Machtmechanismen und 
Herrschaftsformen – etwa gesellschaftlichen Normvorstellungen oder Hierarchi-
sierungen nach Geschlecht, Klasse, Nationalität – geformt wurden und werden 
(Bröckling 2007: 42). Auf diese Weise sollen Rückschlüsse über die historisch spe-
zifische Konfiguration eines Subjektivierungsprogrammes gewonnen werden, in-
dem man »die Kräfteverhältnisse [seziert], aus deren Konfrontation sie entsteht, 
die Wissensbestände und Technologien, auf die sie zurückgreift, die Ratio, der sie 
ihre Akzeptabilität verdankt, schließlich die Widerstände, die sie produziert und 
von denen sie provoziert wird« (Bröckling 2007: 45).

3.3	 Strukturelle Selektivität

Strukturelle Selektivität wurzelt in gesamtgesellschaftlichen Herrschaftsverhält-
nissen und sozialen Machtbeziehungen, welche sich durch vorausgegangene Aus-
einandersetzungen in Form von sedimentierten Diskursen, gesellschaftlichen 
Positionengefügen und konsolidierten Praktiken in der institutionellen Ordnung 
materialisiert haben. Strukturelle Selektivität beeinf lusst Deutungskämpfe 
durch die Ausübung von asymmetrischen Einschränkungen auf ›frame sponsors‹5 
und Framing-Koalitionen. Wenn ein Frame sowie die dahinterliegenden Strate-
gien und Interessen, derer er ein Teil ist, sich in die institutionelle Ordnung und 
ihre Regeln einfügen lassen, wird er von politischen Entscheidungsträgerinnen 
gegenüber Frames, die die hegemoniale Ordnung herausfordern, bevorzugt wer-
den. Strukturelle Selektivitäten beeinf lussen auf diese Weise insbesondere, wel-
che Frames Chancen haben, sich in das Institutionengefüge einzuschreiben, neue 
Organisationsformen und Routinen herauszubilden und durch die Integration in 
den Habitus von Akteurinnen ›verkörpert‹ zu werden (Sum/Jessop 2013: 36).

In den Deutungskämpfen um eine adäquate Bearbeitung der Klimakrise ent-
faltet der Mechanismus der strukturellen Selektivität Wirkung, indem bestimmte 
Interessen, Strategien bezüglich Produktion und Konsumption, Wissensforma-
tionen sowie Interpretationen bezüglich der Klimakrise gegenüber anderen be-
vorzugt werden (Brand/Wissen 2011: 92). Besonders relevant in diesem Politikfeld 
ist die Art und Weise des materiellen Austauschs mit der Natur und wie sie sich 
in den konkreten institutionellen Arrangements materialisiert. Unter kapitalis-
tischen Produktionsverhältnissen nimmt die Beziehung zwischen Gesellschaft 
und Natur die Form der Dominanz an: Dies beinhaltet die (fast) uneingeschränk-
te Ausbeutung und Zerstörung der Natur und ihre Unterordnung unter die ka-
pitalistische Mehrwertproduktion (Sander 2016a: 44; Görg 2003: 101; Brand/Görg 
2003: 46). Der Staat sichert dabei die vielschichtigen gesellschaftlichen Naturver-
hältnisse institutionell ab (Brand/Wissen 2013: 694). Dazu reguliert er zum einen 

5 � Diejenigen Akteur*innen, die bestimmte Frames artikulieren und unterstützen.
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mithilfe von Marktmechanismen den Zugang zu und den Verbrauch von fossilen 
Ressourcen. Zum anderen nimmt er sich zumindest symbolisch dem Problem stei-
gender Treibhausgasemissionen an, um dadurch Konf liktpotential zu reduzieren 
(Bedall 2014: 123; Brunnengräber 2008: 32). Frames, die andere, nicht-kapitalisti-
sche Ansätze der Regulierung gesellschaftlicher Naturverhältnisse propagieren 
und nicht bereits institutionell verankert sind, hätten folglich, auch nachdem sie 
sich auf diskursiver Ebene behauptet hätten, Schwierigkeiten, sich in Form von 
Gesetzen, Routinen oder Institutionen zu materialisieren. Im Bereich der Kohle-
politik wird dies dadurch deutlich, dass sich die diskursive Verschiebung hin zu 
der Forderung nach einem frühen Kohleausstieg vor 2030 nicht in der Gesetzge-
bung niederschlägt und die Transition massiv verzögert wird (EMNID 2018). 

Für eine weitere Vertiefung der Analyse struktureller Selektivität, ließen sich 
neben den gesellschaftlichen Naturverhältnissen etwa auch die vorherrschende 
Akkumulationsstrategie und die für Klimapolitik spezifische Struktur der poli-
tischen Repräsentation und Entscheidungsfindung in den Blick nehmen und ihre 
Auswirkung auf die Durchsetzung von Lösungsstrategien und der mit ihnen ver-
knüpften Deutungen analysieren. Eine Möglichkeit, strukturelle Selektivitäten 
zu erfassen, ist durch eine zunehmend ›dichte Beschreibung‹ von Institutionen 
und ihrer Funktionsweise, welche die ihnen zugrundeliegenden gesellschaftli-
chen Herrschaftsverhältnisse offenbart und Wirkmechanismen aufdeckt (Sum/
Jessop 2013: 42). Sum/Jessop verweisen dabei auf einen ›methodologischen Rela-
tionalismus‹, bei dem die Wechselwirkung zwischen Akteurinnen und Strukturen 
im Vordergrund steht. Nämlich wie Strukturen sich selektiv auf das strategische 
Handeln von Akteurinnen auswirken und wie diese wiederum den strategischen 
Kontext analysieren und Abwägungen treffen und damit existierende Strukturen 
reproduzieren oder zu ihrer Veränderung beitragen (ebd.: 50).

3.4	 Akteursspezifische Selektivität

Akteursspezifische Selektivität bezieht sich auf die unterschiedliche Fähigkeit 
individueller Akteurinnen oder spezifischer gesellschaftlicher Kräfte, die struk-
turelle und diskursive Selektivität in einer spezifischen Situation zu analysieren 
und strategisch auszunutzen. Bezogen auf Framing-Prozesse bedeutet das zum 
Beispiel, dazu in der Lage zu sein, Gelegenheitsfenster zu erkennen, diese zur Ar-
tikulation von Frames zu nutzen und mit diesen Deutungen zu überzeugen (Sum/
Jessop 2013: 64, 68). Abhängig ist diese Fähigkeit von der Position6 der Akteurin-

6 � Die gesellschaf tliche Positionierung einer Akteurin wird wiederum durch diskursive und struktu-
relle Selektivität geprägt. Also davon, wem in einem Diskurs die Autorität zu Sprechen zugespro-
chen wird sowie von der Verortung in den gesellschaf tlichen Verhältnissen (z.B. Geschlechterver-
hältnis, Klassenverhältnis etc.) (Sum/Jessop (2013: 217).
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nen innerhalb der gesellschaftlichen Verhältnisse und dem damit verknüpften 
Zugang zu Machtressourcen (ebd.: 217). Wer einen Frame konstruiert und verbrei-
tet, beeinf lusst damit, wie er sowohl von Medien als auch von politischen Ent-
scheidungsträgerinnen aufgegriffen wird und welche Verbreitung er findet. 

Um die gesellschaftliche Einbettung von Framingprozessen in der deutschen 
Klimapolitik präziser zu erfassen, soll nachfolgend abstrahiert werden, welches 
die gesellschaftlichen Kräfte oder Hegemonieprojekte7 sind, die sich an Ausei-
nandersetzungen um Deutungshoheit beteiligen. Dies ermöglicht anschließend 
zu bestimmen, auf welche Ressourcen sie zurückgreifen können, um ihre Fra-
ming-Strategie an den jeweiligen Kontext anzupassen. Grundsätzlich wird in 
dem Diskursfeld zwischen zwei Hegemonieprojekten unterschieden: Das braune 
oder graue Hegemonieprojekt setzt sich aus den vier großen Energiekonzernen, 
großen Teilen der deutschen Industrie und ihrer assoziierten Institutionen und 
Thinktanks, der konservativen Presse, den Wirtschaftsf lügeln der CDU/CSU, 
SPD und FDP sowie dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
zusammen (Haas 2016: 368). Diese einf lussreichen Akteurinnen eint das Ziel, die 
fossil-nuklearen Energiekapazitäten optimal auszunutzen, den Elektrizitätspreis 
insbesondere für industrielle Abnehmerinnen möglichst niedrig zu halten und 
daher die Energiewende auszubremsen und ihr einen zentralisierteren Charak-
ter zu geben (ebd.). Dem gegenüber positioniert sich das sogenannte grüne He-
gemonieprojekt, welches das geteilte Interesse vertritt, eine schnelle Transition 
des Energiesystems hin zu erneuerbaren Energien in die Wege zu leiten. Invol-
vierte Akteurinnen umfassen die sogenannten grünen Kapitalfraktionen, also 
Unternehmen im Sektor der erneuerbaren Energien, ihre Lobbyorganisationen, 
alle großen Umwelt-NGOs, linksliberale Zeitungen, zahlreiche Thinktanks, die 
Grüne Partei, Teile der Linkspartei, die Umweltf lügel der CDU/CSU und SPD so-
wie das Bundesumweltministerium (BMU) (ebd.). Innerhalb dieses grünen He-
gemonieprojekts gibt es hinsichtlich der Klimapolitik eine zweite Konf liktlinie8: 
Während die Mehrheit des Projekts einen ›grün-kapitalistischen‹ Ansatz verfolgt 
und auf Marktmechanismen und ›grünes Wachstum‹ vertraut, um die Krise zu 
lösen, setzt sich die radikal sozial-ökologische Klimagerechtigkeitsbewegung für 
einen grundlegenden gesellschaftlichen Wandel ein, um die hegemonialen gesell-
schaftlichen Naturverhältnisse (siehe Abschnitt zu struktureller Selektivität) und 
die Ungleichheiten, die durch die neoliberale Bearbeitung der Klimakrise produ-

7 � Der Begrif f ›Hegemonieprojekt‹ wird hier in Anlehnung an die Definition von Kannankulam/
Georgi (2014: 64) verwendet, die Hegemonieprojekte als eine Abstraktion und Aggregation bzw. 
Verdichtung von Praktiken, Taktiken und Strategien unterschiedlicher Akteurinnen beschreiben, 
die jedoch ein gemeinsames Anliegen verfolgen, mit dem sie danach streben, hegemonial zu 
werden. 

8 � Vgl. auch den methodischen Ansatz von Hans Jonas Gunzelmann in diesem Band.
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ziert werden, zu überwinden (Sander 2016b: 416). Auch wenn das graue Projekt an 
Hegemoniefähigkeit verliert, ist es durch seine tiefe Verankerung in staatlichen 
Institutionen, dem dadurch ermöglichten Zugang zu Machtressourcen und Sta-
tus im diskursiven Feld immer noch dazu in der Lage, zentrale Interessen und 
damit verknüpfte Frames durchzusetzen. Zum Ausdruck kam dies beim Thema 
Kohleausstieg beispielsweise auch durch den offiziellen Namen der 2018 einge-
setzten Kohlekommission, der eindeutig das Framing des grauen Hegemoniepro-
jekts widerspiegelt: »Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäf-
tigung«. 

Wie in dem vorausgehenden Abschnitt dargestellt, kann der Wirkweise ak-
teursspezifischer Selektivität nachgegangen werden, indem entlang geteilter 
Absichten und Interessen die sozialen Kräfte bzw. Hegemonieprojekte identi-
fiziert werden, die in einen Deutungskampf involvierten sind (Kannankulam/
Georgi 2014: 63f.). Darauf auf bauend lässt sich anhand ihrer Positionierung in-
nerhalb der gesellschaftlichen Verhältnisse und ihrem Zugang zu Machtressour-
cen abschätzen, inwieweit sie dazu in der Lage sind, strategische Abwägungen 
zu treffen und dadurch in einer konkreten Situation einen Unterschied zu ma-
chen. Rückschlüsse darauf lassen sich sowohl durch Dokumentanalysen als auch 
durch Expertinnen-Interviews gewinnen. Vertiefen lässt sich eine solche Analyse, 
indem die Rolle von einzelnen Schlüsselfiguren für die Durchsetzung von spezi-
fischen politischen Projekten und Frames weiter herausgearbeitet wird (vgl. Pleh-
we/Walpen/Neunhöffer 2006: 32; Foucault 2005: 288-291; Sum/Jessop 2013: 204). 

3.5	 Reflexion

Der Mehrwert des Konzepts der kontextspezifischen Selektivitäten für eine post-
strukturalistische, machtsensible Perspektive besteht darin, dass es Mechanis-
men offenbart, mittels derer sich gesamtgesellschaftliche Dynamiken und der 
politische Herrschaftskontext auf Prozesse der Bedeutungskonstruktion und 

-festschreibung auswirken. Auf diese Weise lässt sich die Kontingenz einer kon-
kreten Situation und der Grad an Offenheit gesellschaftlicher Entwicklungen 
gesellschaftstheoretisch präziser bestimmen, als dies mit Konzepten aus der bis-
herigen Framing-Forschung der Fall ist. 

Eine Herausforderung in der Anwendung ist jedoch die Komplexität des 
konzeptionellen Modells. Zur Erfassung der vier Analysedimensionen und 
ihrer Interaktion bedarf es unterschiedlicher empirischer Erhebungs- und Aus-
wertungsmethoden, die bei einer umfangreichen Anwendung mit großem Auf-
wand einhergehen. Als Forschungsstrategie wird dabei oftmals auf eine Critical 
Grounded Theory verwiesen, der zufolge ausgehend von einem sozialen Problem 
zunächst analysiert wird, wie und durch wen das Problem diskursiv konstruiert 
wird. Darauf auf bauend werden theoriegeleitet sogenannte ›Proto-Theorien‹ be-
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züglich vermuteter Wirkmechanismen erstellt, die durch Feldforschung über-
prüft und anschließend überarbeitet werden (Belfrage/Hauf 2017; vgl. Hoddy 
2019; Oliver 2012; Kempster/Parry 2014). Das Anwendungsbeispiel in diesem Kapi-
tel zeigt jedoch auf, wie es durch den Rückgriff auf und das in-Beziehung-setzen 
von bereits bestehender Forschung möglich ist, die Analyse zu verkürzen und so 
einen ersten Überblick über den zu untersuchenden Fall zu generieren. Im An-
schluss daran lässt sich durch vertiefende empirische Erhebungen das Verständ-
nis über einzelne Analysedimensionen und Wirkmechanismen erweitern.

4.	 Konklusion

In diesem Beitrag wurde das der Cultural Political Economy (CPE) entnomme-
ne Konzept der kontextspezifischen Selektivität als produktive Erweiterung zu 
etablierten Ansätzen in der Bewegungsforschung vorgestellt. Es ermöglicht, die 
Einbettung von Framing-Prozessen in gesamtgesellschaftliche Dynamiken und 
Herrschaftsverhältnisse zu analysieren und dadurch besser begründete Aussagen 
im Hinblick darauf zu treffen, wie der Kontext mittels Mechanismen der Selek-
tion ungleiche Möglichkeitsbedingungen schafft, unter denen Deutungskämpfe 
in Krisensituationen stattfinden. So wird deutlich, weshalb sich Versuche des 
radikalen Reframings und der Durchsetzung einer fundamentalen sozial-ökolo-
gischen Transformation trotz der sich verschärfenden Klimakrise und eines Auf-
brechens des neoliberalen Konsenses innerhalb der Zivilgesellschaft so schwierig 
gestalten und diese Perspektiven in Deutungskämpfen, insbesondere innerhalb 
staatlicher Felder, strukturell benachteiligt sind (Bedall 2014: 128-131; Görg/Bedall 
2013: 88, 97). Sich dieser durch die Selektivitäten bedingten Beeinf lussung von 
Handlungsspielräumen und Framing-Potentialen bewusst zu werden, hilft dabei, 
Gegenstrategien, die dem Einf luss der Selektivitäten Rechnung tragen, zu identi-
fizieren und ihr Potential in einem spezifischen Kontext zu evaluieren. Um lang-
fristig erfolgreich zu sein und eine grundlegende sozial-ökologische Transfor-
mation zu ermöglichen, müssen diese Strategien darauf abzielen, Selektivitäten 
zu transformieren und so die Ausgangsbedingungen für zukünftige (Deutungs-)
Kämpfe zu verbessern (vgl. Schoppek/Krams 2018).
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Diskursanalyse sozialer Bewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Im Mittelpunkt des Beitrags steht die Analyse von Deutungskämpfen über Zugehörigkeiten und 
Grenzen einer sozialen Bewegung. Dadurch wird es möglich, die Machteffekte von Diskursen inner-
halb sozialer Bewegungen sichtbar zu machen. 

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Die theoretische Grundlage des Beitrags bilden die Arbeiten Michel Foucaults zum Diskurs als pro-
duktive Praxis (u.a. Foucault 1988, 1990, 1995) sowie zu Macht als relationalem Mechanismus, der 
Verhalten und Diskurse bedingt (Foucault 1992). Des Weiteren stütze ich mich auf die Analyse der 
Einbettung von Bewegungsdiskursen im gesellschaftlichen Kontext von Britta Baumgarten und 
Peter Ullrich (2016). 

Anwendung: Methoden
Der Zusammenhang von Macht und Diskurs wird empirisch mittels einer Kritischen Diskursanalyse 
(vgl. Jäger 2009) untersucht. 

Anwendung: Fallbeispiel
Als Datengrundlage dienen Interviews mit Aktivist*innen der katalanischen Unabhängigkeitsbe-
wegung. Dabei wird deutlich, dass in der Bewegung zwei Diskurse um Deutungshoheit über die 
Grenzen der und die Zugehörigkeiten zur Bewegung ringen.

Anwendung: Beispiele
Peter Ullrich (2008) führt eine Diskursanalyse zu Antisemitismus in der deutschen und britischen 
Linken durch, die auf ähnlichen theoretischen Prämissen beruht. 



Diskurse, Konflikte und Macht 
Eine Foucault’sche Perspektive auf Deutungskämpfe 
in sozialen Bewegungen

Hans Jonas Gunzelmann

1.	 Einleitung 1

Die Bewegungsforschung als sozialwissenschaftliches Forschungsfeld entwi-
ckelte sich in erster Linie aus Studien zur Interaktion zwischen Herausforderern 
(challengers) und Autoritäten (authorities). Als prominentester Vertreter dieses An-
satzes gilt das Contentious-Politics-Paradigma (McAdam et al. 2001; Tilly/Tarrow 
2012). Auch wenn dieses Augenmerk für Konf likte zwischen sozialen Bewegun-
gen und ihren Gegenspielern durchaus relevante Ergebnisse hervorgebracht hat, 
so ist nicht von der Hand zu weisen, dass die interne Dimension sozialer Bewe-
gungen dabei oft vernachlässigt wurde (vgl. Haug 2013). Forscher*innen nehmen 
meist andere Aspekte in den Blick: Konfrontationen zwischen Aktivist*innen und 
Institutionen, der Polizei, oder anderen Akteur*innen oder auch die Fragen, wie 
soziale Bewegungen gesellschaftlichen Wandel beeinf lussen, oder warum Pro-
testwellen auf kommen oder nicht. Folglich erscheinen soziale Bewegungen in der 
Forschung oft als homogene, geschlossene Akteurinnen mit einem gemeinsamen 
Ziel, einer geteilten Strategie und Identität, ohne dabei zu beachten, inwieweit 
diese Aspekte innerhalb einer Bewegung variieren. 

Dieser Beitrag reiht sich in eine Serie jüngerer Forschungsarbeiten ein, die das 
Innenleben sozialer Bewegungen gezielt in den Blick nehmen (z.B. Baumgarten 
2016; Daphi 2014; Della Porta/Rucht 2015; Doerr 2018; Haug 2010; Juris 2014; Mae-
ckelbergh 2011; Yates 2015). Im Mittelpunkt steht die Frage, wie Zugehörigkeit zu 
sozialen Bewegungen von konkurrierenden Diskursen innerhalb von Bewegungen 
selbst konstruiert wird und welche Macht sie dadurch auswirken. 

1 � Für hilfreiche Kommentare zu vorherigen Entwürfen dieses Textes möchte ich mich bei den He-
rausgeber*innen des Sammelbandes, bei Peter Ullrich, Mathias Krams, Giorgos Venizelos, sowie 
allen Teilnehmer*innen des Autor*innen-Workshops bedanken.
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Bisherige Forschung zu Framing (Benford/Snow 2000; Johnston/Noakes 2005) 
und Narrativen (Benford 2002; Davis 2002; Polletta 2006) beschäftigt sich zwar 
mit der Resonanz von Bewegungsdiskursen in der Öffentlichkeit, jedoch kaum 
mit deren Produktion und Artikulation im Inneren der Bewegung selbst. Ziel die-
ses Beitrags ist es, Vorschläge zu machen, wie diese Forschungslücke zu schließen 
ist. Dabei stütze ich mich auf den Diskurs- und Machtbegriff von Michel Foucault, 
sowie auf die Arbeiten von Britta Baumgarten und Peter Ullrich (2016) und Peter 
Ullrich und Reiner Keller (2014). 

Diskursanalyse ist nicht nur ein Mittel, um Bruchlinien und Deutungskämpfe 
innerhalb sozialer Bewegungen zu erfassen, sondern stellt Macht als analytische 
Kategorie in den Mittelpunkt. Obwohl der Machtbegriff2 zentral in den Sozialwis-
senschaften ist, stellen Donatella Della Porta und Dieter Rucht (2015: 2) fest, dass 
er in der Bewegungsforschung wenig Aufmerksamkeit erhält und selten als em-
pirische Analysekategorie verwendet wird. Die Autor*innen führen als Beispiel 
an, dass Sidney Tarrows »Power in Movement« (2011) trotz seines Titels nur die 
Macht von Bewegungen gegenüber ihrer Gegenspieler*innen, nicht aber Macht 
in Bewegungen behandele. Darüber hinaus konstatieren Della Porta und Rucht, 
dass soziale Bewegungen als »open, participatory and decentralized, and there-
fore relatively free from considerations and problems of internal power« (2015: 2) 
idealisiert werden: sie symbolisierten Widerstand und Emanzipation, wohinge-
gen Macht generell eher als negativ und oppressiv dargestellt werde. 

Diese Sichtweise steht im Gegensatz zu Studien, die hervorheben, dass Macht 
durchaus auch in sozialen Bewegungen vorhanden ist. Feministische (Bewe-
gungs-)forschung im Besonderen betont: 

»gender hierarchy is so persistent that, even in movements that purport to be gen-
der-inclusive, the mobilization, leadership patterns, strategies, ideologies, and 
even the outcomes of social movements are gendered.« (Taylor 1999: 8-9)

Folglich ist es nötig, Macht und Machtverhältnisse sowie deren Reproduktion und 
Transformation in den Blick zu nehmen. Wie an anderer Stelle bereits explizit ge-
macht wurde, sind soziale Bewegungen aus poststrukturalistischer Perspekti-
ve nicht als neutrale Sphären zu verstehen, sondern von internen Kämpfen um 
Hegemonie geprägt (Leinius et al. 2017: 13). Diese Auseinandersetzungen sind in 
erster Linie als Deutungskämpfe um Identität, Grenzen, Ziele, Strategien und Or-
ganisation der Bewegung zu verstehen. Anstatt diese als gegeben vorauszusetzen, 
zeige ich, wie diese grundlegenden Elemente sozialer Bewegungen diskursiv und 
relational produziert werden. 

2 � Foucault (1992: 32) bezeichnet als Macht all jene Mechanismen, »die in der Lage scheinen, Ver-
halten oder Diskurse zu induzieren«. Siehe dazu insbesondere Abschnitt 2.3. 
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Im nächsten Abschnitt stelle ich vor, wie ich die Konzepte Diskurs, Konf likt 
und Macht nutze, um die die interne Dimension sozialer Bewegungen theoretisch 
als diskursives Feld zu beschreiben. Außerdem greife ich auf Foucault zurück, um 
die Verschränkungen zwischen Macht und Diskurs sowie zwischen Gesellschaft 
und sozialer Bewegung darzustellen. Im dritten Teil des Beitrags zeige ich am 
Beispiel der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung, wie diese Konzeptualisie-
rung empirisch angewandt werden kann.

2.	 Begrifflicher Rahmen: Diskurse, Konflikte und Macht  
in sozialen Bewegungen

2.1	 Soziale Bewegungen als diskursive Felder

Um die konf liktive Konstitution sozialer Bewegungen in den Blick zu nehmen, 
bedarf es einer Analyse ihrer Diskurse (Leinius/Vey/Hagemann 2017). Nach Fou-
cault (1981: 74) sind Diskurse allerdings nicht »als Gesamtheit von Zeichen« zu ver-
stehen, »sondern als Praktiken zu behandeln, die systematisch die Gegenstände 
bilden, von denen sie sprechen«. Es geht hierbei also um Sprechweisen, die nach 
bestimmten Regeln und Normen gebildet werden und in gewisser Regelmäßig-
keit auftreten (Link 1983: 30). 

Soziale Bewegungen sind keine Echokammern, sondern stehen in Verbindung 
mit anderen Diskursarenen. Daher sind Diskurse innerhalb von Bewegungen 
nicht unabhängig von denen in der öffentlichen Debatte. Baumgarten und Ull-
rich (2016) unterscheiden dabei vier Prozesse (Abbildung 1): Erstens sind gesamt-
gesellschaftliche Diskurse gleichzeitig Voraussetzung und Grenze des Sag- und 
Denkbaren in sozialen Bewegungen. Zweitens sind soziale Bewegungen jedoch 
keine passiven Rezipientinnen von gesamtgesellschaftlichen Diskursen, sondern 
aktiv an deren Produktion beteiligt. Drittens stellen soziale Bewegungen ein 
eigenständiges Diskursfeld dar: Sie schaffen Wissen sowie eigene Normen und 
Regeln, was in der Bewegung gesagt werden kann und was nicht – auch wenn die-
se Normen und Regeln ständig umkämpft sind.3 Viertens beeinf lussen gesamt-

3 � Ullrich und Keller (2014: 120) betonen in diesem Kontext, dass aus dieser Sicht soziale Bewegun-
gen eine eigene Lebenswelt mit eigenen kommunikativen Praxen darstellen, deren Sinn nicht auf 
eine strategische Funktion reduziert werden kann. Das bedeutet, dass interne Diskurse weder 
Ausdruck einer strategischen Orientierung noch gesamtgesellschaf tlicher Redeweisen sind. 
Vielmehr besteht ein eigenes Wissensproduktionssystem innerhalb einer Bewegung.
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gesellschaftliche Diskurse im Speziellen die grundlegenden Subjektivierungen4 
aller sozialer Akteur*innen, und damit auch von Aktivist*innen. 

Abbildung 1: Soziale Bewegungen und (post-)foucaultsche Konzepte 
(Quelle: Baumgarten und Ullrich 2016: 15).

Mein Beitrag beschäftigt sich vor allem mit dem dritten Prozess, der in Abbildung 
1 nicht nummeriert ist und weder von Ullrich und Keller (2014), noch von Baum-
garten und Ullrich (2016) ausführlich besprochen wird. Es handelt sich um die 
in der Abbildung als kreisförmiger Pfeil dargestellten internen Dynamiken des 
diskursiven Feldes innerhalb der einzelnen Bewegung. Es besteht der Bedarf, die 
diskursiven Konf likte innerhalb sozialer Bewegungen empirisch zu untersuchen, 
um letztlich präzisere theoretische Aussagen über diese internen Kämpfe treffen 
zu können. 

Jedoch muss der erste Schritt darin bestehen, zu ergründen, wie die Gren-
ze (in der Abbildung als Box dargestellt) überhaupt definiert wird: Wie entschei-
den Aktivist*innen, wer zur Bewegung gehört, welche Ziele eine Bewegung hat 
und wie diese erreicht werden sollen? Anstatt diese Aspekte als kennzeichnende 
Merkmale einer Bewegung vorauszusetzen, fragt eine poststrukturalistische Per-
spektive danach, wie sie von Aktivist*innen ausgehandelt und temporär fixiert 
werden. Dabei handelt es sich um einen laufenden Prozess, der aufgrund seiner 
Umkämpftheit nie ganz abgeschlossen ist, wie ich in meiner Analyse aufzeige. 

4 � Nach Andreas Reckwitz (2017: 125, Herv.i.O.) beschreibt Subjektivierung »den permanenten Pro-
zess, in dem Gesellschaf ten und Kulturen die Individuen in Subjekte umformen, sie damit zu 
gesellschaf tlich zurechenbaren, auf ihre Weise kompetenten, mit bestimmten Wünschen und 
Wissensformen ausgestatteten Wesen machen«. 
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2.2	 Diskursive Konflikte in sozialen Bewegungen

In einer sozialen Bewegung existieren in der Regel mehrere Diskurse gleichzeitig, 
die in einer permanenten Auseinandersetzung um die Definitionsmacht inner-
halb der Bewegung stehen (siehe z.B. Ullrich 2008). Wie sind solche Konf likte 
konzeptionell zu fassen? Ich schlage vor, dabei drei Elemente in den Blick zu neh-
men.

Erstens erfolgt die Zuschreibung von Subjektpositionen innerhalb der Dis-
kurse, d.h. im Diskurs werden Verschiedenheiten und Übereinstimmungen selbst 
benannt. Das bedeutet, dass sich Sprecher*innen nicht nur selbst in einer Debatte 
verorten, sondern sich darüber hinaus gegenseitig benennen: Im »neue[n] Anti-
semitismusstreit der deutschen Linken« (Haury 2004) beispielsweise bezeichnen 
Antideutsche ihre Gegner als Antiimperialist*innen und Antiimperialist*innen 
diese wiederum als Antideutsche. Zweitens gilt es, bei der Analyse konkurrie-
rende und geteilte Narrative und Interpretationsschema in den Blick zu nehmen. 
Grundlegend sind hier die im vorherigen Abschnitt erwähnten Auseinanderset-
zungen um Grenzen, Ziele, Strategien und Organisation, also die Konstitution 
der Bewegung selbst. Drittens soll darauf hingewiesen werden, dass Bewegungs-
diskurse immer in sozialer Praxis verwurzelt sind. Wissen ist kein abstraktes, 
freischwebendes Objekt, sondern muss durch kommunikative Praxen artikuliert 
und weitergegeben werden (Baumgarten/Ullrich 2016: 16). Darum muss eine Dis-
kursanalyse auf die interaktive Produktion verschiedener Textsorten wie Flug-
blätter, Social Media Posts, Reden in Versammlungen etc. Bezug nehmen. Nur 
wenn ein Diskurs als gegebenenfalls konf liktive Interaktion zwischen handeln-
den Akteur*innen verstanden wird, ist es möglich, Machtbeziehungen zum Vor-
schein zu bringen. 

Dennoch darf sich eine diskursive Perspektive auf soziale Bewegungen nicht 
nur auf Konf likte zwischen Aktivist*innen konzentrieren, sondern muss auch 
in den Blick nehmen, wie diese befriedet werden. Trotz vielfältiger Subjektposi-
tionen und konf liktiver Beziehungen benötigen soziale Bewegungen ein Mini-
mum an Kohärenz, um kollektiv handlungsfähig zu sein. Zumindest in der öf-
fentlichen Wahrnehmung streben sie danach, Einigkeit zu demonstrieren. Für 
die Forschungspraxis heißt dies, auch zu erforschen, wie Deutungskämpfe von 
Aktivist*innen gelöst werden. Dabei gilt es, insbesondere auf Verschränkungen 
verschiedener Diskurse (Jäger/Jäger 2007: 29) zu achten, d.h. auf geteilte Interpre-
tationsschemata und andere Anknüpfungspunkte, die in der Lage sind, Einigkeit 
herzustellen.
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2.3	 Macht und Diskurs

Foucault versteht Macht als »viele einzelne, definierbare und definierte Mechanis-
men, die in der Lage scheinen, Verhalten oder Diskurse zu induzieren« (Foucault 
1992: 32). Jedoch ist Macht nicht als Ressource oder Eigenschaft zu verstehen, son-
dern stets als Beziehung (Foucault 1995: 26-27).5 Als Machtbeziehung sind solche 
zu verstehen, in denen eine Akteur*in das Verhalten oder den Diskurs einer ande-
ren Akteur*in beeinf lussen kann. 

Eine der zentralen Thesen der Arbeiten Foucaults ist, dass Diskurs und Macht 
sich gegenseitig konstituieren (ebd.). Zum einen werden Diskurse durch Macht-
beziehungen geprägt: Foucault erarbeitet in seinen Werken, wie Diskurse und 
Praxen über Psychiatrie (Foucault 1988), Sexualität (Foucault 1990) oder Straf-
vollzug (Foucault 1995) Ausdruck verschiedener Formen gesellschaftlicher Domi-
nanz sind. Zum anderen betont Foucault in diesen Arbeiten, dass Diskurse selbst 
Macht ausüben, indem sie ihre Gegenstände aktiv produzieren (Foucault 1991: 61). 
Erst dadurch wird das Sprechen über beispielsweise Formen der Psychopatholo-
gie (sowie deren Behandlung) möglich. Diese Folgen von Diskursen sind eben jene 
»Mechanismen […] die Verhalten oder Diskurse […] induzieren« (Foucault 1992: 32) 
und die Foucault als Macht bezeichnet. In der Analyse von Deutungskämpfen geht 
es darum, diese Effekte zu isolieren und ihre Wirkungsweise darzustellen. Da-
bei gilt es jedoch, die komplexe Verschränktheit von sozialer Bewegung und Ge-
sellschaft zu beachten. Zum einen definieren Diskurse die Grenzen des Sag- und 
Denkbaren in einer Gesellschaft zu einer bestimmten Zeit (Baumgarten/Ullrich 
2016: 14) und schaffen den sozialen Sinn, den es als Grundlage politischen Han-
delns bedarf. Somit fungieren sie als Herrschaftslegitimation oder -herausforde-
rung (Jäger/Jäger 2007: 19). Zum anderen wirken Diskurse nicht nur Macht auf die 
Auseinandersetzung zwischen sozialen Bewegungen und ihren Gegenspieler*in-
nen aus. Foucault (1990: 93) betont, dass »power is everywhere, not because it em-
braces everything, but because it comes from everywhere«. Da Macht allen sozia-
len Beziehungen innewohnt, ist sie auch in sozialen Bewegungen nie abwesend 

– es gibt keinen neutralen Raum (oder Zeit), in dem Macht nicht zu vorzufinden ist. 
Dennoch sind die Machtbeziehungen innerhalb einer sozialen Bewegung 

nicht unbedingt identisch mit denen in der Gesamtgesellschaft. Aktivist*innen 
versuchen, die gesellschaftlichen Machtverhältnisse auszusetzen, zu beschrän-
ken oder gar umzukehren, mit dem Ziel, soziale Bewegungen als alternative 

5 � Damit ähnelt Foucaults Machtverständnis dem Webers, der Macht ebenfalls relational »jede 
Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durch-
zusetzen« (Weber 1972: 28) versteht. Allerdings verstehen viele Autor*innen, die sich auf Weber 
beziehen, Macht als Fähigkeit einer der Akteur*innen dieser Beziehungen (Wallimann et al. 1977). 
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Räume zu gestalten.6 Solche Versuche zeigen, dass soziale Bewegungen einen dis-
kursiven Kontext darstellen, der sich zumeist von den gesamtgesellschaftlichen 
Verhältnissen deutlich unterscheidet. Weiterhin stehen Machtbeziehungen in 
Verbindung mit Materialität (etwa durch technologische Selektivität, siehe Krams 
Beitrag in diesem Band). Der Fokus auf Diskurse bedeutet nicht, dass Ressourcen, 
Entscheidungen, Organisationen und Institutionen keine Rolle spielen. Eine Ana-
lyse von Diskursen in sozialen Bewegungen darf diese »micro-physics of power« 
(Foucault: 1995: 26) nicht außer Acht lassen.

Die hier ausgeführten Konzepte Diskurs, Konf likt und Macht stellen die zen-
tralen Bausteine für die Analyse von Deutungskämpfen in sozialen Bewegungen 
dar. Als solche sind sie auf ontologischer Ebene formuliert und sollten weniger 
als Variablen für falsifizierbare Hypothesen verstanden werden, sondern als 
forschungsleitende Heuristiken. Somit bleiben sie notwendigerweise abstrakt. 
Schlussendlich sollen sie auch als »sensitzing concepts« (Blumer 1954) verstanden 
werden, die durch empirische Forschung verfeinert und überarbeitet werden. Im 
nächsten Abschnitt stelle ich am Beispiel der katalanischen Unabhängigkeitsbe-
wegung dar, wie eine solche empirische Anwendung dieser drei Begriffe aussehen 
kann.

3.	 Deutungskämpfe in Bewegung:  
Das Fallbeispiel der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung

3.1	 Forschungsprozess der Fallstudie

Die katalanische Unabhängigkeitsbewegung wurde als Fallbeispiel ausgewählt, 
da Unabhängigkeitsbewegungen oft als einheitliche Akteur*innen dargestellt 
werden (Gallagher Cunningham 2011, 2014).7 Dies spiegelt die Realität allerdings 
nur bedingt wieder, da die katalanische Unabhängigkeitsbewegung an mindes-
tens zwei Achsen gespalten ist: Zum einen setzt sie sich aus einem linken und 
einem rechten Flügel zusammen, zum anderen gehören ihr sowohl Parteien als 
auch außer-institutionelle Akteur*innen an (Crameri 2015). Folglich erscheint 
die katalanische Unabhängigkeitsbewegung als besonders geeignet, um interne 
Deutungskämpfe zu beleuchten. Der Forschungsprozess lässt sich in drei Phasen 

6 � Siehe hierzu die Debatte zu free spaces (Evans/Boyte 1992; Polletta 1999; für eine Übersicht siehe 
Krams 2017).

7 � Rational-Choice-Ansätze konzeptualisieren Unabhängigkeitskämpfe als »Spiel« zwischen einer 
Bewegung und dem Staat als Akteure (z.B. Grif fiths 2015; Hechter 1992; Jenne et al. 2007). Auch 
medial wird of t das Bild einer geschlossenen Unabhängigkeitsbewegung vermittelt, in interna-
tionalen Medien wird der Konflikt sogar of t auf »Katalonien gegen Spanien« reduziert.
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(explorativer Feldzugang, Datenerhebung, Datenanalyse) unterteilen, die ich im 
Folgenden kurz beschreibe.

Das Datenmaterial der Fallstudie habe ich durch ethnografische Methoden, 
insbesondere qualitative Interviews, in Katalonien im Zeitraum von Mai bis Juli 
2018 erhoben. Während soziale Bewegungen von außen betrachtet in der Tat wie 
homogene Akteure auftreten, erlaubt der ethnografische Blick, Bruchlinien und 
Konf likte wahrzunehmen: Denn ethnografische Forschung setzt Vertrautheit mit 
dem Feld sowie seinem Kontext und seiner Geschichte voraus. Diese Kenntnisse 
sind nötig, um Diskurse und Machtbeziehungen überhaupt erkennen und ver-
stehen zu können. Am Anfang der Datenerhebung stand daher der Versuch, die 
katalanische Unabhängigkeitsbewegung als Feld zu erfassen. Dabei orientierte 
ich mich an Vorgehensweisen der Grounded Theory (Charmaz 2006; Glaser 1978; 
Glaser/Strauss 1967) und nutzte in der explorativen Phase teilnehmende Beobach-
tung, Expert*inneninterviews und informelle Gespräche mit Aktivist*innen. Die-
se erste Datengewinnung diente als Grundlage für ein verfeinertes theoretisches 
Sampling (zur Anwendung von Grounded Theory in der Bewegungsforschung sie-
he Mattoni 2014). 

In der zweiten Phase führte ich 18 semi-strukturierte Interviews mit Akti-
vist*innen der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung. Bei der Auswahl der 
Interviewpartner*innen ging es in erster Linie darum, ein möglichst breites Bild 
der Bewegung zu erhalten, weswegen die wichtigsten Auswahlkriterien Grup-
pen- bzw. Organisationszugehörigkeit sowie Ort waren – ohne weitere Merkmale 
wie Alter, Geschlecht, und sozialer Hintergrund zu vernachlässigen. Der Inter-
viewleitfaden bestand dabei aus drei Teilen: erstens, Fragen zur Organisation 
des Referendums am 1. Oktober 2017, sowie nach den persönlichen Erfahrungen 
der Interviewten. Zweitens, Fragen zum Innenleben der Gruppen, in denen die 
Gesprächspartner*innen aktiv waren. Drittens, zwei offene Fragen: warum die 
Interviewten möchten, dass Katalonien unabhängig werde, und wie dieses Ziel 
erreicht werden könne. Antworten auf diese Fragen stellen die Datengrundlage 
für die vorliegende Analyse dar. 

In der dritten Phase habe ich die erhobenen Daten nach den Analyseschritten 
der Kritischen Diskursanalyse (KDA) nach Siegfried Jäger (2009: 174-202) unter-
sucht. Foucault selbst gibt kaum methodische Hinweise, wie seine Begriffe zu 
benutzen sind und macht seine eigenen Forschungsentscheidungen selten trans-
parent, weswegen sich sein Werk nur bedingt als praktische Anleitung eignet (sie-
he z.B. Foucault 1991). Die KDA versteht sich als eine solche Ergänzung auf der 
Grundlage Foucault’scher Begriffe (Jäger/Jäger 2007: 8). Nach Transkription und 
Archivierung erfolgte eine erste Strukturanalyse, die Themen und Unterthemen 
der jeweiligen Interviews beschreibt und eine Übersicht über die Daten erstellt. 
Dabei wurde bereits klar, dass Begründungen für die Unabhängigkeit eine zent-
rale Rolle einnehmen. Die entsprechenden Diskursfragmente habe ich darauf hin 
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einer Feinanalyse unterzogen und dabei Häufungen bestimmter Aussagenmuster 
verschiedener Antworten zu Diskursen zusammengefasst. Die Aussagen dieser 
Diskurse habe ich wiederum bezüglich Konf likte und Überschneidungen ent-
sprechend der in 2.2 dargelegten Elemente (Zuschreibung von Subjektpositionen, 
konkurrierende und geteilte Narrative sowie Interpetationsschemata, kommuni-
kative Praxis) analysiert. 

Der abschließende Teil, die Analyse, stellte die größte Herausforderung dar. 
Sie folgte einer interpretativen Analyse, wie diese Diskurse Macht ausüben, d.h. 
wie sie im Sinne Foucaults »Verhalten oder Diskurse […] induzieren« (Foucault 
1992: 32). Dabei stützte ich mich auf Beispiele, die die Gesprächspartner*innen 
selbst anführten. Es handelt sich also um keine gesamtheitliche Analyse der Sum-
me der Machtbeziehungen in der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung, son-
dern um einzelne Machteffekte. Im nächsten Abschnitt stelle ich die Ergebnisse 
dieser Untersuchung zusammengefasst dar.

3.2	 Die Unabhängigkeitsbewegung als diskursives Feld

Meine Analyse hat ergeben, dass innerhalb der Unabhängigkeitsbewegung zwei 
konkurrierende Diskurse um Bedeutung ringen: Auf der einen Seite ein Diskurs, 
den ich expressiven Diskurs nenne, und auf der anderen Seite ein instrumenteller 
Diskurs. Diese beiden Diskurse stützen sich auf unterschiedliche Begründungen, 
warum Katalonien unabhängig sein soll. Dennoch gehen sie über einfache Argu-
mente hinaus; sie repräsentieren eigenständige Wissenssysteme, die Interpre-
tationsmuster und Narrative bereitstellen. Dabei stehen die beiden Diskurse in 
einem permanenten Deutungskampf um die Identität der Bewegung. 

Der expressive Diskurs innerhalb der katalanischen 
Unabhängigkeitsbewegung
Als ich Emma, Mitglied der Assemblea Nacional Catalana (ANC), frage, warum sie 
möchte, dass Katalonien unabhängig wird, hält sie eine einfache Antwort bereit:

»weil wir anders sind…wir sind anders. Anders heißt nicht besser oder schlechter, 
aber wir sind anders. Wir haben eine andere Kultur. Wir haben eine andere Spra-
che, die wir nicht sprechen, um andere zu belästigen.«

Ohne Katalonien oder Spanien explizit zu erwähnen, verdeutlicht dieses Zitat, 
was Unabhängigkeit für viele Katalan*innen bedeutet: Sie nehmen einen grund-
legenden Unterschied zwischen ihrer Gemeinschaft und dem Rest Spaniens wahr. 
Aus ihrer Sicht besitzt Katalonien eine eigene Kultur, wobei die katalanische Spra-
che meist als zentrales Merkmal dieser Eigenständigkeit hervorgehoben wird. 
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Dem Diskurs liegt ein essentialistisches Kulturverständnis zu Grunde, wie das 
folgende Zitat von Aktivist Lluis verdeutlicht:

»Letztendlich ist eine Person nur dann sie selbst, wenn sie sich so fühlen kann, wie 
sie fühlt. Und das ist eine persönliche Sache. Niemand kann dir das aufzwingen. 
Du fühlst dich, wie du dich fühlst. Fühlst du dich Katalanisch oder Deutsch? Das 
weißt du selbst, oder?«

Aus Lluis’ Sicht ist die nationale Identität einer Person unverwechselbar, singu-
lär und kohärent. Er ist auch nicht der einzige Gesprächspartner, der den Spieß 
umdreht und mich nach meinem Nationalgefühl fragt – aber die Frage ist stets 
rhetorisch gemeint, es bedarf keiner Antwort. In diesem Diskurs gibt es keine 
Mehrdeutigkeit, man ist entweder katalanisch oder Spanier*in. Eine zentrale 
Rolle spielen Emotionen: Wie Lluis’ Antwort verdeutlicht, ist die Essenz nationaler 
Identität nur durch Gefühle zugänglich; man fühlt sich katalanisch statt spanisch. 

In der politischen Debatte, aber auch von Aktivist*innen, wird dieser Diskurs 
oft als identitär bezeichnet. Da Diskurse jedoch stets identitätskonstruierend 
wirken und die Bezeichnung »identitär« daher irreführend ist, nenne ich den Dis-
kurs expressiv, weil es letztlich darum geht, einer über Emotionen und Sprache 
vermittelten Kultur in einem unabhängigen Staat Ausdruck zu verleihen. 

Der instrumentelle Diskurs innerhalb der katalanischen 
Unabhängigkeitsbewegung
Katalanische Kultur spielt eine wichtige Rolle im Unabhängigkeitskampf. Den-
noch nehmen viele Aktivist*innen keinen Bezug auf sie, wenn ich sie frage, war-
um Katalonien ein eigener Staat sein soll. Carles beispielsweise erzählt mir, dass

»das Einzige, was dem Staat die Zähne gezeigt hat, dem Regime, der ganzen Schei-
ße, die jeden Tag weitergeht, die einzige Sache, die alles in Zweifel gezogen hat, 
war der Unabhängigkeitsprozess…prinzipiell will ich die Unabhängigkeit, weil sie 
die Dinge besser machen wird…für den Wandel.«

In dieser Aussage ist Unabhängigkeit kein Zweck, sondern ein Mittel des sozialen 
Wandels, weswegen ich diesen Diskurs als instrumentell bezeichne. Carles ist An-
archist und möchte das politische Establishment und den spanischen Staat durch 
die Unabhängigkeit schwächen oder gar zerstören. Dennoch wäre es irreführend, 
den progressiven Diskurs als ausschließlich linksradikal zu verstehen. Eine ähnli-
che Spielart zeigt sich in der Antwort von Enric, einem selbstständigen Spediteur:

»Es ist sehr, sehr, sehr einfach. Weil ich möchte, dass die Zukunf t meiner Söhne 
und Töchter besser wird, als die Zeit, zu der ich lebe.« 
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Auch wenn Enric nicht die gleichen anti-etatistischen Argumente anführt wie 
Carles, teilen beide die Hoffnung auf ein besseres politisches System. Enrics Ant-
wort zeigt auch einen prinzipiellen Unterschied zum expressiven Diskurs: Ob-
wohl Enric sich genauso katalanisch fühlt wie Emma oder Lluis, so spielt dieses 
Gefühl keine Rolle für seinen Aktivismus. 

Zwei Diskurse, zwei Bewegungen? 
Ergibt es angesichts zweier grundlegend verschiedener Diskurse über die Unab-
hängigkeit überhaupt Sinn, von einer Bewegung zu sprechen? Bevor ich im nächs-
ten Abschnitt genauer auf die diskursiven Auseinandersetzungen eingehe, sei 
kurz dargestellt, was die Bewegung letztlich zusammenhält. Dies ist zum einen 
das gemeinsame Ziel, einen von Spanien unabhängigen Staat in Form einer Re-
publik zu gründen – sozusagen als übergreifender Master Frame (Vilaregut 2010: 
261-262; vgl. Snow/Benford 1992). Zum anderen liegt beiden Diskursen das gleiche 
Interpretationsmuster zugrunde: Die Basis der Diskurse ist ein tiefes Gefühl der 
Ungerechtigkeit (vgl. Gamson 1992: 39) beziehungsweise der unfairen Behandlung 
durch den spanischen Staat, wenn sich auch der Charakter dieser Ungerechtigkeit 
unterscheidet. Für den expressiven Diskurs ist es die Benachteiligung der kata-
lanischen Gemeinschaft gegenüber dem Rest Spaniens, für den instrumentellen 
Diskurs eine grundlegende Ungleichheit im spanischen Staat. 

Diese beiden Interpretationsschemata stellen Verschränkungen (Jäger/Jäger 
2007: 29) zwischen beiden Diskursen dar, die es erlaubten, Konf likte innerhalb 
der Bewegung vor dem Referendum am 1. Oktober zu reduzieren. Sie ermög-
lichen, dass aus verschiedenen Gruppen überhaupt eine Bewegung wurde (zu 
Prozessen kollektiver Identität siehe Daphi 2017). Die Frage, wer zur Bewegung 
gehört, klärt sich allerdings nicht durch das geteilte Ziel der Unabhängigkeit oder 
die wahrgenommene Ungerechtigkeit. Im nächsten Abschnitt zeige ich, dass Zu-
gehörigkeiten durch die beiden Diskurse unterschiedlich festgeschrieben werden.

3.3	 Macht in Bewegung: Deutungskämpfe um Zugehörigkeiten

Diskurse üben auf vielfältige Weise Macht aus. In diesem Beitrag beschränke 
ich mich allerdings auf die Analyse der Konstruktion von Zugehörigkeiten und 
Grenzziehungen in sozialen Bewegungen und daraus resultierender Machteffek-
te.

Die zuvor beschriebenen Diskurse mit ihren konkurrierenden Interpreta-
tionsmustern und Narrativen stehen in einem Deutungskampf. Dieser zielt auf 
die grundlegende Frage, worum es bei der Unabhängigkeit geht: um den politi-
schen Ausdruck einer katalanischen Kultur oder um den Wandel hin zu einem 
besseren politischen System. Diese Auseinandersetzung ist zentral, da es bei ihr 
nicht nur um Argumente für die Unabhängigkeit geht, sondern um die Definition 
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der Bewegung selbst. In der Regel funktionieren die beiden Diskurse getrennt 
voneinander. Die meisten Interviewpartner*innen argumentierten entweder ex-
pressiv oder instrumentell. Die beiden Diskurse loten die identitären Grenzen 
der Unabhängigkeitsbewegung aus. Für den expressiven Diskurs ist die katalani-
sche Kultur Voraussetzung dafür, sich zur Bewegung zugehörig zu fühlen. Dies 
wird jedoch selten als Vorschrift formuliert und bleibt eher implizit. In der Praxis 
kommt dies am deutlichsten als Sprachbarriere zum Ausdruck: Die Kommuni-
kation in vielen Versammlungen und Messenger-Kanälen findet auf Katalanisch 
statt, was eine entscheidende Einschränkung für Zugezogene darstellt. 

Im instrumentellen Diskurs wird weniger Wert auf Sprache und Kultur gelegt 
und Zugehörigkeit wird offener und f lexibler definiert. So zum Beispiel bezieht 
Enric explizit »Leute, die von außen hierher kamen« in die Bewegung mit ein. Dies 
signalisiert eine inklusivere Identitätskonstruktion als es im expressiven Diskurs 
der Fall ist. Die Diskurse wirken sich also darauf aus, wer an Versammlungen und 
Demonstrationen teilnehmen darf, wer bestimmte Rollen innerhalb der Bewe-
gung einnehmen kann und wer ausgeschlossen wird. Aber sie ringen auch mit-
einander um Zugehörigkeit: Als ich Quim, einen Aktivisten aus Tarragona und 
Mitglied der Partei Esquerra Republicana de Catalunya frage, wie er glaubt, dass 
die Unabhängigkeit erreicht werden könne, antwortet er:

»Wir müssen uns bewusst machen, dass wir uns vom identitären Teil [der Bewe-
gung] trennen müssen. Wir können die Unabhängigkeit nicht mit katalanischem 
Nationalismus erreichen. Katalonien ist muslimisch, Katalonien ist die Sardana 
[traditioneller Tanz], Katalonien ist belgisches Bier. Ich denke, wir erreichen die Un-
abhängigkeit, wenn wir uns von dieser Gruppe trennen, die Katalonien auf puris-
tische, identitäre Weise versteht und wenn wir verstehen, dass die Republik of fen 
sein wird, eine Republik für alle.«

Dies ist eine klare Aussage über die Identität und Grenzen der Unabhängigkeits-
bewegung. Quim möchte nicht, dass die extremste Version des kulturellen Essen-
tialismus Teil der Bewegung ist. Es ist ein Versuch, darauf Einf luss zu nehmen, 
wer zur Bewegung gehört und wer nicht.

Diese konkurrierenden Grenzziehungen bezüglich der im Diskurs legitimier-
ten Subjektpositionen spiegeln den Konf likt um den Charakter der Unabhängig-
keitsbewegung wider. Festzustellen, inwieweit solche Diskurse über ihre bloße 
Artikulation Macht ausüben und soziale Praxis anleiten, ist die größte Heraus-
forderung in der Forschungspraxis. Über die diskursive Ebene hinaus lässt sich 
selten ein kausaler Zusammenhang zweifelsfrei beweisen. Dennoch möchte ich 
anhand von Beispielen aus den Interviewdaten zwei, auf unterschiedlichen Ebe-
nen angesiedelte Machteffekte illustrieren.
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Zum ersten wirken sich die Diskurse mit ihren unterschiedlichen Definitionen 
von Zugehörigkeit direkt auf individuelle Partizipation aus. Joana und Xavi bei-
spielsweise gehörten zu den Gründungsmitgliedern eines Comités de Defensa del 
Referèndum (kurz CDR, Kommittees zur Verteidigung des Referendums)8 in einer 
mittelgroßen Stadt in der Nähe Barcelonas. Unabhängig voneinander berichten 
sie mir in den Interviews, wie sich nach dem Referendum der Diskurs innerhalb 
der Gruppe vom Recht auf Selbstbestimmung zunehmend zur Abspaltung ver-
schob. Damit einhergehend gewannen auch expressive Argumente die Oberhand, 
weswegen beide die Gruppe verließen. Dieses Beispiel demonstriert, wie sich Dis-
kurse in Gruppenzusammensetzungen niederschlagen und Bewegungszugehö-
rigkeiten entscheidend beeinf lussen können. 

Eng verbunden damit ist der zweite Machtmechanismus: Die beiden Diskurse 
schreiben sich in die verschiedenen Gruppen der Bewegung ein und prägen deren 
Organisationsformen, Identität und Praxen. Aktivist*innen der CDR, aber auch 
der linken Partei CUP (Candidatura d’Unitat Popular) betonen in den Interviews 
immer wieder, dass es nötig ist, die Unabhängigkeit mit anderen (z.B. feminis-
tischen, anti-rassistischen, kapitalismuskritischen) Forderungen zu verbinden. 
Das Motto der Organisation Òmnium Cultural hingegen lautet »Llengua, cultu-
ra, país« (Sprache, Kultur, Land) und verweist direkt auf den expressiven Diskurs. 
Diese organisatorischen Einschreibungen schlagen sich aber auch in konkreten 
strategischen Praxen nieder, zum Beispiel die landesweite Kampagne Òmnium 
Culturals »Lluites Compartides« (geteilte Kämpfe), die explizit Verknüpfungen 
mit anderen Bewegungen sucht – was eher dem instrumentellen Diskurs ent-
spräche. Alex, einer der Mitarbeiter berichtet von internen Widerständen bei der 
Organisation der Kampagne. Eine andere Aktivistin bestätigt dies indirekt, als 
sie erwähnt, dass ihr Stadtteil nur ein Minimum zur Kampagne beigetragen habe, 
weil sie ihnen nicht »zentral genug« erschien. Kampagnen oder andere Aktio-
nen, die nicht dem in einer Gruppe dominanten Diskurs entsprechen, sind also 
schwieriger durchzusetzen.

Diese beiden Machteffekte sind Beispiele, wie Diskurse innerhalb sozialer 
Bewegungen Praxen beeinf lussen und sich in Partizipation, Organisation und 
Strategie niederschlagen. Dabei handelt sich um keine vollständige Liste solcher 
Effekte, sondern nur um einen ersten Schritt, solche und deren Wirkungsmecha-
nismen weiter zu spezifizieren. 

8 � Angelehnt an die kubanischen Komitees zur Verteidigung der Revolution (Comités de Defensa de 
la Revolución).
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4.	 Zusammenfassung

In diesem Beitrag habe ich das Innenleben sozialer Bewegungen mithilfe der 
Begriffe Diskurs, Konf likt und Macht beleuchtet. Zu diesem Zweck habe ich 18 
qualitative Interviews mit Aktivist*innen der katalanischen Unabhängigkeits-
bewegung geführt. Diese Daten habe ich einer Kritischen Diskursanalyse (KDA) 
unterzogen, um diskursive Konf likte und Bruchlinien innerhalb der Bewegung 
zu erfassen. Dabei hat sich gezeigt, dass die katalanische Unabhängigkeitsbewe-
gung zwischen einem expressiven Diskurs auf der einen und einem instrumen-
tellen Diskurs auf der anderen Seite gespalten ist. Die beiden Diskurse stehen in 
einem Deutungskampf darum, wer überhaupt zur Bewegung gehört. Während 
der expressive Diskurs Zugehörigkeit kulturell und sprachlich definiert, versteht 
der instrumentelle Diskurs die Grenzen der Bewegung offener und inklusiver. 
Das zentrale Argument des Beitrags ist folglich, dass die Identitäten, Grenzen, 
Ziele und Strategien sozialer Bewegungen nur durch diskursive Auseinander-
setzungen unter Aktivist*innen zustande kommen. Ich habe gezeigt, wie indivi-
duelle Partizipation und organisatorische Strategien in der katalanischen Unab-
hängigkeitsbewegung von diesen diskursiven Auseinandersetzungen beeinf lusst 
werden. Der Mehrwert einer solchen Foucault’schen Perspektive für die Bewe-
gungsforschung besteht also darin, die Macht von Diskursen innerhalb sozialer 
Bewegungen sichtbar zu machen. 
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Diskursanalyse der spanischen Protestbewegung Indignados 

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Der Ausgangspunkt dieser Analyse ist die Hegemonietheorie von Ernesto Laclau und Chantal Mouf-
fe. Ihr Ansatz wirft eine umfassende Perspektive auf politische Prozesse. Meine Analyse zeigt auf, 
wie sich der Diskursbegriff Laclaus und Mouffes, der Zeichen wie Praktiken umfasst, forschungs-
praktisch einlösen lässt. Dies verschiebt insofern die Perspektive auf soziale Bewegungen, als 
sowohl zentrale Forderungen und Identitätskonstruktionen in den Fokus rücken als auch klein-
maschigere Praktiken und Organisationsprozesse. Auf diese Weise werden die Dynamiken und 
Auswirkungen von Protestprozessen differenziert aufgeschlüsselt. 

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Besonders inspirierend sind die Arbeiten Michel Foucaults. Seine heterodoxe Forschungspraxis, 
die sich weniger um begriffliche Reinheit, als vielmehr um detaillierte Rekonstruktion bemüht, gilt 
mir als Vorbild dafür, in welchem Geiste die Diskursanalyse verfahren müsste. Andererseits habe 
ich viel von der spanischen Bewegungsforschung gelernt. Dort werden poststrukturalistische An-
sätze meist nicht, wie im deutschsprachigen Raum der Fall, als abstrakte Theoriegebäude gelesen, 
sondern von Anbeginn auf konkrete politische und kulturelle Phänomene bezogen. Diese konkrete 
Leseart wird auch und gerade dem Anspruch der Hegemonietheorie Ernesto Laclaus und Chantal 
Mouffes gerechter als eine bloß theoretische Rezeption, versteht sie doch ihren Ansatz als politi-
sche Analyse. 

Anwendung: Methoden
Es wird eine poststrukturalistische Diskursanalyse im Anschluss an Ernesto Laclau und Chantal 
Mouffe angewandt. Im ersten Analyseschritt wende ich ihre Schlüsselkategorien (Antagonismus, 
Hegemonie und Artikulation) eher deduktiv auf das Material an. Ergänzend dazu zeige ich im zwei-
ten Schritt, dass sich mit diesem Ansatz aber auch induktiv arbeiten lässt – wobei dann Laclaus 
und Mouffes Ansatz durch neue Konzepte zu ergänzen wären. 

Anwendung: Fallbeispiel
Das dargestellte Fallbeispiel ist die Protestbewegung der spanischen Indignados. Sie formierte 
sich im Mai 2011 und setzte einen einflussreichen Protestzyklus in Gang. Die Proteste der Indigna-
dos hinterließen vielseitige Folgen in Spaniens Politik und Gesellschaft. 

Anwendung: Beispiele
Eine schöne, sehr präzise und linguistisch informierte Diskursanalyse mit Laclau und Mouffe findet 
sich bei: Hildebrand, Marius (2013): »Rechtspopulismus und Hegemonie. Der Aufstieg der SVP und 
die diskursive Transformation der politischen Schweiz«, Bielefeld: transcript.
Weiterhin hat mich gerade die jüngste Arbeit von Judith Butler (2018): »Anmerkungen zu einer 
performativen Theorie der Versammlung«, Berlin: Suhrkamp, dazu inspiriert, neben dem Fokus 
auf politische Makroprozesse auch die kleinmaschigen Dynamiken von körperlich geprägten Ver-
sammlungen zu rekonstruieren.



Die Proteste der spanischen Indignados … und ihre 
Analyse mittels einer erweiterten Hegemonietheorie 

Conrad Lluis Martell

1.	 Einleitung 

»Bis 2011 war ich unpolitisch. Mit meinen kritischen Ansichten war ich bis dahin 
alleine geblieben. Die Proteste im Mai 2011 kamen für mich einem kollektiven Er-
wachen gleich. Endlich konnte ich meine Wut mit anderen teilen. Ich gewann da-
mals den Eindruck, dass wir alles verändern könnten.« (Laura, Teilnehmerin an den 
Protesten in Spanien von 2011) 

Spanien im Mai 2011. Für Politik, Medien und einen Großteil der Gesellschaft 
überwiegend unerwartet besetzen tausende Menschen die zentralen Plätze des 
Landes. Zu einem besonderen Zulauf kam es bei der Puerta del Sol in Madrid und 
der Plaça Catalunya in Barcelona. Der Protest auf den Plätzen war vielstimmig. Es 
fiel schwer, ihn auf eine kohärente Ideologie zurückzuführen oder als eine klar 
identifizierbare Bewegung zu begreifen. »Sie repräsentieren uns nicht! Es ist kei-
ne Krise, es ist ein Betrug!« – der Ärger über die politische wie wirtschaftliche 
Malaise gibt den Protestierenden ihren Namen, sie gelten als Indignados (Em-
pörte). Die Proteste waren enorm folgenreich für Spanien, setzten sie doch von 
2011 bis 2014 einen mächtigen Protestzyklus in Gang und führten zur Gründung 
neuer, mehrheitsfähiger Parteien wie Podemos (zu Deutsch: »Wir können«). Die 
Proteste von Mai 2011 dürften politisch wie kulturell für Spanien ähnliches be-
deutet haben wie das Ereignis »Mai 1968« für Frankreich oder Deutschland (als 
Überblick: Rodríguez 2016). Viele Teilnehmerinnen und Beobachter1 nahmen die 
Proteste von Mai 2011 als politischen Wendepunkt wahr,2 als Infragestellung der 
Grundkonsense, die Spanien seit dem Ende der Franco-Diktatur (1939-1975) ge-

1 � Aus Gründen der Lesbarkeit gebrauche ich abwechselnd die männliche und die weibliche Form. 
2 � Nach einer repräsentativen Umfrage des öf fentlichen Meinungsforschungsinstituts CIS sympa-

thisierten im Juni 2011 rund 70 Prozent der Befragten mit den Zielen der Empörten. Metroscopia, 
ein weiteres renommiertes Meinungsforschungsinstitut, ermittelte im Rahmen einer zeitgleich 
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kennzeichnet hatten: von der konstitutionellen Monarchie über die liberale Wirt-
schaftsordnung, dem Zwei-Parteien-System hin zu einem nur schwach ausge-
bauten Sozialstaat. In diesem Artikel gilt meine Aufmerksamkeit den Monaten 
Mai und Juni 2011, als die Empörtenproteste ausbrachen. Für deren Untersuchung 
wähle ich eine Diskursanalyse, die sich an die Hegemonietheorie Ernesto Laclaus 
und Chantal Mouffes anlehnt und sie erweitert. Im Kern geht es darum, ein Stück 
weit das Versprechen Laclaus und Mouffes einzulösen, Diskurstheorie als Gesell-
schaftstheorie zu entwerfen (vgl. Laclau 1990: 89-91). Der holistische Diskursbe-
griff der Hegemonietheorie, der Zeichen wie Praktiken umfasst, muss nicht nur 
grundlagentheoretisch postuliert werden – wie dies Laclau und Mouffe (vgl. 2001: 
109) tun –, er lässt sich auch forschungspraktisch einlösen. Gemeinhin konzentrie-
ren sich politische Diskursanalysen durch den Rückgriff auf Manifeste, Reden 
und Presseerklärungen auf die »öffentliche« Seite des Diskurses. Seine »wilde« 
Hinterbühne, die oft nur schwer entwirrbare Gemengelage von Meinungen, Prak-
tiken und Ereignissen, wird dabei oft übersehen. Dieser Rückseite des Diskurses 
nähere ich mich über die Verlaufsprotokolle der Versammlungen, welche die Ak-
tivistinnen anfertigten. Ich gehe in vier Schritten vor. Erstens stelle ich den Dis-
kursbegriff Laclaus und Mouffes vor und umreiße ihre drei Schlüsselkonzepte 
Antagonismus, Hegemonie und Artikulation. Im zweiten Schritt tätige ich eine 
exemplarische Analyse eines wichtigen Forderungskatalogs der Indignados – und 
zwar mit einer Hegemonieanalyse, wie sie klassischerweise angewendet wird. 
Diese Herangehensweise ergänze ich, drittens, mit einer Auswertung der Ver-
laufsprotokolle der Versammlungen der Indignados. Damit rücken jene Elemente 
des Diskurses in den Fokus, die sonst tendenziell unterbelichtet bleiben. Viertens 
folgt eine konzeptuelle Rekapitulation des vorgestellten Ansatzes. 

2.	 Forschungsansatz 

Infolge der linguistischen Wende lesen Laclau und Mouffe soziale Prozesse als 
immanent symbolische Prozesse. Das Soziale ist für sie diskursiv verfasst (vgl. 
Laclau/Mouffe 2001: 106f). In Anlehnung an den Begriff des Sprachspiels von 
Ludwig Wittgenstein argumentieren Laclau und Mouffe, dass unter der Kate-
gorie des Diskurses drei Dimensionen zu subsumieren seien, die meist getrennt 
bleiben: Erstens die Ebene der Zeichen, zweitens die der Praktiken, drittens jene 
der Materialisierung, die Artefakte wie Körper umfasst. Versammlungen von Ak-
tivistinnen, wie sie in diesem Aufsatz im Zentrum stehen, legen exemplarisch die 
drei Seiten des Diskurses offen. (1) Die Ebene der Zeichen ist die Debatte an sich, 

durchgeführten Erhebung sogar einen Zustimmungswert von 80 Prozent der Befragten für die 
Ursachen und Forderungen dieser Protestbewegung. 
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also die Themen und Fragen, die behandelt werden. (2) Die Ebene der Praktiken 
beinhaltet demgegenüber Gesten, Mimik und »stumme« Gebärdensprache. Es 
sind Praktiken, die gleichsam das gesprochene Wort f lankieren. Damit verwoben 
ist (3) die materielle Ebene, die hier das räumliche Arrangement der Anwesenden 
(ob etwa im Kreis oder in frontalen Reihen gesessen wird) sowie den Einsatz ge-
wisser Artefakte (Computer, Zelte, also einer Infrastruktur im weiten Sinne) be-
inhalten würde. Das heißt: Diskurse entfalten sich einerseits als Semantiken, an-
dererseits aber auch als »stumme« Praktiken und als materialisierte Gefüge (vgl. 
Laclau/Mouffe 2001: 108ff.). Eine Diskursanalyse im Geiste Laclaus und Mouffes 
müsste alle drei Ebenen fokussieren – und zueinander in Beziehung setzen. Trotz 
dieses holistischen Diskursverständnisses konzentrieren sich Analysen im Geiste 
Laclaus und Mouffes nur auf die semantische Seite des Diskursbegriffes – und 
lassen die anderen Ebenen außen vor. Hingegen werden in diesem Beitrag alle 
drei Aspekte behandelt.

Im Folgenden möchte ich die drei Schlüsselkonzepte der Hegemonietheorie 
vorstellen: Die Kategorien Antagonismus, Hegemonie und Artikulation bergen ein 
großes analytisches Potential – gerade dann, wenn sie sowohl als Semantik als 
auch als Praxis und Materialisierung gelesen werden. 

Beginnen wir mit dem Antagonismus. Gegen die Einhegung der Kategorie des 
Politischen auf ein selbstreferentielles, autonomes Teilsystem hebt die hier ver-
fochtene Perspektive die Verankerung politischer Prozesse in vermeintlich »vor-
politischen« Sinnhorizonten und Lebenswelten hervor.3 Ähnlich wie die gesamte 
poststrukturalistische Theorietradition (von Michel Foucault über Jacques Derri-
da bis hin zu Judith Butler) gehen auch Mouffe und Laclau von der Allgegenwart 
machtgeladener Kämpfe aus. Um Foucault (2007: 10) zu paraphrasieren, zeichnet 
das Soziale eine stete »Unruhe« nicht befriedeter Kämpfe aus. Die Kategorie des 
konstitutiven Außen macht dieses machtgeladene Diskursverständnis plausibel. 
Mit Derrida (vgl. 1972) lautet die These Laclaus und Mouffes: Jeder Diskurs er-
reicht erst dann eine (vorläufige) Stabilität, wenn er sich von etwas abgrenzt, das 
er nicht ist, wenn er auf ein Außen verweist, das äußerlich bleibt. Dieses konstitu-
tive Außen bewegt sich in einer Paradoxie. Einerseits taucht es im Diskurs wieder 
auf, und zwar als konkrete Grenzziehung, die sehr wohl mit Bedeutung versehen 
werden kann. Der »gefährliche Ausländer«, der »parasitäre Sozialhilfeempfän-
ger«, der »linke Chaot« oder die »radikale Feministin« sind Beispiele dafür, wie 
gewisse Feindfiguren als konstitutives Außen fungieren: Die Abgrenzungen nach 
außen stabilisieren ex negativo den Diskurs, sie verleihen ihm eine Stabilität und 
Kohärenz, die er ohne sie nicht besitzen würde. Doch das Außen stabilisiert nicht 
nur den Diskurs, es destabilisiert ihn zugleich, konfrontiert es ihn doch unabläs-
sig mit dem, was er nicht ist, was ihn bedroht und unterwandert. Das konstitutive 

3 � Als Übersicht zum kulturalistischen Blick auf das Politische vgl. Reckwitz 2004 oder Berezin 1997.
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Außen ist zugleich Stif ter und Zerstörer des Diskurses. Der Antagonismus richtet 
Gesellschaft ein – und stellt sie in Frage (vgl. Laclau 1990: 90f). 

Der zweite zentrale Begriff Laclaus und Mouffes ist jener der Hegemonie, den 
sie von Antonio Gramsci übernehmen. Hegemonie ist bei Gramsci eine Herr-
schaftsform, die nicht primär über Gewalt, sondern über die subtile Formung und 
Mobilisierung des Konsenses ausgeübt wird (vgl. Gramsci 2012: 1335). Hegemonie 
als eine Herrschaftsform, die zentral über Konsens operiert, impliziert zweierlei. 
Zum einen zeigt sie, dass das Verhältnis zwischen denen, die führen und jenen, 
die geführt werden, nicht vollständig asymmetrisch ist, sondern von beiden Sei-
ten gestaltet wird. Hegemonie ist eine subtile Form der Herrschaft, die auf der 
aktiven Einbindung auch jener Gruppen beruht, die durch die errichtete Ordnung 
benachteiligt werden. Daraus folgt, zum anderen, dass diese Ordnung, die aus 
der Einbindung möglichst vieler Gruppen erwächst, sehr stabil sein kann. Sie be-
ruht auf Werten und Normen, die langsam anerzogen werden, bis sie von (fast) 
allen geteilt werden. Kurz: Jede Hegemonie ist auch eine normative Ordnung. Gera-
de diese »zusammenschweißende« Eigenschaft von Gramscis Hegemoniebegriff 
machen Laclau und Mouffe für ihre Diskurstheorie fruchtbar. In ihrer Leseart 
entfaltet ein hegemoniales Verhältnis dann seine verbindende Kraft, wenn gewis-
se Konzepte ihre Bedeutung entleeren und sich in Symbole einer umfassenderen 
Ordnung verwandeln. Typische Beispiele sind Kategorien wie »Freiheit«, »Gerech-
tigkeit«, »Nation«, »Demokratie«, »Proletariat«, »Mittelschicht« oder »Volk«. Im 
Zuge politischer Artikulationen können, so Laclau und Mouffe, derartige Begriffe 
zu leeren Signifikanten aufsteigen. Sie werden zu Kategorien, die innerhalb eines 
spezifischen politischen Projekts als kleinster gemeinsamer Nenner verschiede-
ner Identitäten und Diskursmomente auftreten (vgl. Laclau 1996: 40ff). 

Wirklich operativ als Gesellschaftsanalyse wird ihr Ansatz durch die Katego-
rie der Artikulation (vgl. Laclau/Mouffe 2001: 105). Artikulationen sind Diskurs-
formationen logisch vorgeschaltet (vgl. Hildebrand 2017: 90). Artikulationen sind 
die Verbindungsbewegungen verschiedener Momente und Identitäten, die als de-
ren Produkt (relativ) stabile Diskurse hervorbringen. 

Bei der Analyse ist es wichtig, den Fokus auf die Kategorie der Forderung zu 
legen. Für den späten Laclau (2005: 75) sind sie die Kleinsteinheiten von Diskurs-
analysen. Die Annahme lautet, dass Forderungen privilegierte Diskursmomente 
sind, um zu beschreiben, wie sich ein kollektiver Akteur gegen andere artikuliert 

– und sich so schrittweise konstituiert. Forderungen werden stets auf andere For-
derungen bezogen und zu relativ geschlossenen diskursiven Systemen vernäht 
(vgl. Nonhoff 2010: 280ff.). Die Artikulation der Forderungen bewegt sich dabei 
in einem Spannungsfeld zwischen der Äquivalenz- und der Differenzlogik (vgl. 
Laclau 1996: 38ff). Einerseits konstituiert sich die Identität der Forderungen erst 
in ihrer Differenz zu anderen Forderungen. Anderseits aber werden die Forde-
rungen stets in Bezug auf leere Signifikanten und Antagonismen gleichgesetzt. 
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Antagonismen und leere Signifikanten fungieren als übergeordnete Momente, 
die gleichsam eine Forderungskette als ganze repräsentieren und diese somit 
vorübergehend verschließen. Der nächste Schritt wird anhand des Beispiels der 
Indignados zeigen, wie eine Analyse nach diesem Schema aussehen könnte. 

3.	 Forschungspraxis

3.1	 Diskursanalyse des Forderungskataloges der Indignados

Im Folgenden konzentriere ich mich auf den Forderungskatalog, den die Indig-
nados auf der Puerta del Sol ausarbeiteten und der am 20. Mai 2011 von mehr 
als 25.000 Teilnehmern verabschiedet wurde (15Mpedia o.J.). In der Forschung 
herrscht weitgehend Einigkeit darüber, dass dieser Katalog eines der zentralen 
Dokumente der frühen Empörtenbewegung darstellt (vgl. Vicente 2013: 585ff.; 
Valdivielso 2012). 

Die insgesamt 16 Forderungen lassen sich mit einer offenen Rekonstruktion 
analysieren, in der in zwei Schritten vorgegangen wird. Dieses durch Foucault 
inspirierte Vorgehen (vgl. 1981: 83-93) betrachtet erstens die rhetorischen Regel-
mäßigkeiten der Forderungen (Wie wird gefordert?). Dies leitet, zweitens, zu den 
Forderungen selbst über (Was wird gefordert?). 

a) Wie wird gefordert? 
Weisen die insgesamt 16 Forderungen des Kataloges rhetorische Muster auf, mit-
tels derer sich »Aussagegruppen« kombinieren lassen (vgl. Foucault 1981: 84)? Es 
ist tatsächlich möglich, mit einer Typologie grundlegende Rhetoriken zu verdich-
ten. Die folgende Tabelle listet die Forderungen verkürzt auf und typologisiert 
ihre rhetorischen Muster. 

Die Einteilung von Forderungen nach (a) Förderung, (b) Reform, (c) Aufmerk-
samkeit oder (d) Bekämpfung gibt Einblick in die Weise, wie die Indignados soziale 
Probleme deuten und wie sie ihre Forderungen erheben. Diese rhetorische Typen-
bildung orientiert sich an einem normativen Gradmesser zwischen Fürsprache 
und Ablehnung. Während der neunten Forderung nach mehr partizipativer und 
direkter Demokratie, an der die Bürgerschaft aktiv Anteil haben soll (Acampada 
Sol 2011) eine uneingeschränkte Fürsprache zugestanden wird, wird die Korrup-
tion (6.) ebenso uneingeschränkt verurteilt. Zwischen den beiden Extrempolen 
Förderung und Bekämpfung bewegen sich die Kategorien (b) Reform und (c) Auf-
merksamkeit. Diese Kategorien durchkreuzen die monolithische Annahme, dass 
sich alle Forderungen der Indignados nur unter einem Deutungsrahmen bewegen. 
Stattdessen scheint es angemessener ihnen, verschiedene Deutungsrahmen zu-
grunde zu legen. Das Schaubild fasst die Typologie entlang der normativen Skala 
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von Fürsprache bis Ablehnung zusammen und ordnet ihnen die jeweils darunter 
fallenden Politikbereiche zu. 

Tabelle 1: Rhetorische Typologie der Forderungen der Asamblea Sol, 20.5.2011

1. 	 Veränderung des Wahlgesetzes Reform

2. Aufmerksamkeit gegenüber den Grundrechten Aufmerksamkeit

3. 	 Abschaffung der diskriminierenden und  
ungerechten Maßnahmen und Gesetze 

Bekämpfung

4. 	 Fiskalreform, welche die Mindestrenten begünstigt, und weitere 
Steuerreformen 

Reform

5. 	 Reform der Sonderrechte der politischen Klasse Reform

6.	 Ablehnung und Verurteilung der Korruption Bekämpfung

7. 	 Maßnahmen gegen die Banken und Finanzmärkte gemäß Artikel 128 
der Verfassung. 

Reform

8. 	 Wirkliche Entkopplung zwischen Kirche und Staat gemäß Artikel 16 Aufmerksamkeit

9.	 Partizipative und direkte Demokratie. Förderung

10.	 Wirkliche Regulierung und Überwachung der Arbeitsverhältnisse 
durch staatliche Organe   

Aufmerksamkeit 

11.	 Abschaltung aller Nuklearanlagen und Förderung erneuerbarer und 
kostenloser Energiequellen  

Bekämpfung/ 
Förderung 

12.	 Rekommunalisierung privatisierter Unternehmen Reform

13.	 Effektive Gewaltenteilung Aufmerksamkeit 

Diese rhetorische Typologie und die hierauf fußende normative Skala entziffert 
gleichsam die Deutungsschemata der Indignados. So wird etwa das kollektive Ge-
dächtnis an die Kategorie der Förderung geknüpft und jene der Nuklearkraft als 
zu bekämpfend dargestellt. Gemäß der diskurstheoretischen Perspektive wird 
nicht einem »präexistenten« Bereich Bedeutung verliehen, sondern durch die Be-
deutungsverleihung der jeweilige Bereich erst geschaffen. Die symbolische Kons-
titution sozialer Objekte mit ihrer normativen Beurteilung schlägt nun die Brücke 
zur inhaltlichen Seite der Forderungen, zu dem, was gefordert wird. 	
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Tabelle 2: Normative Skala von Fürsprache bis Ablehnung

Förderung Reform Aufmerksamkeit Bekämpfung

Demokratie
Nachhaltigkeit
Kollektives Gedächt-
nis

Wahlsystem
Fiskalreform
Sonderrechte der 
politischen Klasse 

Sozialrechte
Gewaltenteilung
Arbeitsverhältnisse
Parteientransparenz

Korruption
Ungerechte Gesetze
Gegen Banken & 
Finanzmärkte vor-
gehen

b) Was wird gefordert? 
Die Skala zeigte, dass die Indignados, je nachdem, was sie fokussieren, differen-
ziert Stellung beziehen. Es wird nicht nur Neues (z.B. direkte Demokratie) ge-
fordert, es wird auch Altes (z.B. Sozialrechte) verteidigt. Offenbar schwanken 
die Forderungen zwischen einer offensiven und einer defensiven Haltung (vgl. 
Tilly 1978: 143ff.). Das Paar reaktiv-proaktiv bewegt sich eine Ebene tiefer als 
die Konfrontation zwischen offensiv-hegemonialen und defensiv-hegemonialen 
Strategien (vgl. Nonhoff 2010: 311ff.). Eine offensiv-hegemoniale Strategie kann 
proaktive und reaktive Forderungen umfassen, sie muss nicht nur aus proaktiven 
Forderungen bestehen. Und genau dies trif ft auf die Indignados zu. 

Im Forderungskatalog lassen sich zwei Diskursstränge unterscheiden (zum 
Begriff »Diskursstrang« vgl. Jäger 2015). Der erste Diskursstrang umfasst die 
proaktiven Forderungen der Indignados, der zweite die reaktiven. Die beiden Dis-
kursstränge greifen die Typologie des vorherigen Schrittes auf und münzen sie 
um. Der Diskursstrang 1 enthält die in »Förderung« und »Bekämpfung« enthalte-
nen Politikbereiche. Dagegen geht es bei Diskursstrang 2 um die Bewahrung und 
graduelle Reform von als gefährdet oder verletzt angesehenen Politikbereichen 
(etwa der Schutz gefährdeter Sozialrechte oder die Bekämpfung nepotistischer 
Parteistrukturen). Die Trennung zwischen Diskursstrang 1 als proaktiv und Dis-
kursstrang 2 als reaktiv ist f ließend, er macht zwei Ausrichtungsformen sozialer 
Forderungen kenntlich. Das Schaubild stellt die beiden Diskursstränge dar: 
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Tabelle 3: Der Forderungskatalog der Indignados (Gesamtdarstellung)

Die Repräsentationsfunktion der leeren Signifikanten Gerechtigkeit und Demo-
kratie umfasst Forderungen aus den Diskurssträngen 1 »proaktiv« und 2 »reaktiv« 
und setzt sie gleich. Diese bilden eine breite Front von Forderungen, die poten-
tiell in der Lage ist, den Ist-Zustand in Frage zu stellen und »neue Hegemonien 
zu etablieren« (Nonhoff 2006: 238). Am Konzept der »Demokratie« verdeutlicht: 
Die Forderung nach direkter Demokratie wird durch die leeren Signifikanten mit 
dem Plädoyer für eine Reform des Wahlsystems oder der Aufmerksamkeit gegen-
über einer effektiven Gewaltenteilung vernäht. So zeichnet sich der Diskurs der 
Indignados durch eine Tendenz zur Universalität aus. Dies ist sowohl eine Stärke, 
weil er prinzipiell eine große Resonanz entfalten kann, aber auch eine Schwäche, 
da die Forderungen der Indignados drohen, zu vage und undeutlich zu werden (vgl. 
Argiles 2011: 159ff.; Coca Pérez/Río Sánchez/Talego Vázquez 2014).

Trotz der Totalkritik am Status setzen die Forderungen der Empörten system-
immanent an. Das Augenmerk liegt darauf, eine funktionierende Demokratie 
wiederherzustellen. Diese systemimmanente Kritik lässt sich als strategische An-
ziehungsgeste lesen. Breit akzeptierte Ideale, wie Demokratie und Sozialstaat, als 
Zielvorgabe zu formulieren, erhöht die Mehrheitsfähigkeit in Öffentlichkeit, Ge-
sellschaft und Politik. Paradigmatisch für das Bruchpotential von scheinbar gar 
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nicht so umstürzlerischen Forderungen ist das Motto der Bewegung: No nos repre-
sentan (»Sie repräsentieren uns nicht«). Mit der Kritik daran, dass die politischen 
Repräsentanten ihren Repräsentationsauftrag aufgegeben haben und stattdessen 
andere Interessen in den Vordergrund rücken, können sich viele identifizieren, es 
avanciert zum leeren Signifikanten, der sowohl gemäßigtere Deutungen (»diese 
Repräsentanten repräsentieren uns nicht«) als auch radikalere (»die Repräsentan-
tinnen im Allgemeinen repräsentieren uns nicht«) vereint. 

Gerade in dieser breiten, sowohl eher radikal als auch eher reformistisch 
lesbaren Abgrenzungsgeste gegenüber den Repräsentanten vollzieht sich ein po-
pularer Bruch gegenüber den politischen und ökonomischen Eliten. Letztere er-
scheinen als Feinde, die Indignados dagegen als Vertreter eines zwar unterdrück-
ten, aber gleichwohl souveränen »Volkes«. Beide Diskursstränge bilden in ihrem 
Zusammenspiel eine neue, offensiv ausgerichtete hegemoniale Strategie heraus 

– eine Strategie, die von einem Akteur getragen wird, der zwar im Katalog explizit 
abwesend bleibt, implizit aber hinter jeder der 16 Forderungen steht (vgl. weiter-
führend: Domènech 2015: 56ff.; Errejón 2011). 

3.3	 Auf dem Platz – Diskursanalyse von unten

In der üblichen Diskursanalyse nach Laclau und Mouffe werden Forderungen, An-
tagonismen sowie die Konstitution neuer Kollektivakteure ins Zentrum gestellt. 
Was dabei ins Hintertreffen gerät, ist die feinmaschigere Analyse davon, wie sich 
ein Diskurs konstituiert: Artikulationen sind gesamthaft darzustellen, ihre schil-
lernde politische, genauso wie ihre unpolitischere Dimension ist zu rekonstru-
ieren (vgl. zur Kritik Lluis 2014). Der Diskurs der Indignados bildet sich nicht in 
einem luftleeren Raum, sondern an konkreten Orten, auf Plätzen mit teils zehn-
tausenden Teilnehmern. Es geht hier also darum, jene »praxeologischen« und 
»materiellen« Ebenen des Diskurses in den Fokus zu rücken, die von Laclau und 
Mouffe zwar prinzipiell gewürdigt werden, die aber in ihrer Forschungspraxis – 
mittlerweile als Essex School of Discourse Analysis etabliert4 – unbeachtet bleiben. 

In diesem Sinne werden Verlaufsprotokolle der ersten Versammlungen der 
Indignados in Barcelona zwischen dem 16. und 19. Mai 2011 ausgewertet. Diese 
Tage können als »Zündphase der Empörung« gelten. Am Abend des 16. Mai ent-
schlossen sich in Barcelona kaum 150 Menschen dazu, dem Vorbild von Madrid zu 
folgen, wo das Camp ein Tag vorher begann. Wie es im ersten Protokoll des Barce-
lona-Camps heißt, sei man gewillt, »auf unbeschränkte Zeit« zu verharren (16.5.). 
Einige Tage später, vom 19. Mai an, nahmen bereits mehrere tausend Demonst-

4 � Zu den prominenten Vertreterinnen der Essex School gehören David Howarth, Jason Glynos und 
Aletta Norval im angelsächsischen, Oliver Marchart, Martin Nonhof f und Urs Stäheli im deutsch-
sprachigen Raum. 
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ranten an den Versammlungen auf der Plaça Catalunya teil. Das Barcelona-Camp 
wurde neben dem auf der Puerta del Sol in Madrid zur größten Empörtenver-
sammlung Spaniens und sorgte global für Aufmerksamkeit. Die Formierung 
eines neuen Kollektivs lässt sich bei den Protokollen auf drei analytischen Ebenen 
nachzeichnen: erstens in der Form der Texte, zweitens in der Organisation der 
Versammlung, drittens in der Entfaltung des Empörtendiskurses im engen Sinne. 

Gehen wir zunächst auf die Form der Protokolle ein. Hier findet eine zuneh-
mende Formalisierung statt. Die schnell geschriebenen, stilistisch kaum über-
arbeiteten Texte der Anfangstage entwickelten sich schnell zu einem hochgradig 
formalisierten Textformat. Zunächst ist festzuhalten, dass die ersten Protokolle 
noch Titel tragen – was später nicht mehr der Fall ist. Sie lauten: »Acampada BCN« 
(16.5.) und »Wir teilen die Arbeit auf« (17.5.). Die erste Überschrift kündigt an, dass 
nun auf der Plaça Catalunya ein Camp steht, tut sie es doch zu einem Zeitpunkt, 
als noch nicht klar ist, ob die wenigen Campierenden auch tatsächlich auf dem 
Platz bleiben und sich eine neue Kollektivität bildet. So erweist sich gerade die 
erste Protokollüberschrift nicht als Dokumentation einer »faktischen« Gegeben-
heit, sondern als Zukunftsentwurf eines sich bildenden Kollektivs. Die zweite 
Überschrift fällt beschreibender aus, sie bildet gleichsam den Organisationspro-
zess der Versammlung ab – und beschreibt ihn als aktive Praxis, die die Subjekte 
vor Ort (»wir«) engagiert, aber auch mit Blick auf einen breiteren Zusammenhang 
realisiert (»die Arbeit aufteilen«). 

Dies führt zur nächsten Analysedimension, der Organisation der Versamm-
lung. Was hier zunächst im Zentrum steht, ist, das Camp von Barcelona über-
haupt als solches zu konstituieren. So fallen die ersten Organisationsschritte im 
Protokoll vom 16.5. ganz basal aus: Es wird entschieden, jeden Tag um 22.30 Uhr 
eine Versammlung abzuhalten. Schon dieser tägliche Rhythmus verrät eine Ver-
dichtung der Praktiken (vgl. Prentoulis/Thomassen 2013: 173); er zeigt, dass die 
politische Aktivierung auf einer grundlegenden, oft materiell geprägten Ebene 
geschieht. Wichtig ist bei diesen ersten Treffen, dass sich so gut wie alle Bemü-
hungen darum drehen, die Infrastruktur aufzubauen, auf deren Grundlage sich 
das Barcelona-Camp entfalten soll. Dies beginnt damit, dass das Camp nicht bloß 
mittels einer großen Versammlung funktioniert, sondern verschiedene Aufga-
benbereiche an Kommissionen oder Arbeitsgruppen delegiert. Um welche Kom-
missionen es sich indes letztlich handelt, welche Zuständigkeiten sie haben und 
wie sie funktionieren sollen, wird im Laufe der ersten Protesttage immer wieder 
neu austariert. Dabei wird die Idee eines horizontalen Netzwerks stark gemacht. 
Die Ernennung von Sprechern oder Vertreterinnen wird dementsprechend abge-
lehnt. Das Camp erscheint als eine autonome Sphäre, die möglichst unabhängig 
von der Außenwelt bleiben soll – und die Sozialutopie der Empörten gleichsam im 
Protestvollzug verwirklicht, also im Hier und Jetzt jenen Wandel realisiert, den 
die Aktivistinnen für die Gesamtgesellschaft anstreben. 
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Kommen wir zur diskursiven Ebene im engen Sinne, also zu den Grundseman-
tiken, die in den Protokollen zutage treten. Um was drehte sich eigentlich der 
Empörtendiskurs auf der Plaça Catalunya in jenen ersten Tagen? Dass jene ersten 
Protokolle noch relativ wenig formalisiert und teils stark durch das persönliche 
Erleben der Verfasser geprägt sind, erschweren die Diskursrekonstruktion, bie-
ten aber dennoch wichtige inhaltliche Anhaltspunkte: Die Ereignisse jener Tage 
Mitte Mai 2011 überschlugen sich, die Teilnehmerinnen waren in den Bann eines 
Ereignisf lusses gerissen, wie die emphatischen Aufrufe, persönlichen Reden, die 
ständig wechselnden Kommissionen und die in tiefster Nacht verfassten Proto-
kolle darlegen. 

Betrachten wir den gerade in seiner Ungeordnetheit so aussagekräftigen Dis-
kurs, der sich in jenen ersten Protokollen abzeichnet, so sticht hervor, dass sich 
die Fragestellungen der Indignados auf den ersten Blick kaum um zentrale Kno-
tenpunkte oder Äquivalenzketten drehten. Übliche Schlüsselsignifikanten, wie 
Demokratie oder Gerechtigkeit, tauchen eher am Rande auf, auch Feindbilder wie 
»die Eliten« oder »die da oben« kommen zwar vor, strukturieren aber keineswegs 
die Protokolle. Stattdessen geht es um so prosaische Fragen wie das Festlegen 
von Uhrzeiten, zu denen man sich trif ft, die Organisation der Übernachtungen, 
den Umgang mit der Polizei, das Einrichten von Mailaccounts, die Gründung 
von Kommissionen, die Vernetzung mit anderen Empörtencamps und mit sozia-
len Bewegungen Barcelonas, den Umgang mit der Presse, das Sauberhalten des 
Platzes oder die Festlegung der Regeln, nach denen die Debatten ablaufen sollen. 
Dies sind nur einige Beispiele für die Themen, die im Vordergrund der Protokolle 
stehen. So prosaisch sie wirken, unwichtig sind sie in keiner Weise. Es geht hier 
um nichts weniger als um die Aktivierung des Dispositivs, das die neue Bewegung 
tragen soll. Das Motto dürfte lauten: Kein Diskurs ohne eine Infrastruktur, die 
ihn trägt, ohne eine Organisation, welche die vielen Beiträge in eine Form gießt, 
die zwar stets angreif bar bleibt, aber dem Fließen des Diskurses eine temporäre 
Form verleiht. 

Im Sinne von Foucault (1982: 180f.) betrachte ich das Dispositiv als eine Macht-
technologie, die Diskurse (im engen Sinne als Zeichen gelesen) mit der Materialität 
von Räumen und Körpern verschränkt – und so den Diskurs selbst materialisiert. 
Dispositive entstehen im Zuge von Artikulationspraktiken. Sie sind verhärtete, 
sedimentierte Artikulationen. Sind sie einmal entstanden, wirken sie wiederum 
auf Artikulationen ein, verräumlichen sie, binden sie an Orte und Körper zurück 
(vgl. Butler 2018: 221ff.). Der Fokus auf das Dispositiv widerspricht der klassi-
schen Diskursforschung nach Laclau und Mouffe insofern, als hiermit ein weit 
stärkeres Gewicht auf den »materiellen« Unterbau von Artikulationsprozessen 
gelegt wird, also der Diskurs in seiner materialisierten Dimension in den Fokus 
gerückt wird. Diskursanalytisch gewendet lässt sich dies so interpretieren, dass 
zuerst die Infrastruktur geschaffen wird, auf deren Grundlage sich politische Ar-
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tikulationen vollziehen können. Es wurde deutlich, dass diese Infrastruktur nicht 
nur ein Mittel für Diskursartikulationen ist, sondern eine normative Auf ladung 
erfährt. Ob auf dem Platz oder im Netz, das Dispositiv erscheint in den Protokol-
len als entscheidender Gradmesser für die Konstitution der Indignados als Bewe-
gung. Der Empörtendiskurs ist gerade in den ersten Tagen mehr um die materiel-
le und praktische Aktivierung des Camps zentriert als um die Artikulation einer 
homogenen Forderungskette rund um klare Feindbilder und Signifikanten. 

So wird der Platz zum Verdichtungspunkt der Proteste. Auf dem Platz verbinden 
sich Zeichen, Praktiken, Körper und Infrastrukturen und verleihen ihrer Verbin-
dung eine neue Qualität. Die Praktiken des »Camp-Auf bauens«, wie sie in der 
Zündphase des Barcelona-Camps geschahen, beziehen sich auf den diskursiven 
Bruch, den Manifeste und Forderungskataloge im Vorfeld der Platzbesetzun-
gen verkündeten. Der generelle Empörungsdiskurs, mit dem Ermächtigungs-
anspruch von unten gegen oben, verstärkt seine Plausibilität dadurch, dass er 
gleichsam praktisch wirksam wird, dass er sich auf die vielfältigen instituierenden 
Praktiken auf dem Platz stützt. Ähnliches gilt für die Infrastruktur: So, wie sie als 
materieller Unterbau des Artikulationsprozesses fungiert, um ihn zu stabilisieren 
und zu verstetigen, erhält sie zugleich durch die Praktiken und Diskurse auf dem 
Platz einen neuartigen Stellenwert. 

4.	 Fazit 

Eine eher klassische Diskursanalyse nach Laclau und Mouffe, die am Beispiel des 
Forderungskataloges der Indignados durchgeführt wurde, und die eher induktive, 
gleichsam ethnographisch ansetzende Diskursanalyse »von unten«, mit der wir 
die Versammlungen in Barcelona betrachteten, sind nicht als zwei getrennte Di-
mensionen zu lesen. Vielmehr sind sie zwei Seiten eines Gesamtprozesses. Artiku-
lationsprozesse sind erst dann vollständig durchdrungen, wenn man sie sowohl 
in ihrer Makro-Logik, als auch in ihrer Mikro-Logik nachzeichnet, wenn man sie 
sowohl als öffentlich ausgerichtete Diskurse (z.B. über Forderungskataloge) als 
auch als in den Praktiken verhaftete Diskurse (z.B. über Verlaufsprotokolle) re-
konstruiert. 

Ich habe in meinem Beitrag den Fokus auf die Plaça Catalunya gelegt, um zu 
zeigen, wie dieser Ort zum Protestraum gemacht wird – und wie dieser Raum 
dazu beiträgt, den Diskurs der Indignados zu stabilisieren. Damit erhöht sich das 
symbolische Bruchpotential des Protestdiskurses. Das Dispositiv »Plaça Catalu-
nya« verdichtet den Empörungsdiskurs, es vervielfältigt die Praktiken und Dis-
kurse, die sich rund um die neuen Proteste formieren. 

Um solch eine holistische Diskursanalyse erfolgversprechend durchzufüh-
ren, bedarf es weit mehr als nur die Kombination der Perspektiven »von oben 



Die Proteste der spanischen Indignados … 101

und unten«. Im Grunde werden neue Kategorien benötigt, die zwischen der 
Top-Down-Analyse à la Laclau/Mouffe und der Bottom-Up-Analyse vermitteln. 
Ein Beispiel dafür bietet der Begriff des Dispositivs. Dieses Konzept hilft, die 
Artikulation in ihrer Materialisierung zu fokussieren, offenzulegen, wie sie ein 
»materielles« Setting hervorbringt, das wiederum Artikulationsprozesse struk-
turiert. 

Der Dispositivbegriff zeigt, wie ein Konzept mittlerer Reichweite zwischen 
der politischen Artikulation im eher semantischen Sinne und der Entfaltung von 
Praktiken und Infrastrukturen in konkreten Raum-Zeit-Zusammenhängen ver-
mittelt – und das Verständnis beider Kategorien verschiebt. Eine holistische Dis-
kursanalyse, wie sie im Rahmen dieses Beitrages exemplarisch dargestellt wurde, 
kann nur gelingen, wenn sie diesen Auftrag der Vermittlung, ja der Aufweichung 
und wechselseitigen Übersetzung lang getrennter Gegensatzpaare ernst nimmt: 
Diskurs verweist auf Praxis, Praxis auf Diskurs. Die politische Erschütterung, 
welche die Proteste der Indignados 2011 auslösten, wäre nicht denkbar gewesen 
ohne ihre diskursive Infragestellung des Status quo und der Stilisierung einer 
neuen »Wir-Identität«, die als ein »unterdrücktes, aber souveränes Volk« antritt, 
das sich gegen die Eliten wendet und die Demokratie regenerieren möchte. Doch 
dieser Diskurs wäre schwach geblieben, wäre er nicht vom massiven Zusammen-
kommen der Protestierenden auf den Straßen und Plätzen begleitet gewesen. 
Erst die Artikulation des Diskurses durch konkrete Körper an konkreten Orten 
brachte das hervor, wozu der Ausbruch der Empörung im Mai 2011 aufstieg: Ein 
Umbruch, der ein anderes Spanien in Aussicht stellte. 
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Rekonstruktion von (Alltags-)Kritik in dissidenten Lebensformen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Die Grundeinsicht der »Soziologie der Kritik« besteht darin, dass das kritische Alltagshandeln von 
Akteur*innen soziale und politische Ordnungen (mit-)prägt. Im Vergleich zur Tradition der sozialen 
Bewegungsforschung, die außeralltägliche Protestereignisse (z.B. Demonstrationen oder Blocka-
den) als Phänomene sui generis in den Fokus rückt, betrachtet die Soziologie der Kritik diese Er-
eignisse als Ausweitung von alltäglichen Formen der Kritik. 

Zentrale theoretische Grundlage/Arbeiten
Zentral für die Soziologie der Kritik sind die Vorarbeiten der französischen Soziologen Luc Bol-
tanski und Laurent Thévenot (2006). Indem die Autoren die Annahme eines fundamentalen Wis-
sensunterschieds zwischen beobachtenden Wissenschaftler*innen und handelnden Akteur*innen 
hinterfragen, öffnen sie neue Räume zum Verständnis von Aktivist*innen, deren Handlungen aus 
der Perspektive der etablierten Bewegungsforschung seltsam oder gar irrational erscheinen.

Anwendung: Methoden
Je nach Erkenntnisinteresse bieten sich für Untersuchungen im Rahmen der Soziologie der Kritik 
unterschiedliche Forschungsstrategien und -methoden an. Exemplarisch wird als Forschungsstra-
tegie die Möglichkeit präsentiert, einem Objekt zu folgen. Als Methode wird ein an die Grounded 
Theory angelehntes rekonstruktives Vorgehen (vgl. Roos 2013) vorgestellt. 

Anwendung: Fallbeispiel
Das Potential der Soziologie der Kritik wird am Beispiel der (Veränderung der) Praxis von Bewoh-
ner*innen von Kommunen in den USA veranschaulicht. Methodisch stützt sich die Untersuchung 
auf die Analyse und Kodierung von 104 Ausgaben einer subkulturellen Zeitschrift, die über 30 Jahre 
hinweg von und für Aktivist*innen veröffentlicht wurde.

Anwendung: Beispiele
Das von Thomas Kern, Thomas Laux und Insa Pruisken (2017) herausgegebenen Sonderheft »Criti-
que & Social Change« versammelt hauptsächlich Arbeiten zur Veränderung von Kritik, die auf qua-
litativen Daten beruhen. Auf quantitativen Daten basiert hingegen die historische Rekonstruktion 
eines Konflikts um »fracking« von Jean-Pascal Gond, Luciano Barin Cruz, Emmanuel Raufflet and 
Mathieu Charron (2016). Nicht historisch, sondern kulturell vergleichend, nutzen Laurent Thévenot, 
Michael Moody und Claudette Lafaye (2000) die Soziologie der Kritik als Baukasten, um Umwelt-
proteste in Frankreich und den USA zu verstehen. Mit einem Fokus auf die Veränderung einer 
Herrschaftsordnung als Reaktion auf Kritik, bleibt die Studie von Luc Boltanski und Ève Chiapello 
(2006) ein wichtiger Bezugspunkt.



Die Soziologie der Kritik 
Zur Rekonstruktion dissidenter Lebensformen

Philip Wallmeier 

1.	 Einleitung: Zur Rekonstruktion alltäglicher Formen von Kritik

Ende der 1960er Jahre verließ fast eine Millionen US-Amerikaner*innen Fami-
lie, Arbeit oder Studium und zog aufs Land, um dort gemeinschaftlich und in 
bewusster Abgrenzung zur Mehrheitsgesellschaft in einer Kommune zu leben 
(Miller 1999: xiv). Vielen erschien die amerikanische Gesellschaft insgesamt so pa-
thologisch und durchzogen von Herrschaft, dass sie alle Erwartungen an die eta-
blierten politischen Institutionen aufgegeben hatten. Statt sich an den Staat zu 
wenden, versuchten sie, ihren Alltag radikal zu verändern. Obwohl in Kommunen 
und anderen »dissidenten Lebensformen« (Wallmeier 2015) also radikale Kritik 
an den Verhältnissen zum Ausdruck kommt, wird diese von der sozialen Bewe-
gungsforschung kaum aufgenommen. Wie David Snow (2004) argumentiert, liegt 
dies am Gesamtzuschnitt dieses Forschungsdiskurses, der auf Ereignisse ausge-
richtet ist, in denen Kollektive Forderungen an den Staat adressieren (vgl. Haug 
2013). Im Rahmen dieses Aufsatzes möchte ich die Soziologie der Kritik daher als 
Instrumentarium vorstellen, um »dissidente Lebensformen« zu verstehen.1

Die Soziologie der Kritik (im Folgenden SdK) eignet sich hier ganz besonders, 
weil sie, erstens, nicht so sehr auf Protestereignisse, sondern auf gewöhnliche 
Formen der Kritik zugeschnitten ist. So kann auch als radikal verstandenes All-
tagshandeln rekonstruiert werden. Zweitens folgen Forscher*innen im Rahmen 
der SdK dem Handeln von Akteur*innen als Gleiche unter Gleichen. Damit ist 

1 � Es mag überraschen, die Soziologie der Kritik in einem Handbuch zu »poststrukturalistischen 
Perspektiven auf soziale Bewegungen« zu finden. Der Hauptgrund für diese Zuordnung ist, dass 
die Soziologie der Kritik genau wie poststrukturalistische Perspektiven (hierzu: Leinius/Vey/Ha-
gemann 2018) auf einer Blickverschiebung beruht, welche Kontingenz statt Ordnung in den Fo-
kus rückt. Ein wesentlicher Unterschied besteht aber darin, dass für viele poststrukturalistische 
Perspektiven der Machtbegrif f ein »Schlüssel« zum Verständnis sozialer Bewegungen (ebd.) ist. 
Die SdK versucht – im Gegenteil – die Of fenheit sozialer Situationen darzustellen, indem sie Ver-
ständigungsprozesse in den Fokus rückt. 



Philip Wallmeier 108

die SdK gut geeignet, um auch jene Perspektiven von Aktivist*innen in den Blick 
zu nehmen, die weit verbreitete Denkmuster infrage stellen. Drittens beginnen 
Untersuchungen im Rahmen der SdK nicht mit theoretisch abgeleiteten Ord-
nungsvorstellungen, sondern machen deren Herausbildung in und durch Kritik 
sichtbar. Damit fängt diese Perspektive auch die Praxis jener Personen ein, die 
nicht auf den Staat zielen, aber dennoch kollektiv Veränderung schaffen möchten.

Dieser Aufsatz beschreibt die SdK als Theoriegebäude und zeigt, wie sie zur 
Analyse der Kritik von Kommunard*innen und Bewohner*innen von intentio-
nalen Gemeinschaften genutzt werden kann. Unter den synonym verwendeten 
Begriffen »Kommune« und »intentionale Gemeinschaft« verstehe ich Wohn- und 
Lebenszusammenhänge, in denen Menschen, die nicht alle verwandt sind, ge-
meinsam mehr oder weniger große Teile ihrer Produktionssphäre und Alltags-
praxis in bewusster Abgrenzung gegen andere Formen der Vergesellschaftung 
organisieren, weil dies ihrer Vorstellung eines besseren Lebens entspricht. Ich 
beginne den Aufsatz mit einer anwendungsorientierten Darstellung der SdK (2). 
Danach beschreibe ich am Beispiel eigener Untersuchungen, wie die SdK zum 
Verständnis der Kommunenbewegung in den USA beitragen kann (3) und deute 
zum Schluss auf offene Fragen und Probleme des Ansatzes hin (4).

2.	 Forschungsansatz: Die Soziologie der Kritik

Im Rahmen der Soziologie der Kritik wird untersucht, wie Personen Kritik üben, 
sich rechtfertigen und dabei die Welt ordnen. Entgegen den Konnotationen ihres 
Namens ist die SdK keine soziologische Subdisziplin und auch kein in sich kon-
sistentes Theoriegebäude, sondern ein Fundus an Konzepten und Ideen, die zu-
sammengenommen eine Perspektive auf die soziale Welt ergeben. Dieser Baukas-
ten-Charakter der SdK verdankt sich auch Luc Boltanski, einem der Begründer 
dieses Ansatzes, dessen Konzepte – genau wie die seines Lehrers Pierre Bourdieu 

– eher erfahrungsgesättigt als theoretisch abgeleitet sind und dessen Arbeiten hier 
im Fokus stehen.2 Boltanski (2011: 47) versteht seine Forschungsergebnisse nicht 
als unbestreitbare, wissenschaftliche Wahrheiten, sondern als Beiträge zu Debat-
ten um die richtige Weltdeutung. Entsprechend verfolge auch ich hier keinen sys-
tematisierenden Anspruch, sondern versuche einige Konzepte vorstellen, die zur 
empirischen Analyse von dissidenten Lebensformen nützlich erscheinen. Ich wer-
de zuerst präzisieren, was mit »Kritik« gemeint ist (2.1) und danach sechs Grund-
prinzipien der SdK vorstellen, anhand derer ich die SdK von anderen Perspektiven 
abgrenze. Mit »Prinzip« ist hier einerseits gemeint, dass die SdK auf bestimmten 

2 � Wesentlich für diesen Beitrag sind insbesondere Boltanski 2008; 2011; 2012; 2013; Boltanski/Chia-
pello 2007; Boltanski/Thévenot 2006.
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Annahmen beruht; zusätzlich ist damit eine spezifische ethische Haltung in der 
Forschungspraxis gemeint (2.2).3

2.1	 Was ist eigentlich »Kritik«?

Im Fokus der SdK stehen weniger die Träger*innen von Gesellschaftskritik – wie 
in der sozialen Bewegungsforschung – sondern die Rechtfertigung und dyna-
mische Entwicklung derselben. Dabei unterscheidet die SdK nicht zwischen der 
Kritik einer sozialen Bewegung an gesellschaftlichen Missständen einerseits und 
alltäglicheren Formen der Kritik andererseits. Kollektive und individuelle, öf-
fentliche und private Formen der Kritik erscheinen durch die Brille der SdK als 
strukturell ähnlich: Wer kritisiert, tritt aus dem Fluss der Geschehnisse (ein Stück 
weit) heraus und betrachtet diese aus einer der Situation externen Perspektive 
(Boltanski 2012: 29). Aus dieser distanzierten Position heraus löst sich die schein-
bare Notwendigkeit einer Situation auf, weil sichtbar wird, dass die Welt auch 
ganz anders sein könnte.

Luc Boltanski und Ève Chiapello (2007: 36) unterscheiden analytisch zwischen 
zwei Ebenen dieses Auf-Distanz-Gehens, die Kritik ausmachen. Kritik bricht sich 
erstens dann Bahn, wenn eine scheinbar natürliche Ordnung zusammenbricht 
und als normal empfundene Handlungsvollzüge problematisch werden. Der 
Kommunarde Douglas Stevenson (2014: 217) schildert etwa detailliert, wie ihn 
die Morde an Martin Luther King und John F. Kennedy in den 1960er Jahren so 
nachhaltig erschütterten, dass er nicht »einfach so weitermachen« konnte. Kritik 
entsteht also nicht einfach aus dem Willen von Individuen, sondern ist selbst das 
Ergebnis einer Verschiebung oder eines Bruchs (Boltanski/Chiapello 2007: 323). 
Die zweite analytische Ebene verdeutlicht den Anteil der Akteur*innen an der 
Artikulation von Kritik. Diese versuchen ihre Erschütterungserfahrung zu gene-
ralisieren, also als ein allgemeines Problem zu entfalten. Sie versuchen zu zeigen, 
dass das von ihnen Erlittene kein zufälliges, individuelles, kurzzeitiges Übel ist, 
sondern das Ergebnis eines allgemeineren und daher kritisierbaren Problems 
(Boltanski 2011: 140-141). Um dies zu tun, müssen die Kritiker*innen einerseits 
Kausalketten herstellen und sich andererseits als Teil einer bestimmten Gruppe 
darstellen. Abstrakt schreibt Boltanski (ebd.), dass die Entfaltung der Kritik dar-
in besteht, »Eigenschaften, die bis dahin als kontingent oder sekundär behandelt 
wurden, so zu kategorisieren, dass sie zur Grundlage von Klassen werden«. Um 
beim Beispiel zu bleiben, stellten immer mehr Jugendliche die öffentliche Er-
mordung von Kennedy und King in einen systematischen Zusammenhang mit 
sozialen Ungerechtigkeiten und Umweltzerstörung. Der individuelle Eindruck, 

3 � Die Liste ist eine Synthese aus jenen Grundmotiven, die Robin Celikates (2009: 148) und Tanja 
Bogusz (2010: 9-11) identifizieren. 
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dass »etwas nicht stimmte«, wurde also anhand einer Kausalkette (die Industrie-
gesellschaft ist ein insgesamt zerstörerisches System) zur Kritik generalisiert. So 
wurde auch ein Band zwischen jenen hergestellt, die sich außerhalb dieser Indus-
triegesellschaft wähnten.

Um individuell erlebte Problemerfahrungen derart zu generalisieren, müssen 
sich Akteur*innen sprachlich auf bestimmte Prinzipien beziehen, anhand derer 
sie eine Übereinstimmung hinsichtlich der Beschreibung und Bewertung einer 
Situation erzielen können. Hierzu stehen ihnen laut Luc Boltanski und Laurent 
Thévenot (2006: 133-138) in der westlich geprägten Moderne acht sogenannte Kon-
ventionen zur Verfügung (für eine nützliche Übersicht, vgl. Diaz-Bone 2015: 152-
153). Akteur*innen können sich auf Gerechtigkeit (staatsbürgerliche Konvention), 
Nutzen (Marktkonvention), Effektivität (industrielle Konvention), Authentizität 
(Konvention der Inspiration), öffentliche Zustimmung (Konvention der Bekannt-
heit), Tradition (häusliche Konvention), Nachhaltigkeit (ökologische Konvention) 
oder die Evaluation durch Dritte (Netzwerkkonvention) beziehen. Um im vorher 
genannten Beispiel zu bleiben, bezog sich ein großer Teil der Kritik an der Indus-
triegesellschaft auf Gerechtigkeit und auf Authentizität. Man empfand die Orga-
nisation des Gemeinwesens als ungerecht (staatsbürgerliche Konvention) und das 
eigene Leben als entfremdet (Konvention der Inspiration).

Die Wertebasis, auf die sich Kritik bezieht, dient auch als Grundlage der ana-
lytischen Unterscheidung zwischen radikaler und reformistischer Kritik (Bol-
tanski 2011: 55). Reformistische Kritik prangert eine Situation anhand einer Norm 
an, welche in dem Kontext der Interaktion ohnehin anerkannt ist und fordert ihre 
konsequente Einhaltung. So werden etwa Wahlen teilweise deswegen kritisiert, 
weil diese nicht den rechtlich kodifizierten Regeln folgen – etwa, wenn Manipu-
lationen vorliegen (Boltanski 2011: 134). Im Gegensatz dazu transzendiert radikale 
Kritik eine Situation und ihre Deutungen. Die meisten Kommunard*innen etwa 
kritisieren an Wahlen, dass diese allgemeine und gleichberechtigte Partizipation 
nur vortäuschen. Damit wird also nicht die Manipulation von prinzipiell akzep-
tablen Wahlen kritisiert, sondern das Verfahren insgesamt. 

In der SdK geht es darum, auf der Grundlage dieses Kritikverständnisses 
Ausprägungen und Veränderungen von Kritik nachzuvollziehen. Dabei folgen 
Forscher*innen einigen Grundprinzipien, die im nächsten Abschnitt dargestellt 
werden sollen.

2.2	 Grundprinzipien des Forschungsansatzes

Das Prinzip der Unwahrscheinlichkeit von Ordnung. Die SdK nimmt die Gegeben-
heit und Evidenz sozialer und politischer Ordnungen nicht als Ausgangspunkt 
wissenschaftlicher Analysen, sondern macht diese Selbstverständlichkeit zum 
Explanandum (Wagner 1999: 349). Gesellschaft ist aus dieser Perspektive dann 
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weniger eine »Ordnung« (die bestimmte Effekte hat) als ein ständiges »Ordnen« 
durch unterschiedliche Akteur*innen. Angenommen wird also keine inhären-
te Logik oder Gesetzmäßigkeit sozialer Ordnung, sondern radikale Kontingenz. 
Dieses Prinzip grenzt die SdK also von jenen – z.B. marxistischen – Ansätzen ab, 
die in sozialen Bewegungen lediglich den Ausdruck einer Struktur am Werk se-
hen. Wissenschaftler*innen sind entsprechend aufgefordert, sensibel für Lücken, 
Brüche und Verschiebungen zu sein. Dieses Prinzip ist für die Erforschung von in-
tentionalen Gemeinschaften wichtig, weil damit jene Argumente außer Kraft ge-
setzt werden, welche von einer festgefügten Ordnung ausgehen und daher die Ak-
tivitäten der Kommunard*innen lediglich auf bestehende politische Institutionen 
projizieren. So erscheinen die Handlungen der Kommunard*innen wirkungslos. 
Folgt man hingegen dem Prinzip der Unwahrscheinlichkeit von Ordnung, er-
scheint der Aktivismus der Kommunard*innen mindestens ebenso relevant wie 
andere Aktivitäten des Ordnens.

Das Prinzip der De-Ontologisierung. Die SdK besteht auf der Zerlegung ver-
breiteter Kategorien und Klassifikationen. Dieses Prinzip grenzt die SdK also von 
jenen Ansätzen ab, in denen bestimmte Kategorien, wie die soziale Position, »als 
zugleich ordnungsstiftendes und generalisierendes Prinzip« behandelt werden 
(Bogusz 2010: 41). Genauso grenzt dieses Prinzip die SdK aber von jenen Theorien 
ab, die soziale Bewegungen als fertige und in sich geordnete Akteur*innen verste-
hen, die einer rationalen Kalkulation folgend bereits definierte Ziele erfolgreich 
umzusetzen suchen. Stattdessen fordert die SdK von Wissenschaftler*innen eine 
skeptische Haltung gegenüber solchen Kategorien und Vorfestlegungen. Für die 
Erforschung von intentionalen Gemeinschaften ist dies deswegen wichtig, weil 
sie nicht a priori als Ausdruck einer bestimmten Identität gedeutet werden (etwa 
der Klassenlage), sondern die relevanten Kategorien aus der Interaktion zu re-
konstruieren sind.

Das Prinzip der Symmetrie. Die SdK weist eine hierarchische Unterscheidung 
zwischen wissenschaftlichem Wissen und dem Wissen von Laien zurück. Sie 
verschreibt sich der »Symmetrie zwischen dem deskriptiven Sprachgebrauch in 
den Sozialwissenschaften und den in ihnen gebräuchlichen Erklärungsprinzipi-
en und […] den von den Akteuren benutzten Formen der Rechtfertigung bezie-
hungsweise der Kritik« (Boltanski/Thévenot 2007: 26). Dieses Symmetrieprinzip 
ist zuerst einmal so begründet, dass jede wissenschaftliche Analyse die Perspek-
tive der involvierten Akteur*innen zur Kenntnis nehmen muss, um die soziale 
Welt richtig zu beschreiben. Anders formuliert: Die Wahrnehmungen der han-
delnden Akteur*innen sind nicht epiphenomenal, sondern konstitutiv für Situ-
ationen. Gleichzeitig wird damit anerkannt, dass wissenschaftliches Wissen er-
hebliche Rückwirkungen auf Aktivist*innen und die politische Situation haben 
kann. Dieses Prinzip grenzt die SdK also von Ansätzen ab, die davon ausgehen, 
dass Wissenschaftler*innen über objektives Wissen verfügen, das sich von den 
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subjektiven (und ideologisch verblendeten oder sehr begrenzten) Sichtweisen von 
Akteur*innen fundamental unterscheidet (Celikates 2009: 17-32). Es gilt also, den 
Akteur*innen zu folgen und ihre Perspektive auch dann ernst zu nehmen, wenn 
sie weit verbreiteten Annahmen widersprechen. Das Symmetrieprinzip ist für die 
Erforschung von intentionalen Gemeinschaften wichtig, weil so auch jene Pers-
pektiven, Ideen und Motivationen eingefangen werden, die den Erkenntnissen 
bestimmter Wissenschaftsdisziplinen fundamental zuwiderlaufen. So unwahr-
scheinlich oder naiv manche Überzeugungen aus der Sicht der wissenschaftli-
chen Lehrmeinung klingen, wird man die Praxis der Aktivist*innen nur verste-
hen, wenn man ihre Perspektive ernst nimmt. 

Das Prinzip der ref lexiven Fähigkeiten. Ordnung wird durch Akteur*innen her-
gestellt, indem sich diese gegenseitig kritisieren und Rechtfertigungen geben. 
Die SdK geht also davon aus, dass Menschen auf Distanz zu der Situation gehen 
können, in der sie sich befinden. Dieses Prinzip grenzt die SdK also von jenen 
Ansätzen ab, die Bewegungsakteur*innen keine eigene Handlungsfähigkeit zu-
sprechen (Celikates 2009: 17-26). Angenommen wird – geradezu anthropologisch 

– dass Akteur*innen die Fähigkeit haben, sich kritisch auf die Ordnung zu bezie-
hen, deren Teil sie sind. Die SdK fordert entsprechend von Forschenden, die Re-
f lexionsleistung der untersuchten Akteur*innen ernst zu nehmen. Dieses Prin-
zip ist für die Analyse intentionaler Gemeinschaften deswegen bedeutsam, weil 
damit axiomatisch ein Akteur*innenbild vertreten wird, das die Möglichkeit von 
(Selbst-)Befreiung prinzipiell einschließt. Das ist deswegen wichtig, weil sonst 
bereits theoretisch ausgeschlossen würde, was viele Aktivist*innen in der Praxis 
erreichen wollen.

Das Prinzip des Pluralismus. Akteur*innen interagieren stets in Kontexten, die 
mit keinem eindeutigen Situations- und Rollenverständnis, sondern mit sehr 
unterschiedlichen Erwartungen und Realitätsverständnissen einhergehen (kön-
nen). Dieses Prinzip grenzt die SdK von jenen Ansätzen ab, die Akteur*innen in 
bestimmten Feldern auf bestimmte Aktivitäten oder Rollen reduziert sehen oder 
ihnen lediglich eine instrumentelle Vernunft unterstellen. Die Annahme hinter 
diesem Prinzip ist, dass unterschiedliche und sogar dieselben Akteur*innen in 
denselben Situationen unterschiedliche Handlungsweisen annehmen und Wer-
te anrufen können. Die SdK fordert also nicht nur Kontextsensibilität, sondern 
auch eine sensible Haltung gegenüber der spezifischen Logik der Handlung des 
Einzelnen. Dieses Prinzip erlaubt, die Vieldeutigkeit radikaler Alltagspraxis her-
auszuarbeiten und fängt damit auch ein wesentliches Merkmal »dissidenter Le-
bensformen« ein: die von vielen Kommunard*innen geteilte Unsicherheit, dass 
nie vollkommen eindeutig ist, was richtig ist und was man tun sollte.

Das Prinzip der Grammatiken (der Einigung). Die SdK weist darauf hin, dass 
Kritik und Rechtfertigung bestimmten Regeln der Akzeptabilität folgen. Einer-
seits beobachtet Boltanski (2012: 169-262), dass Kritik in einer bestimmten Form 
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vorgetragen werden muss, um als legitim wahrgenommen zu werden. Ein Pro-
testbrief z.B. wirkt dann legitimer, wenn die Absender*innen einen akademi-
schen Titel angeben und wenn anerkannte Organisationen den Brief unterschrei-
ben. Zudem weist die SdK auch darauf hin, dass es bestimmte »Grammatiken der 
Einigung« gibt: Kritik und Rechtfertigung können sich in der westlichen Moderne 
(nur) auf bestimmte Vorstellungen von Gerechtigkeit stützen und (nur) mit Bezug 
auf diese wieder ausgeräumt werden (zu den Konventionen, s.o.). Dieses Prinzip 
grenzt die SdK also einerseits von jenen Ansätzen ab, die annehmen, dass am 
Ende Macht über die Auf lösung von Disputen entscheidet. Genauso grenzt die-
ses Prinzip die SdK aber auch von jenen Ansätzen ab, welche die gesellschaftliche 
Vorbestimmtheit von Normalitäts- und Einigungsprinzipien übersehen oder ver-
nachlässigen. Im Rahmen der SdK sollen Wissenschaftler*innen also – bei aller 
Sensibilität für die Ref lexivität und Bedeutungszuschreibung durch Akteur*in-
nen – ihre Aufmerksamkeit auch darauf richten, wie gesellschaftlich verfügba-
re Rechtfertigungsmuster genutzt werden. Dieses Prinzip ist wesentlich für die 
Erforschung von Landkommunen und dissidenten Lebensformen, weil es deren 
Anspruch, schon heute anders zu leben, an den Status quo rückbindet: Egal wie 
Kommunard*innen in Zukunft leben wollen, müssen sie sich doch heute mitein-
ander abstimmen und damit auch auf die verfügbaren Gerechtigkeitsprinzipien 
zurückgreifen.

Insgesamt besteht Kritik also darin, dass Akteur*innen durch eine Irritation 
oder Ungerechtigkeitserfahrung auf Distanz zu jener Situation gehen, in der sie 
sich befinden, und eine generalisierende Aussage über ihre Erfahrung treffen, 
wodurch neue Kollektive hergestellt werden. Die Aufgabe von Forscher*innen 
besteht darin, Kritiker*innen zu folgen, um so Veränderungsansprüche aus den 
bestehenden Verhältnissen zu rekonstruieren. Diese Gesamtausrichtung ist der 
Grund, warum zahlreiche Autor*innen in der SdK eine Möglichkeit sehen, die 
Kritische Theorie neu empirisch zu verankern (Blokker 2011; Browne 2014; Celika-
tes 2008; Honneth 2008; Rebughini 2010; Wagner 2011).

3.	 Forschungspraxis: Kommunen in den USA 1972-1999

Die SdK ist keine fixierte Theorie, sondern eine Perspektive auf Praktiken der Kri-
tik und der Rechtfertigung. Sie ist mit keiner Forschungsmethode unmittelbar 
verbunden. Zwar bietet sich auf den ersten Blick die teilnehmende Beobachtung 
als Methode an, weil man so sehr nah an der Praxis der Akteur*innen ist und ein 
Gespür für Situationen und Kontexte erhält. Allerdings würde der Anwendungs-
bereich der SdK mit dieser Festlegung stark begrenzt. Häufig ist es nämlich nicht 
möglich, an bestimmten Situationen teilzunehmen (etwa, wenn es um vergange-
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ne Praktiken geht) oder nicht praktikabel (wenn größere politische Zusammen-
hänge im Fokus stehen). 

Statt sich auf eine bestimmte Forschungsmethode festzulegen, die Nähe zur 
Praxis und Kontextsensibilität gewährleisten soll, kann auch eine angemessene 
Forschungsstrategie dienlich sein. Schließlich können sich Praxisrekonstruk-
tionen auch auf Artefakte oder Dokumente stützen (Reckwitz 2008). Um einen 
Überblick über verfügbare Forschungsstrategien zu Praktiken der Kritik und der 
Rechtfertigung zu gewinnen, ist Christian Buegers (2015) Dreiteilung nützlich 
(vgl. Blokker 2011). Dabei sollte jedoch bedacht werden, dass sich diese drei Stra-
tegien nicht ausschließen.

Eine erste Strategie besteht darin, die Untersuchung auf einen bestimmten 
Ort zu fokussieren. Dabei kann es sich z.B. um eine Region mit Beispielcharakter 
oder eine Institution handeln, von der besondere Strahlkraft oder Entscheidungs-
kompetenz ausgeht. Ein Beispiel hierfür ist etwa Max Leschs (2017) Untersuchung 
zur Debatte über das Folterverbot im Deutschen Bundestag. Eine zweite Strate-
gie besteht darin, einem Konf likt, einer Krise oder einer Kontroverse zu folgen. 
Hierzu können sehr unterschiedliche Quellen herangezogen werden. Ein Beispiel 
hierfür ist Laurent Thévenot, Michael Lafay und Claudette Moodys Studie (2000) 
zu Auseinandersetzungen um Umweltschutzmaßnahmen in Frankreich und den 
USA. Für ihre Studie besuchten die Autor*innen Orte der Auseinandersetzung, 
sprachen mit Beteiligten, analysierten öffentliche Stellungnahmen und Zeitungs-
berichte. Eine dritte Strategie besteht darin, bestimmten Objekten zu folgen. Ein 
Beispiel für diese Strategie stelle ich im Folgenden vor (vgl. ausführlich: Wallmeier 
2019): Um die Praxis von Kommunard*innen in den USA historisch zu rekonst-
ruieren, bin ich dem wichtigsten subkulturellen Magazin der Szene gefolgt, dem 
Magazin Communities, das seit 1972 von und für Kommunard*innen herausge-
geben wird. 

3.1	 Forschungsstrategie: die Geschichte eines Magazins

Im Rahmen des Forschungsprojekts wurden alle zwischen 1972 – 1999 erschiene-
nen Ausgaben des Magazins Communities in drei Hinsichten analysiert. Erstens 
habe ich die Zeitschrift selbst als ein Produkt jener Widerstandspraxis analysiert, 
für die ich mich interessiere. Communities wurde 1972 als Organ der Gegenkultur 
geschaffen und sollte selbst die Prinzipien der Bewegung verwirklichen. Durch 
die historische Rekonstruktion der Geschichte des Magazins wird also sichtbar 
gemacht, auf welche Schwierigkeiten die Bewegung insgesamt stieß. Zweitens 
wird das Magazin als Debattenmedium untersucht. In der Analyse der Inhalte 
des Magazins zeigt sich, welche Grundvorstellungen der im Magazin repräsen-
tierten Praxis implizit zu Grunde lagen. Drittens betrachte ich das Magazin als 
historisches Artefakt, durch das ich Zugang zu explizierten Diagnosen und Ana-
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lysen erlange. In der Zeitschrift finden sich etwa Herrschaftsdiagnosen, Selbst-
verständnisse der Akteur*innen und Kritik an der eigenen Bewegung.

Um in diesen drei Hinsichten Wissen zu generieren, wurde das Material auf 
der Ebene der Ausgaben und auf der Ebene der Artikel kodiert. Auf der Ausgaben-
ebene habe ich Informationen über die jeweiligen Herausgeber*innen, den Preis 
der Zeitschrift und die Ausrichtung der Zeitschrift abgetragen.4 Um einen Über-
blick über die impliziten Vorstellungen der Akteur*innen zu bekommen, habe ich 
das Magazin zudem auf der Ebene von einzelnen Artikeln induktiv kodiert. Zu-
erst habe ich die jeweilige Funktion eines Artikels abgetragen: Wird in einem Arti-
kel z.B. eine Landkommune vorgestellt oder wird erklärt, wie man Tofu herstellt? 
Danach habe ich die jeweilige Evidenz der Berichterstattung notiert: Bezieht sich 
die Autor*in des Artikels z.B. auf persönliche Erfahrungen, eine wissenschaftli-
che Studie oder auf eine Eingebung? Zuletzt wurde kodiert, worum es im jeweili-
gen Artikel geht: geht es z.B. um die politische Situation oder um die Organisation 
des gemeinsamen Lebens? Neben diesen drei induktiven Kodierungen habe ich 
zudem für jeden Artikel abgetragen, auf welche der von Boltanski und Thévenot 
benannten acht Rechtfertigungsordnung(en) (s.o.) sich die Kommunard*innen 
bezogen. Insofern hier ein festgelegtes Schema an die Daten angelegt wird, han-
delt es sich dabei um die einzige deduktive Kodierung.

Um die expliziten Herrschaftsdiagnosen und Selbstdeutungen der Akti-
vist*innen herauszuarbeiten, habe ich eine bestimmte Teilmenge der Artikel 
noch einmal detailliert ausgewertet. Alle Artikel, deren Funktion im induktiven 
Kodierprozess als »Diskussion über die Bewegung und ihr Ziel« bestimmt wur-
de, wurden nach expliziten Herrschaftsdiagnosen, Selbstverständnissen der Ak-
teur*innen und Kritik an der Bewegung durchsucht. Die Funde wurden zu Er-
gebnissen für bestimmte Zeitabschnitte synthetisiert (zum Verfahren: Roos 2013). 
Im Folgenden werde ich einige wesentliche Ergebnisse meiner umfangreicheren 
Studie so zusammenfassen, dass das Potential der SdK daraus ersichtlich wird.

3.2	 Ergebnis: die Veränderung dissidenter Lebensformen

Erstens zeigt sich in den gesammelten Daten, dass die Kommunenbewegung eine 
»Rückzugsbewegung« in einem spezifischen Sinn ist. Wie die Analyse der Inhalte 
des Magazins Communities hervorbringt, diskutieren die Kommunard*innen sehr 

4 � Konkret habe ich in einer Excel-Tabelle notiert, welche Nummer die Ausgabe der Zeitschrif t 
trägt, in welchem Jahr sie erschienen ist, welchen Titel/Untertitel das Magazin zu dieser Zeit 
trug, wo die Produktionszentrale(n) war(en), welche Personen involviert waren, welche Institu-
tionen als Herausgeber*innen fungierten, welches Thema eine Ausgabe hatte, was auf dem Ti-
telblatt gezeigt wurde und was die Zeitschrif t kostete. Zudem wurde notiert, welche regelmäßig 
wiederkehrenden Kolumnen in dieser Ausgabe erschienen sind und wie viele andere Artikel in 
der Zeitschrif t abgedruckt wurden. Eine letzte Spalte diente mir für Anmerkungen.
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viel über Kommunen und die Praxis des gemeinschaftlichen Lebens. Sehr wenige 
Artikel beschäftigen sich jedoch mit den politischen und sozialen Rahmenbedin-
gungen ihrer Bewegung. Aus dem Magazin erfährt man also kaum etwas darüber, 
wer Präsident der USA ist oder wie sich die geopolitische Lage verändert. Das soll-
te nicht als Hinweis darauf gedeutet werden, dass die Kommunard*innen alle-
samt an den politischen und sozialen Verhältnissen uninteressiert sind. Es zeigt 
aber, dass sich die Kommunenszene als Diskussionszusammenhang von den poli-
tischen und sozialen Rahmenbedingungen abkoppelte. 

Zweitens zeigt die Analyse deutlich, dass es sich bei dieser Rückzugsbewe-
gung dennoch nicht um Eskapismus, sondern um eine Form von Widerstand 
handelt. Dies zeigt sich in der Rekonstruktion der Selbstverständnisse und Herr-
schaftsdiagnosen der Kommunard*innen. Zu allen Zeitpunkten artikulieren die 
Akteur*innen nämlich eine klare Herrschafts- und Verfallsdiagnose. Für sie er-
scheint eindeutig, dass die Gesellschaft und die bestehenden politischen Insti-
tutionen so kaputt und sklerotisch sind, dass sie »von innen« nicht transformiert 
werden können. Ihre eigene Praxis verstehen sie als Antwort auf diesen Zustand 
der Welt und damit als Teil eines Versuchs der umfassenden Transformation. Ob 
nun in den 1970er oder den 1990er Jahren, stehen die Akteur*innen also eindeutig 
in einem radikal kritischen Verhältnis zur Mehrheitsgesellschaft. Stimmen die 
Akteur*innen in diesen groben Zügen meist mehr oder weniger überein, so finden 
sich jedoch – in der konkreteren Analyse – sehr unterschiedliche Selbstverständ-
nisse. Einige verstehen die gemeinsame Organisation des Alltags als Konstitution 
eines Kollektivs, um damit politisch schlagkräftiger zu sein. Andere sehen in 
ihrer intentionalen Gemeinschaft eher ein Modellprojekt, wie eine bessere Gesell-
schaft aussehen könnte. Wieder andere verstehen ihre Gemeinschaft als Expe-
rimentierzentrum oder Labor, in dem nachhaltigere und gerechtere Formen des 
Zusammenlebens getestet werden. Insgesamt zeigt sich also in der fundamenta-
len Ablehnung der derzeitigen Verhältnisse und im Versuch, eine komplett ande-
re Ordnung herzustellen, dass die Kommunard*innen als Widerstandsbewegung 
agierten – wenn sie die Praxis auch sehr unterschiedlich verstanden. 

In diesen Diagnosen wird auch ein drittes Ergebnis der Studie sichtbar. In der 
Rekonstruktion der Selbstverständnisse zeigt sich, dass die Kommunard*innen 
ihr Handeln nicht nur auf einen nationalen oder gar lokalen Rahmen beziehen, 
sondern auf als global wahrgenommene Problemzusammenhänge reagieren. Die 
Kommunard*innen artikulieren zu allen Zeitpunkten Herrschaftsdiagnosen, die 
globale (oder transnationale) Zusammenhänge in den Fokus rückten, wie etwa 
die Ausbeutung anderer Weltregionen oder Umweltzerstörung. 

Viertens zeigt sich in der Studie eine wesentliche Veränderung dieser Form 
von Widerstand. Verstanden sich die Kommunard*innen der frühen 1970er Jah-
re meist als Gegenbewegung zur Mehrheitsgesellschaft, die ihre Werte gegen die 
Gesellschaft in Stellung brachte, so verstehen sich die meisten Landkommunen 
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in den 1990er Jahren eher als Transformationszentren für die Gesellschaft (vgl. 
Wallmeier 2015; 2017; 2019). Sie wollen Möglichkeiten erarbeiten, wie die von den 
etablierten politischen Institutionen propagierten Werte (Demokratie, Nachhal-
tigkeit, Selbstbestimmung) umgesetzt werden können. Diese Veränderung zeigt 
sich einerseits darin, dass die »staatsbürgerliche Rechtfertigungskonvention« 
über die Zeit hinweg an Bedeutung verliert. Stattdessen gewinnen die »Konven-
tion der Inspiration«, die »ökologische Konvention« und die »Marktkonvention« 
an Bedeutung. Statt »Ungerechtigkeit« – mit ihren antagonistischen Implikatio-
nen – geht es also eher um »nicht-Nachhaltigkeit« und »Entfremdung«. Deutlich 
zeigt sich dieses Muster auch in der Veränderung der Artikel im Magazin. Findet 
man in den 1970er Jahren viele Texte, die eine antagonistische Strategie zur Ver-
änderung der Verhältnisse diskutieren, so werden diese in den 1990er Jahren von 
Debatten über eine von allen gemeinsam in die Wege geleitete »Transformation« 
abgelöst.

Fünftens zeigt sich durch die Brille der SdK, dass diese Veränderung von einer 
Gegenbewegung in eine Transformationsbewegung kein Schicksal ist, das die 
Kommunenbewegung von außen ereilt. Stattdessen zeigt sich in der detaillierten 
Rekonstruktion von Kritik und Rechtfertigung innerhalb der Bewegung, wie die 
Veränderung schleichend als Reaktion auf Kritik aus der Bewegung selbst statt-
findet. Die Veränderungen erscheinen den Kommunard*innen also nicht einfach 
als schmerzhafte Anpassungen an die Anforderungen der Mehrheitsgesellschaft, 
sondern als Verbesserung der eigenen Praxis. Eindrücklich spiegelt sich dies in 
der Geschichte des Magazins Communities. Die Herausgeber*innen nahmen zu-
erst Abstand vom eigenen Anspruch auf Dezentralität und Spontaneität, weil sich 
herausstellte, dass diese Ideale dem langfristigen Erscheinen der Zeitschrift im 
Weg standen. Danach wandten sich die Herausgeber*innen der Zeitschrift lang-
sam Marktmechanismen zu, um die Zeitschrift finanziell auf stabilere Beine zu 
stellen. Schlussendlich öffneten sich die Herausgeber*innen inhaltlich gegenüber 
der Mehrheitsgesellschaft, weil die Zeitschrift ansonsten in der Bedeutungslosig-
keit zu versinken drohte. Durch die Brille der SdK wird sichtbar gemacht, wie sich 
die Anpassung der Zeitschrift an die Erfordernisse der Mehrheitsgesellschaft als 
Ergebnis von Kritik und Rechtfertigung innerhalb der Kommunenszene darstellt. 

4.	 Fazit

Die SdK versteht unter »Kritik« einen Bruch im Geschehen, durch den Akteur*in-
nen auf Distanz zu jener Situation gehen, in der sie sich befinden. Anhand von 
unterschiedlichen »Konventionen« treffen sie eine generalisierende Aussage über 
diesen Bruch, wodurch neue Kollektive hergestellt werden. Kombiniert mit den 
sechs vorgestellten Grundprinzipien macht dieses Kritikverständnis den Sockel 
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der SdK aus. So wird die Perspektive von Forscher*innen sehr eng an die Perspek-
tive der untersuchten Akteur*innen gebunden. 

Ich habe argumentiert, dass diese enge Bindung nützlich ist, um die radikale 
Praxis in Kommunen und intentionalen Gemeinschaften zu verstehen. Anhand 
des Instrumentariums der SdK habe ich die Kritik von Kommunard*innen in den 
USA rekonstruiert und ihre Veränderung aufgezeigt. Die SdK eignet sich hier 
ganz besonders, weil sie Alltagskritik und große Protestereignisse nicht funda-
mental unterscheidet, weil sie auch radikale Infragestellungen von weit verbrei-
teten Denkmustern einfängt und weil sie geeignet ist, kleine Ordnungsverände-
rungen zu beschreiben. 

Im empirischen Beispiel zeigt sich ein langsamer Angleichungsprozess der 
Aktivist*innen an die Mehrheitsgesellschaft. Dieser kann zwar als Ergebnis der 
Kritik der Aktivist*innen an der eigenen Bewegung verstanden werden, dabei 
drängt sich aber der Eindruck auf, dass hier die Macht des Bestehenden nur un-
zureichend erfasst wird. Zu erarbeiten wäre also, wie sich Forscher*innen an die 
Perspektive der Akteur*innen halten können, ohne (eher strukturelle) Zwänge 
und Machtverhältnisse dabei zu vernachlässigen. Dies wäre auch ein notwendi-
ger Schritt, um das Versprechen der SdK einzulösen, die Kritische Theorie empi-
risch zu verankern.
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Mikrosoziologie sozialer Bewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Die sozialökologische Mikrosoziologie perspektiviert soziale Bewegungen hinsichtlich ihrer dyna-
mischen Praxisvollzüge »von unten«, zugleich aber auch vor dem Hintergrund ihrer sozialökologi-
schen Einbettung in ihre Umwelt und die Gesellschaft.
Im Gegensatz zu vielen klassischen Ansätzen der Bewegungsforschung, in denen soziale Bewe-
gungen als monolithische und monothematische Gebilde (Umweltbewegung, Frauenbewegung, 
Friedensbewegung) untersucht werden, werden durch diese mikrosoziologische Perspektive »von 
unten« die dynamische, sich im Praxisvollzug herstellende Fragmentierung, Vielstimmigkeit und 
multithematische Ausrichtung sozialer Bewegungen bereits auf der Ebene einzelner Initiativen 
deutlich.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Sozialisationstheoretische und sozialökologische Theorieangebote (Elias 1976; Habermas 1976; 
Bronfenbrenner 1981; Berger/Luckmann 2000; Grundmann/Lüscher 2000, Grundmann 2015) sind für 
den Ansatz von besonderer Bedeutung, da sie in der Lage sind, den dynamischen und relationalen
Charakter der Formierung zivilgesellschaftlicher Initiativen aus einer Mikroperspektive zu model-
lieren, ohne dabei ihre Einbettung in ihre sozialökologischen Umwelten aus den Augen zu verlieren. 
Die Formierung zivilgesellschaftlicher Initiativen und sozialer Bewegungen lässt sich aus dieser 
Perspektive entlang eines Mehrebenenmodells untersuchen, um zentrale Dynamiken des Praxis-
vollzugs zu erfassen (Görgen/Wendt 2018).

Anwendung: Methoden
In der Analyse wurde ein an die Grounded Theory angelehntes Mixed-Methods-Design, das sich auf 
teilnehmende Beobachtungen, Dokumentenanalysen und qualitative Interviews stützt, genutzt, um 
die Entstehung, Entwicklung und Wirkung einer lokalen Nachhaltigkeitsinitiative zu untersuchen.

Anwendung: Fallbeispiel
Bei dem Fallbeispiel handelt es sich um eine zivilgesellschaftliche Nachhaltigkeitsinitiative im 
städtischen Raum, die durch die Forscher*innen mitinitiiert und begleitend beforscht wurde. 

Anwendung: Beispiele
Grundmann, Matthias (Hg.) (2018): Gesellschaft von unten!? Studien zur Formierung zivilgesell-
schaftlicher Graswurzelinitiativen, Weinheim: Beltz Juventa.



Gesellschaft von unten 
Grassroots-Praxis in Bewegung

Benjamin Görgen, Matthias Grundmann und Björn Wendt

1.	 Einleitung

Die Bewegungsforschung untersucht soziale Bewegungen klassischerweise ent-
lang spezifischer Themenbereiche: So werden beispielsweise die Arbeiter*innen-
bewegung, die Frauenbewegung, die Friedensbewegung, die Umweltbewegung 
oder die Tierrechtsbewegung als zentrale und relativ geschlossene analytische 
Einheiten betrachtet (vgl. etwa Klein/Legrand/Leif 1999: 199ff.; Roth/Rucht 2008: 
177ff.). Daran anschließend werden die politische Gelegenheitsstruktur, die kol-
lektive Identität, Framingprozesse, Ressourcenmobilisierung oder auch sozio
strukturelle Spannungs- und Konf liktfelder der jeweiligen Bewegung beforscht, 
auf deren Grundlage sich Protest artikuliert und Bewegungsakteur*innen und 

-organisationen ihre Aktivitäten und Wirkungen entfalten (vgl. für eine Über-
sicht: Morris/McClurg Mueller 1992; Hellmann/Koopmans 1998; Klein/Legrand/
Leif 1999; Kern 2008). Diesen klassischen Zugängen zu sozialen Bewegungen stel-
len wir mit unserem Beitrag eine mikrosoziologische Analyseperspektive zur Seite, 
die politisch-zivilgesellschaftliche Formierungsprozesse im sozialen Nahraum 
untersucht (vgl. Grundmann 2018). Dadurch wird es möglich, die komplexen For-
mierungs- und Vergemeinschaftungsprozesse sozialer Bewegung auf der Mikro-
ebene zu analysieren und die traditionellen Interpretationsangebote von sozialen 
Bewegungen als einheitliche soziale Gebilde durch eine dynamisch-prozessorien-
tierte Perspektive herauszufordern. 

Auf diese Weise ref lektiert der Ansatz auch zentrale Kritikpunkte an her-
kömmlichen Bewegungstheorien aus einer poststrukturalistischen Perspektive 
(vgl. Leinius/Vey/Hagemann 2017) und kombiniert diese mit konkreten empiri-
schen Forschungen. Einerseits werden dabei verschiedene Kongruenzen zwischen 
der poststrukturalistischen und der mikrosoziologischen Blickverschiebung auf 
Protest und soziale Bewegung deutlich. So betonen beide Untersuchungspers-
pektiven die Dynamik sozialer Phänomene, interpretieren soziale Bewegungen 
als Ursprung und Ausdruck diskursiver und materieller Dynamiken und betonen 
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die Bedeutung von Macht und Herrschaft für die Analyse sozialer Bewegungen. 
Neben diesen inhaltlichen Gemeinsamkeiten zeigen sich darüber hinaus auch 
ähnliche Vorstellungen hinsichtlich der engen Verknüpfung von Theorie und Em-
pirie, sowie der Rolle von Forscher*innen im Feld (vgl. ebd.: 10ff.). Andererseits 
positioniert sich die Perspektive einer »Gesellschaft von unten« im Unterschied 
zu den eher gesellschaftstheoretischen Perspektiven poststrukturalistischer An-
sätze jedoch konsequent mikrosoziologisch. Sie bietet somit eine fruchtbare Er-
gänzung, da sie in besondere Weise in der Lage ist, auf die Forderung nach einer 
angemessenen Berücksichtigung gesellschaftlicher Nahverhältnisse sowie der 
Fragmentierung sozialer Bewegungen in den Gegenwartsgesellschaften (vgl. Vey 
2018) zu reagieren, indem soziale Bewegungen eben nicht universal »von oben« 
anhand von öffentlichen Großereignissen untersucht werden, sondern die Ana-
lyse an den konkreten alltäglichen Vollzugspraktiken zivilgesellschaftlicher For-
mierung und politischem Protest »von unten« ansetzt.

Wir argumentieren in einem ersten Schritt, dass soziale Bewegungen in einer 
hochdifferenzierten und fragmentierten Gesellschaft stets einen hohen Grad an 
Diversität aufweisen und es daher ein Gewinn ist, ihre unterstellte Einheit durch 
eine mikrosoziologische Perspektivierung herauszufordern, um die personel-
len wie thematischen Vielstimmigkeiten und Anschlussfähigkeiten abbilden zu 
können, die ihnen innewohnen. Dabei können nicht nur poststrukturalistische 
Theorien – wie in diesem Handbuch breit dokumentiert –, sondern auch sozia-
lisationstheoretische und sozialökologische Theorieangebote (vgl. Elias 1976; Ha-
bermas 1976, 144ff.; Bronfenbrenner 1981; Berger/Luckmann 2000; Grundmann/
Lüscher 2000, Grundmann 2015) für die Analyse sozialer Bewegungen und zivilge-
sellschaftlicher Initiativen fruchtbar gemacht werden (Abschnitt 1). Anhand eines 
empirischen Forschungsprojekts zu einer zivilgesellschaftlichen Nachhaltigkeits-
initiative demonstrieren wir zweitens, wie das konkrete soziale Miteinander und 
seine spezifischen sozialen Umwelten die Vollzugpraxis in den selbst hoch frag-
mentierten Grassroots lokaler Bewegungen strukturieren. Es wird dabei deutlich, 
dass das untersuchte Feld ein heterogenes Ensemble von Akteur*innen beinhaltet 
und selbst innerhalb einzelner Initiativen kaum von einer Bewegungsidentität 
und einem gemeinsamen ideologischen Bezugspunkt ausgegangen werden kann, 
die das Engagement der Aktivist*innen anleiten. Trotz der inneren Pluralität von 
Identitäten und Ideologien, so zeigen wir, gelingt die Handlungskoordination 
zwischen den Akteur*innen, sodass sich die Frage stellt, was die Initiativen und 
lokalen Bewegungen »im Innern zusammenhält«. Die These lautet: Es ist ihre ge-
meinsame Praxis, also ihr historisch geronnenes gemeinsamen Tun, das in Ver-
bindung mit einem oder mehreren leeren Signifikanten (vgl. Laclau 2013: 65ff.) 
den notwendigen Zusammenhalt erzeugt, um gemeinsame Aktivitäten entfalten 
zu können (Abschnitt 2). 
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2.	 Forschungsansatz: »Gesellschaft von unten«.  
Umrisse eines mikrosoziologischen Zugangs zu Protest, Bewegung 
und zivilgesellschaftlichen Formierungen

Die für unsere Forschungsperspektive gewählte Metapher einer »Gesellschaft von 
unten« kann unterschiedlich ausgelegt werden (vgl. Görgen/Grundmann/Wendt 
2018: 32ff.). »Gesellschaft von unten« kann einerseits soziale Phänomene im Hin-
blick oder aus Perspektive der unteren sozialen Positionen in der Sozialstruktur 
einer Gesellschaft und die damit verbundenen Unterdrückungs-, Ausbeutungs- 
und Diskriminierungsprozesse analysieren sowie normative Forderungen oder 
Perspektiven eröffnen, gegen diese Verhältnisse aufzubegehren, sei es durch die 
Deprivierten selbst oder in ihrem Namen. Klassischerweise wäre hier etwa an die 
zahlreichen Analysen der (sozialistischen) Arbeiterbewegung(en) im 19. und frü-
hen 20. Jahrhundert (vgl. z.B. Stein 1971; Marx 1960; Marx/Engels 1974; Sombart 
1966) oder auch historischer und aktueller Protestformen im globalen Süden (vgl. 
Calcagnotta 2003; Bruckmann/Dos Santos 2006) zu denken, die in der Regel mit 
einem emanzipatorischen, meist politisch links und/oder freiheitlich verorteten 
Anspruch verknüpft sind.

»Gesellschaft von unten« kann zweitens jedoch auch allgemeiner auf jegliche 
zivilgesellschaf tlichen Formierungen abzielen, unabhängig von konkreten Formen, In-
halten oder Träger*innen des Protests. »Gesellschaft von unten« fokussiert dann 
auf die Entstehung, Prozesse und Wirkungen des politischen Engagements von 
Bürger*innen, – sei es in klassischen Großbewegungen (vgl. Heberle 1967), den 
»Neuen Sozialen Bewegungen« (vgl. Brand 1985; Brand/Büsser/Rucht 1986; Klein/
Legrand/Leif 1999) oder auch in einzelnen NGOs, Vereinen, Nachbarschaftshilfen 
oder politischen Basis- bzw. Bürgerinitiativen (vgl. Hauff 1980; Frantz/Martens 
2006; Grundmann 2018: 124ff.). In diesen kommt oftmals die Forderung zum 
Ausdruck, dass das Politische wesentlich durch basisdemokratische Prozesse bzw. 
die Bürger*innen einer Gesellschaft und nicht allein durch die politischen oder 
ökonomischen Eliten geprägt sein sollte.

»Gesellschaft von unten« kann drittens als allgemeines soziales Phänomen be-
trachtet werden, das nicht nur im politischen oder zivilgesellschaftlichen Bereich 
verortet ist, sondern vielmehr eine Grundkonstante jeglicher Sozialbeziehungen 
darstellt (vgl. Görgen/Grundmann/Wendt 2018; Samland/Henkel 2019). Eine sol-
che mikrosoziologische Perspektive, die auf konkrete soziale Praxis fokussiert, 
möchten wir in diesem Beitrag einnehmen. Betrachtet man soziale Bewegun-
gen aus dieser Perspektive, werden sie als dynamische Phänomene lesbar, die 
keinesfalls, wie es viele klassische Bewegungstheorien unterstellen, nach einem 
f luiden Ausgangszustand über die Zeit durch Institutionalisierungsprozesse in 
starre Formen übergehen und in ihrem Selbst- und Machterhalt ihr Ende als so-
ziale Bewegung finden (vgl. Michels 1989; Mayreder 1926). Unterhalb dieser Starr-
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heit und jenseits der Großorganisation vollziehen sich vielmehr in der sozialen 
Praxis der Bewegungsakteur*innen stets Aushandlungsprozesse (vgl. Hoffmann 
2018). Gerade in Zeiten sich verändernder gesamtgesellschaftlicher Bedingungen 
treten diese Prozesse auch auf der Strukturebene wieder sichtbar zum Vorschein, 
sodass Bewegungsdynamiken stets an den konkreten Praxisvollzug von Bewe-
gungsakteur*innen und das Gesamtklima einer Gesellschaft gebunden sind. 

»Gesellschaft von unten« meint in diesem Sinne eine von uns eingenommene 
mikrosoziologische Analyseperspektive auf jegliche soziale Prozesse, die an der Pra-
xis, am gemeinsamen Tun der Menschen und deren Koordination ansetzt, also 
an sozialen Beziehungen, Handlungsorientierungen und Praktiken. Diese spezi-
fische Analyseperspektive, mit der wir dem dynamisch-prozesshaften Charakter 
des Sozialen Rechnung tragen, kann demnach auch genutzt werden, um soziale 
Bewegungen im ersten und zweiten Sinn zu analysieren. 

Den Ausgangspunkt für unsere Analysen bildet eine Verknüpfung von Mik-
rosoziologie und Sozialökologie durch die sozialökologisch-sozialkonstruktivis-
tische Sozialisationstheorie (vgl. Grundmann 1999, 2006; Grundmann/Lüscher 
2000), die für Formierungsprozesse zivilgesellschaftlicher Grassroots-Initiativen 
furchtbar gemacht wird. Durch den Rekurs auf sozialisationstheoretische und 
sozialökologische Theorien ist es möglich, auf die in der Einleitung thematisier-
ten zentralen Anforderungen poststrukturalistischer Theorien zu reagieren. Aus 
sozialisationstheoretischer Perspektive wird etwa deutlich, dass sich soziale Phä-
nomene keineswegs als starre Entitäten (etwa Struktur und Handlung oder Indi-
viduum und Gesellschaft) gegenüberstehen, sondern vielmehr stets in der konkre-
ten Sozialisationspraxis ko-konstruiert werden (vgl. Grundmann 2015). Historio-, 
sozio- und ontogenetische Prozesse, die auf die Parallelität der Entwicklung von 
Gesellschaftsstrukturen (Historiogenese), sozialen Beziehungen (Soziogenese) 
sowie der Persönlichkeitsentwicklung und Handlungsfähigkeit (Ontogenese) ver-
weisen, sind unterschiedliche Seiten derselben Medaille im Sozialisationsprozess 
(vgl. Elias 1976; Habermas 1976; Grundmann 1999).

Überträgt man diese Denkfigur auf die Formierung von Grassroots-Initiati-
ven, so erscheinen zwei Ebenen für ihre Formierung besonders relevant (vgl. Gör-
gen/Wendt 2018): Einerseits kann auf die primordialen (also ursprünglichen und 
vorref lexiven, aus der grundlegenden sozialen Verbundenheit resultierenden) 
und ref lexiven sozialen Bezugnahmen und Beziehungspraktiken innerhalb von 
Initiativen sowie ihre Strukturgenese und Institutionalisierung als Folge des so-
zialisierenden Vollzugs der politischen Handlungspraxis fokussiert werden. Über 
eine Analyse der Sozialökologie zivilgesellschaftlicher Initiativen kann anderer-
seits die sozialökologische Einbettung der Initiativen und die Bedeutung der 
sozialökologischen Umwelten – welche sowohl Akteur*innen als auch Materiali-
täten und Diskurse umfassen – eingefangen werden. Umwelt meint in diesem 
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Sinne nicht »Natur«, sondern gerade die Verschränktheit sozialer, diskursiver 
und materieller Verhältnisse.

Von dieser Denkfigur ausgehend kann nun ein Mehrebenenmodell abgelei-
tet werden, in dem davon ausgegangen wird, dass nicht nur Individuen stets in 
sozialökologische Verhältnisse integriert werden und diese zugleich aktiv mit-
formen (wie es die Sozialisationsforschung untersucht), sondern auch kollektive 
Akteur*innen. Auch zivilgesellschaftliche Initiativen, als Graswurzeln sozialer 
Bewegungen, sind in vielfältige sozialökologische Umwelten eingebunden, die sie 
beeinf lussen, von denen sie jedoch auch geprägt werden. Der Begriff der Formie-
rung ist in diesem Sinne als Äquivalent für den auf Individuen zielenden Soziali-
sationsbegriff angelegt und meint die »Entstehung, Entwicklung und Wirkung« 
(Görgen/Wendt 2018: 74) von kollektiven Akteur*innen vor dem Hintergrund ihrer 
sozialökologischen Einbettung.

Zivilgesellschaftliche Formierungen lassen sich somit als die Entstehung, 
Entwicklung und Wirkung mikrosozialer Handlungsfelder bestimmen, deren 
sozialökologische Umwelteinf lüsse und Wirkungen empirisch identifiziert wer-
den können. Dabei verweist das Modell einerseits darauf, dass es die konkreten 
Beziehungspraktiken der beteiligten Individuen sind, die zur Entstehung, zur 
Reproduktion und Wirkung einer zivilgesellschaftlichen Initiative führen. Ande-
rerseits wird aber auch deutlich, dass diese Beziehungen innerhalb der Initiative 
(Mikrosystem) in verschiedene Umwelten eingebettet sind (vgl. Görgen et al. 2017; 
Görgen/Wendt 2018): a) das direkte Umfeld der Initiative, mit dem sie interagiert 
(Mesosystem), b) Akteur*innen oder Vorschriften, die auf das Handeln der Ak-
teur*innen wirken (Exosystem) und die diese wiederum zu verändern trachten, 
oder c) Strukturen und Diskurse, etwa das Wirtschaftssystem, das politische Feld 
oder die Massenmedien (Makrosystem), die als Reibungspunkte Protest und Be-
wegung strukturieren, zugleich aber durch die Akteur*innen mit (re)produziert 
werden. Die Ko-Konstruktionsprozesse zivilgesellschaftlicher Formierungen fin-
den somit nicht in einem freien Raum statt, sondern sind vielmehr von vielfälti-
gen Herrschaftsbeziehungen und Macht-Asymmetrien durchdrungen, die ihrer-
seits vielfältige Anlässe zu Gegenmachtbildungen und Emanzipationsversuchen 
geben.

3.	 Forschungspraxis: Formierungsprozesse von Grassroots-Initiativen – 
Das Beispiel einer städtischen Nachhaltigkeitsinitiative

Die vorgestellte Perspektive kann anschaulich anhand einer Begleitforschung 
zu den Entwicklungsdynamiken einer zivilgesellschaftlichen Nachhaltigkeits-
initiative nachgezeichnet werden (vgl. Görgen et al. 2017). Die Begleitforschung 
resultierte aus einer öffentlichen Tagung zu nachhaltiger Stadtentwicklung, die 
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durch unsere Forscher*innengruppe1 angestoßen wurde und das Ziel hatte, einen 
Impuls zur Vernetzung und Kooperation für eine nachhaltige Entwicklung in die 
Stadtgesellschaft zu senden. Infolge dieser Tagung bildete sich eine Initiative, 
die antrat, um diese Ziele zu fördern, indem zunächst ein Tag der Nachhaltig-
keit organisiert werden sollte. Die Initiative und ihre städtische Umwelt wurde 
im Rahmen der Begleitforschung, im Sinne der transformativen Forschung (vgl. 
Schneidewind/Singer-Brodowski 2014), als ein Experimentierraum interpretiert, 
der gerade zu Beginn durch die beteiligten Forscher*innen wesentlich mitstruk-
turiert wurde und in dem zugleich sowohl die Formierungsprozesse der Initiative, 
als auch ihre Potentiale und Wirkungen für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
analysiert werden konnten.

Methodisch wurde ein ethnographischer Zugang gewählt, der grundlegende 
Überlegungen der ref lexiven Grounded Theory (vgl. Strauss 1998, Breuer 2009, 
Equit/Hohage 2016) berücksichtigte und die Kombination verschiedener Erhe-
bungs- und Auswertungsverfahren ermöglichte. Es wurden u.a. Prozessdaten 
analysiert, leitfadengestützte Expert*inneninterviews geführt und die öffentlich 
stattfindenden Plenumssitzungen beobachtet, um sowohl das implizite Wissen 
und die konkrete Praxis der Akteur*innen, als auch die sozialen Strukturen zu 
entschlüsseln, die diese Praxis rahmen. Die Aufarbeitung der Daten erfolgte ent-
lang des oben beschriebenen sozialökologischen Mehrebenenmodells (vgl. Gör-
gen/Wendt 2018, Abbildung 1 und 2). 

Die sozialökologische Formierung der Initiative lässt sich in vier Phasen dar-
stellen: eine Initiierungs- und Visionierungsphase, eine Strukturierungs- und 
Institutionalisierungsphase, eine Etablierungs- und Durchführungsphase sowie 
eine Ref lexions- und Verstetigungsphase. Im Folgenden werden die Initiierungs- 
und Visionierungsphase (Phase 1) und die Etablierungs- und Durchführungspha-
se (Phase 3) beispielhaft beschrieben, um auf diese Weise das Vorgehen und die 
Potentiale der entwickelten Perspektive zu verdeutlichen. 

In ihrem ersten Entwicklungsstadium (vgl. Abbildung 1) setzte sich die Ini-
tiative (das Mikrosystem) vor allem aus wissenschaftlichen und zivilgesellschaft-
lichen Akteur*innen zusammen, die zunächst informelle Aufgaben übernahmen 
und Ressourcen (materielle, wie ideologische und soziale) bereitstellten, die für 
die Kooperation von Bedeutung waren. 

1 � Neben den Autor*innen waren auch Niklas Haarbusch, Dieter Hof fmeister und Jessica Hof f-
mann an dem Forschungsprojekt beteiligt.
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Abbildung 1: Sozialökologische Modellierung der Initiierungs- und Visionierungsphase

Es entwickelte sich eine dynamische Beziehungsstruktur zwischen den Akti-
vist*innen, die zunächst lediglich durch unverbindliche gemeinsame Orte der Be-
gegnung sowie vor allem durch den gemeinsamen, aber weithin diffusen und un-
bestimmten Bezug zu dem Begriff »Nachhaltigkeit« zusammengehalten wurden. 
Diese Diffusität des Nachhaltigkeitskonzeptes drückte sich auch in den Inter-
views immer wieder durch das Umschiffen einer Festlegung aus: 

»Nachhaltigkeit ja oder Green Economy oder Degrowth. […] Das sind so die Schnitt-
stellen wo ich sagen würde, das ist die Debatte und da sind wir uns noch nicht ganz 
einig. [M]anche sagen […] wir müssen die Wirtschaf t so organisieren, dass weniger 
produziert wird, weil, wenn wir genauso auf dem Level bleiben, dann geht alles 
den Bach runter. Manche sagen, nein, durch den wissenschaf tlichen Fortschritt 
wird das schon.« (Interview T16) 

Einigkeit darüber, was Nachhaltigkeit genau meint, bestand zu keinem Beobach-
tungszeitpunkt, sodass die Frage, was genau unter Nachhaltigkeit zu verstehen 
sei und ob der Begriff tragfähig sei, in den durchgeführten Interviews wiederholt 
als ungelöster Konf likt aufscheint: 

»Wenn ich dann in den zwei letzten Plenen war, war’s auch immer von derselben 
Teilnehmerin, die dann darauf hinwies, dass sie gerne mehr über Nachhaltigkeit 
reden möchte, weil dieser Begrif f eben auch ihr inzwischen zu schwammig ist. 
Oder eine Teilnehmerin […] wo sie dann äußerte, dass sie den Begrif f Nachhaltig-
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keit nicht mag, der ist ihr wirklich zu wenig konkret und das ist auch mein Problem 
gewesen. Ich frag mich immer, was ist nachhaltig, was ist nachhaltiges Leben?« 
(Interview T4)

Bereits in dieser Phase spaltete sich die Gruppe darüber hinaus in aktive (in der 
Grafik im inneren Kreis des Mikrosystems) und eher passive Mitglieder (in der 
Grafik im äußeren Kreis des Mikrosystems), ohne dass sich dies in formalen or-
ganisatorischen Differenzierungen abbildete. In ihrem Nahraum (im Mesosys-
tem) trafen sich bereits eine ganze Reihe an kollektiven Akteur*innen aus dem 
wissenschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Feld, während Akteur*innen aus 
anderen sozialen Feldern vor allem als mögliche Kooperationspartner*innen oder 
Bezugspunkte für die Initiative (im Exosystem) in Erscheinung traten. Was in 
dieser Phase deutlich wurde, ist ferner, dass die Stadtgesellschaft (das Makrosys-
tem) für die Mobilisierungsfähigkeit der Initiative insofern wichtig war, als dass 
sie zahlreiche Anknüpfungspunkte bereitstellte, sei es der vitale städtische Nach-
haltigkeitsdiskurs, die städtische Infrastruktur oder die Eigenlogik der Stadt als 
Bildungsstandort und Fahrradstadt, die ein breites sozialökologisches Milieu und 
eine kulturkreative Szene beinhaltet. Durch den Pfeil und die gestrichelten Linien 
ist markiert, dass die Übergänge zwischen den unterschiedlichen Ebenen immer 
f ließend und mitnichten fest und statisch sind. 

Vergleicht man diese erste Phase nun mit der dritten Phase (vgl. Abbildung 
2), so wird deutlich, dass sich in der Initiative eine ganze Reihe an formalen Dif-
ferenzierungsprozessen vollzogen haben: es gründete sich etwa ein Projektma-
nagement-Team sowie ein weiterer Arbeitskreis, die zusammen die inhaltliche 
und organisatorische Arbeit der Initiative koordinierten (siehe weitere Kreise 
im innersten Kreis). Mit dieser Ausbildung rückten auch neue, vor allem zivil-
gesellschaftliche Akteur*innen ins Zentrum der Initiative vor. Auf diese Weise 
formierte sich eine innere Struktur und Praxis, die die Initiative organisatorisch 
zusammenhielt.

Im Mikrosystem der Initiative lassen sich eine ganze Reihe weiterer Struktu-
rierungsprozesse beobachten, sei es in Bezug auf die Entwicklung eines gemein-
samen Projektverständnisses, ihrer Organisationsformen oder Verfahrensweisen, 
die den sozialen Zusammenhalt innerhalb der Initiative strukturierten. Durch 
die damit verbundenen Schließungsprozesse veränderten sich zugleich die inter-
nen Beziehungsdynamiken: Während am Anfang alle Beteiligten mit zahlreichen 
Ungewissheiten umgehen mussten und eine hohe Offenheit, aber auch Unver-
bindlichkeit vorherrschte, wurden im Laufe der Zeit routinierte Arten der Hand-
lungskoordination erzeugt, die vor allem durch die Arbeitsteilung und funktio-
nale Differenzierung in eine Führungsgruppe und das Plenum geprägt wurden. 
Die Sitzungen, Organisationsweisen und Instrumente wurden deutlich struktu-
rierter, sodass sich verlässliche Erwartungshaltungen und implizite Wissensbe-
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stände herausbildeten, auf deren Grundlage kooperiert werden konnte, um das 
gemeinsame Ziel, die Durchführung einer Veranstaltung (eines Tags der Nach-
haltigkeit), erfolgreich verwirklichen zu können. Gleichwohl wurde jedoch auch 
deutlich, dass die damit zusammenhängenden Institutionalisierungsprozesse 
immer wieder als Gegenstand ref lexiver Aushandlungsprozesse politisiert und 
weiterentwickelt wurden, indem etwa Workshops durchgeführt, eine Vereins-
gründung angeregt oder auch jenseits der Plena, die viele mit der Zeit an ihren 
Arbeitsalltag erinnerten, gemeinsame Essensrunden organisiert wurden, um den 
persönlichen Austausch zu fördern.

Abbildung 2: Sozialökologische Modellierung der Etablierungs- und 
Durchführungsphase

Die identifizierten Strukturierungen waren dabei nicht nur den internen Bezie-
hungsdynamiken und Persönlichkeitsstrukturen der Aktivist*innen geschuldet, 
sondern auch das Ergebnis der wechselseitigen Beziehungsrelationen der Initia-
tive mit ihren Umwelten. Insbesondere an den Grenzen zwischen Mikro-, Meso- 
und Exosystem fand eine Reihe an punktuellen Anpassungsleistungen an die 
Erwartungen externer Akteur*innen statt. Je näher die Durchführung der Ver-
anstaltung rückte, desto stärker differenzierten sich die Bezüge der Initiativen zu 
den anderen Ebenen aus, sei es, um rechtliche Erwartungen zu erfüllen oder sich 
mit Kooperationspartner*innen verbinden zu können, die für die Durchführung 
der Veranstaltung von Bedeutung waren. Und so verschoben sich auch im Mak-
rosystem vereinzelt Bezüge: Beispielsweise wurden infolge des Beschlusses der 
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Vereinsgründung das Vereinsrecht und damit das Rechtssystem für die soziale 
Praxis der Initiative relevant. 

In Bezug auf die Intention und Programmatik der Initiative, in diesem Fall ihr 
Nachhaltigkeitsverständnis, zeigte sich auch in dieser Phase, dass Nachhaltigkeit 
zwar den zentralen gemeinsamen Bezugspunkt bildete, jedoch nie explizit fest-
gelegt wurde, was darunter konkret verstanden wurde. Vielmehr wurde die Be-
deutung kontingent gehalten, um keine Gruppen auszuschließen. Nachhaltigkeit 
kann in diesem Sinne als ein leerer Signifikant verstanden werden (vgl. Laclau 
2013), also als eine »symbolische Verkörperung eines imaginären Allgemeinen« 
(Nonhoff 2008: 308), deren Bedeutung so weit entleert ist, dass sich zahlreiche 
verschiedene Bedeutungen und Gruppierungen unter ihm versammeln können. 
Zugleich wurde Nachhaltigkeit als gemeinsamer ideologischer Bezugspunkt in 
Teilen der Initiative jedoch in Frage gestellt, auch nach der gemeinsamen Durch-
führung des Tags der Nachhaltigkeit: 

»[D]a hatte ich sofort den Gedanken (…), dass dieser Begrif f Nachhaltigkeit eh für 
das was wir eigentlich wollen zu schade ist oder zu wenig ist, weil der inzwischen, 
wie viele Begrif fe, die eigentlich ursprünglich positiv gemeint waren, inzwischen 
so abgenutzt und abgegrif fen ist und auch entfremdet wird, dass man sich da 
ganz schnell, jetzt, nachdem der Tag der Nachhaltigkeit positiv über die Bühne 
gegangen ist, überlegen muss, wie wir das Kind nennen, damit es einen Namen 
kriegt, der das, was wir machen wollen, darstellt, aussagekräf tig, aber eben auch 
nicht zu leicht von andern missbraucht werden kann.« (Interview T93) 

Die ideologische Prägung der Initiative zeigte sich dabei weniger in Form einer 
kohärenten Programmatik, sondern vielmehr auf der Ebene der Lebensführung 
und des Habitus, in Form von Dispositionen zu spezifischen Praktiken der Ver-
gemeinschaftung und des zivilgesellschaftlichen Engagements. Nicht nur der 
gemeinsame, offene Rahmen von Umweltproblemen und sozialer Frage, sondern 
vielmehr einerseits das Verändernwollen, das Wirken über Zusammenschluss, 
die Verantwortungsübernahme für sich, die Welt und die Zukunft, das gemein-
same Tun für eine sozial-ökologische Transformation sowie andererseits die Af-
finität zum Organisieren von Prozessen auf der Grundlage von in der Arbeitswelt 
erworbenen Fähigkeiten und Techniken, die das engagierte Bildungsbürger- und 
Beamtentum kennzeichnet, bildeten den sozialen Humus, auf dem die Initiative 
auf baute.

Auf dieser Grundlage konnten zahlreiche, unterschiedliche Akteur*innen-
gruppen und Inhalte mobilisiert werden. Dies ging mit einer erheblichen Viel-
stimmigkeit und Heterogenität innerhalb der lokalen Bewegung einher – von 
Umweltinitiativen, über den Zoo, Eine-Welt-Läden, Yoga-Gruppen, die umwelt-
affinen Bereiche der lokalen Wirtschaft (vor allem Kleinstunternehmen) und der 
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städtischen Ämter bis hin zu Postwachstumsinitiativen. Eine kohärente kollekti-
ve Identität, die das gemeinsame Handeln koordinierte und integrierte, konnte 
sich aufgrund dieser Pluralität nicht herausbilden. Vielmehr wurden die sich in 
der Initiative versammelnden Identitäten der einzelnen Gruppen dadurch ver-
mittelt, dass man sich vornehmlich als Netzwerk verstand. Auf diese Weise war 
die Motivation der Aktivist*innen, sich aktiv in die Initiative einzubringen, oft 
gerade nicht vornehmlich über einen konkreten gemeinsamen Inhalt, sondern 
vor allem durch soziale Motive bestimmt. Der Gedankenaustausch und die Kom-
munikation mit Gleichgesinnten war den konkreten inhaltlichen Anliegen häufig 
vorgelagert. So wurde wiederholt deutlich, dass man sich vernetzen und Teil einer 
lebendigen sozialen Gruppe der Selbstorganisation sein wollte, welche das jedoch 
war, schien mitunter eher zufällig. Dass die Bindung an die Gruppe dabei mit-
unter nicht sehr stabil war, äußerte sich auch in der großen Mobilität (in Form 
vieler Aussteiger*innen), aber auch darin, dass stetig neue Mitglieder rekrutiert 
werden konnten, die auch an zentrale Stellen der Organisationsstruktur vorrück-
ten. 

Die Organisation, Strukturgenese und Verantwortungsverhältnisse inner-
halb der Gruppe zeichneten sich – wie in Bezug auf die sozialökologischen Mo-
dellierungen bereits erklärt wurde – vor allem in dieser Phase einerseits durch 
klassische Muster der Institutionalisierung aus, die mit Theorieangeboten der 
Bewegungsforschung (etwa dem Institutionalisierungstheorem oder zyklentheo-
retischen Ansätzen) auch auf Ebene der Initiative abgebildet werden können (vgl. 
Hoffmann 2018). Andererseits konnte auf der Grundlage der mikrosoziologischen 
Analysen gezeigt werden, dass den Institutionalisierungsprozessen ref lexive 
Dynamiken im Spannungsfeld von Umwelteinbettung und inneren Beziehungs-
dynamiken eingeschrieben sind. Institutionalisierung erweist sich nicht primär 
als eine Dynamik hin zu einer fester Form, sondern ergibt sich vor allem aus den 
konkreten Handlungsbezügen innerhalb und außerhalb der Initiative, die immer 
wieder das Bestehende in Frage stellen und dynamisieren, etwa indem neue For-
men der Zusammenarbeit (Ref lexionsworkshops) angestoßen wurden oder die 
Plenen nicht mehr an einen zentralen Ort gebunden wurden, sondern fortan bei 
verschiedenen Initiativen abgehalten wurden. 

Bezüglich der Erfolge bzw. der Wirkungen der Aktivitäten auf die Stadtge-
sellschaft und die damit zusammenhängenden Möglichkeiten ihrer zivilgesell-
schaftlichen Mit- und Ausgestaltung konnte nachgezeichnet werden, dass die Ak-
tivitäten durchaus Spuren hinterlassen haben. Gleichwohl stieß die untersuchte 
Initiative aufgrund mangelnder Ressourcenausstattung (ökonomisches, soziales 
und politisches Kapital) jedoch auch auf vielfältige Grenzen, die deutlich mach-
ten, wie beschränkt ihre Macht in Bezug auf die Durchsetzung einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung letztlich doch war (vgl. Wendt/Görgen 2018).
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4.	 Fazit 

Die vorgestellte Forschungsperspektive einer »Gesellschaft von unten« und das 
präsentierte sozialökologische Mehrebenenmodell fokussieren soziale Bewegun-
gen nicht als einheitliche, relativ geschlossene soziale Gebilde, sondern als frag-
mentierte und vielstimmige Akteur*innen- und Praxisfelder. Indem die konkrete 
soziale Praxis zivilgesellschaftlicher Akteur*innen im sozialen Nahraum unter-
sucht wird, konnten die konkreten Mikroprozesse der Verbindung von Individu-
en und die Entwicklung zivilgesellschaftlicher Initiativen vor dem Hintergrund 
ihrer sozialökologischen Umwelt aufgeschlüsselt werden. Dadurch lässt sich 
nachzeichnen, wie zivilgesellschaftliche Initiativen genau entstehen, wie sie sich 
konstituieren, im sozialen Feld positionieren sowie welche Wechselwirkungen 
sich zwischen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen und ihren Umwelten entfal-
ten. Durch den Rekurs auf sozialisationstheoretische und sozialökologische An-
sätze ist es möglich, verschiedene zentrale Kritikpunkte poststrukturalistischer 
Ansätze an den klassischen Theorieangeboten der Bewegungsforschung aufzu-
greifen und diese empirisch zu fundieren. Es kann gezeigt werden, dass nicht 
nur soziale Bewegungen, sondern auch bereits einzelne zivilgesellschaftliche In-
itiativen sich nicht als kohärente soziale Gebilde, sondern vielmehr als komplexe 
Handlungs- und Praxisfelder formieren, die sich durch eine große Heterogenität 
von Akteur*innen, Diskursen und Praktiken auszeichnen. Die verbindenden Mo-
mente stellen sich dabei nicht primär über eine einheitliche Ideologie oder Identi-
tät her, sondern vielmehr durch eine fragmentierte soziale Praxis des gemeinsa-
men Vollzugs zivilgesellschaftlichen Engagements, die in Verbindung mit einem 
leeren Signifikanten – in diesem Fall Nachhaltigkeit – ein notwendiges Minimum 
an sozialer Kohäsion erzeugen. 
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Assemblageanalyse urbaner Aufstände

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Proteste sind heterogene sozio-technische Gefüge, die sich durch eine Verkettung von Ereignissen 
im Prozess bilden und wieder zerfallen. Sichtbar wird die Heterogenität, sozio-materielle Relatio-
nalität, Prozesshaftigkeit und Kontingenz von Protest.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Der Ansatz arbeitet mit folgenden Grundbegriffen:
Gefüge (Deleuze): Gefüge sind heterogene Aggregate aus menschlichen und nicht-menschlichen 
Elementen, deren Ganzes über bestimmte Eigenschaften verfügt, die über die einzelnen Teile hi-
nausgehen. 
Affekt (Deleuze): Affekte sind physisch-emotionale Intensität, die heterogene Körper miteinander 
verbindet bzw. ›verklebt‹.
Politische Situation (Barry): Politische Situationen sind in der Öffentlichkeit politisch umstrittene 
Ereignisse, die (zirkulierende) Menschen, Dinge und Diskurse beinhalten und sich im Zusammen-
treffen mehrerer Bewegungsbahnen materialisieren.

Anwendung: Methoden
Zentrale Methode ist die Triangulation von teilnehmender Beobachtung, Interviews und Dokumen-
ten/Diskursanalyse vor dem Hintergrund des methodologischen Rahmens der erweiterten Fall-
methode der Manchester-Schule in der Ethnologie.

Anwendung: Fallbeispiel
Im dargestellten Beispiel werden urbane Aufstände gegen die Eröffnung der ersten Erdölraffinerie 
in Niger 2011 analysiert.

Anwendung: Beispiele
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tialities of political organisation«, in: Transactions of the Institute of British Geographers 37, 
S. 273-286.

McFarlane, Colin (2009): »Translocal assemblages. Space, power and social movements«, in: Geo-
forum 40, S. 561-567.

Featherstone, David (2011): »On assemblage and articulation«, in: Area 43, S. 139-142.
Brunner, Elizabeth (2017): »Wild Public Networks and Affective Movements in China: Environmental 

Activism, Social Media, and Protest in Maoming«, in: Journal of Communication 67, S. 665-677.
Srnicek, Nick (2006): Assemblage Theory, Complexity and Contentious Politics. The Political Onto-

logy of Gilles Deleuze. Thesis.



Contentious Assemblages 
Gefüge, Affekt, politische Situationen und die erweiterte 
Fallmethode als Analysewerkzeuge zum Verständnis 
urbaner Aufstände

Jannik Schritt

1.	 Einleitung: Die urbanen Aufstände in Zinder  
als »contentious assemblage«

Ende November 2011 wurde in Zinder, der zweitgrößten, im Südosten des Landes 
gelegenen Stadt, die erste Erdölraffinerie in Niger eröffnet. Während die Regie-
rung in Niamey, der Hauptstadt im Westen des Landes, dieses Ereignis als große 
Feierlichkeit inszenieren wollte, führte es jedoch zu urbanen Aufständen, in de-
ren Verlauf zwei Menschen getötet wurden. Schon im Vorfeld machten Regime-
gegner1 politisch Stimmung gegen das Event. Insbesondere forderten sie einen 
niedrigeren Benzinpreis für die Region Zinder und behaupteten, dass Bewoh-
ner*innen aus dem Westen des Landes in der Vergabe von Jobs in der Raffinerie-
gesellschaft bevorzugt würden. Gleichzeitig mobilisierten sie insbesondere sozial 
und ökonomisch marginalisierte männliche Jugendliche über Ketten-SMS2 sowie 
stark hierarchisierte und gewaltbereite Jugendgangs, sogenannte palais. 

Die Aufstände resultierten dabei auch aus einer Verkettung orts- und zeitspe-
zifischer Ereignisse. Dies belegt die Tatsache, dass sich die urbanen Aufstände 
erst über eine Woche nach der Eröffnungsfeier während des Gerichtsprozesses 
eines oppositionellen Geschäftsmannes namens Dan Dubai und eines Schülers 
manifestierten. Als die zur Unterstützung mobilisierten Jugendlichen von Si-

1 � Da es sich bei öf fentlichen Ereignissen und Debatten in der patriarchal organisierten nigrischen 
Gesellschaf t fast ausschließlich um männliche Vertreter handelt, verzichtete ich bei der Benen-
nung der beteiligten politischen Akteure bewusst aufs Gendern, um der Tatsache Rechnung zu 
tragen, dass Frauen in der Öf fentlichkeit kaum eine Stimme haben.

2 � Ketten-SMS enthalten inskribierte Handlungsauf forderungen zur Weiterleitung an eine be-
stimmte Anzahl von Personen (z.B. dreißig oder fünfzig) oder gleich an das gesamte Telefonre-
gister der Empfänger*innen. 
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cherheitskräften vom Gelände des Gerichts geräumt wurden und auf der Straße 
mit der Autokarawane des Gouverneurs zusammenstießen, der gerade von einer 
Konferenz außerhalb Zinders zurückkehrte, eskalierte die Situation. In den ge-
walttätigen Zusammenstößen starb ein Schüler durch eine Tränengasgranate. 
Am darauffolgenden Tag organisierten deshalb die Schüler- und Studentenge-
werkschaften eine Demonstration gegen Polizeigewalt, bei der eine weitere Per-
son starb. Am wiederum nächsten Tag übernahmen Jugendgangs die Aufstände. 
Sie bauten brennende Straßenbarrikaden auf wichtigen Verkehrsknotenpunkten, 
zerstörten öffentliche Infrastrukturen, lieferten sich Straßenschlachten mit der 
Polizei und plünderten eine Bank und mehrere Geschäfte. Schließlich konnten die 
Unruhen erst mit militärischem Einsatz, der Kooptation und Bestechung politi-
scher Gegner sowie dem Abschalten des gesamten SMS-Netzwerkes in Zinder be-
endet werden (für eine ausführliche Beschreibung der Proteste vgl. Schritt 2019c). 
Während und nach den Protesten überschlugen sich die Stimmen der Akteure 
in emotionalen Radiosendungen und es wurden gezielt Falschnachrichten über 
Ketten-SMS zur Eskalation der Gewalt verschickt. Wiederkehrende Aufstände 
entlang anderer Ereignisse (z.B. Wasserknappheit, staatliche Feiertage, religiöse 
Karikaturen, Wahlen), aber mit ganz ähnlichen Mustern konnten in den darauf-
folgenden Monaten und Jahren immer wieder beobachtet werden (Schritt 2015). 

Dieser Beitrag entwickelt das Konzept der »contentious assemblages« zur 
Analyse der hier beschriebenen urbanen Aufstände. Erst in jüngster Zeit haben 
Wissenschaftler*innen begonnen, das Konzept des Gefüges3 als eine nützliche 
theoretische Linse zu verwenden, um die Heterogenität, Effektivität, Zeitlich-
keit und Räumlichkeit sozialer Bewegungen zu verstehen (Davies 2012; McFar-
lane 2009; Featherstone 2011).4 Des Weiteren zeigt Elisabeth Brunner (2017) am 
Beispiel von Umweltprotesten in Maoming, China, wie das Konzept des Affekts 
produktiv genutzt werden kann, um bestehende Netzwerkansätze zu erweitern. 
Auf bauend auf diesen analytischen Brillen argumentiere ich, dass die oben skiz-

3 � Im französischen Original agencement genannt, wurde das Konzept des Gefüges von Gilles Deleu-
ze und Félix Guattari durch eine etwas problematische Übersetzung ins Englische als assemblage 
bekannt, vgl. John Phillips (2006).

4 � Andrew Davies (2012) zeigt am empirischen Beispiel einer Unterstützer*innengruppe für Tibet, 
wie z.B. durch alltägliche Praktiken der Postzustellung gleichzeitig territoriale und relationale 
Elemente im politischen Handeln und der Organisationsentwicklung verknüpf t werden. David 
Featherstone (2011) untersucht am Beispiel westafrikanischer und karibischer Seefahrer und 
ihrer Rolle in der Entwicklung translokaler antikolonialer Netzwerke in den 1930er Jahren, wie As-
semblagetheorie helfen kann, die Verfasstheit von politischer Artikulation als prozessuale und 
relationale Verhandlung von mehreren möglichen Bewegungsbahnen zu denken. Colin McFarla-
ne (2009) bespricht am Beispiel einer sozialen Bewegung zu informellen Siedlungen in Mumbai, 
wie Assemblagetheorie dazu genutzt werden kann, aufzuzeigen, wie translokale Verbindungen 
durch soziale Bewegungen produziert werden. 
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zierten Proteste gleichermaßen durch sozio-politische Netzwerke und situative 
Intensitäten gekennzeichnet waren, die heterogene sozio-materielle Elemente 
zusammenbringen und interagieren ließen, ohne dass die Protestakteure jedoch 
kollektive Interessen, eine Solidarität oder gemeinsame Überzeugungen teilten. 
Demnach stellten die urbanen Aufstände kein homogenes Protestkollektiv, son-
dern ein heterogenes sozio-technisches Gefüge dar. 

Auf bauend auf der poststrukturalistischen Affekt- und Assemblagetheorie 
von Gilles Deleuze und Félix Guattari (1987) soll das Konzept der »contentious 
assemblages« im Sinne der »contentious politics« (McAdam/Tarrow/Tilly 2001) 
nicht nur den in der Bewegungsliteratur vorherrschenden Blick auf soziale Be-
wegungen für andere Formen des Protests und des Widerstands, wie z.B. urbane 
Aufstände öffnen. Darüber hinaus sollen insbesondere auch bisher vernachläs-
sigte Aspekte der Heterogenität, Relationalität, Kontingenz und des Affekts mit 
neueren Theorieentwicklungen der Prozesshaftigkeit von Protesten, wie es der 
»contentious-politics«-Ansatz, und den Emotionen von Protest, wie es der »pass-
ionate-politics«-Ansatz (Goodwin/Jasper/Polletta 2001) betont, zusammen ge-
dacht werden. Für die empirische Operationalisierung solch einer Betrachtungs-
weise schlägt der Beitrag einen Fokus auf »politische Situationen« (Barry 2012) 
und die »erweiterte Fallmethode in der Protestforschung« (Schritt 2019b) vor. 
Veranschaulicht werden Theorie und Methode am Beispiel der urbanen Aufstände 
anlässlich der oben skizzierten Ereignisse. 

2.	 Der Forschungsansatz »Contentious Assemblages«

2.1	 Die poststrukturalistische Ontologie von Individuation und Gefüge

Etablierte Theorien sozialer Bewegungen, wie z.B. Ressourcenmobilisierung (Mc-
Carthy/Zald 1977), politischer Prozess (Tilly 1978; Tarrow 1994), Framing (Snow/
Benford 1988) oder auch »neue soziale Bewegungen« bzw. kollektive Identitäten 
(Polletta/Jasper 2001) basieren entweder auf einer (oft implizit) kritisch-realis-
tischen und sogar positivistischen Ontologie oder auf der Ontologie des Sozial-
konstruktivismus (vgl. Srnicek 2006). Während der kritische Realismus oder 
Positivismus nach kausalen Mechanismen sucht, basiert die Ontologie des So-
zialkonstruktivismus auf der Idee, dass gesellschaftliche Phänomene erst durch 
menschliche Bedeutungszuschreibungen hervorgebracht werden. Wie Nick Srni-
cek (2006) zu Recht feststellt, stützen sich beide Ontologien jedoch auf problema-
tische Voraussetzungen: Mit dem Fokus auf Sprache und Diskurs als ontologische 
Gegebenheit, das heißt als objektiver Ausdruck von Subjektivität, vernachlässigt 
der Sozialkonstruktivismus die transzendentalen Bedingungen, die Sprache und 
Subjektivität erst entstehen lassen. Auf der anderen Seite sucht der kritische Rea-
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lismus nach den »tatsächlichen« kausalen Mechanismen, die unsere Erfahrungen 
hervorbringen. Indem der Gegenstand der Untersuchung als vollständig vorhan-
den und erfahrbar betrachtet wird, basiert die kritisch realistische Ontologie je-
doch auf Essentialismus. Darüber hinaus zeichnen sich beide Ontologien sowohl 
durch ihr Unvermögen aus, über die Grenzen des Anthropozentrismus hinauszu-
gehen, als auch dem Werden/der Emergenz Vorrang vor dem Sein/Zustand ein-
zuräumen (ebd.).

Srnicek (2006) schlägt stattdessen vor, »contentious politics« mit den ontolo-
gischen Prämissen von Deleuze zu analysieren. Wie er ausführt, basiert eine sol-
che Ontologie zum einen auf den Prinzipien der »Individuation« als prozessuales 
Werden von Individuen, der Ontogenese (vgl. Deleuze 2004), und nicht auf der 
Annahme zuvor vollständig konstruierter Individuen mit bereits festgelegten In-
teressen und Motivationen, wie es viele etablierte Theorien sozialer Bewegungen 
annehmen. Zum anderen geht eine solche Ontologie von »Gefügen« als emergie-
rende Konstellationen heterogener Elemente aus, die sowohl materieller als auch 
expressiver Natur sind (Deleuze/Guattari 1987). Das Gefüge selbst verfügt dabei 
über spezifische Eigenschaften, Kapazitäten und Handlungsmacht, die über die 
Summe seiner Einzelteile hinausgeht (DeLanda 2006). Dadurch ergibt sich der 
Charakter der einzelnen Teile im Gefüge als auch die Eigenschaften des Gesamt-
gefüges erst im gegenseitigen Prozess des Werdens. Aus einer assemblagetheo-
retischen Perspektive betrachtet, sind soziale Bewegungen daher weder homo-
gene noch statische Entitäten, sondern temporäre und räumliche Aggregate von 
menschlichen und nicht-menschlichen Elementen, die zu bestimmten Zeiten und 
Orten durch spezifische Konstellationen translokaler Beziehungen entstehen und 
wieder verschwinden (Davies 2012: 276). So betrachtet resultierten die urbanen 
Aufstände in Zinder aus einem Zusammenspiel ganz heterogener Akteure wie z.B. 
Politikern, Geschäftsleuten, zivilgesellschaftlichen Aktivisten, Journalisten und 
männlichen Jugendlichen mit diversen Artefakten, Technologien und Infrastruk-
turen wie z.B. Radios, Mobilfunknetzen, Reifen, Benzin und Verkehrsknoten-
punkten. All diese heterogenen Elemente müssen demnach für ein holistisches 
Verständnis von urbanen Aufständen empirisch in ihrer Verwobenheit analysiert 
werden. Werden, wie im empirischen Beispiel der Raffinerieeröffnung und ihrer 
Proteste, zivilgesellschaftliche Aktivisten oder Jugendliche in politik-ökonomi-
sche Netzwerke der Regierung oder Opposition kooptiert, so verändert sich je 
nach politischem Lager schlagartig ihr Charakter und ihre Praktiken hin zu ent-
weder lautstarken Unterstützern, schweigsamen Duldern oder (gewaltsamen) 
Gegnern des Regimes.

Zum weiteren Verständnis des Zusammenspiels zwischen Individuation und 
Gefüge unterscheidet Deleuze (2004) zwischen einer Reihe von Prozessen, die alle 
miteinander verbunden sind, nämlich dem Virtuellen (»the virtual«), dem Intensi-
ven (»the intensive«) und dem Tatsächlichen (»the actual«). Während das Virtuelle 
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eine offene Reserve von Potentialen beschreibt, die nicht notwendigerweise ak-
tualisiert werden, ist es das intensive Register der Individuation, das das Virtuelle 
mit dem Tatsächlichen verbindet (ebd.). Während also beispielsweise ungleiches 
Wirtschaftswachstum, hohes Bevölkerungswachstum und sozial benachteiligte 
(männliche) Jugendliche nicht nur in Niger sondern in vielen Teilen Afrikas vir-
tuelle Potentiale für gewaltsame Proteste bereitstellen, müssen wir uns auf die 
intensiven Mikromechanismen der Individuation konzentrieren, um erklären zu 
können, wann und wie sich diese Latenz für urbane Aufstände in einer tatsächli-
chen Präsenz materialisiert. Mit anderen Worten: Warum manifestieren sich Pro-
teste und Aufstände an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten, während 
anderswo ganz ähnliche Gemengelagen keine Proteste hervorrufen? Es ist also 
schließlich die Verknüpfung mikropolitischer Mechanismen und Ereignisse mit-
einander, die kontingente, lokal spezifische Ergebnisse hervorruft. Für den oben 
skizzierten Fall bedurfte es beispielsweise bestimmter Ereignisse, die nicht nur 
als Anlässe problematisiert bzw. politisiert wurden, sondern auch eine affektive 
Dimension besaßen (ob eine Raffinerieeröffnung, staatliche Feiertage, oder als 
religiös empfundene Verunglimpfungen wie Karikaturen des Propheten Moham-
med). Des Weiteren bedarf es einer politischen Mobilisierung über sozio-mate-
rielle Netzwerke wie z.B. Ketten-SMS, sodass Menschen als »smart mobs« in die 
Lage versetzt werden, gemeinsam zu handeln, auch wenn sie persönlich nicht in 
Kontakt stehen (Rheingold 2002). Schließlich wird der konkrete Protestverlauf 
durch die affektive Kraft einer Verkettung orts- und zeitspezifischer Ereignisse, 
also dem Zusammentreffen verschiedener Bewegungsbahnen, bestimmt, wie 
etwa dem Tod (Un-)Beteiligter oder der Überlappung verschiedener Proteste und 
Gruppen.

2.2	 Die Rolle von Affekt und Übersetzungsarbeit  
in den »contentious assemblages« 

Folgt man der Assemblagetheorie, ist es wichtig, nicht davon auszugehen, dass 
heterogene Elemente einfach wie von Geisterhand in Gefüge affiziert werden. 
Wie Andrew Davies (2012: 277) argumentiert, müssen wir untersuchen, wie die 
Beziehungen zwischen heterogenen Elementen tatsächlich auf mehr oder we-
niger stabile Weise hergestellt, zusammengehalten oder auch getrennt werden 

– wer sind die Akteur*innen, Artefakte, Technologien und Infrastrukturen, die 
Gefüge für eine bestimmte Zeit zusammenhalten oder zerfallen lassen und an 
welchen Verbindungs- und Trennungsprozessen sind sie wie beteiligt? In diesem 
Sinne versucht das hier skizzierte Konzept der »contentious assemblages« die 
Arbeit und den Affekt zu analysieren, die urbane Proteste erst hervorbringen. 

Anders gesagt, müssen wir die Praktiken der Akteur*innen und die Intensi-
tät ihrer körperlichen Involviertheit betrachten, um erklären zu können, wie be-
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stimmte Ereignisse in Streit und Gewalt und schließlich zurück zum sozialen 
Frieden verwandelt werden. Affekt im Sinne von Deleuze wird hierbei allgemein 
verstanden als die Fähigkeit von menschlichen und nicht-menschlichen Körpern 
zu affizieren und affiziert zu werden, d.h. Affekt ist sowohl aktiv als auch rezep-
tiv (Slaby/Mühlhoff 2019). Dabei beschreibt das Konzept des Affekts immer die 
Parallelität (und nicht einen cartesianischen Dualismus) von reziproken körper-
lichen und mentalen Dynamiken, die nicht voneinander zu trennen sind (ebd.) 
Der hier verwendete Affektbegriff wird also zur Analyse relationaler Dynamiken 
zwischen sich kontinuierlich entwickelnden Körpern in einer bestimmten Situa-
tion benutzt und grenzt sich von Affektverständnissen als interner Zustand, Ge-
fühl oder Emotion ab (ebd.). Eine Affizierung von Körpern ist insbesondere dann 
gegeben, wenn sich Charakter, Eigenschaft und Fähigkeit der Körper ändern, 
wodurch Affekt untrennbar mit Macht im Sinne von bestimmten Praktiken, als 
auch reiner Präsenz von bestimmten Elementen verbunden ist (ebd.). Mit ande-
ren Worten fokussiert Affekt auf die »klebrigen Verbindungen« (Ahmed 2004), die 
heterogene Elemente zu einem Kollektiv zusammenfügen, d.h. es gibt in einem 
Gefüge keine einseitig gerichtete Kausalität von Affekt zwischen Körper A und B, 
sondern nur ein gemeinsames Werden aller beteiligten Teile zu einem affektiven 
Ganzen. Dabei geht es im konkreten Fall der urbanen Proteste in Niger z.B. so-
wohl um das Verlangen der marginalisierten Jugendlichen nach sozialem Aufstieg 
und die Hoffnung auf Veränderung der sozio-kulturellen und politik-ökonomi-
schen Formation der Gesellschaft als Ganzes, als auch um die emotional-körper-
lichen Reaktionen im dynamischen Prozess der Interaktionen zwischen den Pro-
testteilnehmern und den Sicherheitskräften. 

Zum anderen fokussiert dieser Ansatz auch auf die harte Übersetzungsarbeit 
der Mobilisierung, Überzeugung, Bestechung, dem Zwang und der Gewalt, die 
zum Auf bau und Schmieden von Verbindungen unerlässlich ist (Callon 1986). 
Nach Michel Callon gibt es dabei vier Momente der Übersetzung (ebd.): Erstens, 
die Problematisierung (problematization) von Ereignissen oder Gegenständen in 
einer bestimmten Situation, die zu einer gewissen Pfadabhängigkeit im Umgang 
mit der eingeführten Problemdefinition führen. Im konkreten Fall bedeutete dies 
die Deutung der Eröffnungsfeier als Zeichen der Herrschaft des Westens (der 
Hauptstadt Niamey) über die Region Zinder und den Osten des Landes. Zweitens, 
die Einfügung/Vermittlung (interessement) von Rollen, die zur Problemlösung 
vorgesehen wurden. Hier wurde die Bevölkerung Zinders über Radiosendungen 
und Ketten-SMS zum Widerstand gegen das Regime und die Ankunft des Präsi-
denten am Tag der Eröffnung aufgerufen. Drittens, die Einschreibung (enrolment) 
der Rollen, die im vorherigen Schritt vorgesehen wurden. Zur Einschreibung der 
Rollen als Widerstandskämpfer wurden auch Jugendganganführer und andere 
Aktivisten finanziell entlohnt, um ihre Gefolgschaft zu mobilisieren. Viertens, 
die Mobilisierung (mobilization) von Sprecher*innen bzw. paternalistischen Ver-
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tretern für das gesamte Kollektiv als ein singulärer Akteur. In diesem Prozess 
kristallisierte sich insbesondere der Geschäftsmann und Oppositionspolitiker 
Dan Dubai als »Volksheld« und »Rächer der Armen« heraus. 

Mit dem doppelten Fokus auf die Übersetzungsarbeit und den Affekt als zwei 
analytisch getrennte, aber stets miteinander verbundene Assoziationskräfte zwi-
schen heterogenen Elementen sucht das Konzept der »contentious assemblages« 
eine wechselseitige Befruchtung zwischen Netzwerkansätzen, die sich kaum für 
Affekt interessieren, mit der Assemblage-/Affekttheorie, die weitgehend blind für 
die Übersetzungsarbeit zur Herstellung oder Trennung von Verbindungen zwi-
schen heterogenen Elementen ist (Müller/Schurr 2016). 

3.3	 Die Perspektivverschiebung zu »abstrakten Maschinen«  
in den »contentious assemblages«

Schließlich ermöglicht eine Perspektivverschiebung von den Mikromechanis-
men des Protests hin zu »abstrakten Maschinen«, die ganze Teile der Gesellschaft 
strukturieren, die Wahrnehmung und Kontextualisierung der Proteste in großen 
sozio-politischen Umbrüchen (Srnicek 2006). Eine Analyse von »contentious as-
semblages« sollte sich daher zum einen auf den gesamten Protestzyklus konzent-
rieren, um nicht nur aufzuzeigen, wie Affekt, Mobilisierung und Ereignisspiralen 
die Beziehungen für das Protestgeschehen konstituieren, sondern auch, wie re-
pressive Politik Proteste beschwichtigen und zum Bruch einer Bewegung führen 
kann, indem sie die Verbindungen zwischen heterogenen Elementen kappt. Zum 
anderen muss auch die Verstrickung des gesamten Protestprozesses im Kontext 
von Projekten verschiedener Größenordnungen (lokal, regional, national, global) 
betrachtet werden. Eine gute Möglichkeit, solch einen Protestzyklus ethnogra-
phisch zu untersuchen und ihn analytisch in einen größeren Kontext einzubetten, 
bietet das Konzept der »politischen Situation« (Barry 2012) und »die erweiterte 
Fallmethode in der Protestforschung« (Schritt 2019b). 

3.	 Forschungspraxis 

3.1	 Politische Situationen

Andrew Barry (2012) versteht politische Situationen als umstrittene Ereignisse 
und materiell-semiotische Gefüge, die nicht nur Menschen, sondern auch Arte-
fakte und Technologien sowie diskursive Ideenbewegungen beinhalten. Er kon-
zeptioniert dabei Ereignisse nicht als Momente, sondern als Interferenzpunkte 
zwischen mehreren Bewegungsbahnen. Eine politische Situation ist nach Barrys 
Verständnis also weder auf lokale Orte, noch auf einen bestimmten Zeitpunkt 
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begrenzt, sondern erstreckt sich über längere Zeitspannen und Räume. Dem-
entsprechend stoßen in einer politischen Situation Projekte verschiedener Grö-
ßenordnungen aneinander und führen zu Konf likten. Durch diese Verf lechtung 
lokalisierter Projekte mit transnationalen Kräften des Fortschritts und Ideen 
der Modernisierung, wie z.B. neoliberale Marktreformen und selbst-optimie-
rende Subjektivierungsformen, kollidieren lokale Erfahrungen und Praktiken 
mit translokalen Projekten, wodurch die politische Situation inhärent »global« 
wird (Tsing 2000). Durch die räumlich-zeitliche Ausdehnung von Situationen 
sind lokale Projekte somit immer sowohl in der Geschichte verwurzelt als auch 
mit translokalen Kräften verf lochten. Schließlich wird die politische Situation 
durch Berichterstattungen von Medien sowie Veröffentlichungen von Sozial-
wissenschaftler*innen und politischen und wirtschaftlichen Analyst*innen ko-
produziert, d.h. erst performativ zu einer spezifischen Realität gemacht, welche 
demnach Teil der Analyse werden müssen (Barry 2012: 331). 

3.2	 Die erweiterte Fallmethode

Zur Produktion neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse ist es wichtig, Situationen 
als theoriegenerierend zu begreifen, anstatt sie nur als »passende Illustration« be-
reits formulierter Theorien zu verwenden (Kapferer 2006). Um mit einem Fokus 
auf politische Situationen Theorie zu generieren, bieten sich die vier »Momente« 
der erweiterten Fallmethode nach Michael Burawoy (1998) an. 

Die erste Erweiterung betrif ft die eigene Involviertheit vom Beobachtenden 
zum Teilnehmenden. Eine »dichte Teilnahme« erlaubt nicht nur Beobachtungen 
mit Konversationen über die gemachten Beobachtungen zu verknüpfen, sondern 
auch in die Lehre und Praxis von Berufs- und Akteursgruppen zu gehen sowie 
das Erleben und den Gebrauch der Sinne hautnah zu erfahren (Spittler 2001). In 
diesem Sinne wurde ich Mitglied in einem zivilgesellschaftlichen Komitee, das an 
der Organisation der Proteste beteiligt war. Dabei hatte ich die Möglichkeit, das 
Komitee von seiner Gründung kurz vor der Eröffnung der Raffinerie bis zu sei-
nem Zerfall einige Monate später zu begleiten. Als Mitglied des Komitees nahm 
ich nicht nur an den wöchentlichen Sitzungen, sondern auch an deren politischen 
Aktivitäten teil. Schließlich erfuhr ich so (un-)glücklicherweise Protest und Gewalt 
als teilnehmender Beobachter hautnah, als ich mich während des Gerichtspro-
zesses von Dan Dubai mitten in auf kommenden Protesten zwischen männlichen 
Jugendlichen und der Polizei wiederfand. Durch meine dichte Teilnahme habe ich 
nicht nur Insiderwissen über die Strategien des Komitees und die politischen Lo-
giken von Bestechung, Kooptation und Korruption in Niger gewonnen, sondern 
die Aufstände auch als eine Art Gewaltspirale verstehen gelernt, die durch eine 
Verkettung orts- und zeitspezifischer Ereignisse erst eskalierte (Schritt 2019c).
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Die zweite Erweiterung dehnt die teilnehmende Beobachtung über Zeit und 
Raum aus, um zunächst den gesamten Protestzyklus in den Blick zu nehmen und 
dann den empirischen Fall über mehrere Jahre, manchmal sogar Jahrzehnte, hin-
weg zu verfolgen. Ein solcher Fokus auf den Protestprozess kann sowohl die harte 
Übersetzungsarbeit der Akteur*innen sowie den Affekt, die Kontingenz und die 
Verkettung von zeit- und ortsspezifischen Ereignissen beleuchten, die in ihrem 
multikausalen Zusammenspiel heterogene Elemente zu urbanen Aufständen 
emergieren lassen. Des Weiteren führte diese methodologische Erweiterung des 
Ereignisses über Raum und Zeit dazu, dass ich die Zusammenhänge zwischen 
den Ereignissen rund um die Einweihungsfeier in Zinder immer in Verbindung zu 
politischen Prozessen in der Hauptstadt Niamey und sogar darüber hinaus unter-
suchte. Um meinen empirischen Fall der Raffinerieeröffnung über mehrere Jahre 
zu verfolgen, habe ich von 2011 bis 2014 vier zeitlich voneinander getrennte und 
mehrortige Forschungsaufenthalte in Niger durchgeführt und auch nach meinem 
letzten Forschungsaufenthalt durch kontinuierliche Berichte meiner Freunde und 
Assistenten als auch über mediale Berichterstattung auf Internetplattformen die 
Ereignisse in Niger bis heute weiterverfolgt. Durch diese Erweiterung wurde mir 
zum Beispiel klar, dass die Gewalt um die Einweihung der Ölraffinerie tatsächlich 
ein politischer Konf likt war, der sich zwar auf das Erdölprojekt bezog, in seiner 
Genese und Logik jedoch der Einführung des Mehrparteiensystems in Niger 1991 
entsprang, die zu politischem Wettbewerb und einer Fragmentierung der Elite 
führte (Schritt 2019a). 

Die dritte Erweiterung bezieht sich auf eine Kontextualisierung der Inter-
aktionen auf der Mikroebene in ihrer Verstrickung mit transnationalen Kräften 
auf der Makroebene, um lokale Effekte der kapitalistischen Weltordnung aufzu-
spüren. Indem die Reibungen, Brüche und Spannungen globaler Kräfte in den 
untersuchten Situationen betrachtet werden, können Kräfte der Globalisierung 
(z.B. Neoliberalismus) an bestimmten Orten lokalisiert werden, ohne dabei eine 
weltumspannende Hegemonie dieser Kräfte annehmen zu müssen. So habe ich 
gerade durch einen Fokus auf die lokalen Narrative des sozialen Lebens die Rei-
bungen, Brüche und Misserfolge westlicher transnationaler Gouvernementalität 
im nigrischen Kontext aufdecken können und dabei argumentiert, dass politische 
Dynamiken in Niger nicht ausreichend mit dem vereinfachenden Konzept des 
Neoliberalismus als eine globale kapitalistische Kraft verstanden werden können 
(Schritt 2016).

Die vierte Erweiterung betrif ft die Theorie. Indem bestehende Konzepte 
durch das empirische Fallmaterial stetig angepasst und umformuliert werden, 
wird neue Theorie generiert. Solch ein abduktives Vorgehen zur beständigen Er-
weiterung bestehender Konzepte lässt sich besonders gut mit »sensibilisierenden 
Konzepten« (Blumer 1954) und der in der Ethnographie liegenden Serendipität 
(»glücklicher Zufall«) kombinieren. Zum einen ermöglichen uns sensibilisierende 
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Konzepte, empirische Phänomene überhaupt erst zu erforschen, indem uns die 
theoretischen Begriffe Richtungen vorgeben, in die wir schauen müssen (ebd.: 
7). Hier ist es wichtig, Konzepte zu wählen, die materiell-semiotische Praktiken 
in den Blick nehmen. Zum anderen ist es die Offenheit in der Ethnographie, die 
für Überraschungen sorgt, mit Vorannahmen bricht und dadurch nicht nur neue 
Phänomene aufdeckt, sondern im Sinne der Serendipität überhaupt erst die Mög-
lichkeiten schafft, Theoriebildung voranzubringen. Durch diesen Prozess wurde 
ich nicht nur während der Eröffnung der Raffinerie in die Organisation und den 
Ablauf der Proteste hineingezogen, sondern erst so erschlossen sich mir die He-
terogenität und die Verkettung von orts- und zeitspezifischen Ereignissen in der 
Produktion der Proteste, als auch die ineinander verwobenen Dynamiken und 
Logiken aus Politik und Gesellschaft in Niger im Allgemeinen. Erst dadurch wur-
de es mir möglich, die blinden Flecken etablierter Theorien sozialer Bewegungen 
aufzudecken und neue konzeptionelle Wege vorzuschlagen (Schritt 2019c). 

4.	 Fazit

Zusammengefasst zeigt das Konzept der »contentious assemblages« am Beispiel 
der Raffinerieeröffnung in Zinder die sozio-materielle Heterogenität urbaner 
Aufstände in ihren verschiedenen Erscheinungsformen und Dynamiken, die 
nicht mit der Annahme gemeinsamer Interessen, Solidarität oder Identität von 
sozialen Bewegungen erklärt werden können. Das Konzept bietet dabei eine ana-
lytische Ressource, um mehrere miteinander zusammenhängende Dimensionen 
urbaner Aufstände zu veranschaulichen: Erstens, gezielte Problematisierungen 
von bestimmten Ereignissen, wie der Einweihung der Raffinerie, produzieren 
Öffentlichkeiten und ermöglichen so politische Mobilisierung entlang dieser The-
men. Zweitens, Opportunitätsstrukturen wie das Mehrparteiensystem oder die 
Fragmentierung der politischen und wirtschaftlichen Eliten in Niger ermöglichen 
nicht nur Meinungs- und Pressefreiheit sowie öffentliche Auseinandersetzungen 
und politische Mobilisierung entlang der Logik gegenseitiger Schuldzuweisungen, 
Lagerdenken und Blockbildung, sondern ihre historische Genese erlaubt auch Ko-
optierung, Bestechung und Zwang zur Beschwichtigung der Proteste. Drittes, die 
verteilte sozio-materielle Handlungsmacht zwischen politische Akteuren, neuen 
Medien und städtischer Infrastruktur ermöglichen und beschränken zugleich 
Formen politischer Mobilisierung und Protestrepertoires, indem sie z.B. be-
stimmten Akteuren eine Stimme verleihen und anderen nicht. Viertens, Affekte 
und Emotionen wie z.B. Gewalterfahrungen, hegemoniale Männlichkeit, Hier-
archie- und Solidaritätsnetzwerke aber auch Hoffnung und Sehnsüchte auf eine 
bessere Zukunft ermöglichen sowohl klebrige Verbindungen als auch Trennun-
gen zwischen den Elementen. In ihrem gegenseitigen Zusammenspiel bringen 
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diese unterschiedlichen Dimensionen so kollektives Handeln in seiner Gesamt-
heit zeit- und ortsspezifisch hervor. Im Protestprozess können sich Ereignisket-
ten nicht nur im Sinne von Gewaltspiralen verstärken, sondern die Protestbewe-
gungen auch abfedern oder auseinanderbrechen lassen. Die sich kontinuierlich 
entwickelnde Formierung urbaner Aufstände ist somit niemals abgeschlossen. 
Aus diesen Überlegungen erklärt sich auch die Kontingenz einer Bewegung, die 
mehrere unterschiedliche Bewegungsbahnen einschlagen kann. Schließlich ste-
hen Protestgefüge immer auch in einem Zusammenspiel mit größeren abstrakten 
Maschinen, die kleinere Gefüge strukturieren und transformieren. Somit müssen 
Protestgefüge selbst wieder in ihrem Zusammenspiel mit anderen sozio-techni-
schen Gefügen analysiert werden. Aus einer poststrukturalistischen Perspektive 
der Assemblagetheorie reicht es daher nicht, die Motivationen, Interessen und 
Strategien von Bewegungsanführern zu analysieren, sondern es muss der gesam-
te Protestzyklus mit seinen verschiedenen menschlichen und nicht-menschlichen 
Elementen in den Blick genommen werden, um der Heterogenität, Relationalität, 
Prozesshaftigkeit und Kontingenz von Protest gerecht zu werden. 
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Affekttheorie sozialer Bewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Mit Rückgriff auf Affekttheorien wird die unterbelichtete theoretische und empirische Bedeutung 
von Affekten und Körpern in der sozialen Bewegungsforschung herausgearbeitet.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Das Werk »Tausend Plateaus. Kapitalismus und Schizophrenie II« von Deleuze und Guattari (1992) 
ist ein umfassender, aber unsystematischer Einstieg in das soziologische sowie politikwissen-
schaftliche Denken von Deleuze und Guattari und bildet den zentralen Hintergrundtext des Hand-
buchbeitrags. Massumi legt die philosophischen Grundlagen für eine Affekttheorie nach Deleuze 
und eröffnet zugleich einen soziologischen Anschluss (2002). Protevi (2009) entwickelt einen sys-
tematischen Versuch einer politischen und soziologischen Theorie der Affekte, die an verschiede-
nen Fallbeispielen veranschaulicht wird.

Anwendung: Methoden
Um die Wirkungsweise von Affekten und Affektdynamiken in Bürgerwehren zu untersuchen, bieten 
sich – trotz aller Schwierigkeiten – narrative und problemzentrierte Interviews und insbesondere 
Gruppeninterviews an. Diese sollten durch ethnographische Forschungen ergänzt werden.

Anwendung: Fallbeispiel
Die empirischen Fallbeispiele bilden zwei Bürgerwehren aus West- und Ostdeutschland.

Anwendung: Beispiele
Ahmed, Sara (2004a): »Affective Economies«, in: Social Text 22 (2), S. 117-139.
Gould, Deborah B. (2009): Moving Politics. Emotion and Act Up’s Fight Against Aids, Chicago/London: 

The University of Chicago Press.
Hochschild, Arlie Russell (2016): Strangers in their Own Land. Anger and Mourning on the American 

Right. A Journey to the Heart of Our Political Divide, New York/London: The New York Press.



Affekttheorien und soziale Bewegungen 
Kollektivierungen, Affizierungen und Affektmodulationen 
in Bürgerwehren

Christian Helge Peters

1.	 Einleitung: Die Aktualität des Affekts in politischen Kollektiven

Von Ende 2015 bis Anfang 2017, also während der starken Zunahme der Gef lüch-
tetenzahl in Deutschland, hatten Bürgerwehren oder bürgerwehrähnliche Ver-
einigungen in Deutschland eine erhöhte Verbreitung und Attraktivität (vgl. Speit 
2016). Seit den rechten Ausschreitungen im August und September 2018 in Chem-
nitz gibt es wieder verstärkt Berichte über neu entstandene Bürgerwehren (vgl. 
Zeit Online 2018).1 Das übergeordnete Ziel der Bürgerwehren ist es, in eine als sehr 
gefährlich wahrgenommene Sicherheitslage in Deutschland zu intervenieren, um 
Sicherheit wiederherzustellen. 

Bürgerwehren ist gemeinsam, dass ihre Kollektivierungen, Handlungsweisen 
und Eigenlogiken verstärkt auf affektiven Funktionslogiken basieren. Affekte 
sind körperlich-intensive Prozesse und eine eigenständige und produktive Kraft, 
die zwischen und durch Körper wirkt; sie verbinden heterogene Körper auf eine 
ihnen spezifische Weise miteinander und beeinf lussen sie (vgl. Spinoza 1994: 110). 
Affizierungsprozesse funktionieren primär nach einer anderen Logik als eine 
sinnhafte, inhaltliche und kommunikative Verständigung und Repräsentation. 
Formale Organisationsprinzipien, gemeinsame Ziele, Identitäten, Interessen und 
politische Selbstbeschreibungen treten in ihrem konkreten Funktionieren ten-
denziell hinter Affektionen zurück (vgl. Massumi 2002: 23-45). 

1 � In Chemnitz kam es nach dem Tod eines Mannes im Verlauf einer Auseinandersetzung mit ver-
schiedenen Personen, die z.T. Geflüchtete waren, zu spontanen und mehrtägigen Demonstratio-
nen von Neonazis und anderen Bürger*innen sowie zu progromartigen Zuständen mit Angrif fen 
und Hetzjagden auf Personen, die als nicht-deutsch gelesen wurden. Bis zur Fertigstellung des 
Artikels sind der Fall und der Gerichtsprozess noch nicht abgeschlossen und der Tathergang noch 
nicht abschließend geklärt (vgl. MDR.de 2019).
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Bürgerwehren können als soziale Bewegungen verstanden werden, weil sie 
ein organisiertes, zivilgesellschaftliches, nicht-institutionalisiertes und politi-
sches Kollektiv sind, das das gemeinsame Ziel verfolgt, einen Wandel der Sicher-
heitslage herbeizuführen (vgl. Kern 2008: 13). Ihre Spezifik liegt gegenüber ande-
ren sozialen Bewegungen darin, dass sie vor allem über ihre Affekte verstanden 
werden können. Bürgerwehren – so die zugrunde liegende Annahme des Beitrags 

– verweisen auf die Affektivität bestimmter sozialer Bewegungen im Politischen. 
Sie sind ein exemplarischer Fall eines affektiven politischen Kollektivs, da sich die 
Ursachen ihrer Kollektivierung, ihre Dynamiken und Handlungsweisen über ihre 
Affektivität erklären lassen. Neben Bürgerwehren gibt es noch weitere affektive 
soziale Bewegungen, wie z.B. populistische Bündnisse, Anonymous oder Occupy 
Wall Street. Der vorliegende Beitrag wendet sich damit einem unterbelichteten 
Thema der sozialen Bewegungsforschung zu: Affekten und Körpern. 

2.	 Forschungsansatz: Affekte in sozialen Bewegungen

2.1	 Grundlagen der Affekttheorien

Die Eigenlogiken von affektiven Kollektiven verweisen verstärkt auf körper-
lich-intensive Kräfte. Ein Körper ist das Medium von Affekten, da Affekte sich 
in diesem ausdrücken und materielle Effekte haben. In Affekttheorien wird die-
sem Aspekt Rechnung getragen; Körper erhalten eine eigenständige und aktive 
Position, die in den Sozialwissenschaften lange Zeit ausgeblendet wurde. Affekt-
theorien wurden in Abgrenzung zu einer Sozial-, Politik- und Kulturwissenschaft 
entwickelt, die nicht nur Körper und Gefühle unterbelichtet, sondern darüber hi-
naus vor allem Werte, Interessen sowie sinnhafte Verständigungen und symbo-
lische Signifikationsprozesse, Diskurse und Repräsentationen als zentrale Kräfte 
im Sozialen und Politischen ausmacht (vgl. Gregg/Seigworth 2010; Clough 2007). 

Im Anschluss an Baruch de Spinoza (1994), Gilles Deleuze und Félix Guattari 
(1977) als auch Brian Massumi (2002) sind Affekte wechselseitige intensive Prozes-
se, die zwischen und durch heterogene Körper wirken und sie verbinden. Affekte 
sind eine materielle Kraft, die Affizierungen, Anziehungs- und Abstoßungspro-
zesse zwischen Körpern bewirkt. So bekommen Affekte einen konkreten Effekt 
auf individuelle und soziale Praktiken, wie beispielsweise während Selbstorga-
nisationsprozessen auf Demonstrationen oder sich virulent verbreitenden Nach-
richten im Internet. 

Der Rückgriff auf Affekte zum Verständnis von Kollektiven ist vielverspre-
chend, weil diese eine bestimmte Qualität von Verbindungen in einem politischen 
Kollektiv darstellen: Sie sind relational und produktiv, sie erschaffen das Kollek-
tiv auf eine ihr eigentümliche Weise – Affekte sind ein relationaler Emergenz-
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mechanismus und ermöglichen die Aktivierung einer latenten Potentialität in 
einer Verbindung von Körpern (vgl. Deleuze 2005; Massumi 2002: 33, 227; Tho-
burn 2007). Affekte sind ein permanenter Kollektivierungsprozess, der vielfältige 
Körper zusammenbringt und dabei in ihnen neue Potentiale entfaltet, aber auch 
Verbindungen neu konstituieren oder wieder auf lösen kann. Durch Affizierun-
gen vermindern oder steigern sich die Aktivität, Stärke und Selbstwirksamkeit 
der einzelnen Körper im Kollektiv. 

Affekten wird dabei eine eigenständige Kraft zugeschrieben, die sich den 
Intentionen, Interessen, Kontrollen und Bedeutungen von Subjekten und Kol-
lektiven weitestgehend – aber nicht vollständig – entzieht. Deshalb verstehen 
besonders Deleuze und Massumi die Kraft von Affekten und die körperlichen 
Veränderungen durch Affekte in dieser Hinsicht als »autonom« (Massumi 2002: 
23-45; vgl. auch Protevi 2009: 3-60). 

Die Wirksamkeit von Affekten in politischen Kollektiven zeigt sich in Bür-
gerwehren darin, dass sie nicht mehr primär in den Funktionslogiken von Par-
teien oder Interessenvertretungen mit ihren repräsentativen Funktionen, ge-
meinsamer Identität und formalen Strukturen analysierbar sind. Ein affektives 
Kollektiv kennzeichnen vielfältige affektive Anziehungskräfte und weniger ge-
meinsame Ziele, Argumente, Interessen, politische Selbstbeschreibungen oder 
Weltanschauungen, und auch keine einheitlichen und formalen Organisations-
formen. So können affektive Kollektive trotz inkonsistenter Argumente und wi-
dersprüchlicher Politiken längerfristig bestehen und handlungsfähig sein. Ein 
affektives Kollektiv kann schnell seine inhaltliche Ausrichtung verändern, wenn 
neue Themen und Probleme für sie affektiv relevant werden.

2.2	 Affekte im Feld der sozialen Bewegungsforschung

Affekte spielen seit den historischen Vorläufern der Bewegungsforschung eine 
marginalisierte Rolle: In den ersten klassischen Ansätzen sozialer Bewegungsfor-
schung bei Karl Marx, Émile Durkheim oder Max Weber, an die viele Ansätze der 
Bewegungsforschung angeschlossen haben, treten sie hinter Fragen der ökonomi-
schen Bedingungen und Klassenkämpfe bei Marx, Fragen des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts und Bewusstseins bei Durkheim oder gegenüber den Fragen 
von Autorität und Legitimität bei Weber zurück, ohne gänzlich zu verschwinden 
(vgl. Buechler 2011: 9ff.). Dass beispielsweise Durkheim (1998: 291ff., 531ff.) selbst 
Elemente einer Theorie der Affekte und Kollektivierungen entwickelt hat, die er 
unter dem Begriff der »kollektiven Efferveszenz« fasst, oder dass Weber (1972: 
140ff.) »charismatische Herrschaft« durch Affekte legitimiert sieht, wird in der 
sozialen Bewegungsforschung weniger rezipiert. 

Affekte nehmen zuerst in Massenpsychologien zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts eine zentrale Rolle ein. Gustave Le Bon (1982) oder Gabriel Tarde (2015) den-
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ken politische Kollektive und Kollektivierungen von ihrer Affektivität aus. Die 
Debatte um Massen wurde von Le Bon dominiert, der Massen aufgrund ihrer af-
fektiven Dynamiken als irrational beschreibt und aus Sicht einer vernunftorien-
tierten Moderne als gefährlich kritisiert, weil Massen willkürlich und unüberlegt 
agieren würden. Die Einzelnen verlieren nach Le Bon in der Masse ihre Indivi-
dualität und Vernunft und lassen sich bedingungslos von ihr mitreißen. Zur Be-
schreibung von Massen nutzt Le Bon biologische Metaphern, wie »Mikroben« (Le 
Bon 1982: 5) oder »Zellen eines Organismus« (ebd.: 13), womit Massen tendenziell 
zu einem natürlichen und keinem sozialen Phänomen werden. 

Die soziale Bewegungsforschung war dennoch lange Zeit durch eine Nichtbe-
achtung beziehungsweise Skepsis gegenüber Affekten gekennzeichnet und kon-
zentrierte sich stattdessen auf instrumentelle, rationale und kognitive Prozesse 
in sozialen Bewegungen. John McCarthy und Mayer Zald, die den Ressourcenmo-
bilisierungsansatz einwickelt haben (1977), verstehen Aktivist*innen als rationale, 
Kosten-Nutzen-abwägende Subjekte, die sich zu einer Bewegung zusammen-
schließen, wenn sie einen individuellen Mehrwert von der Organisierung erwar-
ten. David Snows und Robert Benfords Framing-Analyse (1988) stellt einen weite-
ren instrumentellen Ansatz dar, der soziale Bewegungen mit den Interessen der 
Akteur*innen, ihren Werten, Überzeugungen und Bedeutungen erklärt. Neben 
diesen eher mikrosoziologischen Ansätzen folgen Makroansätze ebenfalls diesem 
Muster: Charles Tilly (1978) untersucht die strukturellen Voraussetzungen von so-
zialen Bewegungen, die für ihn in den von Akteur*innen instrumentell und in-
teressengeleitet nutzbaren Möglichkeiten und Zugängen zu Institutionen liegen. 

Auch die ersten Arbeiten von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe (2006) zu 
hegemonialen Politiken sind aus Sicht der Affekttheorie zu kognitivistisch und 
instrumentell konzipiert. Nicht nur argumentieren sie ausgehend von linguisti-
schen und nicht ontologischen-materiellen Prämissen wie Deleuze und Massumi 

– die Materialität und Eigenständigkeit von Körpern nimmt keine zentrale Rolle 
in ihren Theorien ein. Politische Kollektive bilden sich für Laclau und Mouffe in 
identifikatorischen Hegemoniepolitiken, Repräsentations-, Signifikations- und 
Artikulationsprozessen und Diskursen. Eine politische Bewegung konstituiert 
sich über sinnstiftende Gemeinsamkeiten gegenüber einem Antagonisten. Anta-
gonistische Bewegungen unterscheiden sich in ihren Identitäten, Interessen, ge-
sellschaftlichen Stellungen oder politischen Positionen. Im Verlauf ihrer Arbeiten 
verändern beide ihre Positionen: Laclau (2007) und Mouffe (2002) integrieren in 
späteren Arbeiten zum Populismus immer stärker Affekte und Gefühle in ihre 
politische Theorie.

Die fehlende Berücksichtigung von Affekten in Hegemonietheorien versu-
chen post-hegemoniale Positionen, wie die von Jon Beasley-Murray (2003) oder 
Scott Lash (2007), auszugleichen. Sie arbeiten die produktive und gestalterische 
Kraft von Affekten im Politischen heraus. Politische Kollektive bilden sich ihrer 
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Meinung nach nicht primär aufgrund von Signifikationen, Repräsentationen, 
Diskursen oder Verständigungen, sondern aufgrund von nicht-bewussten kör-
perlichen Anziehungs- und Abstoßungskräften. Deshalb ist es nicht zentral für 
politische Kollektive, was sie repräsentieren und repräsentieren können, sondern 
welche neuen Formen der Solidarität sie herausbilden (vgl. Day 2004).

Im Feld der sozialen Bewegungsforschung erhalten intensive Beziehungen 
in den letzten Jahren eine erneute Aktualität. Es gibt zunehmend Arbeiten, die 
stärker die intensiven Kräfte in sozialen Bewegungen wie Gefühle, Emotionen, 
Begehren, Leidenschaften oder Affekte, berücksichtigen. Einen Forschungsüber-
blick über diese »Passionate Politics« geben beispielsweise Jeff Goodwin, James 
Jasper und Francesca Polletta (2001). Die Autor*innen erläutern in dem Sammel-
band die Bedeutung von Emotionen für politische Kollektive: Vielfältige Emotio-
nen wie Angst, Wut, Hass, Empörung, Freude, Scham, Sympathie, Resignation 
oder Liebe bestimmen die Motive der Subjekte und ihre Kollektivierungen. 

An diese Diskussionen schließen Affekttheorien an. Affekttheorien unter-
scheiden sich aber insofern von den meisten im letzten Absatz genannten Ansät-
zen, als dass mit der Begriffswahl von Affekten im Gegensatz zu Emotionen eine 
theoretische Verschiebung einhergeht. Deleuze (2005: 124f.) und Massumi (2002: 
26ff.) grenzen Affekte von Emotionen ab: Emotionen sind Qualifizierungen von 
Affizierungen. Emotionen strukturieren Affekte, indem Affekte erst bewusst 
wahrgenommen werden und dann als individuelle Emotionen eine feste Bedeu-
tung, einen Sinn und einen symbolischen Ausdruck bekommen, der ihre Autono-
mie und Eigenständigkeit einschränkt. In Interaktionen nehmen Emotionen eine 
bestimmte Funktion ein und sind strategisch einsetzbar. Emotionen sind in ko-
gnitive Prozesse, Signifikationsprozesse und diskursive Ordnungen eingeschlos-
sen, die nach einer anderen Logik als Affekte funktionieren – Affekte entziehen 
sich Signifikationsprozessen.2 

Ein weiterer Unterschied zwischen Affekten und Emotionen liegt darin, dass 
Emotionen meist einzelnen Individuen oder Kollektiven als ihr subjektiver oder 
kollektiver Inhalt zugeschrieben werden. Affekte sind hingegen eigenständig, 
unstrukturiert, unfixiert, nicht auf eine*n einzelne*n Akteur*in reduzierbar, 
sondern zirkulieren und sind nicht bewusst steuerbar und entziehen sich einer 
sprachlichen Artikulation (vgl. Massumi 2002: 26, 28). Ein solcher Affektbegriff 
findet sich nur selten in der sozialen Bewegungsforschung. Eine Ausnahme bildet 
die umfassende Studie zum AIDS-Aktivismus von Deborah Gould (2009), in der 

2 � Aus Sicht der empirischen Sozialwissenschaf ten führt diese Annahme zu größeren Problemen. 
In empirischen Studien – wie die vorliegende, die eng an Massumi argumentiert – wird das Prob-
lem so gelöst, dass Af fekte als solche sich diesen Prozessen entziehen, daher nur in ihren Ef fek-
ten analysierbar sind und dabei zumindest teilweise Sinn und Bedeutung erhalten.
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Emotionen und Affekte zusammen gedacht und im Rahmen der empirischen Stu-
die operationalisiert werden.

3.	 Forschungspraxis: Zur Operationalisierung von Affekttheorien  
und den Logiken affektiver Kollektive

Am Beispiel zweier Bürgerwehren in Deutschland werden die Affektdynamiken 
und Affektmodulation eines politischen Kollektivs nun genauer beschrieben und 
analysiert, um das theoretische und empirische Potential von Affekttheorien für 
die Bewegungsforschung darzulegen. Im Frühjahr 2016 wurden ein mehrstün-
diges Einzelinterview mit einer Bürgerwehr aus Westdeutschland (Interview 1) 
und eine mehrstündige Gruppendiskussion mit einer ostdeutschen Bürgerwehr 
(Interview 2) geführt. Darüber hinaus wurden eine Fernseh- und eine Print-Re-
portage über das erste Fallbeispiel herangezogen (über das zweite liegt nichts 
Vergleichbares vor), sowie die Facebookauftritte der beiden Bürgerwehren aus-
gewertet. 

Affekte mittels Interviews zu untersuchen, steht vor dem Hintergrund der 
ausgeführten Theorien vor Problemen. Das zentrale Problem von Leitfaden-Inter-
views besteht darin, dass sie schwer die subtilen und unintendierten Prozesse 
hervorbringen, die auf Affekte verweisen, sondern stattdessen die bedeutungs-
vollen und ref lektierten Aussagen der Akteur*innen. Deshalb sind narrative 
Interviews, die immer wieder um eine bestimmte, besonders relevante Situation 
kreisen, oder Gruppeninterviews geeigneter, wenn es darum geht, die Autonomie 
und Produktivität von Affekten zu untersuchen. Darüber hinaus sind besonders 
ethnographische Studien fruchtbar, weil sie einen eigenen Blick auf die affektiven 
Prozesse ermöglichen und die spezifischen Bewegungen der Körper und ihre Affi-
zierungsdynamiken beobachtet werden können, die sich individuellen Verbalisie-
rungen widersetzen. Mit Interviews allein können nicht alle Logiken des Affekts 
in Kollektiven analysiert werden. Ethnographische Studien zur Praxis der beiden 
Bürgerwehren konnten bedauerlicherweise nicht realisiert werden, weil sich die 
beiden Bürgerwehren kurz nach den Interviews aus der Öffentlichkeit zurückge-
zogen haben. Diese hätten die Interviews ergänzen und begleiten können, sodass 
die Aussagen aus den Interviews mit der tatsächlichen Praxis hätten abgeglichen 
werden können.

Die Affekttheorien von Deleuze und Massumi bilden die Forschungsheuristik, 
um die Interviews auszuwerten. Eine ausgearbeitete soziologische Forschungs-
methode, die diese Affekttheorien operationalisiert und in ein Forschungsdesign 
überträgt, steht gegenwärtig noch aus. Die Auswertung der Interviews ist inso-
fern explorativ und experimentell. Die Affekttheorien wurden anhand des Mate-
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rials konkretisiert und diese Theorien parallel dazu mit dem empirischen Material 
und anderen Forschungen zu Bürgerwehren ergänzt und weiterentwickelt.

Aus dem empirischen Material lassen sich auf diese Weise vier Funktionslogi-
ken von Bürgerwehren idealtypisch herausarbeiten: 

1) Af fekte der Angst als produktive Gründungskraf t: Die Gründung der unter-
suchten Bürgerwehren war eine Selbstermächtigung der Aktivist*innen aus der 
Kraft der Empörung und Angst heraus.3 Die verbindende und produktive Kraft 
von Affekten ist es, die die Selbstermächtigung neben anderen Faktoren, wie ge-
sellschaftlichem Kontext, Rassismus oder Werten, ermöglichte und ermöglicht. 
Bürgerwehren organisieren sich selbst und handeln vor allem autonom von Poli-
zei und Politik – »alle Gewalt« gehe schließlich »vom Volk aus« (Interview 2). Sie 
vertrauen der Politik und Polizei nicht mehr, weil diese nicht auf die Bedürfnisse 
der Bürger*innen eingehen würden, sie sich nicht gehört fühlen und die Polizei 
Kriminalität nicht mehr verhindere. 

Zu wissen, ob es wirklich (objektiv) zu einem Anstieg der Kriminalität ge-
kommen ist, die eine zunehmende Furcht vor Kriminalität und ein Eingreifen 
begründen könnte, ist aufgrund der affektiven Struktur nicht notwendig. Die 
Bürgerwehren wissen, oder besser: fühlen einfach die veränderte Sicherheitsla-
ge, weil sie die zugenommenen Gefahren argumentativ nicht begründen können 
(vgl. Interview 1, 2; auch Hitzler/Milanés 1998: 173ff.). Die Annahme eines Anstiegs 
von Gewalt(-bereitschaft) und der Brutalisierung von gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen plausibilisieren sie durch ihre zentrale Legitimationsquelle: der 
Angst (vgl. Bröckling 2016; Hochschild 2016). Die gesellschaftliche Lage sei so ver-
heerend, dass sie nicht mehr wirklich rausgehen könnten, überall lauerten die Ge-
fahren (vgl. Interview 1, 2). 

2) Af fektive Besetzungen des »Außen« und »Innen«: Bürgerwehren konstituieren 
sich in Bezug auf eine imaginierte existentielle Bedrohung, einen äußeren oder 
inneren Feind, wie »den Flüchtling«, der für sie gleichzeitig auch »der Terrorist« 
und »Verbrecher« mit Perversionen und schädlichen sexuellen Neigungen ist (vgl. 
Interview 2). Die Mitglieder der Bürgerwehr bedienen sich hier deutlich rassisti-
scher Vorurteile, um ihren Affekten einen Sinn zu geben. Diese Figuren funktio-
nieren als ein Moment affektiver Vereinheitlichung und Zentralisierung. Es ist 
das »Fremde« oder »Andere«, das als bedrohlich für die eigene Identität, tradi-

3 � Angst und Empörung werden an dieser Stelle als Af fekte analysiert und nicht als Emotionen, die 
sie aber auch sein können. Angst und Empörung sind die Legitimationsfiguren der Interviewten, 
die sie af fektiven Prozessen geben. Es werden die Begrif fe der Interviewten verwendet, um Af-
fekte in ihren Wirkungen zu spezifizieren. Das bedeutet erstens nicht, dass Ängste nicht kritisiert 
werden dürf ten oder per se politisch legitim sind und zweitens, dass mit dem Fokus auf Af fekte 
nicht ausgeschlossen ist, dass auch organisierte Rechte mit ihren strategischen Zielen die Grün-
dung und Aktionen von Bürgerwehren vorantreiben oder selbst an einer Gründung maßgeblich 
beteiligt sind.
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tionelle Gewissheiten, eigene Ordnungsvorstellungen, ökonomische Ressourcen 
wahrgenommen wird und damit zu einem »Verlust von Geborgenheit und Ge-
lassenheit« (Hitzler 1997: 184) führt und deshalb misstrauisch als verdächtig be-
obachtet wird. Die eigene Gemeinschaft ist der schöne und schützenswerte Ort, 
an dem die Mitglieder sich wohl und sicher fühlten bzw. fühlen (vgl. Interview 
2) – diese Gemeinschaft wird von Affekten der Liebe zusammengehalten, die 
vom »Fremden« bedroht wird (vgl. Ahmed 2004b). Ein anderes Subjekt ist aber 
nicht aus sich heraus gefährlich. Durch die produktive Kraft von Affekten wird 
ein Subjekt oder anderes Objekt erst angsteinf lößend und gefährlich (vgl. Ahmed 
2004a: 126ff.).

3) Gezielte Kontrolle der Af fekte in bestimmten Situationen: Verteidigung und not-
falls gewalttätiges Einschreiten im Ernstfall müssen die beteiligten Akteur*innen 
einer Bürgerwehr erst lernen (vgl. Grossman 2009). Die Mitglieder der Bürger-
wehr aus Westdeutschland müssen als Grundvoraussetzung, um auf »Streife« 
(Interview 1) gehen zu dürfen, lange genug Kampfsport gemacht haben, um auch 
in hitzigen und gefährlichen Situationen absolut kontrolliert zu bleiben. Affekte 
haben dieser Aussage zufolge überhaupt keinen Einf luss: »Ich weiß meine Gefüh-
le zu beherrschen. […] die Sinne werden halt viel schärfer, man ist viel aufmerk-
samer. Aber dass ich dann im Affekt handle, das auf keinen Fall.« (Ebd.) Ob diese 
Aussage zutrif ft, konnte nicht überprüft werden. Die Selbstdarstellung des eben 
genannten Interviewten ist nicht stringent und verweist darauf, dass Bürgerweh-
ren die affektiven Dynamiken ausblenden oder sich derer nicht bewusst sind. Die 
Ambivalenz des Affekts zeigt sich gerade darin, dass ein Affekt einerseits bewusst 
moduliert und damit gelenkt werden kann, aber andererseits eine unkontrollier-
bare Eigendynamik und Offenheit mit repressiven oder progressiven Folgen ent-
faltet (vgl. Anderson 2010: 162ff.). Dass Bürgerwehren tatsächlich nicht immer 
kontrolliert und im Rahmen ihrer legalen Möglichkeiten operieren, zeigen regel-
mäßige Berichte über Körperverletzungen (vgl. Bartsch 2016; Locke 2016) sowie 
die Tatsache, dass die Bürgerwehren Gewalt als politisches Mittel befürworten 
(vgl. Interview 1, 2).

4) Stark schwankende af fektive Erregungen: Bürgerwehren können darüber hi-
naus als exzessive Kollektive beschrieben werden, deren Intensität sehr schwan-
kend ist. Sie sind durch eine besonders hohe affektive Erregtheit, Enthusiasmus 
und Mitgerissenheit gekennzeichnet. Das exzessive Kollektiv befindet sich auf-
grund einer gefühlten akuten Bedrohungslage in einem permanenten Ausnahme-
zustand der Erregtheit (vgl. Massumi 2015: 112-145). Dies zeigt sich im Rahmen 
der Gruppendiskussion (Interview 2) vor allem symbolisch an den ausgemalten 
Katastrophenszenarien: Es wird immer wieder vor den vermeintlich »60 Mio. 
Flüchtlingen« gewarnt, die nach Deutschland kämen und davor, dass »die Flücht-
linge« scheinbar wahllos und ohne Rücksicht sofort äußerste Gewalt einsetzten, 
die es früher nicht gegeben habe. Die Interviewten sehen Deutschland kurz vor 
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einem »Bürgerkrieg«, wenn sich die gesellschaftliche Lage weiter zuspitzt (vgl. 
Interview 1, 2).

Ihre affektive Intensität lässt sich leicht weiter steigern. In exzessiven Kollek-
tiven ist die spontane, schnelle und widerstandsfreie Nachahmung oder Über-
tragung bestimmter Intensitäten zwischen Körpern besonders leicht möglich (vgl. 
Brennan 2004: 1-23, 51-73; Gibbs 2008). Affektive Ansteckungen werden über be-
stimmte Medien, wie Facebook oder WhatsApp, gefördert, mit denen Ereignisse 
extrem schnell verbreitet werden und Bürger*innen sich f lexibel zusammenfin-
den können, um spontan aktiv zu werden (vgl. Bennett/Segerberg 2012: 752ff.). 
Ihre höchste Intensität finden die Bürgerwehren im Mobverhalten, wenn sie im 
Rahmen von Lynchjustiz erklärte Feinde angreifen (vgl. Ludwig 2016). Wenn das 
Ereignis vorbei ist, nimmt ihre Erregtheit wieder (etwas) ab und es besteht die 
Möglichkeit, dass sie als Kollektiv wieder auseinandergehen.

3.2	 Potentiale und Probleme von Affekttheorien  
in der Bewegungsforschung

Die Potentiale von Affekttheorien für die (klassische) Bewegungsforschung liegen 
erstens darin, politische Kollektivierungen und Kollektive nicht mehr nur aus-
schließlich aufgrund kognitiver, intentionaler, instrumenteller und sinnhafter 
Prozesse zu verstehen. Und auch poststrukturalistische Bewegungsforschungen 
verbleiben zu sehr in diesem Denken von sinnhaften bzw. bedeutungsvollen Sig-
nifikations- und Repräsentationsprozessen verhaftet, wenn sie das Politische als 
Ort diskursiver Praktiken und antagonistischer Positionen und Identitäten ver-
stehen. 

Die genannten Prozesse sind zwar relevant, doch mit Berücksichtigung der 
affektiven Dimension von politischen Kollektiven kommt ein weiterer wichtiger 
Erklärungsansatz hinzu, der oftmals ausgeblendet wird. Bestimmte Kollektive 
lassen sich, wie der Fall der Bürgerwehren zeigt, gerade aufgrund ihrer Affekte 
verstehen, die nach einer anderen Logik funktionieren. Körperlich-intensive Pro-
zesse wie Affizierungen, Ansteckungen und Nachahmungen verbinden heteroge-
ne Körper sehr viel direkter und unmittelbarer als andere Prozesse. Sie entfalten 
dabei eine Kraft, die immer wieder zu unerwarteten Ereignissen, wie Gewaltaus-
brüchen, führt. 

Zweitens ist die affekttheoretische Perspektive ein relationaler und prozes-
sualer sowie mikrosoziologischer Ansatz. Der Fokus liegt auf den Prozessen af-
fektiver Kollektivierungen und nicht auf einem emergenten Kollektiv an sich, das 
ein Eigenleben jenseits der individuellen Körper oder einzelnen Mitglieder führt. 
Die Motive und Beweggründe der Aktivist*innen sind nicht mehr ausschließlich 
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entscheidend, sondern die intensiven und affektiven Prozesse zwischen Körpern.4 
Die vorgestellte Perspektive der Affekttheorie führt keine Mikro-Makro- oder 
Struktur-Handlungs-Unterscheidung ein. In ihrer f lachen Ontologie gibt es nur 
vielfältige Mikroprozesse und f lache Netzwerke. Eine Kollektivierung ist ein of-
fener und permanenter Prozess, insofern gibt es in einem strengen Sinne keine 
Kollektive, sondern nur Kollektivierungen. Gerade affektive Kollektive sind nie-
mals endgültig stabilisiert, sondern f luide, unterliegen schwankenden Intensitä-
ten und die Vermögen der involvierten Körper verändern sich.

Drittens gelingt es, nicht nur Offenheiten und Veränderungen in Kollektiven 
herauszuarbeiten, wie es poststrukturalistische Ansätze oft tun. Affekttheorien 
im Anschluss an Deleuze und Massumi denken sowohl Offenheit als auch Schlie-
ßungen, Wandel und Stabilisierungen ausgehend von körperlichen Prozessen in 
politischen Kollektiven direkt zusammen. Jenseits der Dichotomien geschlossen/
offen und verbunden/nicht-verbunden sind affektive Verbindungen lose und 
in permanenter Veränderung. Im Fallbeispiel zeigten sich Schwankungen und 
Spannungen der Intensitäten in affektiven Prozessen und wie sie moduliert, und 
damit auch eingeschränkt werden.

Ein weiterer Vorteil der Affekttheorien besteht viertens in ihrer Offenheit und 
Anschlussfähigkeit an weitere Theorien. Affekte sind Kräfte zwischen allen Ar-
ten von Körpern, nicht nur menschlichen. Sie verbinden Gegenstände, Techniken, 
Ideen, Pf lanzen oder Tiere miteinander, um nur einige mögliche Körper zu nen-
nen. Spontane und intensive Affizierungen in Bürgerwehren funktionieren be-
sonders über neue Medien. 

Die Probleme in den Affekttheorien und insbesondere in den von Deleuze und 
Massumi inspirierten Ansätzen liegen erstens in der Gefahr eines neuen Dualis-
mus zwischen Affekten und anderen Prozessen in Kollektiven. Affekte können 
zwar dominant in affektiven Kollektiven sein, doch bestehen neben ihnen immer 
noch weitere Kräfte, wie Intentionen, Emotionen, Interessen, ökonomische Be-
dingungen, Repräsentationen oder kommunikative Verständigungen. Ältere Er-
klärungsansätze der Bewegungsforschung werden durch die Affekttheorien zwar 
herausgefordert und ergänzt, sie bleiben aber relevant. Je nach Kollektiv müssen 
die verschiedenen Kräfte und Logiken aufgeschlüsselt und in ihrer jeweiligen Be-
deutung untersucht werden. 

4 � Besonders die Entwicklung der sozialen Medien und ihre Bedeutung für Kollektivierungen müs-
sen in künf tigen Studien vertief t werden. Das Internet spielt für die Dynamik und die Steigerung 
von Af fekten in sozialen Bewegungen eine zentrale Rolle. Durch soziale Medien und die perma-
nente Verbindung unterschiedlicher Körper über individuelle mobile Endgeräte auch über weite 
Entfernungen hinweg, verknüpfen sich urbane und digitale Räume miteinander und ermögli-
chen neue Formen von Kollektivierungen.
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Zweitens besteht ein weiteres Problem darin, dass Affekten in der politischen 
Theorie und Bewegungsforschung häufig vor allem progressive Eigenschaften zu-
geschrieben werden, die in ihrer besonderen Wirkmächtigkeit jenseits von Signi-
fikationsprozessen und ihrer potentiellen Exzessivität liegen, heterogene Subjekte 
spontan quasi unmittelbar und direkt verbinden und gemeinsam agieren lassen. 
Ihre Exzessivität zeigt sich meist darin, soziale und unterdrückende Ordnungen 
aller Art zu öffnen und zu verändern. In diese Richtung wird beispielsweise in 
den Arbeiten von Michael Hardt und Antonio Negri (2002) argumentiert. Dabei 
wird die zentrale Ambivalenz von Affekten ausgeblendet, sowohl entscheidende 
Kraft in progressiven als auch regressiven Bewegungen zu sein.

Das dritte Problem ist ein methodisches und besteht in der Schwierigkeit der 
Operationalisierung der Affekttheorie. Wenn Affekten Autonomie zugeschrieben 
wird, eignen sich Forschungsmethoden am besten, die nicht nur die »oberf läch-
lichen«, signifizierten und bewussten Prozesse des Sozialen untersuchen können. 
Die meisten Interviewformen oder Diskursanalysen sind dafür größtenteils un-
geeignet oder sie müssen ihren Gegenstand und ihre Vorgehensweise nach den 
Erfordernissen der Affekttheorie neu ausrichten; ethnographische Ansätze sind 
hingegen vielversprechend.

4.	 Fazit und Ausblick: Die Zukunft affektiver Bewegungen

Affekte sind zentrale Kräfte in politischen Kollektiven, die von der sozialen Be-
wegungsforschung stärker berücksichtigt werden sollten. Im Beitrag wurde das 
theoretische und analytische Potential von Affekttheorien ausgeführt: Allgemein, 
indem die theoretischen Grundlagen der Affekttheorien vorgestellt und die Be-
deutung von Affekten in der sozialen Bewegungsforschung verortet wurden; und 
konkret am Fall der Bürgerwehr, einem affektiven politischen Kollektiv. 

In Bürgerwehren sind Affekte nicht nur die Gründungskraft, die Akteur*in-
nen motiviert, für ihre Sicherheit aktiv zu werden. Affekte der Angst sorgen bei 
den Mitgliedern auch immer wieder dafür, dass sie kontinuierlich aktiv bleiben. 
Sie verbinden die vielfältigen Menschen zu einer Gemeinschaft, die sich gegen-
über »dem Fremden« zu wehren weiß. Dieses wird mit Hass besetzt, während 
in der Gemeinschaft der Bürgerwehr Affekte der Liebe, Solidarität und Verbun-
denheit zirkulieren. In der konkreten Praxis geben die Aktivist*innen vor, ihre 
Affekte zu kontrollieren, um auch in gefährlichen Situationen immer richtig zu 
handeln. Die permanente affektive Erregtheit der Gruppen ist jedoch Grund da-
für, dass diese Kontrolle niemals vollständig gelingen kann und immer wieder in 
gewalttätigen Aktionen ausbricht. 

Anhand von Bürgerwehren konnte die Wirksamkeit von Affekten dargestellt 
werden; es zeigten sich ihre repressiven Dynamiken. Die meisten Bürgerwehren, 
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die sich zwischen 2015-2017 gegründet haben, sind nicht mehr aktiv – ihre af-
fektive Intensität war über einen längeren Zeitraum nicht stark genug. Die Frage, 
inwieweit das Phänomen gerade nach Chemnitz bald wieder verstärkt auftritt, ist 
offen, da es bereits in den 1960er, 70er, 80er, 90er und 2000er Jahren Konjunktu-
ren des selbstständigen Bürger*innenschutzes gab. 

5.	 Literatur

Ahmed, Sara (2004a): »Affective Economies«, in: Social Text 22, S. 117-139. 
Ahmed, Sara (2004b): »Collective Feelings: Or, the Impressions Left by Others«, in: 

Theory, Culture & Society 21, S. 25-42. 
Anderson, Ben (2010): »Modulation the Excess of Affect: Morale in a State of ›Total 

War‹«, in: Melissa Gregg/Gregory Seigworth (Hg.), The Affect Theory Reader, 
Durham/London: Duke University Press, S. 161-185. 

Bartsch, Michael (2016): »Rassismus in Sachsen. Bürgerwehr fesselt Iraker an 
Baum«, in: TAZ vom 02.06.2016.

Beasley-Murray, Jon (2003): »On Posthegemony«, in: Bulletin of Latin American 
Research 22, S. 117-125.

Bennett, Lance W./Segerberg, Alexandra (2012): »The Logic of Connective Action. 
Digital Media and the Personalization of contentious Politics«, in: Informa-
tion, Communication & Society 15, S. 739-768. 

Brennan, Teresa (2004): The Transmission of Affect, Ithaca: Cornell University 
Press. 

Bröckling, Ulrich (2016): »Man will Angst haben«, in: Mittelweg 36. Zeitschrift des 
Hamburger Instituts für Sozialforschung 25, S. 3-7.

Buechler, Steven M. (2011): Understanding Social Movements: Theories from the 
Classical Era to the Present, Boulder: Paradigm.

Clough, Patricia T. (Hg.) (2007): The Affective Turn: Theorizing the Social, Durham/
London: Duke University Press.

Day, Richard J. F. (2004): »From Hegemony to Affinity«, in: Cultural Studies 18, 
S. 716-748.

Deleuze, Gilles (2005): »Wunsch und Lust«, in: Schizophrenie und Gesellschaft. 
Texte und Gespräche von 1975 bis 1995, Frankfurt a.M.: Suhrkamp, S. 117-128. 

Deleuze, Gilles/Guattari, Félix (1977): Anti-Ödipus. Kapitalismus und Schizophre-
nie I, Frankfurt a.M.: Suhrkamp.

Durkheim, Émile (1998): Die elementaren Formen des religiösen Lebens, Frank-
furt a.M.: Suhrkamp.

Gibbs, Anna (2008): »Panics! Affect Contagion, Mimesis and Suggestion in the so-
cial Field«, in: Cultural Studies Review 14, S. 130-145. 



Affekttheorien und soziale Bewegungen 165

Goodwin, Jeff/Jasper, James M./Polletta, Francesca (Hg.) (2001): Passionate Po-
litics. Emotions and Social Movements, Chicago: The University of Chicago 
Press.

Gould, Deborah B. (2009): Moving Politics. Emotion and Act Up’s Fight Against 
Aids, Chicago/London: The University of Chicago Press.

Gregg, Melissa/Seigworth, Gregory J. (Hg.) (2010): The Affect Theory Reader, Dur-
ham/London: Duke University Press.

Grossman, Dave (2009): On Killing. The Psychological Cost of Learning to Kill in 
War and Society, New York/Boston/London: Back Bay Books. 

Hardt, Michael/Negri, Antonio (2002): Empire. Die neue Weltordnung, Frankfurt 
a.M./New York: Campus.

Hitzler, Ronald (1997): »Riskante Reaktionen. Formen der Bewältigung von auf 
Kriminalitätsfurcht fokussierter alltäglicher Verunsicherungen«, in: Rupert 
Moser (Hg.), Innere Sicherheit und Lebensängste, Bern: Haupt, S. 183-207. 

Hitzler, Ronald/Milanés, Alexander (1998): »Das Bürgertum schlägt zurück«, in: Jo 
Reichertz (Hg.), Die Wirklichkeit des Rechts, Opladen: Westdeutscher Verlag, 
S. 172-188.

Hochschild, Arlie Russell (2016): Strangers in their Own Land. Anger and Mour-
ning on the American Right. A Journey to the Heart of Our Political Divide, 
New York/London: The New York Press.

Kern, Thomas (2008): Soziale Bewegungen: Ursachen, Wirkungen, Mechanismen. 
Wiesbaden: VS.

Laclau, Ernesto (2007): On Populist Reason, London/New York: Verso.
Laclau, Ernesto/Mouffe, Chantal (2006): Hegemonie und radikale Demokratie. 

Zur Dekonstruktion des Marxismus, Wien: Passagen.
Lash, Scott (2007): »Power after Hegemony: Cultural Studies in Mutation?«, in: 

Theory, Culture & Society 24, S. 55-78. 
Le Bon, Gustave (1982): Psychologie der Massen, Stuttgart: Körner.
Locke, Stefan (2016): »Amtsgericht in Meißen verurteilt ›Reichsbürger‹«, in: FAZ 

vom 15.01.2016.
Ludwig, Kristiana (2016): »Wenn ›Bürgerwehren‹ Hetzjagden veranstalten«, in: 

Süddeutsche vom 11.01.2016. 
Massumi, Brian (2002): Parables for the Virtual. Movement, Affect, Sensation, 

Durham/London: Duke University Press. 
Massumi, Brian (2015): The Politics of Affect, Cambridge/Malden: Polity Press. 
McCarthy, John D./Zald, Mayer N. (1977): »Resource Mobilization and Social Move-

ments: A Partial Theory«, in: American Journal of Sociology 82, S. 1212-1241.
MDR.de (2019): »Der Todesfall Daniel H. – eine Chronologie der Ereignisse in 

Chemnitz«, in: MDR.de vom 11.04.2019. https://www.mdr.de/sachsen/chem-
nitz/chemnitz-stollberg/chemnitz-ausschreitungen-chronologie-demonstra-
tionen-100.html. Zugegriffen: 23. April 2019.



Christian Helge Peters166

Mouffe, Chantal (2002): Politics and Passions. The Stakes of Democracy, London: 
Centre for the Study of Democracy.

Protevi, John (2009): Political Affect. Connecting the Social and the Somatic, Min-
neapolis/London: University of Minnesota Press. 

Snow, David A./Benford, Robert D. (1988): »Ideology, Frame Resonance, and Parti-
cipant Mobilization«, in: International Social Movement Research 1, S. 197-217.

Speit, Andreas (2016): »Problematische Bürgerwehren: Helfer, die Öl ins Feuer gie-
ßen«, in: TAZ vom 24.02.2016.

Spinoza, Baruch de (1994): Die Ethik nach geometrischer Methode dargestellt, 
Hamburg: Meiner.

Tarde, Gabriel (2015): Masse und Meinung, Konstanz: Konstanz University Press.
Thoburn, Nicholas (2007): »Patterns of Production. Cultural Studies after Hege-

mony«, in: Theory, Culture & Society 24, S. 79-94. 
Tilly, Charles (1978): From Mobilization to Revolution, New York: Random House.
Weber, Max (1972): Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden So-

ziologie, Tübingen: J. C. B. Mohr.
Zeit Online (2018): »Sechs mutmaßliche Mitglieder von ›Bürgerwehr‹ festgenom-

men«, in: Zeit Online vom 15.09.2018. https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2018-09/chemnitz-buergerwehr-sechs-tatverdaechtige-festnahme. Zu-
gegriffen: 14. März 2019.



Hegemonie und Herrschaftskritik



Intersektionale Analyse sozialer Bewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Intersektionale Analysen sozialer Bewegungen beschäftigen sich mit dem dynamischen Zusam-
menwirken von gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnissen. Sie können sichtbar machen, in-
wiefern die politischen Subjektivitäten von Akteur*innen sozialer Bewegungen durch miteinander 
verschränkte rassistische, klassistische, ableistische und sexistische Verhältnisse geprägt sind 
und wie soziale Ungleichheit und politische Machtverhältnisse in sozialen Bewegungen konflikthaft 
ausgehandelt werden.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Intersektionale Analysen sozialer Bewegungen schließen u.a. an die Rechtswissenschaftlerin Kim-
berlé Crenshaw an (vgl. Crenshaw 1991). In Deutschland ist Intersektionalität schon seit einigen 
Jahren vor allem in der Geschlechterforschung (vgl. Knapp 2005; Meyer 2017; Walgenbach 2007) ein 
zentrales Thema und wird auch in aktivistischen Kreisen diskutiert. 

Anwendung: Methoden
Intersektionale Forschung muss stets gegenstandsbezogen entwickelt werden. Neben Methoden, 
die speziell für intersektionale Forschungsanliegen konzipiert worden sind, wie die intersektionale 
Mehrebenenanalyse (Winker/Degele 2009), eigenen sich auch viele Formen qualitativer Interview-
studien, Netzwerkanalysen oder Diskursanalysen für intersektionale Forschungsanliegen. Inter-
sektionalität lenkt als normatives und empirisches Forschungsparadigma den Blick auf die Frage, 
welche Subjektpositionen durch die Methodik sichtbar bzw. unsichtbar gemacht werden.

Anwendung: Fallbeispiel
Viele Sozialen Bewegungen und Kampagnen, etwa der Women’s March, Black Lives Matter oder 
#SayHerName, eine Kampagne gegen Polizeigewalt, thematisieren Intersektionalität im Rahmen 
ihrer politischen Arbeit. 

Anwendung: Beispiele
Grundsätzlich lassen sich alle sozialen Bewegungen darauf hin befragen, wie Herrschaftsverhält-
nisse in ihnen und durch sie wirken und welche Koalitionen darin über Differenzen hinweg gebildet 
werden: Sei es die solidarische Frauengruppe Somos Hermanas, die 1984 als US-amerikanische 
Delegation nach Nicaragua gereist ist (Carastathis 2016), die Asian Immigrant Women Advocates 
(AIWA), die Intersektionalität im Rahmen ihres Organizing strategisch nutzen (Chun/Lipsitz/Shin 
2013), oder die Netzbewegung in Deutschland, die sich für ein freies Internet einsetzt (Ganz 2018).



Kollektive Identitäten als Koalitionen denken 
Intersektionalität in der sozialen Bewegungsforschung

Kathrin Ganz

1.	 Einleitung: Intersektionalität zwischen aktuellem Frame  
und Analyseperspektive

Über eine Millionen Menschen waren am 24. März 2018 in Washington und vie-
len anderen US-amerikanischen Städten auf der Straße. Anlass war der »March 
For Our Lives«, organisiert von Schüler*innen der Stoneman Douglas High School 
in Parkland, Florida.1 In einem Interview mit National Public Radio spricht der 
Schüler Cameron Kasky über die Verantwortung, die die Schüler*innen von Park-
land für andere Communities tragen:

»Our story was told because we are an af fluent white community. Students who 
are in lower income communities and don’t get to speak out the way we do, becau-
se people don’t listen, we have to connect with these students.« (NPR 2018)

Durch seine Positionierung als Teil einer wohlhabenden und weißen Communi-
ty, die den Stimmen der Schüler*innen von Parkland im Vergleich zu Schüler*in-
nen aus mittellosen Communities of Color ein stärkeres Gewicht verleihe, wird 
soziale Ungleichheit sichtbar gemacht. Solche Akte der Selbstverortung sind Teil 
dessen, was Katrin Meyer als das Sprachspiel der Intersektionalität bezeichnet 
(Meyer 2017: 61). Intersektionalität gehört heute zu den zentralen ethischen und 
programmatischen Bezugspunkten vieler sozialer Bewegungen, vor allem solcher, 
die an Prinzipien sozialer Gerechtigkeit ausgerichtet sind. »Feminism Without 
Intersectionality Is Just White Supremacy« war so zum Beispiel im Januar 2017 auf 
einem Transparent beim Vancouver Women’s March zu lesen (vgl. Spencer 2017). 

1 � Im Februar hatte dort ein ehemaliger Schüler 17 Menschen erschossen und damit der langen Liste 
der School-Shootings in den USA ein weiteres Datum hinzugefügt. Durch ihren Aktivismus für 
schärfere Waf fengesetze wurden die Schüler*innen von Parkland zu Aushängeschildern der Be-
wegung gegen Waf fengewalt.
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Die #SayHerName-Kampagne, die von Kimberlé W. Crenshaw mitgegründet 
wurde, thematisiert Polizeigewalt gegen Schwarze Frauen2 – eine Gruppe, die im 
politischen Kampf gegen rassistische Polizeigewalt in den USA oft wenig Beach-
tung findet. In Deutschland reagierten Aktivist*innen mit dem intersektionalen 
Aufruf #Ausnahmslos auf die Debatte im Anschluss an die sexuellen Übergriffe 
in der Silvesternacht 2015/2016 in Köln und anderen Städten. Und selbst auf der 
überwachungskritischen Freiheit-statt-Angst-Demonstration war bereits »Inter-
sectional Or Bullshit« auf einem Plakat zu lesen (vgl. MW 238 2014).3 Die Beispiele 
zeigen, dass Intersektionalität als Frame mittlerweile Eingang in den politischen 
Diskurs vieler sozialer Bewegungen gefunden hat.

Intersektionalität als Konzept ist ein Produkt aktivistischer Analysen und 
Theoriebildung. Es entstand im Umfeld des Black Feminism, der feministischen, 
anti-rassistischen und anti-kapitalistischen Bewegung Schwarzer Frauen und 
Lesben in den USA.4 Mangels geeigneter Bezugspunkte entwickelte der Black Fe-
minism eigene analytische Werkzeuge, um zu verstehen, wie Sexismus, Rassis-
mus und Kapitalismus als »interlocking systems of oppression« (Combahee River 
Collective 1982) zusammenwirken und politisch bekämpft werden können. Den 
Begriff Intersektionalität prägte die Schwarze Feministin und Rechtswissen-
schaftlerin Crenshaw in ihren Analysen des Antidiskriminierungsrechts und von 
Gewaltschutzprogrammen, in denen sie sich auch mit den sozialen Bewegungen 
auseinandersetzt, die diese Rechte erkämpft hatten (Crenshaw 1989; 1991). Seit-
dem hat Intersektionalität eine bemerkenswerte Karriere vorzuweisen. Das Kon-
zept wirkt über nationale und disziplinäre Grenzen hinweg in Forschung, Aktivis-
mus und Policy (vgl. Knapp 2005).

Der vorliegende Artikel argumentiert, dass Intersektionalität für die sozia-
le Bewegungsforschung eine zentrale und grundlegende Analyseperspektive ist 

– gerade auch für poststrukturalistisch bzw. postfundationalistisch orientierte 

2 � »Schwarze Frauen« ist eine politische Selbstbezeichnung Schwarzer Frauen. Die Großschreibung 
von Schwarz verweist auf eine »Strategie der Selbstermächtigung und zeigt das symbolische Ka-
pital des Widerstandes gegen Rassismus an, welches rassistisch markierte Menschen und Kol-
lektive sich gemeinsam erkämpf t haben« (Piesche 2012: 7; vgl. Lauré al-Samarai 2011).

3 � Der Slogan ist eine Abwandlung einer viel zitierten Blogpost-Überschrif t von Flavia Dzodan 
(2011): »My feminism will be intersectional or it will be bullshit«. Das Plakat bezieht sich mutmaß-
lich auf einen Blogpost der Bloggerin »Sanczny« (2015), der Leerstellen der deutschsprachigen 
Netzpolitikdebatte kritisiert.

4 � Vergleichbare Formen aktivistischer Wissensproduktion wurden auch von Aktivist*innen in 
Deutschland betrieben, z.B. von Schwarzen Frauen in Deutschland, Jüd*innen, Migrant*innen 
oder Frauen mit Behinderung (vgl. Walgenbach 2007). Intersektionalität wirkt hier als »travelling 
concept« (Knapp 2005; Davis 2008), das sich in global vernetzten wissenschaf tlichen und akti-
vistischen Diskursfeldern verbreitet. Mittlerweile ist »intersektionaler« bzw. »intersektioneller« 
Aktivismus aber auch im deutschsprachigen Raum als politische Selbstverortung verbreitet.
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Forschung (zum Begriff postfundationalistisch vgl. Marchart 2013: 48ff.). Diese 
zeichnet sich durch die Erkenntnis aus, dass die kollektive Identität einer sozialen 
Bewegung dem Ringen »um die ›richtige‹ soziale Ordnung« (Leinius/Vey/Hage-
mann 2017: 10) nicht vorausgeht, wodurch »Beziehungen zwischen sozialen Phä-
nomenen zum entscheidenden analytischen Ansatzpunkt« (ebd.) werden. Durch 
die Beschäftigung mit sozialen Positionierungen – also den Positionen, die Sub-
jekte im gesellschaftlichen Gefüge einnehmen und zugeschrieben bekommen – 
stellt Intersektionalität Relationen zur hegemonialen gesellschaftlichen Ordnung 
in den Fokus, welche die Handlungsfähigkeit politischer Subjekte entscheidend 
beeinf lussen. Indem Herrschaftsverhältnisse zentral gesetzt und zugleich dyna-
misiert werden, wirkt Intersektionalität der Strukturvergessenheit entgegen, die 
poststrukturalistische Ansätze aufgrund ihrer »radikalen Kontingenzakzeptanz« 
(Marchart 2013: 49) mitbringen können.

Nach einer kurzen Einführung in das Konzept Intersektionalität diskutiert 
mein Beitrag die Reibungspunkte, die zwischen poststrukturalistischen Theorien 
und standpunkttheoretisch ausgerichteten Analysen von multiplen Unterdrü-
ckungsverhältnissen bestehen – zwei Denkweisen, die in der Intersektionalitäts-
forschung zusammenf ließen. Anschließend werden verschiedene Zugänge zur 
Analyse sozialer Bewegungen skizziert, die sich durch Intersektionalität eröffnen.

2.	 Intersektionalität als Forschungsansatz

2.1	 Intersektionalität als vielstimmiges Konzept

Klassen-, Geschlechter-, rassistische und Körperverhältnisse wirken in der so-
zialen Praxis nicht isoliert voneinander, sondern sind immer schon aufeinander 
bezogen. Wer verstehen will, wie gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse sich 
strukturell und diskursiv auf die Lebensweisen und Handlungsmöglichkeiten von 
Individuen und gesellschaftlichen Gruppen auswirken, muss sich – so lautet die 
Kernaussage von Intersektionalität – damit auseinandersetzen, wie verschiedene 
Formen der gesellschaftlichen Hierarchisierung und Differenzierung, etwa Klas-
se, Geschlecht, ›Rasse‹ und Körper zusammenwirken.5 Betrachtet man einzelne 
Verhältnisse isoliert voneinander, entsteht ein ungenaues Bild von sozialer Un-

5 � Den Begrif f ›Rasse‹ setze ich in Anführungszeichen, um die Irritation, die der Begrif f im Deut-
schen ausüben muss, zu unterstreichen und damit einen Marker gegen seine Normalisierung zu 
setzen (vgl. Knapp 2005: 257f.). Ich entscheide mich damit gegen einen vermeintlich neutraleren 
»Ersatzbegrif f« (Arndt 2011b: 186), wie ›Ethnizität‹, der die Asymmetrie von Rassismus überspielt 
(dies. 2011a: 632f.). Die Kategorie Körper nutze ich vorläufig als Oberbegrif f für Alter, Ability und 
andere körperbezogene Normen, wie etwa Attraktivität.



Kathrin Ganz172

gleichheit, insbesondere von Lebensrealitäten an den Schnittstellen gesellschaft-
licher Benachteiligung. Dies kann in der politischen Praxis fatale Folgen haben, 
wie es Crenshaw (1991) eindrucksvoll in »Mapping the Margins: Intersectionality, 
Identity Politics, and Violence Against Women of Color« am Beispiel von feminis-
tischen Gewaltschutzprogrammen zeigt, die Women of Color6 und Migrant*in-
nen systematisch ausschließen. Intersektionale Ansätze untersuchen deshalb, 
wie sich Rassismus, (Hetero-)Sexismus, Klassismus und Ableismus historisch zu-
sammen entwickelt haben und wie diese sich artikulieren. Intersektionale Ana-
lysen interessieren sich für die historisch und lokal spezifischen Konfigurationen 
von interdependenten Differenzkategorien und deren globalen Verbindungen. 
Sie untersuchen, was Geschlecht, Klasse etc. in Bezug auf den räumlich-zeitli-
chen Kontext des Forschungsgegenstandes bedeuten und wie diese sich durch die 
soziale Struktur, die die symbolische Ordnung und durch Identitätsangebote in 
Relation zueinander artikulieren.

Auf diesen Überlegungen auf bauend wurde eine Vielzahl von Forschungs-
ansätzen entwickelt. Systematisch können intersektionale Ansätze entlang von 
Analyseebenen und -gegenständen unterschieden werden: Während manche 
Arbeiten auf die interaktive Konstruktion von Identität und subjektiver Er-
fahrungen fokussieren, analysieren andere Arbeiten Policys und Institutionen, 
Diskurse, Repräsentation und Kultur. Daneben gibt es gesellschaftstheoretisch 
orientierte Ansätze sowie Mehrebenenansätze, die sich an einer konzeptionellen 
Verbindung mehrerer Materialisierungsebenen sozialer Ungleichheit versuchen 
(vgl. Mauer 2018: 95ff.; Meyer 2017: 108ff.; Sauer/Wöhl 2008; Winker/Degele 2009 
18ff.). Mit Blick auf empirische Analysen unterscheidet Leslie McCall (2005) dar-
über hinaus zwischen intrakategorialen, interkategorialen und anti-kategorialen 
(d.h. dekonstruktivistischen) Ansätzen. Intrakategoriale Analysen interessieren 
sich für Differenzen innerhalb von sozialen Gruppen, interkategoriale Analysen 
nutzen komplexe Konfigurationen von Kategorien als Ausgangspunkt für die 
Analyse von sozialer Ungleichheit und anti-kategoriale Analysen fokussieren sich 
auf die Dekonstruktion von kategorialen Zuschreibungen. Eine weitere, für die 
soziale Bewegungsforschung relevante Unterscheidung kommt darüber hinaus 
von Crenshaw (1991), die in ihrer Analyse von häuslicher Gewalt von strukturel-
ler und politischer Intersektionalität spricht. Als strukturelle Intersektionalität 
untersucht Crenshaw, wie ›Rasse‹ und Geschlecht die Erfahrungen von Women 
of Color im Kontext von häuslicher Gewalt auf spezifische Weise prägen. Mit 
politischer Intersektionalität beschreibt sie die marginalisierenden Effekte, die 

6 � Wie der Begrif f Schwarze Frauen (vgl. Fußnote 2) wird auch Women of Color hier im Sinne einer 
politischen Selbstbezeichnung rassistisch markierter Kollektive verwendet. Die Begrif fe Women 
of Color und People of Color stehen für Bündnispolitiken im Widerstand gegen rassistische Dis-
kriminierung (Dean 2011).
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feministische respektive anti-rassistische Politiken für Women of Color mit sich 
bringen können. Die dargestellten Systematisierungsformen verweisen auf die 
Vielgestalt intersektionaler Analysen: Intersektionalität ist nicht gleich Intersekt-
ionalität, sondern ein vielstimmiges Konzept »zwischen Metapher und Theorie« 
(Meyer 2017: 122).

2.2	 Poststrukturalismus und Intersektionalität:  
Standpunkte, Dekonstruktion oder Gesellschaftsanalyse?

Trotz der Vielgestalt von Intersektionalität lässt sich aus wissenschaftssoziolo-
gischer Perspektive mit Kathy Davis (2008) argumentieren, dass Crenshaw nicht 
nur eine »handy catchall phrase« (Phoenix/Pattynama 2006: 187) für die Beschäf-
tigung mit dem Zusammenwirken Gender, ›Rasse‹ und Klasse in die Welt gesetzt 
hat. Crenshaws »twist« (Davis 2008: 73) besteht darin, einen Ansatz zu entwickeln, 
der sowohl für »critical feminist theory on the effects of race, class and gender« 
(ebd.) als auch für poststrukturalistische feministische Theorie (z.B. Butler 1991; 
Mohanty 1988) anschlussfähig ist. Während erstere die Verortungen von Subjek-
ten entlang von »gender/race/class« (Davis 2008 74) in erkenntnistheoretischer 
und politischer Hinsicht zentrieren, zielen poststrukturalistische Feminismen 
auf eine Dekonstruktion von Identitätskategorien ab. Zwischen poststruktura-
listischen Analysen von Subjektivierung durch Macht-Wissenskomplexe und fe-
ministischen Analysen von ›Rasse‹, Geschlecht und Klasse bestehen theoretische 
und methodologische Reibungspunkte (ebd.: 73). Sie betreffen den zugrundelie-
genden Machtbegriff, die Bedeutung der materiellen Wirkmächtigkeit sozialer 
Strukturen sowie die epistemologische Bedeutung des Standpunktes:

Erstens zeichnen sich poststrukturalistische Ansätze durch einen dynami-
schen Machtbegriff aus. Insbesondere mit Bezug auf Michel Foucault wird Macht 
nicht als Top-Down-Arrangement zwischen Herrscher*innen und Beherrschten 
gedacht, sondern als f luides und strategisches Verhältnis, das Wissen und Subjek-
te zuallererst hervorbringt. Ein wesentlicher Anspruch ist die kritische Auseinan-
dersetzung mit essentialistischen Vorstellungen von Geschlecht, Sexualität oder 
›Rasse‹, die die Wissensproduktion der bürgerlichen Moderne hervorgebracht 
hat (Butler 1991; Foucault 1983; Hausen 1976). Kritische feministische Theorien der 
Effekte von »gender/race/class« (Davis 2008: 74) beziehen sich machtanalytisch 
dagegen überwiegend auf Konzepte der rassistischen, kapitalistischen und pat-
riarchalen Unterdrückung. Dass Macht nicht als komplexe strategische Situation 
(Foucault 1983:94) konzipiert wird, sondern als Herrschaft über Gruppen und In-
dividuen, hat auch Konsequenzen für den Freiheitsbegriff. Ein viel zitierter Satz 
aus dem Combahee River Collective Statement lautet: »If Black women were free, 
it would mean that everyone else would have to be free since our freedom would 
necessitate the destruction of all the systems of oppression« (Combahee River Col-
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lective 1982). Freiheit ist hier kein konstitutives Element gouvernementaler Macht 
(Foucault 2005: 257), sondern das Ziel, das es durch die Überwindung von Unter-
drückung und Ausbeutung zu erreichen gilt (vgl. Mauer 2018).

Damit zusammen hängt zweitens die unterschiedliche Gewichtung, die 
den materiellen Folgen gesellschaftlicher Herrschaftsverhältnisse zugeschrie-
ben wird. Für kritische feministische Analysen von »gender/race/class« (Davis 
2008: 74) geht es im Kern um die Frage, wie die Möglichkeiten von Menschen in 
einem rassistischen und patriarchalen System kapitalistischer Ausbeutung ein-
geschränkt werden. Poststrukturalistische Ansätze werden dafür kritisiert, sich 
wenig für die materiellen Konsequenzen von Sexismus, Rassismus und Kapita-
lismus zu interessieren. Indem sie die Kontingenz von Macht-Wissenskomplexen 
betonen und sich auf dekonstruktivistische Sprachspiele kaprizieren, verlieren 
sie aus Sicht ihrer Kritiker*innen die Frau(en) als das (Kollektiv-)Subjekt feminis-
tischen Handelns und Widerstands (Duden 1993; Haraway 1988; aktueller: Soiland 
2008). Beiden Ansätzen gemein ist jedoch ein ausgeprägtes Interesse an dem Ver-
hältnis zwischen dem Universellen und dem Partikularen vor allem in Bezug auf 
Repräsentation. Auch bezüglich des epistemologischen Stellenwertes nehmen die 
beiden Ansätze keine grundlegend gegensätzliche Position ein, teilen sie doch die 
Skepsis gegenüber einem unmarkierten Ort privilegierter Erkenntnis. Kritische 
Theorien zu »race, class and gender« gewichten jedoch die soziale Positionierung 
der Subjekte deutlich stärker als poststrukturalistische Ansätze und leiten dar-
aus eine epistemologische Konsequenz ab: Die Erfahrungen von spezifisch posi-
tionierten Subjekten werden als der wichtigste Ausgangspunkt für Wissenspro-
duktion und politisches Handeln angesehen. In dieser Hinsicht handelt es sich 
um Standpunkttheorien: »Standpoint theories map how a social and political 
disadvantage can be turned into an epistemic, scientific and political advantage« 
(Harding 2004: 7f.). Aus poststrukturalistischer Warte ist ein solcher Umgang mit 
sozialer Positionierung stets verdächtig, Identität zu reifizieren. Davis argumen-
tiert, dass Intersektionalität in der Lage ist, die skizzierten Differenzen zwischen 
Poststrukturalismus und Standpunkttheorien zu überbrücken:

»[Intersectionality] takes up the political project of making the social and material 
consequences of the categories of gender/race/class visible, but does so by emp-
loying methodologies compatible with the poststructuralist project of decons-
tructing categories, unmasking universalism, and exploring the dynamic and con-
tradictory workings of power.« (Davis 2008: 74)

Durch den Fokus auf die Durchkreuzung von sozialen Verhältnissen wird die 
Beschäftigung mit den materiellen Konsequenzen von Herrschaft machttheore-
tisch dynamisiert. Auf dieser Grundlage stellt auch Intersektionalität kategoriale 
Identitäten (z.B. »wir Frauen«) infrage und rekonzeptualisiert Identitätspolitik 
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als »coalitions, or at least potential coalitions waiting to be formed« (Crenshaw 
1991). Die kategoriale Mehrdimensionalität, die Intersektionalität aufmacht, re-
sultiert in der Erkenntnis, dass individuelle Positionierungen nicht von einem ge-
sellschaftlichen Verhältnis bestimmt, sondern durch differente gesellschaftliche 
Verhältnisse überdeterminiert sind. An dieser Stelle verknüpft sich das Interes-
se an mehrdimensionalen Herrschaftsverhältnissen mit einer Theorie der Arti-
kulation, wie sie Stuart Hall entwickelt hat (u.a. Hall 1988; vgl. Meyer 2017: 88f.), 
sowie mit dem Konzept der Subjektpositionen, das sich etwa bei Ernesto Laclau 
und Chantal Mouffe (2001; Laclau 1990) findet. Das theoretische Vokabular post-
strukturalistischer Theorien kann an dieser Stelle nutzbar gemacht werden, ohne 
zu negieren, dass Erfahrungen und Positionalitäten eine wichtige Grundlage für 
Theoriebildung sein können (Lewis 2013: 873; Engel/Schulz/Wedl 2005). Intersekt-
ionalität wird damit zu einem »gathering place for open-ended investigations of 
the overlapping and conf licting dynamics of race, gender, class, sexuality, nation, 
and other inequalities« (Cho/Crenshaw/McCall 2013: 788), dessen Offenheit, Un-
vollständigkeit und Ambiguität es ermöglicht, für unterschiedliche theoretische 
Positionen anschlussfähig und inspirierend zu sein (Davis 2008: 76f.).

Der Hype um Intersektionalität lässt sich also auch darauf zurückführen, dass 
das Konzept vor allem innerhalb der feministischen Theorie nach jahrelangen De-
batten um Essentialismus die Möglichkeit einer gemeinsamen Neuorientierung 
bot. Diese Neuausrichtung blieb selbstverständlich nicht ohne Kritik. Ein wichti-
ger Strang der kritischen Auseinandersetzung betrif ft die Frage, inwiefern Inter-
sektionalität lediglich als Anspruch formuliert oder auch eingelöst wird, was u.a. 
auch bedeuten würde, Machtverhältnisse in der Wissenschaft herauszufordern 
(vgl. Gutiérrez-Rodríguez 2011; Tomlinson 2013). Ein anderer Strang bemängelt 
eine fehlende gesellschaftstheoretische Perspektive. So kritisiert Tove Soiland, 
dass auch eine nicht-essentialistische, komplexe Auseinandersetzung mit Kate-
gorien nicht weiterführend sei, wenn sie bei Kategorien und Identitäten stehen 
bliebe. Diese untersuche im Kern

»nicht die Mechanismen der Segregation, sondern deren Ef fekte und daran an-
schließend die Frage, wie Gruppen zu konzeptualisieren sind, um genügend kom-
plex, das heißt, den realen soziologischen Gegebenheiten angemessen zu sein« 
(Soiland 2008).

Kritische Gesellschaftsanalysen sollen sich Soiland zufolge damit beschäftigen, 
wie Ungleichheit entstehe und nicht damit, welche Gruppen im Zuge dessen ent-
stehen.

Diesem Einwand muss entgegengestellt werden, dass die Frage, welche Grup-
pen durch, oder vielmehr: geprägt durch soziale Ungleichheit entstehen, wichtig 
ist, um politisches Handeln zu verstehen. Wenn Subjekte sich kollektiv gegen 
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Mechanismen sozialer Ungleichheit auf lehnen, tun sie das als Subjekte, die von 
den Ef fekten sozialer Ungleichheit betroffen sind. Ihr Handeln kann durch die-
se Effekte erschwert oder auch befördert werden, etwa mit Blick auf materielle 
und zeitliche Ressourcen, soziales Kapital, zu erwartende Repressionen oder die 
Prekarität des staatsbürgerlichen Status. Politische Intersektionalität (Crenshaw 
1991) rückt in den Fokus der Aufmerksamkeit, weil die soziale Positionierung als 
Effekt von Herrschaft kritisch zu ref lektieren ein wichtiger Schritt zur Überwin-
dung von Herrschaft sein kann. Dies betrif ft nicht nur die Frage der Bündnispoli-
tik zwischen distinkten Gruppen, sondern auch die Möglichkeit neuer Subjekt-
positionen, die in politischen Kämpfen entstehen.

3.	 Forschungspraxis: Analysen von politischer Intersektionalität  
in sozialen Bewegungen

Welche sozialen Bewegungen sind nun intersektional bzw. können Gegenstand 
intersektionaler Analysen sein? Aus hegemonietheoretischer Perspektive sind so-
ziale Bewegungen zunächst eine spezifische Form von Hegemonieprojekt. Unter 
einem Hegemonieprojekt verstehe ich in Anlehnung an Martin Nonhoff (2006: 
139-141) ein politisches Projekt, das in einem mehr oder weniger großen gesell-
schaftlichen Bereich bzw. Sachgebiet diskursive Vorherrschaft erlangen will. Die 
soziale Bewegung ist eine Form kollektiver Interaktion, die sich netzwerkartig 
und informell zwischen Individuen, Gruppen und Organisationen entspannt, die 
durch Prozesse der kollektiven Identifizierung verbunden sind (Diani 1992: 1). Der 
Prozess der kollektiven Identifizierung verweist darauf, dass Subjektpositionen 
dem Hegemonieprojekt nicht vorausgehen, sondern im Zuge unabgeschlossener 
diskursiver Prozesse entstehen und sich beständig weiterentwickeln.

Hegemonieprojekte entfalten sich in einem gesellschaftlichen Raum, der 
von sozialen Ungleichheiten durchzogen ist. Gleichzeitig sind sie selbst Orte 
der Differenzproduktion. Intersektionalität wird seit einigen Jahren vermehrt 
zum expliziten Gegenstand der politischen Artikulation von sozialen Bewegun-
gen. Aktivist*innen entwickeln intersektionale Kampagnen wie die #SayHerNa-
me-Kampagne oder #Ausnahmslos. Gruppen wie Black Lifes Matter Berlin bezie-
hen Intersektionalität in ihren Community Konsens mit ein (Black Lifes Matter 
Berlin o.J.). Bewegungsorganisationen wie die Asian Immigrant Women Advocates 
(AIWA) nutzen Intersektionalität im Kontext von Organizing (vgl. Chun/Lipsitz/
Shin 2013). Aber auch bereits bevor der Begriff Intersektionalität zum politischen 
Frame geworden ist – Meyer spricht von Intersektionalität »avant la lettre« (Mey-
er 2017: 36) – haben in sozialen Bewegungen aktive Gruppen, wie das Combahee 
River Collective oder die solidarische Frauengruppe Somos Hermanas, die 1984 
als US-amerikanische Delegation nach Nicaragua gereist ist (Carastathis 2016: 
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163ff.), ihre kollektiven Identitäten ganz bewusst an der Schnittstelle zwischen 
verschiedenen Unterdrückungsformen und in Auseinandersetzung mit Identi-
tätspolitiken, die solche Subjektpositionen unsichtbar machen, entwickelt. Diese 
Bewegungen lassen sich als intersektionale soziale Bewegungen bezeichnen. An-
dere soziale Bewegungen beziehen sich nicht auf den Nexus Herrschaft – Iden-
tität. Aber auch sie lassen sich darauf hin befragen, wie unterschiedliche Herr-
schaftsverhältnisse in ihnen und durch sie wirken (vgl. z.B. für die Netzbewegung 
Ganz 2018). Angesichts des Befundes, dass die jüngeren Protestbewegungen in 
Deutschland von Aktivist*innen aus sozial gut gestellten Milieus und überwie-
gend von Männern getragen wurden (Walter 2013), lohnt es sich, sich vor Augen 
zu führen, dass auch sozial gut gestellte Gesellschaftsmitglieder intersektio-
nal verortet sind. Intersektionalitätsanalysen sollten, so Nira Yuval-Davis, »alle 
Mitglieder der Gesellschaft einschließen« (2013: 208f.). Das beinhaltet, auch die 
Spitze sozialer Hierarchie als Ausdruck intersektionaler Dominanzverhältnisse 
zu untersuchen (Carbado 2013: 814). Gerade auch bei den nicht-intersektionalen 
Bewegungen kann es demzufolge erkenntnisbringend sein, zu untersuchen, wie 
soziale Differenzmarker in die Ensembles von Subjektpositionen eingearbeitet 
werden, die diese Bewegungen hervorbringen.

Intersektionalität eröffnet für die soziale Bewegungsforschung verschie-
dene Forschungsperspektiven, die hier kurz skizziert werden sollen. Die erste 
Forschungsperspektive betrif ft die Subjektpositionen, die eine soziale Bewegung 
konstituieren. Eine Untersuchung der Anhänger*innenschaft von sozialen Be-
wegungen, die sich an demographischen Kennzahlen orientiert, ist damit je-
doch nicht gemeint. Vielmehr ist damit eine diskurstheoretische Perspektive 
angesprochen, die untersucht, welche Subjektpositionen angerufen werden, wie 
diese Subjektpositionen zueinander im Verhältnis stehen, wie sie sich durch das 
kollektive Handeln verändern und welche Subjektpositionen innerhalb einer so-
zialen Bewegung nicht eingenommen werden können. Durch den Einbezug einer 
intersektionalen Perspektive wird das diskurstheoretische Interesse an Subjekt-
positionen stärker an ein gesellschaftstheoretisches Interesse an der Artikulation 
von Machtverhältnissen angebunden.

Zweitens kann eine intersektionale Perspektive bei der Analyse von Konf likten 
innerhalb sozialer Bewegungen zum Tragen kommen. Als informelle Netzwerk-
struktur (Diani 1992) sind soziale Bewegungen in besonderer Weise darauf an-
gewiesen, neu auszuhandeln, wo ihre Grenzen verlaufen. Diese Konf likte sind 
Teil des von Alberto Melucci (1995) beschriebenen Prozesses kollektiver Identifi-
zierung, in den intersektionale Machtverhältnisse hineinwirken. Oftmals han-
deln bewegungsinterne Konf likte von unterschiedlichen Zugängen zu Macht 
innerhalb der Bewegung, Kämpfen um Deutungshoheit und von Ausschlüssen 
(vgl. Taylor/Whittier 1992). Dabei werden Subjektpositionen artikuliert, die sich 
mehr oder weniger explizit auf unterschiedliche Positionen im sozialen Gefüge 
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beziehen. Dies herauszuarbeiten kann eine Aufgabe intersektionaler Forschung 
sein. Intersektionalität kann hierbei auch einen strategisch bedeutenden Beitrag 
zur Stärkung sozialer Bewegungen leisten. Sie kann helfen, »to identify potential 
contradictions and conf licts, and to recognize split and conf licting identities not 
as obstacles to solidarity but as valuable evidence about problems unsolved and as 
new coalitions that need to be formed« (Chun/Lipsitz/Shin 2013: 923).

Drittens lässt sich Intersektionalität auch für die Analyse der politischen Pro-
grammatik von sozialen Bewegungen nutzen, und zwar in zweierlei Hinsicht. 
Zum einen kann untersucht werden, wie sich Interessen unterschiedlich positio-
nierter Subjekte in den politischen Diskurs einer sozialen Bewegung einschreiben 
und welche Rolle Machtverhältnisse und ungleiche Ressourcen in diesem Prozess 
spielen. Diese Frage ist auch mit Blick auf Prozesse zunehmender politischer Eta-
blierung interessant, wenn etwa bestimmte Perspektiven beim Marsch durch die 
Institutionen zunehmend ausgeblendet werden (vgl. Verloo 2013). Zum anderen 
werden intersektionale Figurationen von Geschlecht-Klasse-›Rasse‹-Körper in 
politischen Diskursen mobilisiert, um bestimmte Programmatiken durchzuset-
zen. Zu denken ist hier etwa an Bewegungen, die Vorstellungen von »kriminel-
len und sexuell übergriffigen jungen muslimischen Männern«, vor denen »junge, 
weiße Frauen« »geschützt« werden müssten, für rassistische Mobilisierungen 
nutzen (vgl. Dietze 2017: 291ff.).

In Bezug auf alle drei Perspektiven eröffnet Intersektionalität auch eine nor-
mativ-kritische Veränderungsperspektive, denn sie verfügt über einen normativen 
Bezugspunkt: soziale Gerechtigkeit (Meyer 2017: 63ff.). Das Beharren darauf, 
Machteffekte zu kritisieren, kann jedoch gerade im Kontext von sozialen Bewe-
gungen als Versuch wahrgenommen werden, Spaltung herbeizuführen. Es ist je-
doch gerade nicht das Anliegen intersektionaler Kritik, immer partikularere For-
men von Identitätspolitik zu fördern, die den Verlust einer gemeinsamen Sache 
vorantreiben. Vielmehr geht es um einen ref lexiven Umgang mit Differenz, aus 
dem eine Stärkung von gerechtigkeitsorientierten sozialen Bewegungen resultie-
ren kann:

»Through an awareness of intersectionality, we can better acknowledge and 
ground the dif ferences among us and negotiate the means by which these dif fe-
rences will find expression in constructing group politics.« (Crenshaw 1991)

Die Unabgeschlossenheit der Identität sozialer Bewegungen, die auch Laclau/
Mouffe (2001: 141) betonen, ist gerade unter den Bedingungen gegenwärtiger ver-
netzter, mediatisierter Öffentlichkeiten relevanter denn je. Dass sich beispiels-
weise in digitalen Öffentlichkeiten die Diskussionen und Konf likte zwischen 
Aktivist*innen öffentlich nachvollziehen lassen, bringt eine neue Dynamik mit 
sich, der nicht mit einem Appell an Geschlossenheit über Differenzen hinweg be-
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gegnet werden kann, sondern nur mit einer komplexen Darstellung politischer 
Subjektpositionen. Politische Subjektpositionen sind in einem intersektionalen, 
poststrukturalistischen Verständnis immer schon politische Kategorien, die von 
multiplen sozialen Ungleichheitsverhältnissen durchzogen sind, ohne sich auf 
diese reduzieren zu lassen.

4.	 Fazit

Poststrukturalistisch orientierte Forschung kann Intersektionalität dazu nutzen, 
die Effekte sozialer Ungleichheit stärker in die Analyse sozialer Bewegungen mit-
einzubeziehen. Denn auch wenn poststrukturalistische Ansätze betonen, dass 
soziale Strukturen Subjekte und ihr politisch-diskursives Handeln nicht determi-
nieren (Leinius/Vey/Hagemann 2017: 12), konstituieren sich die politischen Sub-
jekte in sozialen Bewegungen nicht erst mit der sozialen Bewegung. Sie haben 
Gesellschaft im Gepäck, die in ihre Körper und sozialen Praxen eingeschrieben ist 
und so die diskursive Praxis der sozialen Bewegungen prägt. Intersektionalität 
ermöglicht es, diesen Zusammenhang sichtbar zu machen.

Indem sie das Anliegen verfolgen, bei der Analyse von gesellschaftlichen 
Verhältnissen von konstitutiv aufeinander bezogenen, aber in ihrer historisch 
materialisierten Gewordenheit nicht identischen Herrschaftsverhältnissen aus-
zugehen, nehmen sich intersektionale Ansätze immer etwas mehr vor, als ein For-
schungsprojekt leisten kann. Die komplexen Relationen zwischen Herrschafts-
verhältnissen und Analyseebenen erfordern deshalb ein sorgfältiges und dem 
Gegenstand angemessenes methodisches Vorgehen. Die intersektionale Methode 
gibt es nicht. Vielmehr muss intersektionale Forschung gegenstandsbezogen ent-
wickelt werden: als Perspektive, die Forschungsansätze wie quantitative Inter-
viewstudien, Netzwerkanalysen oder Diskursanalysen informiert, oder in Form 
etwa einer intersektionalen Mehrebenenanalyse, wie von Gabriele Winker und 
Nina Degele vorgeschlagen (vgl. 2009; Ganz 2018). In jedem Fall muss intersekt-
ionale Forschung kategoriale Offenheit mitbringen, um sensibel zu sein für die 
Konfigurationen von Macht, die im Feld wirksam sind. Zudem darf intersektio-
nale Forschung nicht von einer Masterkategorie ausgehen. Zwar kann es sinnvoll 
sein, intersektionale Forschung als intrakategoriale Forschung anzulegen – also 
nach Differenzen innerhalb einer Gruppe zu fragen. Damit sollte aber explizit 
nicht die Annahme einhergehen, dass sich die anderen sozialen Verhältnisse von 
diesen ableiten. Auf diese Weise kann Intersektionalität für die soziale Bewe-
gungsforschung einen Beitrag dazu leisten, zu untersuchen, wie sich »Mechanis-
men sozialer Segregation« (Soiland 2008) in sozialen Bewegungen reproduzieren 
und welchen Beitrag diese dazu leisten, diese im eigenen Handeln und auf die 
Gesellschaft bezogen zu überwinden.
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Konzeption eines postanarchistischen Ansatzes

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Mit dem hier vorgestellten postanarchistischen Ansatz wird eine solidarisch-kritische Befragung 
sozialer Bewegungen auf ihren Umgang mit Macht möglich, wozu ein Denken in Paradoxien ge-
nutzt wird. Ausgangspunkt der postanarchistischen Perspektive ist, dass Akteur*innen in (eman-
zipatorischen) sozialen Bewegungen ein ambivalentes Verhältnis zu Macht und Herrschaft haben, 
welches jeweils spezifiziert und problematisiert werden kann. Postanarchistische Ansätze gehen 
vom Konzept einer nach Autonomie strebenden Politik aus, die damit sichtbar und theoretisierbar 
wird. Damit betrachten sie, wie die ethischen, organisatorischen und theoretischen Ebenen von 
Akteur*innen-Handeln vermittelt werden.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Im postanarchistischen Ansatz werden verschiedene theoretische Denkfiguren aus poststruktu-
ralistischen Theorien mit anarchistischen Vorstellungen und Annahmen verbunden. Einen Haupt-
bezugspunkt dafür stellt Saul Newman (2010) dar, weil in seinem Werk diese Verbindung nach-
vollziehbar gezogen wird und damit Grundlagen für eine erneuerte politische Theorie entwickelt 
werden. Die Annahme eines grundlegenden Spannungsfeldes zwischen Politik und Ethik/Utopie 
erweist sich als plausibel, um anarchistisches Denken zu erfassen.

Anwendung: Methoden
Der Postanarchismus stellt einen theoretischen Ansatz zur Verfügung, aus welchem kein bestimm-
tes Methodenset folgt. Im Rahmen der entwickelten Betrachtungsweise wird die Annahme einer 
Kluft einerseits zwischen den Ansprüchen von bestimmten Akteur*innen und ihrem tatsächlichen 
Handeln, sowie andererseits zu anarchistischen Zielvorstellungen und Handlungsstrategien zu-
grunde gelegt.

Anwendung: Fallbeispiel
Illustriert wird der konzeptionelle Beitrag durch Erfahrungen in den Protesten gegen den G20-Gip-
fel in Hamburg 2017.

Anwendung: Beispiele
Richard Day mit Gramsci is dead (2005) theoretisiert die globalisierungskritische Bewegung mit 
einer postanarchistischen Perspektive.
Saul Newman verbindet in The Politics of Postanarchism (2010) verschiedene Elemente poststruk-
turalistischer Theorien synkretistisch mit anarchistischem Denken um einen postanarchistischen 
theoretischen Ansatz zu entfalten.
Markus Lundström arbeitet in An Anarchist Critique of Radical Democracy (2018) mit postanarchis-
tischer Theorie, um unter anderem die »Husby Riots« von 2013 unter einem spezifischen Blick-
winkel zu betrachten.
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1.	 Einleitung: Postanarchismus als spezifischer theoretischer Ansatz

Dieser Beitrag zielt darauf ab, Postanarchismus als theoretischen Ansatz einzu-
führen und für die empirische Forschung zu sozialen Bewegungen zu plausibili-
sieren.1 Wenn ich hier eine postanarchistische Perspektive auf links-emanzipato-
rische soziale Bewegungen entfalte, so nehme ich den Titel dieses Sammelbandes 
dahingehend wörtlich, als dass es an dieser Stelle darum gehen soll, einen be-
stimmten Blickwinkel einzunehmen. Statt dies anhand einer empirischen Unter-
suchung zu veranschaulichen oder ein bestimmtes Methodenset zu beschreiben, 
möchte ich in diesem Text vor allem Fragen aufwerfen, um die Grundlinien einer 
postanarchistischen Perspektive zu umreißen. Es geht mir daher weniger darum, 
einen vollständig ausgearbeiteten Ansatz zu präsentieren, sondern einen Denk-
anstoß zu geben, wie solch eine Perspektive aussehen könnte. Gleichwohl entstan-
den diese Überlegungen unter dem Eindruck der Proteste gegen den G20-Gipfel, 
die 2017 in Hamburg stattfanden. Da bei diesem Großereignis verschiedenste Ak-
teur*innen zusammenkamen, vielfältige Aktionsformen angewandt wurden und 
unterschiedliche politische Versammlungen stattfanden, die in einer Tradition 

1 � Erstmals angestoßen wurde die Diskussion um Postanarchismus durch Todd May (1994), der 
vorschlug, Poststrukturalismus als Theorie des Anarchismus zu betrachten. Dieser These wird 
hier nicht zugestimmt, sondern eher von potentiell eigenständigen anarchistischen Theorien aus-
gegangen, die sich selbstredend auf verschiedene andere Theorien beziehen und sich ihrer be-
dienen. Weitere wichtige Beiträge formulierten Saul Newman (2001) und Lewis Call (2002). In 
eine Auseinandersetzung mit Fragestellungen, die sich aus der postanarchistischen Debatte 
im englischsprachigen Raum ergeben, begibt sich Nathan Jun (2011), der »den« Postanarchis-
mus verwirf t und Anarchismus insgesamt als Bewegung jenseits der Moderne betrachtet. Im 
deutschsprachigen Raum spielten vor allem die Beiträge von Jürgen Mümken (2003; 2005), Jens 
Kastner (2000) und Gabriel Kuhn (2007) eine Rolle.
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von Protesten sozialer Bewegungen zu sehen sind, eignen sich die Gipfel-Proteste 
sehr gut, um das Spezifische der postanarchistischen Perspektive darzustellen. 
Dabei stellt der Postanarchismus eine Möglichkeit dar, mit welcher eine eigen-
ständige anarchistische Theoriebildung gelingen kann. Das heißt, Postanarchis-
mus ist keine neue politische Unterströmung der vielfältigen anarchistischen 
Bewegung, sondern eine Variante, anarchistisch zu denken, zur Selbstref lexion 
anzuregen sowie Ambivalenzen auszuhalten, welche sich bei der Erforschung so-
zialer Bewegungen ergeben, um praxisnahe und -relevante Erkenntnisse zu gene-
rieren. Im Folgenden werden dazu, soweit dies in dem begrenzten Rahmen des 
Beitrags möglich ist, die politisch-theoretischen Grundlagen und die analytische 
Perspektive umrissen und einige Anwendungsmöglichkeiten konturiert.

2.	 Forschungsansatz: Postanarchismus als Denken in Paradoxien  
und Spannungsfeldern

2.1	 Zum theoretischen Gehalt anarchistischer politischer Theorie

Analog zum Postmarxismus, welcher marxistische mit poststrukturalistischen 
Theorien verbindet, zielt der Postanarchismus darauf ab, die Prämissen und An-
satzpunkte anarchistischer Theorien zu dekonstruieren und zu erneuern, von 
denen angenommen wird, dass sie nach wie vor stark dem Denken der Auf klä-
rung und der Moderne verhaftet sind (Mümken 2005: 11-22; Newman 2010: 6). 
Diese Grundannahmen zu dekonstruieren bedeutet jedoch nicht, die theoreti-
schen Implikationen und die ethischen (Milstein 2013) und utopischen Fluchtli-
nien (Kinna/Davis 2014), welche Anarchismus als gesellschaftspolitisches Projekt 
beinhaltet (z.B. egalitäre und freiwillige Selbstorganisation), generell über Bord 
zu werfen, sondern sie als sozial-revolutionäre Bezugspunkte zu reformulieren. 
Solch ein Entwurf eines nicht-fundamentalistischen Anarchismus’ (vgl. Abensour 
2012: 227-269) stellt sich insofern als besondere Herausforderung dar, da anar-
chistische Ansätze, Praktiken und Perspektiven zumeist mit starken ethischen 
Wertungen und Axiomen, Prinzipien oder Idealen einhergehen, die als Sedimen-
te historischer Erfahrungen in Kämpfen sozialer Bewegungen zu verstehen sind. 
Diese stehen im politischen Denken des Anarchismus wiederum im Dreiklang 
von Lebensformen, politischer Philosophie und sozialer Bewegung (Loick 2017: 
10ff.; vgl. Seyferth 2015: 14f.; vgl. Graeber 2009: 214). Mit dem postanarchistischen 
Ansatz werden ethische Grundwerte (z.B. Vielfalt, Gleichheit, Selbstbestimmung) 
mit Organisationsprinzipien (z.B. Dezentralität, Horizontalität, Autonomie) und 
theoretischen Axiomen (z.B. Pluralität, Kooperation, Selbstorganisation) als not-
wendigerweise verknüpft erachtet. Es geht also darum, neu zu betrachten und 
zur Debatte zu stellen, auf welche Weise verschiedene Akteur*innen ethische, 
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organisatorische und theoretische Überlegungen absichtsvoll oder unbewusst 
verbinden. Dennoch meint Postanarchismus einen theoretischen Ansatz und be-
schreibt keinen normativen Wertehorizont.

2.2	 Die analytische Perspektive des Postanarchismus

Eine postanarchistische Perspektive stellt bei der Betrachtung sozialer Bewe-
gungen Macht-Fragen (Rousselle/Evren 2011)2. An dieser Stelle werden sie ins-
besondere an die bei den Protesten beteiligten Akteur*innen gerichtet, wobei 
zwischen deren jeweils eigenen Ansprüchen und Verständnissen einerseits und 
einer dezidiert anarchistischen Position andererseits zu unterscheiden ist. Macht 
wird im anarchistischen Denken keineswegs rundum abgelehnt, sondern diffe-
renziert betrachtet (Jun 2018; Clark 2013: 16-21) Allerdings wird besonders kritisch 
darauf geachtet, wo sie sich (potentiell) zu Herrschaft (vgl. Imbusch 2012; Aden 
2004; Wallat 2015; Fisahn 2008) verdichtet. Wie bei anderen Ansätzen in der Be-
wegungsforschung geht es darum, durch eine solidarisch-kritische Bezugnahme 
auf emanzipatorische soziale Bewegungen diese als handelnde Subjekte in den 
Fokus zu rücken, anstatt Diskurse auf medialer Ebene oder politische Verhand-
lungen über sie zu betrachten. In diesem Zusammenhang lautet die alte, aber im-
mer wieder neu zu stellende Leitfrage: Wie können sich Akteur*innen, die sich 
auf die Fluchtlinie hin zu einer herrschaftsfreien Gesellschaft beziehen, Macht 
aneignen und diese zielgerichtet ausüben, ohne sich dabei selbst herrschafts-
förmiger Methoden, Mittel und Subjektivierungsweisen zu bedienen? Bei allen 
dafür in Frage kommenden Akteur*innen aus dem Spektrum linker Bewegun-
gen ist dahingehend von einer Kluft zwischen dem Anspruch, die Zielvorstellung 
eine herrschaftsfreien Gesellschaft verwirklichen zu wollen, und der Wirklichkeit 
eines durch verschiedene Herrschaftsverhältnisse geprägten und bedingten so-
zialen Handlungsraums auszugehen.

Damit einen Umgang zu finden, stellt ein kompliziertes Problem dar, wenn 
erstens davon ausgegangen wird, dass es eine Entsprechung von gewählten Zie-
len und angewandten Mitteln geben soll, wenn zweitens die bloße Negation des 
Bestehenden als nicht zielführend angesehen wird und drittens, wenn Hand-
lungsstrategien verworfen werden, die allein auf Reformen abzielen. In diesem 
Zwiespalt stehen selbstverständlich auch jene, die im eigentlichen Sinne als An-
archist*innen zu bezeichnen sind, wobei sie jedoch oftmals eine ausgeprägte 
Sensibilität für diese Fragen besitzen. Denn seine Ursachen liegen in der Wider-
sprüchlichkeit von gesellschaftlichen Verhältnissen und Subjekten selbst. Mit 
diesen umzugehen, zeigt sich insbesondere dann als Herausforderung, wenn 

2 � Die Beiträge von Süreyya Evren, Andrew M. Koch, Tadzio Mueller und Nathan J. Jun in Rousselle/
Evren (2011) sind dafür aufschlussreich.
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(theoretisch) ein radikal Anderes zur bestehenden Gesellschaftsordnung als Be-
zugspunkt angenommen wird. Dies ergibt Sinn, wird es als Bündel von Fluchtli-
nien verstanden, an denen sich eine Politik der Autonomie fortwährend orientiert 
(Arditi 2007: 210-224). Eine solche Politik der Autonomie ist als strukturelle Er-
neuerung der Verhältnisse zu denken, das heißt in der Rekonstruktion neuer ge-
sellschaftlicher Institutionen und sozialer Beziehungen (vgl. z.B. Adamczak 2017).

Diese Herangehensweise spiegelt sich ebenfalls auf Ebene der Theorie wider 
und wird für den Postanarchismus von Newman meines Erachtens nach mit einer 
spezifisch anarchistischen Variante der poststrukturalistischen Figur der »poli-
tischen Differenz« (vgl. Bedorf/Röttgers 2010; Bröckling/Feustel 2010) gefasst, 
indem er Politik und Anti-Politik gegenüberstellt (Newman 2010). Als Anti-Politik 
werden vor allem die Sphären von Utopie und Ethik begriffen. Sie gilt Newman 
als hauptsächlicher Modus des »klassischen« Anarchismus mit dessen Ansatz, 
»das« Soziale gegen »die« Politik zu stellen. Politik werde gemeinhin vorrangig 
als »dem« Staat, das Soziale »der« Gesellschaft zugeordnet gedacht. Zwischen 
ihnen bestehe eine konstitutive Lücke, welche zu einer unauf löslichen Spannung 
führe. Im Zuge des Auftretens von Anti-Politik werden – in diesem Sinne – ver-
staatlichte Politikformen kritisiert und in Frage gestellt. Doch auch anarchistische 
Zielvorstellungen und Handlungsmuster lassen sich paradoxerweise nur durch 
politische Praktiken umsetzen, weswegen anarchistische Ansätze auf eine Politik 
der Autonomie abzielen, um ihre eigene Bedingtheit zu überschreiten (Newman 
2010: 11, 170).

Diese von Newman entfaltete, aus dem poststrukturalistischen Denken ab-
geleitete theoretische Figur ist meiner Ansicht nach äußerst sinnvoll, um Span-
nungen zu beschreiben, die dem Anarchismus grundsätzlich und aktuell inhärent 
sind. Weil sie darüber hinaus auch viele andere radikale politische Akteur*innen 
betrif ft, kann sie dazu dienen, den postanarchistischen Ansatz zu umreißen, 
der genauer als ein Denken in Paradoxien bezeichnet werden kann. Die paradoxe 
Herangehensweise des Postanarchismus bietet neue Möglichkeiten, über gesell-
schaftliche Widersprüche nachzudenken, sie zu begreifen, aber auch in sie ein-
zugreifen. Dieser zeigt auf, dass unsere Alltagsvorstellungen häufig von zahlrei-
chen widersprüchlichen Annahmen durchzogen sind, die uns zumeist jedoch als 
unhinterfragte Wahrheiten gelten. Die Hinterfragung grundlegender Prämissen 
führt dabei zunächst zu Irritationen, weil Paradoxien die Widersprüche in unse-
rer Intuition aufzeigen (Cuonzo 2015). Voraussetzung für diese Dekonstruktion 
und Anerkennung von Paradoxien ist das Eingeständnis, dass Widersprüche sich 
nicht einfach vermitteln lassen und zudem, dass es verschiedene Perspektiven, 
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Ansatzpunkte und Wege gibt und geben muss, wenn im anarchistischen Sinne 
von radikaler sozialer Revolutionierung der Gesellschaft gesprochen wird.3

Diese postanarchistische Herangehensweise soll nun anhand von Überlegun-
gen zu nach Autonomie strebenden Politikformen und zu Hegemonietheorien 
(vgl. Eibisch 2017) an Beispielen aus den Protesten gegen den G20-Gipfel illustriert 
werden. Um diese Perspektive weiter zu untermauern, könnte in einem nächsten 
Schritt eine ausführliche empirische Studie an diese exemplarische Darstellung 
anschließen.

3.	 Forschungspraxis

3.1	 Konzeptionen von (Anti-)Politik: Verstaatlichung der Zivilgesellschaft 
oder Politik der Autonomie?

Mit dem postanarchistischen Ansatz wird betont, dass »Politik« als Teil der sozia-
len Realität als vermachtetes, herrschaftsförmiges und hegemonial strukturier-
tes Terrain zu betrachten und aus einer Perspektive grundsätzlicher Herrschafts-
kritik zu problematisieren ist. Die anarchistische Ethik und Utopie streben eben 
nicht nach Verhandlungen verschiedener Interessen bei Machtungleichheiten, 
sondern auf die prozesshafte Verwirklichung der Zielvorstellung einer konsen-
sualen, egalitären, freiwilligen und autonomen Assoziation in Selbstorganisation 
und Selbstverwaltung. Da herrschaftsförmige gesellschaftliche Verhältnisse vor-
gefunden und verändert werden sollen, gilt es dennoch auch aus anarchistischen 
Positionen heraus, »Politik« zu machen. Als Politik der Autonomie lehnt sie jedoch 
jene Politikformen ab, die dem Staat zugeordnet sind und stellt sie in Frage (New-
man 2010: 98ff.; vgl. Lundström 2018: 77-82).

In Hinblick auf die Proteste gegen den G20-Gipfel in Hamburg 2017 können 
so beispielsweise Versammlungen von zivilgesellschaftlichen4 Akteur*innen 
untersucht werden. Im Zuge der G20-Proteste wurde am 2. Juli 2017, das heißt 

3 � Dabei soll nicht geleugnet werden, dass sich das Denken in Paradoxien auch besonderen Gefah-
ren ausgesetzt, nämlich erstens die vorhandenen Widersprüche zu relativieren, herabzuspielen 
und im schlimmsten Fall zu feiern und darum zu af firmieren, zweitens die Gegensätze, welche 
damit vermittelt werden sollen, überhaupt erst auf diese Weise zu konstruieren und damit al-
les diesem Schema zuzuordnen, drittens die Spezifik der verschiedenen Seiten überzubetonen 
und damit die gemeinsame Grundlage, auf der ihre Vermittlung und Ziele gedacht werden, nicht 
ausreichend zu bestimmen und schließlich viertens in seinen Schlussfolgerungen schwammig zu 
bleiben und einem selbstgenügsamen Sowohl-als-auch zu frönen. Siehe u.a. bereits die Kritik an 
Proudhon durch Marx (1962; 1963).

4 � Der Begrif f der Zivilgesellschaf t wird hier im gramscianischen Sinne verwendet (Becker et al. 
2013: 68f f.).
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eine Woche vor dem eigentlichen Gipfeltreffen am 7. und 8. Juli, von Greenpeace, 
Campact, dem BUND, dem DGB, der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung und 
weiteren NGOs eine »Protestwelle« veranstaltet. Wie auch schon bei den Protes-
ten gegen den G7-Gipfel auf Schloss Elmau im Jahr 2015, organisierten sie sich 
bewusst unabhängig von der linken Großdemonstration »Solidarität statt G20« 

–, um laut ihren Pressemitteilungen nicht mit »Gewalt« assoziiert zu werden. Mit 
dem Slogan »Eine andere Politik ist nötig«, wandten sie sich explizit nicht gegen 
die Ausrichtung des Gipfels in Hamburg, sondern appellativ an die Regierungen 
der G20-Staaten, »für mehr Gerechtigkeit, mehr Nachhaltigkeit, mehr Transpa-
renz und mehr Zusammenarbeit gegen soziale, ökologische und wirtschaftliche 
Verwerfungen« (G20 Protestwelle 2017) zu sorgen. Dies spiegelt den Grad der Aus-
richtung zivilgesellschaftlicher Akteur*innen und NGOs auf die Regierungspoli-
tik im internationalisierten neoliberalen Herrschaftsgefüge wider.5

Viele Teilnehmenden der Kundgebung »Protestwelle« waren politisch in lan-
ge bestehenden sozialen Bewegungen, wie der Friedens- Umwelt- und Gewerk-
schaftsbewegung, aktiv und sozialisiert worden. Es kann daher angenommen 
werden, dass sie vorhandene Bezüge und auch Sympathien bezüglich Gras-
wurzelbewegungen und radikaler Regierungs- und Gesellschaftskritik haben. 
Gleichzeitig nehmen sie jedoch an solch einer Kundgebung teil, die sich explizit 
an neoliberale Regierungen und demokratisch nicht legitimierte internationale 
Versammlungen richtet. Im Sinne der Konzeption einer Politik der Autonomie kann 
daher von einer Kluft zwischen dem Politikverständnis der die »Protestwelle« 
organisierenden NGOs und jenem der Teilnehmenden der Kundgebung ausge-
gangen werden. Selbstverständlich sind auch die Teilnehmenden als heterogene 
Gruppe mit unterschiedlichen politischen Bewusstseinsformen, Positionen und 
Bezügen zu den Veranstalter*innen anzusehen.

Im Rahmen eines postanarchistischen Ansatzes wäre nun danach zu fragen, 
ob und wie stark die individuellen politischen Ansichten und Politikverständ-
nisse der Teilnehmenden der »Protestwelle« von jenem des veranstaltenden 
NGO-Bündnisses abweichen, inwiefern ihnen dahingehend Widersprüche be-
wusst sind, wie sie mit diesen umgehen und schließlich, wie sie selbst die Rolle 
der Zivilgesellschaft wahrnehmen. Dies könnte beispielsweise mit der Methode 
eines offenen Fragebogens geschehen.

5 � Dabei handelt es sich um einen beidseitigen Annäherungsprozess, was auch an der Veranstal-
tung von Vorfeldgipfeln wie »Woman20«, »Youth20«, »Labour20«, »Civil20« und »Business20« 
durch die deutsche Bundesregierung deutlich wird. Überdeutlich ist, dass diese Regierungstech-
niken eine Form postdemokratischer Interessenaggregration und -vermittlung darstellen.
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3.2	 Eine anti-hegemoniale Hegemonietheorie: Hierarchisches 
Bewegungsmanagement oder Vielfalt der Affinitäten

Im Sinne Antonio Gramscis lässt sich Hegemonie

»als eine Form von Klassenherrschaf t verstehen, die auf der Zustimmung großer 
Teile der Beherrschten basiert. (…) Herrschaf t erschöpf t sich nicht im Beherrschen, 
im Unterwerfen, im Bezwingen. Vielmehr geht es um eine Kombination von 
Führung und Herrschaf t, von Zustimmung und Unterwerfung, von Konsens und 
Zwang« (Becker et al. 2013: 19f.).

Es spricht nichts dagegen, dies wörtlich zu verstehen und das Streben nach Hege-
monie als das Streben nach Herrschaft zu begreifen. Gramscis Hegemonietheorie 
ist dennoch auch für anarchistisches Denken anschlussfähig, wenn ihre analy-
tische und ihre politische Dimension auseinandergehalten werden (vgl. Kastner 
2011: 99f.). Dabei wird Hegemonie in historisch-spezifischen Gesellschaftsforma-
tionen von verschiedenen Akteur*innen zu sehr unterschiedlichen Graden ange-
strebt.

Nach Richard Day, der sich auf verschiedene poststrukturalistische Theore-
tiker, wie Jacques Derrida, Gilles Deleuze und Félix Guattari, Michel Focualt und 
Jacques Lacan bezieht, besteht die neoliberale Regierungsform und ihre Gesell-
schaftskonzeption in einer »Hegemonie der Hegemonie« (Day 2005: 8). Damit be-
schreibt Day die Duldung verschiedener gegenhegemonialer politischer Projekte, 
weil jene die Struktur der hegemonialen Ordnung in ihrer Orientierung auf sie 
bestätigen, womit die Hegemonie der neoliberalen staatlich-kapitalistischen Ge-
sellschaftsordnung aufrechterhalten wird. Diese hegt zudem soziale Bewegun-
gen ein, konstruiert mit ihren Forderungen verschiedene Minderheiten und ord-
net sie mittels einer Ideologie des liberalen Multikulturalismus dem Staat zu (vgl. 
Day 2005: 76-87).

Entgegen dieser Sogwirkung von hegemonialer Politik, der sich klassisch so-
zialistische Projekte, aber auch soziale Bewegungen fügten, problematisierten 
nach Day die »neuesten sozialen Bewegungen« (vgl. Sitrin 2018), namentlich die 
globalisierungskritische Bewegung, die hegemoniale Strukturierung von Politik. 
Sie wendeten sich mit nicht-hegemonialen und anti-hegemonialen Praktiken und 
Perspektiven gegen das Streben nach politisch-kultureller Hegemonie6 selbst, die 

6 � Als anti-hegemoniale Politik kann im Rahmen der G20-Proteste beispielsweise der militante 
Demonstrationszug auf der Elbchaussee am Vormittag des 7. Juli 2017 angesehen werden. Bei 
diesem waren keine Versuche, »Regierungspolitik« zu beeinflussen, erkennbar. Stattdessen ging 
es bei der bewussten Verursachung von Sachschäden um die symbolische Wirkung einer klaren 
Absage an die Politik der G20 (beziehungsweise, das, was der Staatsgipfel insgesamt für die De-
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sie nicht übernehmen, sondern abbauen und angreifen wollen würden (Day 2005: 
5-18; 44ff.; 123ff.; vgl. Arditi 2007: 206). Dazu föderierten gleichberechtigte und 
autonome Akteur*innen nach einer Logik der »Affinität« zu einem heterogenen 
Kollektivakteur als »movement of movements« (Day 2005: 178-186), anstatt etwa 
zentral gegründet oder von einer bestimmten Fraktion geführt und vereinheit-
licht zu werden.

Zumindest die radikaleren Strömungen der heterogenen globalisierungskriti-
schen Bewegung – welche oft als »anarchistisch« beschriebenen wurden (Graeber 
2009: xi-xiii) –, vertreten diese Organisationsprinzipien (die jedoch zugleich auch 
ethischen und theoretischen Überlegungen folgen, siehe S. 2). Im Rahmen eines 
internationalen Großevents, wie die Proteste gegen den G20-Gipfel, kann es da-
bei immer wieder zu Spannungen mit professionellen Bewegungspolitiker*innen 
kommen, die tendenziell ein Bewegungsmanagement bilden. Dieses zeichnet sich 
durch eine eigene Sprache und bestimmte Hierarchien aus und weist damit einen 
Abstand zu einem Großteil der Protestierenden auf, welche sie potentiell verein-
nahmen können. In Einzelfällen werden bezahlte Stellen geschaffen, um Proteste 
zu managen. Daraus folgt die Etablierung von formellen Sprecher*innen, da diese 
professionellen Bewegungspolitiker*innen für die Protestierenden sprechen. In-
folgedessen interpretieren sie auch deren Handlungsweisen und suggerieren ins-
gesamt eine politische Wirkmächtigkeit und Seriosität der sozialen Bewegungen, 
mittels der sie an hegemoniale Diskurse anzudocken hoffen. Dies deutet auf eine 
Orientierung auf hegemoniale Politikformen dieser Bewegungsaktivist*innen 
hin. Diese ist bei den unterschiedlichen Akteur*innen in Protestbündnissen ver-
schieden ausgeprägt. Als eine bedeutende Kraft innerhalb des bewegungslinken 
Spektrums kann im deutschsprachigen Raum zweifellos der »postautonome« 
Zusammenschluss »Interventionistische Linke« (IL) betrachtet werden, der sich 
im Vorfeld auf die Mobilisierungen zum G8-Gipfel in Heiligendamm 2007 for-
miert hatte und sich daher in Hinblick auf die Proteste gegen den G20-Gipfel in 
besonderer Verantwortung sah. Die Aktivist*innen beteiligten sich während der 
Gipfelproteste an mehreren Aktionen und organisierten die Aktion zivilen Un-
gehorsams »Block G20« unter dem Motto: »Colour the red zone«. Um mit einem 
postanarchistischen Ansatz nicht-hegemoniale und anti-hegemoniale Perspekti-
ven stark zu machen (ohne jedoch jegliche Form hegemonialer Politik per se ab-
zulehnen), kann die IL darauf hin untersucht werden, inwiefern ihre Politikfor-
men hegemonial orientiert sind. Dies ist beispielsweise mittels einer Textanalyse 

monstrationsteilnehmer*innen verkörperte). Die friedliche Aneignung des öf fentlichen Raumes 
durch das »hedonistische Massencornern«, zu welchem für den 4. Juli 2017 aufgerufen wurde und 
an dem sich mehrere tausend Personen beteiligten, kann als nicht-hegemoniale Politik begrif fen 
werden. Zwar wurden hier vor allem auch von »Recht-auf-Stadt«-Initiativen bestimmte politische 
Inhalte artikuliert, diese können jedoch nicht einem bestimmten gegenhegemonialen Projekt 
zugeordnet werden.
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eines offiziellen Statements der IL als »vorläufige Bilanz« zu den Gipfel-Protesten 
vorstellbar. Der Text »Die rebellische Hoffnung von Hamburg« (IL-Bilanz 2017) 
vom 12. Juli 2017 kann dafür als paradigmatisch betrachtet werden. In ihm ist gut 
nachvollziehbar, wie die eigene, partikulare Deutung der Protestereignisse als 
allgemeine Beschreibung derselben ausgegeben wird und Aktionen verschiede-
ner Akteur*innen gezielt einem diffusen »Wir« zugeordnet werden, von welchem 
angenommen werden kann, dass sich die IL als ihre Protagonistin sieht. Diesen 
Text aus einer postanarchistischen Perspektive heraus zu analysieren, sollte um-
gekehrt mit der Untersuchung einhergehen, wie unterschiedliche Akteur*innen 
ihre jeweils eigenen Sichtweisen in die Interpretation der Ereignisse einbringen. 
Daraus ließe sich der Blick auf die tatsächlich vorgefundene Bewegung richten, 
anstelle ein konstruiertes »Mosaik« links-emanzipatorischer Bewegungen anzu-
nehmen.

3.3	 Emanzipationsverständnis und Subjektivierungsprozesse

Bisher wurde der postanarchistische Ansatz vor dem Hintergrund einer Denkweise 
in Paradoxien und der Ambivalenz der Macht-Herrschaf t-Problematik umrissen und 
beispielhaft durch die Konzeption einer Politik der Autonomie und von anti-hegemo-
nialen und nicht-hegemonialen Politikformen und politischen Strategien verdeutlicht. 
Diese Aspekte lassen sich sinnvoll mit der Darstellung eines spezifisch postan-
archistischen Verständnisses von Emanzipation kombinieren und exemplarisch an-
hand der hedonistischen Rave-Demo am 5. Juli 2017 unter dem Motto »Lieber tanz 
ich als G20« diskutieren. Es wird davon ausgegangen, dass die Ausgestaltung der 
Formen und Inhalte von politischen Ereignissen und Praktiken entscheidend da-
für ist, ob und inwiefern sie emanzipierende Prozesse ermöglichen und begüns-
tigen, und dass derartige Ermächtigungsvorgänge in kollektiven Erfahrungsräu-
men als wichtige Schritte für generelle Emanzipationsprozesse anzusehen sind. 
Mit einem postanarchistischen Ansatz kann danach gefragt werden, inwiefern 
das Konzept der Rave-Demonstration und ihre konkrete Umsetzung tatsächlich 
die »Spontaneität der Massen« (und somit ihr selbständiges und selbst-bewusstes 
Handeln) fördert oder nicht vielmehr eigentlich zu einer »Lethargie der Massen« 
beiträgt.

Weiterhin kann nach Subjektivierungsprozessen in und jenseits der bürgerlichen 
Subjektform gefragt werden, die im Postanarchismus zentral sind. Subjektivie-
rung, die in Anschluss an Foucault (2015) zugleich als Unterwerfung und Hand-
lungsbefähigung zu verstehen ist (Reckwitz 2008: 9-38), findet in allen Ereig-
nissen der Proteste gegen den G20-Gipfel statt. Für einen postanarchistischen 
Ansatz sind dabei allerdings insbesondere die Krawalle im Schanzenviertel in 
der Nacht vom 7. auf den 8. Juli 2017 interessant, da anarchistische Theorien der 
»temporären autonomen Zone« (vgl. Arditi 2007: 218f.) die befreienden Aspekte 
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von Aufstandssituationen betonen, weil hier Grenzüberschreitungen besonders 
intensiv erfahren werden und subjektivierend wirken. Doch sind jene Verhaltens-
weisen, die in Räumen sichtbar werden, in denen kurzzeitig das staatliche Ge-
waltmonopol ausgesetzt wird, vor allem Ausdruck der bürgerlichen Subjektform 
(beziehungsweise ihres Scheiterns), oder verweisen sie auf (und verwirklichen sie 
bereits) alternative Subjektformen, wobei Letztere – etwa nach anarchistischen 
ethischen Vorstellungen – als wünschenswert erachtet werden?

Die postanarchistische Perspektive und Denkweise lässt sich also prinzipiell 
mit anderen sozialwissenschaftlichen Theorien verbinden und auf weitere Felder 
der Bewegungsforschung beziehen. Die Ablehnung oder der Verlust der mit die-
ser Perspektive einhergehenden ethischen Implikationen und ihrer herrschafts-
kritischen Intention würde sie allerdings untergraben, da dadurch der legitime 
Anspruch aufgegeben werden würde, theoretische Überlegungen aus (immer 
normativ gefärbten) politischen Perspektiven und Traditionen abzuleiten. Da-
für ist ein Übersetzungsprozess erforderlich, in dem normative Ausgangspunkte, 
politische Intentionen, theoretische Prämissen, Leerstellen und Widersprüche 
des postanarchistischen Ansatzes transparent und nachvollziehbar abgebildet 
sowie seine Begrenzung und Reichweite offengelegt werden.

4.	 Fazit

In diesem Beitrag wurde ausgeführt, dass die Perspektive des Postanarchismus 
sich wesentlich aus verschiedenen theoretischen Figuren des poststrukturalisti-
schen Denkens speist und diese mit anarchistischen Annahmen, Gedankengän-
gen und Erfahrungswelten verbindet. Mithilfe einer postanarchistischen Pers-
pektive werden die ethisch-utopischen Zielvorstellungen des Anarchismus betont, 
welche nach Autonomie strebende Politikformen und Lebensstile inspirieren und 
zu radikalem Handeln motivieren. Einen interessanten Untersuchungsgegen-
stand – z.B. bei den Proteste gegen den G20-Gipfel – bilden dabei die Formen der 
Vermittlung zwischen ethischer, organisatorischer und theoretischer Ebene bei 
verschiedenen Bewegungsakteur*innen. Um nach der wechselseitigen Vermitt-
lung von politischen Zielvorstellungen und jeweiligen Handlungspraktiken fra-
gen zu können, gilt es, die Ebenen im theoretischen Ansatz des Postanarchismus 
gedanklich zu trennen.

Stärker als etwa postmarxistische Ansätze formuliert er dabei eine konkrete 
Herrschaftskritik, die ihn auf einer Meso-Ebene zu einer solidarisch-kritischen 
Infragestellung der Praktiken, Strategien, Zielsetzungen und Organisationsfor-
men verschiedener Akteur*innen in sozialen Bewegungen führt. Dies geschieht 
im Bewusstsein der grundlegenden Ambivalenz im Umgang mit der Notwen-
digkeit der Aneignung und Ausübung von Macht, bei gleichzeitig permanenter 
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Verhinderung ihrer Verdichtung zu Herrschaft – jene Herausforderung, der 
sich Anarchist*innen oftmals entzogen haben. Weniger als beispielsweise post-
operaistische Ansätze zielt der Postanarchismus auf die Umwälzung der gesell-
schaftlichen Totalität als Ganzes ab, geht jedoch ebenfalls von einem immanenten 
Vorhandensein als wünschenswert erachteter (solidarischer, gleichberechtigter, 
freiwilliger etc.) Beziehungen aus, welche es auszubauen gälte. Weil gesellschaft-
liche Verhältnisse darüber hinaus jedoch grundlegend transformiert werden sol-
len, ist die postanarchistische Perspektive nicht reformerisch, sondern sozial-re-
volutionär. Mit ihrem Denken in Paradoxien betrachtet sie »präfigurative Politik«, 
also einen Handlungsmodus des Als-ob (Herrschaft aufgehoben werden kann), 
um tatsächliche Handlungsmöglichkeiten in politischen Prozessen – bevorzugt 
bei Protestereignissen – auszumessen und gedanklich zu erweitern. Dieses Den-
ken stellt einen sinnvollen Ansatzpunkt dar, um links-emanzipatorische Politik-
vorstellungen, gesellschaftspolitische Narrative und Handlungsstrategien fort-
während zu hinterfragen und auf radikale Fluchtlinien hin auszurichten.
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Hegemonietheoretische Analyse islamistischer Bewegungen; 
postkolonial-feministische Perspektiven auf Islam und Islamismus

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Entgegen vorherrschender Analysen, die Islamismus als politisierte Religion und damit auf eine 
ideologische Funktion reduzieren, nimmt der Ansatz die spezifischen Artikulationsformen von Re-
ligion, Politik und Geschlecht in gesellschaftlichen Kämpfen in den Blick. Islamistische (Frauen-)
Bewegungen werden infolgedessen als soziale Kräfte in Kämpfen um Hegemonie verstanden.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Hegemonie dient mir als zentrale Kategorie politischer Analyse, die von Antonio Gramsci geprägt 
und in der Hegemonietheorie von Laclau und Mouffe weiterentwickelt wurde. In dieser Konzeption 
können soziale Bewegungen als soziale Kräfte verstanden werden, die maßgeblich am Prozess der 
Artikulation gesellschaftlicher Konflikte beteiligt sind.
Für die Analyse islamistischer Bewegungen ist Religion bzw. der Islam als analytische Kategorie zu 
konzipieren. Entgegen orientalistischer Lesarten, in denen Islamismus als »Rückkehr des Religiö-
sen« und dem Islam eine fixierte transhistorische Bedeutung zugeschrieben wird, legt der Ansatz 
ein Konzept von Religion als Trägerin von Bedeutung nach Clifford Geertz zugrunde. 
Schließlich basiert der Ansatz auf einer Konzeption von Geschlecht als gesellschaftlicher Struktur-
kategorie und damit als soziales Verhältnis, das in gesellschaftlichen Kämpfen hergestellt und 
umkämpft wird.

Anwendung: Methoden
Die Forschung beruht auf qualitativen empirischen Daten, die in Form von Expert*inneninterviews 
mit islamistischen Aktivist*innen und ethnographischen Methoden erhoben wurden. 

Anwendung: Fallbeispiel
Das vorgestellte Fallbeispiel untersucht die islamistische Frauenbewegung in der Türkei und fragt, 
wie Geschlechterverhältnisse in dieser Bewegung zu einem spezifischen historischen Zeitpunkt 
(Mitte der 2000er Jahre) artikuliert werden und wie sich darin hegemoniale Kämpfe ausdrücken. 

Anwendung: Beispiele
Eine hegemonietheoretische Analyse des Aufstiegs des politischen Islam in der Türkei hat Ilker 
Ataç vorgelegt: Ataç, Ilker (2007): »Kampf um Hegemonie: Zur Entstehung des politischen Islam 
in der Türkei in den 1970er-Jahren«, in: Gerald Faschingeder/Clemens Six (Hg.), Religion und Ent-
wicklung. Wechselwirkungen in Staat und Gesellschaft, Mandelbaum: Wien.
Die Erforschung von Islamismus aus der Perspektive der US-amerikanisch geprägten sozialen 
Bewegungsforschung wird von Asef Bayat (2005) hinsichtlich der möglichen Chancen dieser Her-
angehensweise und ihrer Grenzen diskutiert: Bayat, Asef (2005): »Islamism and social movement 
theory«, in: Third World Quarterly 26 (6), S. 891-908. 



Islamismus als soziale Bewegung 
Kämpfe um Hegemonie aus postkolonial-feministischer 
Perspektive

Tanja Scheiterbauer

1.	 Einleitung: Thinking otherwise – Islamismus als soziale Bewegung?

Islamismus wird spätestens seit 9/11 in engem Zusammenhang mit Jihadismus im 
Rahmen von Terrorismus-/Extremismusforschung und Security Studies diskutiert 
(vgl. u.a. Kepel 2000; Rougier 2007). Die Analysen und das hierdurch produzier-
te Wissen über islamistische Bewegungen sind vor allem durch eine auf Sicher-
heitspolitiken fokussierte Erkenntnisperspektive verengt (vgl. Volpi 2011). Der 
Jihadismus deckt jedoch nicht das gesamte heterogene Spektrum islamistischer 
Bewegungen ab, sondern ist nur eine Form des Islamismus.1 Betont wird in der 
Islamismusforschung vor allem der Befund, dass die facettenreiche und lange Ge-
schichte vielgestaltiger islamistischer Bewegungen in verschiedenen nationalen 
Kontexten sowie in transnationalen Netzwerken weder eine alleingültige theo-
retische Perspektivierung, noch die Rede von ›dem‹ Islamismus als einheitliches 
Phänomen zulässt (vgl. u.a. Esposito 1997; Mandaville 2007; Volpi 2011; Wiktoro-
wicz 2004). 

Islamistische Frauenbewegungen haben empirische feministische Forschun-
gen vor eine weitere besondere Herausforderung gestellt: Das Auftreten Kopftuch 
oder Schleier tragender Frauen in Protesten, politischen Arenen und Parteien, die 
vormals männlich (und säkular) bestimmt waren, wird als das markanteste Zei-
chen für die gesellschaftliche Durchdringung islamistischer Bewegungen in der 
MENA2-Region gedeutet (vgl. Ilyasoglu 2000). So wurde konstatiert, dass diese 

1 � Jihadismus kann als eine militante Form von Islamismus bezeichnet werden, die seit den 1970er 
Jahren im Maghreb und im Mashrek sowie in Südasien entstanden ist. Während die Anwendung 
und Legitimierung von Gewalt in der islamistischen Bewegung extrem umstritten ist, erheben Ji-
hadist*innen den bewaf fneten Kampf nicht nur zum Mittel, um ein politisches Ziel zu erreichen, 
sondern zur zentralen Glaubenspflicht von Muslim*innen.

2 � MENA wird hier verwendet als Akronym für Middle East and North Africa.



Tanja Scheiterbauer200

Bewegungen es einerseits ermöglicht haben, Frauen neue Handlungsräume für 
verschiedene Partizipationsmöglichkeiten zu eröffnen und neue Formen von 
Identitätspolitik zu entwerfen (vgl. u.a. Badran 2002; Klein-Hessling et al. 1999; 
Mahmood 2005). Andererseits werden durch diese Bewegungen essentialistische 
Vorstellungen einer naturhaften Ordnung der Geschlechter transportiert und 
bereits erkämpfte Frauenrechte in manchen Kontexten in Frage gestellt (vgl. u.a. 
Göle 2004; Kreile 2009). Zugespitzt formuliert, ist durch das Auftreten dieser 
Bewegungen eine Kontroverse entstanden, die sich unterteilt in poststruktura-
listisch und subjekttheoretisch inspirierte Analysen, die die Handlungsfähigkeit 
der Subjekte in der Vordergrund stellen und die islamistischen Frauenbewegun-
gen als autochthonen islamischen Feminismus interpretieren, sowie in struktu-
ralistisch orientierte Zugriffe, die Islamismus mit patriarchaler Unterdrückung 
gleichsetzen. 

Die Aufgabe postkolonial-feministischer Kritik besteht meines Erachtens da-
rin, soziale Praktiken und Politiken islamistischer Frauen(-Bewegungen) jenseits 
der Dichotomie von feministischem Widerstand und patriarchaler Beherrschung 
zu analysieren und die Kontinuitäten kolonialer Wissensbestände in diesen Re-
präsentationsformen zu entschlüsseln. Ich schlage vor, die heterogenen islamis-
tischen (Frauen-)Bewegungen als soziale Kräfte in Kämpfen um Hegemonie zu 
betrachten und dabei an die Hegemonie- und Diskurstheorie von Ernesto Laclau 
und Chantal Mouffe (2014) anzuschließen. Das Erkenntnisinteresse richtet sich 
aus dieser Perspektive nicht zentral darauf, wie es diesen Bewegungen gelingt, 
religiöse Praktiken und Diskurse zu verändern oder diese zu politisieren. Viel-
mehr werden die spezifischen Artikulationsformen von Religion, Politik und 
Geschlecht in gesellschaftlichen Kämpfen in den Blick genommen. Soziale Bewe-
gungen werden dabei gesellschaftstheoretisch als zivilgesellschaftliche Kräfte3 
verstanden, die um Hegemonie ringen. Dies setzt voraus, Religion als Analyse-
kategorie im Hinblick auf deren eurozentrische Konzeptualisierung zu befragen, 
um die darin verwobenen komplexen Verhandlungen von Geschlecht, Macht und 
Kolonialität freizulegen.

Im ersten Teil des Beitrags werden zentrale Begriffe der Hegemonietheorie 
von Laclau und Mouffe erläutert und die Grenzen ausgelotet, die dieser theore-
tischen Perspektivierung gesetzt sind. Im zweiten Teil wird das Verhältnis von 
Religion und sozialer Bewegung geklärt. Die Möglichkeiten einer postkolonial-fe-
ministischen Rekonzeptualisierung von Religion werden diskutiert, um sich der 
Bedeutung von Religion für soziale Bewegungen anzunähern, die über ein Ver-

3 � Das Konzept Zivilgesellschaf t wird hier nicht im liberalen Sinne gebraucht, demzufolge Zivilge-
sellschaf t als demokratisierende Kraf t konzipiert wird, die Politik »von unten« gestaltet. Zivilge-
sellschaf t wird in Anlehnung an Gramscis Verständnis als Arena, in der Hegemonie hergestellt, 
aber auch in Frage gestellt werden kann, verwendet.
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ständnis hinaus geht, das Islamismus auf eine politische Ideologie reduziert. Im 
letzten Teil des Beitrags werde ich anhand meiner eigenen Feldforschungen über 
die islamistische Frauenbewegung in der Türkei zeigen, welche methodologi-
schen und methodischen Implikationen diese Perspektive für qualitativ-empiri-
sche Forschungen bereithält.

2.	 Forschungsansatz

2.1	 Islamistische (soziale) Bewegungen:  
Hegemonietheoretische Perspektiven

Ernesto Laclau versteht Hegemonie als die zentrale Kategorie politischer Ana-
lyse (Butler/Laclau 1998: 259). Der Begriff, wie ihn Antonio Gramsci geprägt hat, 
meint die Fähigkeit herrschender Gruppen und Klassen, ihre Interessen so durch-
zusetzen, dass diese von subalternen Klassen als Allgemeininteresse betrachtet 
werden (vgl. Laclau/Mouffe 2014: 57). Hegemoniale Verhältnisse sind in der He-
gemonietheorie von Laclau und Mouffe als prinzipiell unabgeschlossen und als 
Ergebnis politischer Aushandlungsprozesse zu verstehen. Gegenwärtige soziale 
Formationen und deren Strukturierung können als unabgeschlossen und verän-
derbar begriffen werden (vgl. Butler/Laclau 1998: 254). Der Fokus wird gerichtet 
auf die antagonistische und machtförmige Konstituierung des Sozialen; dessen 
innere Brüchigkeit und Kontingenz wird betont. Hegemonie ist dabei erst das Er-
gebnis »artikulatorischer Praktiken« (articulatory practices) (vgl. Laclau/Mouffe 
2014: 120). Mit Artikulation beschreiben Laclau und Mouffe Praktiken, die eine 
Beziehung zwischen Elementen so etablieren, dass deren Identität als Resultat 
modifiziert wird (ebd.: 111). 

Inwiefern geben soziale Bewegungen aus dieser theoretischen Perspektive 
Auskunft über den Zustand der gesellschaftlichen Formation, die diese kons-
tituieren? Soziale Probleme, die von sozialen Bewegungen bearbeitet werden, 
verweisen zwar auf die jeweiligen antagonistischen Verhältnisse einer sozialen 
Formation. Funktionalistische Perspektiven reduzieren die Bedeutung sozialer 
Bewegungen an dieser Stelle jedoch auf eine Art »Frühwarnsystem« (vgl. z.B. Luh-
mann 1996) von Gesellschaft, denen die Aufgabe beigemessen wird, diese sozialen 
Probleme ›anzeigen‹ zu können. Demgegenüber gehen Laclau und Mouffe davon 
aus, dass Antagonismen als polysemisch betrachtet werden müssen, und somit in 
multiplen Formen vorliegen können. In welcher Form antagonistische Verhältnis-
se artikuliert werden, ist demnach davon abhängig, wie sie diskursiv konstituiert 
sind (Laclau/Mouffe 2014: 152). Politische Positionen und Identitäten werden also 
nicht aus sozialen Positionen oder objektiven Verhältnissen abgeleitet, sondern in 
politischen Kämpfen diskursiv hergestellt. Gesellschaftliche Antagonismen, die 
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ihren Ausdruck in islamistischen Bewegungen finden, werden aus dieser theo-
retischen Perspektive nicht als Konf likte zwischen (prä-existenten) religiösen/
islamischen und säkularen Identitäten bestimmt. Vielmehr liegt der Fokus auf 
der Frage, wie (kollektive) Identitäten in islamistischen Bewegungen diskursiv 
konstituiert werden und mit welchen Vorstellungen, Diskursen und Praktiken 
diese hergestellt werden. Die Bandbreite und Heterogenität islamistischer Bewe-
gungen in verschiedenen Regionen der Welt können somit als unterschiedliche 
Artikulationen antagonistischer Verhältnisse interpretiert werden.

An dieser Stelle zeigen sich auch die Grenzen von Laclau und Mouffes Werk: In 
ihrem Versuch, das Hegemonie-Konzept von Antonio Gramsci einer anti-essen-
tialistischen Re-Lektüre zu unterziehen, werden zwar die sozialen Produktionen 
von Bedeutung durch und in sozialen Bewegungen begriff lich und konzeptionell 
erfassbar. Die Reproduktion von Materialität bleibt jedoch in ihren Begriff lich-
keiten und Konzepten untertheoretisiert (vgl. Scherrer 1995: 466; Sum/Jessop 2013: 
132). Um diese Zusammenhänge analysierbar zu machen, bedarf es meines Erach-
tens eines stärkeren Zusammendenkens sozialer Bewegungsforschung mit his-
torisch-materialistischen Theorien, ohne dabei die Polysemie der Antagonismen 
kapitalistischer Vergesellschaftung auf den Widerspruch zwischen Kapital und 
Arbeit zu reduzieren. 

2.2	 Religion und soziale Bewegung in postkolonialen Kontexten

Während von der Islamismusforschung gesagt werden kann, dass der hier grund-
legende Begriff der Religion und das epistemologische Grundverständnis dieser 
bisher wenig diskutiert wurde, gibt es in der sozialen Bewegungsforschung ei-
nige Ansätze, Religion und soziale Bewegung zusammenzudenken (vgl. Willems 
2004). 

Gesellschaftstheoretisch fundierte Erklärungsansätze in der Religionsso-
ziologie fragen nach der Einlassung von Religion und des Religiösen in gesell-
schaftliche Verhältnisse sowie deren Transformationen. Hier wird Islamismus 
als »Rückkehr der Religionen«, als »Politisierung der Religion« oder als »Krise der 
Moderne« gedeutet (vgl. u.a. Riesebrodt 2000). In diesen Studien wird der Islam 
als Mittel der Widerspruchsbearbeitung betrachtet: Die »Wiederbelebung des Re-
ligiösen« wird als Ausdruck des Widerstands gegen Prozesse der Säkularisierung, 
der Modernisierung sowie der Globalisierung gelesen, die seit den 1970er Jahren 
die MENA-Region verändert haben (vgl. ebd.). 

Die gesellschaftstheoretischen Implikationen dieser Erklärungsmodelle sind 
aus zwei Gründen unzureichend, um die Transformations- und Modernisie-
rungsprozesse dieser Region zu verstehen: Zum einen beruhen diese auf der »Sä-
kularisierungsthese«, die davon ausgeht, dass Prozesse der Modernisierung not-
wendigerweise auf der zunehmenden Emanzipation und Ausdifferenzierung von 
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Staat, Ökonomie, und Wissenschaft von der religiösen Sphäre beruhen. Sowohl 
Talal Asad (2003) als auch José Casanova (2007) haben kritisiert, dass mit der Uni-
versalisierung der Säkularisierungsthese (als Voraussetzung für Modernisierung) 
verdeckt bleibt, dass Säkularisierung in Europa als gesellschaftlicher Prozess, 
aber auch als theoretischer Begriff aufs Engste mit der internen Transformation 
des europäischen Christentums und der Herausbildung moderner Nationalstaa-
ten verbunden ist. Die Auseinandersetzung mit der »Rückkehr der Religionen« 
wird somit vor dem Hintergrund einer dezidiert eurozentristischen Deutung 
und Entwicklung von gesellschaftlichem Wandel geführt, was jedoch unbenannt 
bleibt. Zudem schreiben sich Erklärungsmodelle, die von einer ›Rückkehr der Re-
ligionen‹ ausgehen, in orientalistisch-kolonialistische Formen der Wissenspro-
duktion ein, in denen der Islam als ›das Andere‹ von Moderne und Auf klärung 
fungiert und die Idee der Andersartigkeit ›der islamischen Welt‹ perpetuiert wird 
(vgl. Said 1978). Die gesamte Region wird trotz ihrer politischen, ökonomischen 
kulturellen und religiösen Heterogenität als kulturell-islamisch (über-)determi-
niert konstruiert (kritisch hierzu u.a. Al-Ali 2002; Zayzafoon 2005). 

Die komplexen gesellschaftlichen Transformationsprozesse, in die der Isla-
mismus in verschiedenen Kontexten eingebettet ist und auf die er gleichzeitig 
einwirkt, werden darauf reduziert, dass der politische Raum zunehmend von Re-
ligion bestimmt wird. Der Religionsbegriff ist dabei geprägt von der Annahme, 
es gäbe im Islam eine fixierte transhistorische Bedeutung, die religiösen Normen 
und Schriften (wie z.B. dem Koran) umstandslos entnommen werden könne. 

Demgegenüber wird in poststrukturalistischen Rekonzeptualisierungen von 
Religion diese als Trägerin von Bedeutung verstanden (vgl. Geertz 2017). Ayse 
Saktanber (2002) hat im Anschluss an diese Theorieperspektive vorgeschlagen, 
den Islam in seiner Dimension als Kultur zu adressieren, um die vielfältigen Fa-
cetten seiner Bearbeitung erfassen zu können (ebd.: 4). Betont wird die immer 
nur partielle und zeitlich begrenzte Möglichkeit der Festschreibung von Bedeu-
tung. »Der Islam« bzw. islamische religiöse Praktiken, auf die sich islamistische 
Aktivist*innen beziehen, können somit als jeweils im spezifischen historischen 
und geografischen Kontext diskursiv konstituiert und materialisiert verstanden 
werden. Religion ist als unabgeschlossener Raum von Diskursen, Praktiken und 
Institutionen zu verstehen, deren Bedeutungen fortwährend von sozialen Ak-
teur*innen bearbeitet und hergestellt werden (vgl. Saktanber 2002). Die Heraus-
forderung hier ist es jedoch, die Materialität von Religion und Religiosität nicht 
diskursiv aufzulösen, sondern angesichts von Verkörperungen von Geschlecht 
oder der Institutionalisierung von Religion auch die soziale Strukturierung von 
Religion und Geschlecht in die Analyse miteinbeziehen zu können. Die Diskurse 
und Artikulationen des Islam sind daher in ihrer Verschränkung mit sozialen und 
vergeschlechtlichten Praktiken, Verkörperungen und Institutionen zu verstehen, 
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um die materielle Dimension von Religion und ihre Wirkmächtigkeit hinsichtlich 
sozialer Strukturierung zu erfassen.4

Soziale Bewegungen, die sich in ihren Kämpfen auf den Islam als Referenz- 
und Handlungsrahmen beziehen, schaffen in diesen Auseinandersetzungen 
Verbindungen des islamischen Referenzrahmens zu anderen Diskursen (wie z.B. 
dem der Frauenrechte oder dem der Menschenrechte, vgl. u.a. El Guindi 2000). 
Die artikulatorischen Praktiken, die in diesen Auseinandersetzungen generiert 
werden und nicht nur als sprachliche Akte, sondern auch als menschliche Hand-
lungen zu begreifen sind, schaffen neue Bedeutungen, Praktiken, Institutionen 
und Strukturen. Der Islam ist Sammelpunkt unterschiedlichster und wider-
sprüchlicher Deutungen, die durch Praktiken der Artikulation erst hergestellt 
werden (vgl. Scheiterbauer 2014: 58-61). 

3.	 Forschungspraxis

3.1	 Methodologische Grundlegungen empirischer Forschungen über 
islamistische Frauenbewegungen – Looking and hearing otherwise? 

Um der Forschungsfrage nachzugehen, wie sich Geschlechterverhältnisse in isla-
mistischen Frauenbewegungen in der Türkei in den 2000er Jahren artikulieren, 
wurden ethnografische Forschungsmethoden wie teilnehmende Beobachtung 
mit qualitativen Interviews kombiniert. Darüber hinaus wurden Materialien, die 
von Aktivist*innen und Bewegungsorganisationen produziert wurden (Infoma-
terialien, Internetseiten oder auch publizierte Interviews und Veröffentlichun-
gen von Aktivist*innen) in die Analyse miteinbezogen. Das theoriegenerierende 
Expert*inneninterview, wie es von Meuser und Nagel (2002) entwickelt wurde, 
zeigte sich als geeignet für die Erkenntnisziele der empirischen Forschung, weil 
damit das Deutungswissen und die Erfahrungen von Subjekten erhoben wer-
den können, die spezifische soziale Systeme strukturieren (Bogner/Menz 2002: 
43). Als qualitative Methode eignet sich das Expert*inneninterview zudem, weil 
sich dadurch die verschiedenen und oftmals auch innerhalb der Bewegung um-
kämpften Deutungsweisen religiöser Praktiken (wie das Tragen des Kopftuchs) 
und religiöser Diskurse nachzeichnen lassen. Darüber hinaus können mithilfe 
von ethnografischen Methoden soziale Bewegungen als kollektives Handeln ent-

4 � Diese meines Erachtens wichtige theoretische Verbindung der semiotischen und außer-semioti-
schen Dimension sozialer Verhältnisse wird ausführlich diskutiert in Hauf 2016: 35-58. 
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schlüsselt werden, wenn z.B. Protest- und Organisationsformen in die Analyse 
mit einbezogen werden.5 

3.2	 Soziale Bewegung und Geschlechterpolitiken: Empirische Einblicke 
und theoretische Rückbindungen 

Der Kampf gegen das Kopftuchverbot6 an türkischen Universitäten und in öf-
fentlich-staatlichen Institutionen war für die islamistische Frauenbewegung, die 
Anfang der 1980er Jahre entstand, identitätsstiftend (wenn auch nicht darauf be-
schränkt). 

Im Verlauf der Jahre haben sich die Diskurse und Praktiken dieser Bewegung 
der urbanen Mittelklasse verändert: Während islamistische Aktivist*innen das 
Kopftuchverbot in den 1980er Jahren noch mit Diskursen wie »Das Kopftuch ist 
unsere Ehre« politisierten, waren die 2000er Jahre vor allem von Kämpfen um 
Religions- und Meinungsfreiheit geprägt, die zunehmend mit dem Diskurs der 
Menschenrechte verbunden wurden. Obgleich ein Großteil der Bewegungsak-
tivist*innen das Tragen des Kopftuchs als religiöse Pf licht erachtet, ist das bis 
Ende der 2000er Jahre geltende staatliche Kopftuchverbot als Einschränkung des 
Menschenrechts auf Glaubensfreiheit in der Öffentlichkeit thematisiert worden. 
Gleichzeitig wurde damit auch das laizistische Verständnis der strikten Trennung 
von Religion und Staat als für Frauen ausschließend und diskriminierend kriti-
siert: Die durch das Kopftuchverbot bewirkten Ausschlüsse vieler Frauen* aus 
öffentlich-staatlichen Einrichtungen und aus bestimmten Berufsfeldern wurden 
als geschlechtsspezifische Formen der Diskriminierung und als Rechtsverletzun-
gen zur Sprache gebracht. Laizistische Politiken – so die Argumentation –, die 
das Tragen religiöser Symbole in staatlichen Institutionen im Namen der strikten 
Trennung von Staat und Religion im Sinne des Kemalismus verbieten, würden be-
stehende ungleiche Geschlechterverhältnisse verschärfen, da nur gläubige Frauen 
und nicht Männer von dem Verbot betroffen seien (vgl. Scheiterbauer 2014: 177-
179). Die Aktivist*innen berufen sich in ihren Forderungen auf das republikani-
sche Gleichheitsversprechen als türkische Staatsbürger*innen. Die kemalistische 
Erzählung der modernen türkischen Nation hat in besonderer Weise Gleichheit 
zwischen Frauen und Männern in das Nationalstaatsprojekt eingeschrieben. Die 
»moderne« Frau, die als säkular orientiert und westlich gekleidet verkörpert wur-
de, fungierte als Fahnenträgerin dieses Modernisierungsprojekts (vgl. Göle 2004). 

5 � Die ethnografische Feldforschung umfasste in dieser Studie beobachtende Teilnahme bei Grup-
pentref fen, Versammlungen und Vernetzungstref fen sowie Protestkundgebungen.

6 � Ein Gesetz, das ausdrücklich das Tragen des Kopf tuchs verbietet, existiert zwar nicht, aber Ver-
ordnungen z.B. für Staatsbeamt*innen schreiben vor, dass Bedienstete ihren Kopf unbedeckt 
lassen müssen (vgl. Göztepe 2004).



Tanja Scheiterbauer206

In den Diskursen und diskursiven Praktiken der Bewegung wird deutlich, wie das 
vorherrschende Verständnis der modernen nationalen Identität in Frage gestellt 
und neu organisiert wird. Die im nationalistischen Diskurs etablierte Gleichset-
zung der Bedeutung ›säkular‹ = ›westlich‹ = ›fortschrittlich‹ wird kritisiert, weil 
›religiös‹ dadurch nicht nur aus dem nationalen Selbstverständnis und Identitäts-
konstruktionen ausgeschlossen wird. Durch die Gleichsetzung von ›religiös‹ mit 
›rückständig‹ und ›traditionell‹ und der Verkörperungen dieser Charakteristika 
durch Kopftuch tragende Frauen sind diese als ›differente Andere‹ der türkischen 
Nation konstituiert worden (vgl. Scheiterbauer 2014: 133-134). Der hier beschriebe-
ne Antagonismus bezieht sich nicht nur auf politische Exklusion, sondern wird 
hier als ein doppelter bearbeitet: Die Geschlechterdifferenz wird als gesellschaft-
liches Machtverhältnis thematisiert. Gerade letztere Artikulationsform hat dazu 
beigetragen, dass es zu partiellen Verbindungen und Solidarisierungen zwischen 
den Kämpfen islamistischer und feministischer Aktivist*innen kommen konnte. 
In vielen Analysen werden diese Prozesse als »Politisierung der Religion« bezeich-
net, im Sinne einer illegitimen Grenzüberschreitung dessen, was als politisch 
und laizistisch verfasster Raum verstanden wird. Aus hegemonietheoretischer 
Perspektive, die an Laclau und Mouffe anschließt, lässt sich gerade an diesen Pro-
zessen »das Politische« erkennen, da durch Politisierung die Kontingenz gesell-
schaftlicher Sinnfixierungen aufscheint.

Wird die islamistische Frauenbewegung im Kontext gesellschaftlicher Kämp-
fe analysiert, wird deutlich, wie diese Bewegung dazu beigetragen hat, staatliche 
Herrschaft umzubauen. Ilker Atac (2007) hat die Formierung des Islamismus in 
der Türkei seit den 1970er Jahren hegemonietheoretisch untersucht. Er hat dabei 
herausgearbeitet, wie sich in der Phase der neoliberalen Restrukturierung der 
Türkei nach dem Militärputsch 1980 eine Bündelung nationalistischer und isla-
mistischer Kräfte formierte. Der konstitutive Zusammenhang von neoliberaler 
Restrukturierung und der Entstehung des Islamismus ist mittlerweile in vielen 
Studien hervorgehoben worden.7 Diese ging einher mit der Zerschlagung und 
Repression linker gewerkschaftlicher Kräfte und Politiken (vgl. u.a. Caglar 2000: 
191), die sich lange gegen die harten Maßnahmen der Restrukturierung des Inter-
nationalen Währungsfonds gewehrt hatten (vgl. Yavuz 2003). Werden die oben 
beschriebenen Diskursverschiebungen im Zusammenhang mit den Veränderun-
gen gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse betrachtet, so kann die Bewegung kaum 
als Ausdruck von Demokratisierungsprozessen betrachtet werden. Erkennbar 
wird, wie in diesen Transformationsprozessen der Islam selbst als diskursives 
Feld analysiert werden muss, das von verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
umkämpft, verändert und angeeignet wird und in dem Hegemonie ausgearbeitet 
wird (vgl. Scheiterbauer 2014: 91).

7 � Für Ägypten siehe u.a. Bayat 2007.
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4.	 Fazit 

Eine hegemonietheoretische Perspektive ermöglicht es, islamistische Bewegun-
gen als Bestandteil der Kämpfe um Hegemonie in Prozessen neoliberaler Restruk-
turierung zu begreifen. Jene Antagonismen werden in den Blick genommen, die 
in diesen Prozessen erzeugt werden und die multiplen Formen, in denen sie arti-
kuliert und in denen kollektive Identitäten erst hervorgebracht werden. Hiermit 
lässt sich ein positivistisches Verständnis überwinden, wonach gesellschaftliche 
Widersprüche soziale Probleme hervorbringen, die als solche bereits erkennbar 
und von sozialen Bewegungen bearbeitet werden können. Die von Laclau und 
Mouffe entwickelten Konzepte der Hegemonie und der Artikulation halten somit 
Antworten für einige der Grundfragen gesellschaftstheoretisch fundierter Bewe-
gungsforschung bereit. 

Anhand qualitativ empirischer Forschungen kann gezeigt werden, dass Ge-
schlechterverhältnisse, wie sie in islamistischen Frauenbewegungen thematisiert 
werden, sich nicht auf ein Verständnis von Geschlechterkomplementarität redu-
zieren lassen, das aus dem Islam abgeleitet wird. Vielmehr zeugen die Verschie-
bungen in den Thematisierungsweisen von Geschlecht davon, dass gesellschaft-
liche Widersprüche, wie die Unterordnung von Frauen, mit anderen Formen der 
Unterordnung (Klasse und religiöse Zugehörigkeit) artikuliert werden und wie 
vergeschlechtlichte Identitäten in diesen Prozessen hergestellt und verändert 
werden.
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Artikulationen



Die Artikulation postfundamentalistischer Bewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Kernidee der postfundamentalistischen Perspektive auf soziale Bewegungen ist ein analytischer 
Fokus auf A(nta)gonismus, Abwesenheit und Kontingenz. Im Vergleich zu anderen Arbeiten wird 
durch diesen Beitrag, der den Artikulationsbegriff nach Ernesto Laclau und Chantal Mouffe in Form 
von vier ›Vektoren‹ der Artikulation operationalisiert, sichtbar, wie politische Akteur*innen trotz 
vielschichtiger Konflikte Forderungen aufstellen und Repräsentationsangebote machen können. 

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Die zentralen theoretischen Ansätze für diese Entwicklung stammen aus der postfundamenta-
listischen bzw. postmarxistischen politischen Theorie. Sie sind wichtig für die hier ausgeführte 
Perspektive, um das Ringen zwischen Universalität und Partikularität (z.B. Laclau 2007), das Hin- 
und Herschwingen zwischen Abwesenheit und Anwesenheit bzw. die (Un-)Möglichkeit von Reprä-
sentation (z.B. Marchart 2013) und den grundlegend (gegen-)hegemonialen Charakter politischer 
Akteur*innen (z.B. Laclau/Mouffe 2001) zu betonen. 

Anwendung: Methoden
Die Operationalisierung des Artikulationsbegriffs dient sowohl als analytisches als methodisches 
Werkzeug, um die Organisations- und Entscheidungsdynamiken heterogener sozialer Bewegungen 
empirisch greifbar zu machen. Die sogenannten ›Artikulationsvektoren‹ (#1 Handlungsmäch-
tigkeit/Agency; #2 Versuch der Totalisierung; #3 Produktion/Herausforderung von Diskurs; #4 
Fixierung flottierender diskursiver Elemente) markieren sowohl einzelne Merkmale kollektiver po-
litischer Subjekte als auch ineinander verschränkte Ordnungsprinzipien jener Subjekte für deren 
(Selbst-)Beschreibung, Einflussnahme und repräsentative Positionierung in umkämpften politi-
schen Kontexten. 

Anwendung: Fallbeispiel
Als mein Fallbeispiel dient die freie Berliner Kulturszene, die sich 2012 zur Koalition der Freien 
Szene als neuer politischer Akteur zusammenschloss, und deren Entstehungs- und Artikulations-
bewegung ich in meiner Dissertation untersuchte (Landau 2019a). 

Anwendung: Beispiele
Meine Dissertation bietet eine erste Forschungsarbeit zur Exploration eines postfundamentalisti-
schen Ansatzes für die Formation neuer politischer Akteur*innen (Landau 2019a). Auch Marcharts 
(2013) Überlegungen zu post-identitären Artikulationen im Zuge der EuroMayDay-Bewegung be-
schäftigen sich mit sozialen Bewegungsakteur*innen aus postfundamentalistischer Perspektive. 
Weiterhin ist Leipolds und Winkels (2016) Ansatz diskursiver Handlungsmächtigkeit spannend für 
das Verstehen der Herausbildung diskursiv-repräsentativer Akteur*innen. 



A(nta)gonistische Artikulation 
Ein postfundamentalistischer Zugang  
zu sozialen Bewegungen

Friederike Landau

1.	 Einleitung: Ein konflikttheoretischer Zugriff  
auf soziale Bewegungen

Der folgende Beitrag aktiviert politische Theorien des Antagonistischen/Agonis-
tischen (Laclau/Mouffe 2001; Mouffe 2005; Marchart 2013; Roskamm 2017), um 
einen konf liktorientierten Zugang zu Praktiken der Mobilisierung, Repräsenta-
tion und Legitimation sozialer Bewegungen zu erarbeiten. Im Rahmen der Dis-
kussion poststrukturalistischer Ansätze auf soziale Bewegungen skizziere ich 
mithilfe einer konf likttheoretischen Perspektive das Zusammenspiel von unüber-
windbarem Konf likt (Antagonismus) und Variationen von ›gezähmtem‹ Konf likt 
(Agonismus) sogenannter ›postfundamentalistischer‹ Bewegungen. Über die bi-
näre Kategorisierung von Konf likt- oder Konsensbewegungen (McCarthy/Wolf-
son 1992; Della Porta 2008) und die generelle Annahme hinaus, dass soziale Bewe-
gungen politische oder kulturelle Konf likte thematisieren, verstehe ich Konf likte 
oder Konf liktualität nicht nur als Thema, Tragf läche oder Treibstoff sozialer Be-
wegungen, sondern als konstitutives (Be-)Gründungsmerkmal sozialer Bewegun-
gen. Der Mehrwert der Betrachtung sozialer Bewegungen unter dem Vorzeichen 
von Konf likt liegt nicht nur in der Identifikation verschiedener Ebenen von Kon-
f likt oder Antagonismus, die gängige Sichtweisen auf ›Erfolg‹ oder ›Scheitern‹ 
von Bewegungen irritieren können. Eine Betonung von und analytische Hinwen-
dung zur Produktivität von Konf likt im Hinblick auf das Verstehen von gegenhe-
gemonialen Gesellschaftsentwürfen kann auch das Erkunden und Theoretisieren 
potentiell neuer Möglichkeiten emanzipatorischen politischen Handelns bestär-
ken (Landau 2017a). Entgegen einem konsensverhafteten Verständnis von Politik 
und Demokratie, welches sich durch den scheinbaren Triumph neoliberaler Al-
ternativlosigkeit und die These, dass wir in einem postpolitischen Zeitalter leben, 
verbreiten (Beveridge/Koch 2016; Swyngedouw 2009), ist ein Anliegen dieses Bei-
trags, aus dem Windschatten der Dominanz deliberativer Demokratie hinauszu-
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treten und die politische Debatte, postpolitisch oder nicht, durch Blickverschie-
bungen auf neue Artikulationsformen von Politik zu (re-)politisieren (Jessop 2014). 
Anstatt Heterogenität, Unstimmigkeiten und Konf likt als Scheitern oder Fehler 
zu degradieren, versteht die hier ausgeführte antagonistische Perspektive Dyna-
miken der Konf likt- und Kontingenzverhandlung als ref lexive Momente mögli-
cher politischer Emanzipation. Anders gesagt, der Beitrag nimmt die Kategorien 
von A(nta)gonismus, Abwesenheit und Kontingenz als zentrale Bestandteile einer 
postfundamentalistischen Konzeption von sozialen Bewegungen in den Blick, 
um zu verstehen, wie sich kollektive politische Akteur*innen unter diesen analyti-
schen Vorzeichen formieren. Weiterhin ist es Bestreben dieses Beitrags, interdis-
ziplinären Bewegungsforscher*innen eine exemplarische empirische Analyse aus 
dem wenig beachteten Feld künstlerischer und kultureller Akteur*innen im For-
schungskontext sozialer Bewegungen vorzustellen (Hollands/Vail 2012; Lee/Lin-
go 2012). Neben der explorativen Fallstudie möchte der Beitrag Leser*innen und 
Praktiker*innen des Handbuchs das in postmarxistischer Diskurstheorie veran-
kerte Konzept der Artikulation als praktisch-analytisches Werkzeug zugänglich 
machen. Die ›Ent-Ankerung‹ oder Entschlüsselung des Artikulationsbegriffs soll 
mithilfe der hier vorgestellten vier Artikulationsvektoren für eine Vielzahl loka-
ler, kultureller und politischer Felder zur Analyse neuer politischer Akteur*innen1 
anwendbar gemacht werden, um eine akteur*innenzentrierte Analyse sozialer 
Bewegungen vornehmen zu können, die sich nicht auf vorgegebenen kollektiven 
Identitäten oder Wesensmerkmalen ausruht oder ausschließlich von rational-ins-
trumenteller Interessensmaximierung ausgeht. 

2.	 Forschungsansatz: Postfundamentalismus –  
Bewegung aus radikaler Abwesenheit heraus

Im Feld verschiedener Theorien zu Konf likt und Antagonismus verfolge ich eine 
postfundamentalistische Perspektive (Marchart 2007, 2010). Für die Ergründung 
des Wesenszustands einer Bewegung beschäftige ich mich mit drei wesentlichen 
Elementen innerhalb der postfundamentalistischen Theorien: Abwesenheit, Kon-
tingenz und A(nta)gonismus. 

1 � Im Wissen um andere sozialtheoretische Auseinandersetzungen mit Artikulationstheorien, 
wie beispielsweise Stuart Halls Ansatz, der in diesem Handbuch analysiert wird (siehe Drobot 
in diesem Band), oder Antonio Gramscis Ausführungen, auf dessen Werk die Arbeit von Laclau 
und Mouf fe maßgeblich aufbaut, widmet sich dieser Beitrag ausschließlich einer postfunda-
mentalistischen Analyse der Artikulation nach Laclau und Mouf fe und meiner eigenen Weiter-
entwicklung.
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Zunächst geht postfundamentalistisches Denken von der Abwesenheit letzter 
Gründe wie zum Beispiel Religion, Natur, Technik oder Vernunft aus. Soziale und 
politische Identitäten und Machtzusammenhänge entstammen also nicht aus 
einer unbezwingbaren oder absoluten Rationalität, Notwendigkeit oder Wertvor-
stellung, sondern entwickeln und begründen sich aus einer radikalen Kontingenz. 
Diese unüberwindbare Nicht-Notwendigkeit verdeutlicht, dass sämtliche Positio-
nen und Forderungen, die im politischen Feld Entwürfe von Macht- und Gegen-
macht hervorbringen, generell hinterfragbar und veränderbar sind. Die Entste-
hung neuer Akteur*innen und Forderungen vollzieht sich nach der Erkenntnis 
der Abwesenheit und eigentlichen ›Leere‹ letzter Rechtfertigungen über das ›gute‹ 
Leben, den ›guten‹ Staat oder die ›gute‹ Politik, ohne eindeutige Antworten auf 
diese normativen Vorstellungen geben zu können. Postfundamentalismus ist in 
dieser Negativität (»Da ›ist‹ kein Grund«) jedoch nicht mit Anti-Fundamentalis-
mus oder Fatalismus gleichzusetzen. Akteur*innen sind angesichts der ›Leere‹ 
des politischen Feldes nicht grundsätzlich politisch demotiviert, gelähmt oder 
verfallen in nihilistische Hoffnungslosigkeit. Im Gegenteil verweist der postfun-
damentalistische Zugriff auf die Notwendigkeit permanenter Aushandlung ver-
schiedener Positionen und Identitäten, die temporäre und prekäre Grundierun-
gen politischer und sozialer Bedeutung hervorbringen. In anderen Worten muss 
politische Bedeutung, Macht und Verantwortung gemacht und gegründet werden. 

Schließlich ist der Begriff des A(nta)gonismus maßgeblich für die Ergrün-
dung politischer Beziehungen. Antagonismus umschreibt Chantal Mouffe (2005, 
2009) in Rückgriff auf Carl Schmitt als politischen Dialog unter Feind*innen, die 
auf gegenseitige Konfrontation und Zerstörung abzielen. Antagonismus präsen-
tiert sich als unauslöschliche Dimension des Streits und Konf likts in mensch-
lichen Beziehungen, die eine finale Schließung von Identität, Bedeutung oder 
Macht auf einer ontologischen Ebene unmöglich macht. Anders gesagt, eine poli-
tische Identität oder Institution ›ist‹ nie in einer höheren Rationalität oder Not-
wendigkeit begründet, sondern entsteht als Resultat aus umstrittenen Prozessen, 
die Begründungen übergangsweise hervorbringen und als prekäre Hegemonien 
etablieren. Während sich Konf likt also als konstitutiv für politische Beziehungen 
herausstellt, konzeptualisiert Mouffe (2013) durch das Einhalten von Regeln, ins-
besondere den Respekt für Freiheit und Gleichheit, das Entstehen agonistischer 
Beziehungen. Agonistische Akteur*innen verstehen ihren politischen Austausch 
als Wettstreit (lat.: agon) unter legitimen Gegner*innen. Während Interpretatio-
nen und Auslegungen von ›Freiheit‹ und ›Gleichheit‹ sowohl als axiomatisch fest-
gesetzte Grundwerte liberaler Demokratie, als auch jeweils in sich selbst ambi-
valent bleiben, wird Agonismus als ergebnisoffene Konf liktkategorie erkenntlich.

Die ›gezähmte‹ Version des Antagonismus führt einerseits zu einem Span-
nungsverhältnis zwischen Antagonismus und Agonismus (Roskamm 2015), da 
letzterer Gefahr laufen könnte, Antagonismus auszuschalten bzw. zu entradika-
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lisieren. Andererseits aktiviert das spannungsgeladene Verhältnis zwischen irre-
duziblem Antagonismus und Spielarten des Agonismus Möglichkeiten für eman-
zipatorische Politik sozialer Bewegungen oder anderer zivilgesellschaftlicher 
Akteur*innen, da eben nicht das Zerstören einer Feind*in im Vordergrund steht, 
sondern die Herstellung eines konf liktuellen Konsenses (Landau 2017b).2 Das 
Ausverhandeln von ›konf liktuellem Konsens‹ identifiziert Mouffe als Bestandteil 
agonistischer Politik und Demokratie (Mouffe 2005). 

Im Hinblick auf neue politische Akteur*innen3 sind Abwesenheit, Kontingenz 
und A(nta)gonismus für die (Be-)Gründungen für und von sozialen Bewegungen 
ständig (neu) ge- und begründet, eben als streitbare und zeitlich-räumlich kon-
tingente Strukturen sozialer Ordnung (Marchart 2013). Somit handelt es sich 
auch bei postfundamentalistischen Bewegungen um ein ständiges Oszillieren 
zwischen Konstruktion und Destruktion, Grund und Abgrund, Einschreibung 
in und Exodus aus bestehenden politischen und institutionellen Strukturen zwi-
schen Bewegung und Stillstand. Letztlich entsteht durch das Wegfallen letzter 
Gründe eine Abwesenheit, die im Sinne einer produktiven Leere die Entstehung, 
Formen und Wirksamkeit sozialer Bewegungen radikal neu denken kann. Somit 
geht eine postfundamentalistische Betrachtungsweise auch über rein epistemo-
logische Überlegungen hinaus und wendet sich den gesellschaftstheoretischen 
und ontologischen Dimensionen sozialer Bewegungen zu, welche in der Bewe-
gungsforschung unterbeleuchtet blieben (Misoczky et al. 2017: 247). 

Im Kontext von Bewegungsforschung über das Entstehen kollektiver Identi-
täten (Melucci 1989) gehe ich von einer radikalen Abwesenheit aus, aus welcher 
kollektive politische Subjekte sich gründen. Angesichts der sich so eröffnenden 
Analysemöglichkeiten bietet der empirische Fall des Berliner Kulturfelds einen 
Einblick in die Anwendung des postfundamentalistischen Artikulationsbegriffs. 
Die Artikulationsperspektive zeigt das Entstehen einer sozialen Bewegung unter 
Bezugnahme auf A(nta)gonismus, Abwesenheit und Kontingenz auf. Anschlie-
ßend argumentiere ich, dass in Transformationsprozessen politischer Organi-
sationen oder Bewegungen, die sich zwischen Agonismus und Antagonismus 
bewegen, ihre antagonistische Grundausrichtung oder Konf liktualität nicht 

2 � Ich habe diese Konsens- und Konfliktverhandlungsmechanismen zur Erreichung (temporärer) 
konfliktueller Konsensformationen in einer sogenannten ›Konfliktuellen Konsens Matrix‹ ent-
lang ontologischer (d.h. wertebasierter oder ›ideologischer‹, unüberbrückbarer Dif ferenzen) 
und ontischer Konflikte (d.h. maßnahmen- oder ressourcenbezogener, potentiell zu überwin-
dender Dif ferenzen) veranschaulicht (Landau 2019a: 81). 

3 � In Anlehnung an Laclau (1994: 6) verstehe ich die Herausbildung neuer politischer Identitäten 
oder Akteur*innen als Resultat antagonistischer und artikulatorischer Identifikationsprozesse. 
Das heißt, politische Akteur*innen oder Zugehörigkeiten basieren nicht auf einer gegebenen 
Essenz oder Notwendigkeit, sondern gründen sich aus einer ontologischen Abwesenheit letzter 
Gründe. 
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verschwindet, sondern diese in verschiedenen agonistischen Konstellationen 
und Netzwerken aktualisiert wird. Da Antagonismus jederzeit wieder ausbre-
chen kann, aber agonistische Akteur*innen auch jederzeit wieder neue Allianzen 
schmieden können, ermöglicht das a(nta)gonistische Rahmenwerk einen analyti-
schen Zugriff, um die Organisation sowie Identitäts- und Entscheidungsbildung 
neuer politischer Akteur*innen zu verstehen. Das Skizzieren von vier ›Vektoren‹ 
der Artikulation soll verdeutlichen, inwiefern sich soziale Bewegungen als gegen-
hegemoniale Momente in bestehende politische Strukturen einschreiben und so 
mittels neuer Formen der Entscheidungsfindung, Forderungsaufstellung und 
Repräsentation auf zukunftsweisende Formen der Demokratie verweisen kön-
nen. Der Begriff des Vektors soll nicht im engeren Sinne die mathematische Ver-
messung politischer Aktivitäten ausdrücken, sondern die Gerichtetheit und In-
tensität politischer Energien sowie die Vielzahl repräsentativer Forderungen oder 
Strategien anzeigen, die zur Etablierung einer Bewegung herangezogen werden. 

3.	 Forschungspraxis: Die freie Kulturszene Berlins,  
eine postfundamentalistische soziale Bewegung?

Die Kollektivierung der Berliner ›Freien Szene‹, bestehend aus Künstler*innen 
und Kulturschaffenden aus sämtlichen Kunstsparten der bildenden und dar-
stellenden Kunst, Jazz, neuer Musik, Tanz, Literatur, Kulturproduktion sowie 
künstlerischen Projekträumen, in Form der Koalition der Freien Szene (Koalition) 
soll verdeutlichen, wie postfundamentalistische und a(nta)gonistische Konzepte 
in empirischen Erklärungszusammenhängen sozialer Bewegungen operationali-
siert werden können. Die Koalition versteht sich als offene Aktionsplattform für 
freie Kulturproduzent*innen Berlins und setzt sich aus verschiedenen Gremien, 
vor allem dem lose geformten, nicht im engeren Sinne demokratisch gewählten 
Sprecher*innenkreis zusammen. Der Sprecher*innenkreis besteht aus Vertreter*in-
nen spartenspezifischer Verbände sowie kulturpolitisch aktiven Individuen als 
Sprecher*innen. Darüber hinaus gibt es Arbeitsgruppen und ein regelmäßig 
stattfindendes Plenumstreffen, um kulturpolitische Forderungen der Freien 
Szene zu bündeln und anschließend in Gesprächen mit Kulturverwaltung und 

-politik in Politik- und Haushaltsverhandlungen einzubringen (mehr zum Hinter-
grund der Organisation siehe Landau 2016). 

Im Folgenden diskutiere ich die Koalition als soziale Bewegung im Sinne eines 
Netzwerks von zivilgesellschaftlichen Akteur*innen, sozialen Gruppen oder Or-
ganisationen zur Vertretung gemeinsamer, jedoch nicht notwendigerweise ra-
tionaler oder ökonomischer Interessen (Kern 2008). Die Koalition ist aufgrund 
ihrer regelmäßigen, wenn auch zu Beginn wenig demokratisch verfassten Tref-
fen, sowie aufgrund eines gemeinsam erstellten Forderungskatalogs, dem Elf-
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Punkte-Plan, mehr als eine zufällige oder spontane soziale Interaktionsform. In 
Verbindung mit der postfundamentalistischen Perspektive dieses Beitrags soll 
die Koalition als soziale Bewegung beleuchtet werden, die sich im permanenten 
Aushandlungsprozess ihrer eigenen Position befindet. Oliver Marchart (2013: 
224) bietet hierzu einen postfundamentalistischen Zugriff an, um kollektive Be-
wegungsakteur*innen zu verstehen, und bezeichnet sogenannte ›post-identitäre‹ 
Bewegungen als »paradoxe Form der Selbstinfragestellung, eine ref lexive Bewe-
gung, die die eigene Identität – natürlich nie vollständig und in jeder Beziehung, 
aber doch hinsichtlich ihrer Grenzen und Grundlagen – in Frage stellt oder zu 
stellen bereit ist«.

In Anlehnung an dieses Verständnis und meine Konzeptualisierung der Ko-
alition als postfundamentalistischem politischem Akteur (Landau 2019a) gehe ich 
folglich nicht davon aus, dass einer Bewegung irgendeine Essenz oder kohärente 
Gemeinsamkeit innewohnt (außer der Gemeinsamkeit der Differenz gegenüber 
einem konstitutiven Außen), sondern vielmehr, dass sie aus der Abwesenheit ihrer 
eigenen Begründung heraus entsteht. Um Bewegung zu werden oder zu gründen, 
konstituieren sich postfundamentalistische Bewegungen somit durch perma-
nente (Be-)Gründungsanstrengungen in Form von Artikulationen oder Forde-
rungsaufstellungen (Saward 2006). Nicht eine gegebene oder strukturelle Einheit, 
Identität oder Berechtigung, sondern das andauernde Postulieren von letztlich 
kontingenten Forderungen nach anderen Gesellschafts- oder Machtordnungen 
konstituieren die Bewegung (Laclau 2007b). Im Verlauf dieses Postulierens stel-
len postfundamentalistische soziale Bewegungen bestehende Verhältnisse in Fra-
ge (Dislokation) und können zum Beispiel durch Verstetigung und Routinisierung 
ihrer eigenen Aktivitäten und Organisationsprinzipien zu neuen institutionellen 
Formationen beitragen (Sedimentationen; Landau 2019c). 

Obwohl Abwesenheit als wichtiges Kriterium für postfundamentalistische 
Bewegungen identifiziert wird, ist weder Abwesenheit noch die gegründete oder 
artikulierte Anwesenheit final zu erhalten. Postfundamentalistische Bewegun-
gen changieren stets zwischen Gründungsversuch und der Infragestellung von 
(letzten) Gründen. Dies hält postfundamentalistische Bewegungen im wahrsten 
Sinne des Wortes in permanenter Bewegung. Neue politische Akteur*innen, Sub-
jekte oder Repräsentationen formieren sich entsprechend qua Aufstellung von 
Forderungen. Durch den Artikulationsbegriff sollen nicht nur die Prozesse der 
Formulierung und Repräsentation von Forderungen, sondern auch Abgrenzungs-
möglichkeiten zu anderen sozialen Interaktionsformen erkenntlich werden. Stellt 
eine Bewegung beispielsweise keinen Anspruch auf die Repräsentation einer so-
zialen Allgemeinheit (siehe Vektor #2 in Kapitel 3.2) oder macht den Versuch, hete-
rogene Positionen zu einer temporären diskursiven Einheit verbinden zu (wollen) 
(siehe Vektor #4), handelt es sich nicht um eine postfundamentalistische Bewe-
gung im hier skizzierten Verständnis. Artikulationen postfundamentalistischer 
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Bewegungen verdichten im Gegensatz zu Interaktionen politischer oder sozialer 
Art zu Repräsentations- und (Gegen-)Hegemoniebestrebungen, die zwischen den 
konf liktuellen Polen der (Selbst-)Identifikation und (Selbst-)Hinterfragung hin- 
und herschwingen. 

3.1 	 Vektoren der Artikulation

In ihrem Klassiker Hegemony and socialist strategy: Towards a radical democratic poli-
tics begreifen Chantal Mouffe und Ernesto Laclau (2001:105) Artikulation als 

»[a]ny practice establishing a relation among element such that their identity is 
modified as a result of the articulatory practice. The structured totality resulting 
from the articulatory practice, we will call discourse. The dif ferential positions, in-
sofar as they appear articulated within a discourse, we will call moments. By con-
trast, we will call element any dif ference that is not discursively articulated.« 

Ausgehend von dieser Definition der Artikulation habe ich vier analytische Vek-
toren4 abstrahiert, welche die Entstehung oder Artikulation sozialer Bewegungen 
operational erfassbar machen sollen. Während in Laclau und Mouffes Begriff be-
reits wesentliche Elemente zur Konzeption postfundamentalistischer politischer 
Akteur*innen anklingen, bedarf es einer weiteren Schärfung bzw. analytischen 
Auseinandersetzung. Die Artikulationsvektoren sollen sowohl einzelne Reprä-
sentationspositionierungen als auch als ineinander verschränkte Legitimations-
praktiken beleuchten. Ich schlage folgende Vektoren vor: 

#1	 Artikulation als Praxis: Agency, Handlungsmächtigkeit;
#2	Artikulation als (Versuch der) Totalisierung: Repräsentation von Universalität;
#3	 Artikulation als Produktion/Herausforderung von Diskurs: (De-)Konstruktion;
#4	 Artikulation als Fixierung f lottierender Elemente als diskursive Momente: Sta-

bilisierung.

Aus dem qualitativen Datenkorpus5 meiner Dissertation schöpfend möchte ich 
im Folgenden aufzeigen, wie in den Kommunikations- und Verhaltensweisen 

4 � Der Ausdruck des ›Vektors‹ spielt mit der Assoziation mathematischer oder physikalischer Ver-
messung, drückt analytisch jedoch das Vorhandensein von und die Stärke politischer Mobilisie-
rungs- und Repräsentationsfähigkeit aus. Durch die Bündelung und Verbindung einzelner arti-
kulatorischer Anstrengungen zeigen die Vektoren an, wie sich kollektive Akteur*innen durch das 
Aufstellen repräsentativer Forderungen oder Strategien positionieren.

5 � Das Material der Dissertation besteht aus über 20 qualitativen Interviews mit Sprecher*innen 
der Koalition sowie Verwaltungsangestellten der Senatskanzlei, der mehrjährigen teilnehmenden 
Beobachtung von Plenumstref fen der Koalition (2014-2018) und einer kritischen Dokumenten-
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der Koalition diese einzelnen Vektoren sichtbar werden, ineinandergreifen und 
unterschiedlich priorisiert werden. So zerlege ich die Organisations- und Ent-
scheidungsprinzipien des Fallbeispiels der Koalition als agentische Praktiken (#1 
Artikulation), um Differenzen zwischen den einzelnen diskursiven Elementen 
temporär als diskursiven Moment (oder Versuch der Äquivalenz) zu bündeln (#4 
Artikulation), der eine Verschiebung des kulturpolitischen Diskurses in Berlin hin 
zur Unterstützung freier Kulturproduktion einfordert (#3 Artikulation). Im Hin-
blick auf die Berliner Freie Szene, die schätzungsweise 40.000 bis 50.000 freie 
Kulturproduzent*innen umfasst, präsentiert sich die Koalition als Sprachrohr 
für diese diverse und räumlich verstreute Gesamtheit (#2 Artikulation). In Ver-
bindung dieser einzelnen Vektoren artikuliert sich die Koalition im engeren Sinne 
des Begriffs als postfundamentalistische Bewegung bzw. als Akteur der Berliner 
Kulturpolitik, die durch förderpolitische Forderungen für den Erhalt und die 
Stärkung freier Kulturproduktion Berlin als ›kreative Stadt‹ umdeutet und so ›von 
unten‹ artikuliert (Misoczky 2017).

3.2	 Artikulation in Aktion – Die Koalition der Freien Szene 

Im Hinblick auf die erste Dimension von Artikulation als Praxis oder agentische 
Tätigkeit (#1 Artikulation) bestärkt die Koalition ihre politische und repräsenta-
tive Rolle im Machtkomplex der Berliner Kulturpolitik immer wieder durch eine 
Definition als ›offene Aktionsplattform‹. Diese Sprachregelung, die sich im Laufe 
der Jahre vorranging als (Selbst-)Beschreibung der Gruppe verbreitet hat, fungiert 
jedoch nicht als kollektive Identität im engeren Sinne. Die ›offene Aktionsplatt-
form‹ wird wesentlich durch Handlungen und Entscheidungen vom oben ange-
sprochenen Sprecher*innenkreis getragen, welcher als quasi-legitimierter Zusam-
menschluss ›für‹ die Gesamtheit der Freien Szene agiert. Die freischaffenden 
Künstler*innen selbst unterstützen zwar gegebenenfalls die Koalition, identifizie-
ren sich aber weniger wahrscheinlich direkt als Teil der Gruppe. Die Identifikation 
erfolgt eher in Verbindung zu einzelnen der unterschiedlichen Akteur*innen (z.B. 
Spartenverbände), Meinungen und Haltungen zu einem temporären Moment 
oder Ausdruck ›der‹ Freien Szene als Ansammlung heterogener Elemente (siehe 
#4 Artikulation). Das Mandat zur aktiven Dialogführung mit Schlüsselfiguren 
der Kulturverwaltung und -politik und zur Verhandlung über die Um- und Neu-
gestaltung von Förderinstrumenten sowie des Kulturhaushalts erobern sich die 
Sprecher*innen ›qua Aktion‹, also durch den Einsatz für die Belange der Freien 

analyse von Presse- und Haushaltsdokumenten. Die Datenauswertung erfolgte in einem mehr-
schrittigen Kodierungsverfahren. Zur Theoriebildung aus dem empirischen Material wurden 
zudem die sensibilisierenden Konzepte ›Konflikt/Konsens‹ und ›Partikularität/Universalität‹ zur 
Navigation und Strukturierung des Interviewmaterials entwickelt. 
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Szene, die im Elf-Punkte-Plan formuliert sind, aber durch konkrete Praktiken 
aktualisiert werden. Diese Tätigkeiten der Sprecher*innen, einzeln oder im Ver-
bund, umfassen die Teilnahme an Treffen mit Mitgliedern der Kulturverwaltung, 
das Konzipieren und Verfassen von Positionspapieren, Pressemitteilungen, Über-
arbeiten von Konzepten der Verwaltung etc. Auf der anderen Seite ist die Aktivi-
tät oder Aktion der Koalition im Gegensatz zur (angeblichen) Passivität anderer 
kulturpolitischer Initiativen ein legitimierendes Moment. Diese artikulatorische 
Begründung über Aktion oder Aktivierung verbindet sich auch mit dem zweiten 
Vektor (s.u.), der auf die zu repräsentierende Gesamtheit abzielt. Gegenüber der 
›spontanen‹ und ›losen‹ Verbindung der Gruppe Haben und Brauchen sowie dem als 
schwerfällig(er) und teilweise nicht präsent beschriebenen Rat für die Künste ar-
tikuliert sich die Koalition als handlungsfähiger(er) Akteur der Kulturpolitik. Im 
Laufe des nun siebenjährigen Bestehens nahm der kulturpolitische Einf luss der 
Koalition zeitweise zu, als Politiker*innen, Kulturverwaltungsangestellte und die 
fachlich interessierte Öffentlichkeit die Gruppe zunehmend als kollektive Stim-
me der Freien Szene wahrnahmen und anerkannten. Im Hinblick auf die relative 
Offenheit und Transparenz der Gruppe (die, wie gesagt, nicht unerhebliche de-
mokratische Defizite aufweist, die jedoch durch alternative Legitimationen kom-
pensiert werden; Landau 2019a: 86ff.), argumentiert die Gruppe als selbstorgani-
sierte und -verwaltete Struktur damit, dass sie die Kulturproduzent*innen selbst 
vertrete, und somit im relativen Gegensatz zu repräsentative(re)n Strukturen wie 
dem Rat für die Künste zu sehen sei, da Letzterer gewählt werde, allerdings (angeb-
lich) weniger auf die Belange der Kulturproduzent*innen, als auf künstlerische 
Präsentation und Kulturinstitutionen ausgerichtet sei. Im Hinblick auf die Arti-
kulationspraxis steht hier also das konkrete Handeln in alltäglichen politischen 
Verfahrens- und Verwaltungsabläufen und das Ermächtigen eigener Handlungs-
fähigkeit im Vordergrund. 

Der zweite Vektor der Artikulation umreißt den Versuch der Totalisierung (#2 
Artikulation). Diese Totalisierung, egal ob erfolgreich oder scheiternd, bezieht 
sich auf Prozesse der Ein- und Ausschließung bzw. der Herstellung von Partiku-
larität und Totalität/Universalität. Um eine Totalität herzustellen, müssen einige 
Elemente ausgeschlossen werden: Da Elemente einer Bewegung unterschiedlich 
sind, muss durch Artikulation übergangsweise eine relative Einheit hergestellt 
werden, also artikuliert werden, die es der Bewegung möglich macht, als kollek-
tives politisches Subjekt aufzutreten. Im Fall der Koalition bleiben die einzelnen 
Kunstspartenverbände und engagierten Einzelkünstler*innen stets different; sie 
markieren und sind markiert durch Unterschiede hinsichtlich ihrer kulturpoliti-
schen Historie, ihrer Beziehungen zu politischen Akteur*innen, politischem und 
verwaltungstechnischem Knowhow, ihrer zeitlichen Ressourcen und ihren kul-
turpolitischen Erfolgen. In der artikulierten Totalität der Koalition, die aus ver-
schiedenen Partikularverbänden besteht, die jeweils eine künstlerische Sparte 
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oder Produktionsform vertreten, werden diese differenziellen Elemente jedoch 
äquivalent in ihrer Gemeinsamkeit, nicht ›der Kulturverwaltung‹ oder ›der Poli-
tik‹ zugehörig zu sein. Die eigentlich unterschiedlichen Elemente schließen sich 
also in ihrer Differenz zu einem gemeinsamen/konstitutiven Außen zu einer 
Äquivalenzkette zusammen (Laclau 2007b). Unterschiede zwischen den Sparten 
werden somit weniger relevant, als die Gemeinsamkeit der Differenz zu einem 
Außen. Innerhalb des Spannungsverhältnisses zwischen Unterschied (Differenz) 
und Gemeinsamkeit (Äquivalenz) vollzieht sich also im zweiten Artikulationsvek-
tor eine Aushandlung zwischen Universalität und Partikularität hin zu einer re-
lativen Äquivalenz, oder ›relativen Universalität‹, die die Koalition mit ihrem Ver-
tretungsanspruch untermauert (Laclau 2007a). Im artikulatorischen Versuch des 
zweiten Vektors übersteigt die Koalition sozusagen ihre eigene Form, da sie eben 
nicht nur die Interessen einzelner künstlerischer Sparten aggregieren und vertre-
ten will, sondern das eigentlich Unmögliche wagt: die unklare, sich immer verän-
dernde Gesamtheit der Berliner Freien Szene zu repräsentieren. Dieser Anspruch 
wird in den Selbstbeschreibungen der Koalition deutlich, wenn Sprecher*innen 
davon berichten, ›für‹ die gesamte Szene zu sprechen, oder für nicht Anwesende 
›mitzusprechen‹, ›mitzuhandeln‹ und deren Forderungen und Nöte ›mitzutragen‹. 
Judith Butler (2008: 32-33, Übersetzung FL) versteht den anti-essentialistischen 
Charakter des Universalen als »fragiles, wandelndes und immer unvollständi-
ges Erreichen einer politischen Aktion; es ist nicht die Hülle einer Anwesenheit, 
sondern Platzhalter einer Abwesenheit«. Hier verschränkt sich der zweite Arti-
kulationsvektor also entgegen dem totalitären Repräsentationsdrang mit der 
radikalen Abwesenheit, die ich als Kennzeichen einer postfundamentalistischen 
Perspektive auf soziale Bewegungen und politische Akteur*innen unterstreiche. 
Anstatt sich der Macht-Illusion eines Universalvertretungsanspruchs völlig hin-
zugeben, ist das Streben nach Macht, Universalität oder Totalität einer postfun-
damentalistischen Artikulation oder Bewegung auf temporäre Grenzziehungen 
zwischen ›uns‹ und ›ihnen‹ ausgerichtet, die jederzeit widerrufen werden können. 
Somit werden hegemoniale Setzungen und Ordnungen unter anderem durch 
gegenhegemoniale Bestrebungen oder Bewegungen einerseits destabilisiert und 
andererseits auch hervorgebracht (Mouffe 2007; Landau i.E. 2019b). Anders ge-
sagt, Machtkonstrukte werden fast paradoxerweise durch kritische Stimmen und 
Akteur*innen in ihrer hegemonialen Position gestärkt. Ersichtlich wird jedoch 
(beruhigenderweise), dass das Scheitern der vollständigen Repräsentation sowohl 
auf Seiten hegemonialer als auch gegenhegemonialer Akteur*innen vorprogram-
miert ist: Die Koalition engagiert sich zwar in dem eigentlich unmöglichen Unter-
fangen, Universalität zu repräsentieren und verlautbart an manchen Stellen, dass 
die Koalition quasi-universal ›für‹ die gesamte Freie Szene von 40.000 bis 50.000 
Kulturschaffenden spricht oder sprechen kann/will. Gleichzeitig lehnt die Gruppe 
es ab, als universal oder ultimativ legitimierte Interessenvertretung der Freien 
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Szene von beispielsweise der Kulturverwaltung zur Verantwortung gezogen zu 
werden. Dieses Oszillieren zwischen dem An- und Widerrufen von Universali-
tät wurde in der Vergangenheit mehrfach deutlich, wenn die Koalition Gespräche 
mit Kulturverwaltung und -politik zeitweise aussetzte oder während laufender 
oder geplanter Prozesse eben nicht als Sprachrohr aller Kulturschaffende fungier-
te. Hier wird auch die Verschränkung der ersten beiden Artikulationsvektoren 
deutlich, denn das (taktische) Einfordern oder Zurückweisen einer universalen 
repräsentativen Position erfolgt durch das aktive Handeln der Koalition bzw. ihrer 
Sprecher*innen (#1 Artikulation). Abschließend wird im strategischen Artikulie-
ren von Universalität deutlich, dass diese notwendigerweise unvollständig blei-
ben wird. Als postfundamentalistische Bewegung zeigt die Koalition (wenn auch 
manchmal implizit) die konstitutive Abwesenheit ihrer eigenen letzten Begrün-
dung und die Notwendigkeit stetiger Aushandlungsprozesse um ihre Position 
und Berechtigung im kulturpolitischen Feld. 

Der dritte Vektor der Artikulation (#3 Artikulation) umschreibt sowohl die 
Produktion, als auch die Herausforderung von Diskurs als (De-)Konstruktion. 
Die Bedeutung von Diskurs für poststrukturalistische Theoriebildung verdeutli-
chen Johanna Leinius et al. (2017: 11): »[D]urch das In-Beziehung-Setzen von Kon-
zepten, Sinnzuschreibungen und Objekten wird Bedeutung fixiert: Es entsteht 
Sinn.« Das Entstehen von Sinn, welches hier als Artikulationspraxis in den Blick 
genommen wird, drückt sich in der Koalition so aus, dass die Gruppe neue Fakten 
und Allianzen in der kulturpolitischen Landschaft schafft. Durch gemeinschaft-
liche Studien und Bedarfsberechnungen produziert die Koalition aktiv Informa-
tions- und Datengrundlagen für politische Forderungen, die im Verlauf von poli-
tischen Diskussionen und Haushaltsverhandlungen eine Basis für die finanzielle 
Verbesserung der Produktionsbedingungen der Freien Szene liefern können. Ab-
gesehen von dem Dilemma, dass die Abwesenheit von Fakten und Zahlen über 
die prekäre Situation vieler Kunstsparten dazu beitragen kann, deren Zustand 
weiter als nicht-skandalisiert fortzuschreiben, ist die Herstellung einer diskursi-
ven Öffentlichkeit für die Belange der Freien Szene indirekt mit der Kritik an der 
bestehenden Priorisierung von Hochkultur verbunden. Die Koalition artikuliert 
neben neuen faktenbasierten Problematisierungen also zudem ein neues Narrativ 
der ›kreativen‹ Stadt Berlin und fordert damit indirekt die bestehende, hegemo-
niale Setzung des Berliner Kulturkomplexes heraus. Angesichts dieser Anstren-
gungen der oben angesprochenen Fixierung von Bedeutung macht die Koalition 
deutlich, wie der dritte Artikulationsvektor explizit mit den anderen Vektoren 
verwoben wird: Neue diskursive Problemsetzungen werden von Künstler*innen 
als Akteur*innen selbst gemacht (#1 Artikulation) und eine Diskursverschiebung 
mit stärkerem Fokus auf die Belange der Freien Szene stärkt diesen neuen Akteur, 
der eine betroffene Gesamtheit zu repräsentieren anstrebt (#2 Artikulation). 
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Der vierte und finale Vektor der Artikulation umschreibt die temporäre Stabi-
lisierung f lottierender Elemente als diskursiven Moment (#4 Artikulation). Diese 
Fixierung kommt insbesondere im Hinblick auf die Zusammensetzung der ein-
zelnen Initiativen, die gemeinsam in der Koalition agieren, zum Vorschein. Die 
Zusammenkunft bestehender künstlerischer Interessens- und Spartenverbände 
entspricht einer Äquivalenzkettenbildung unter verschiedenen Einzelkünst-
ler*innen und spartenspezifischen Verbänden, die über stark unterschiedliche 
Ressourcen wie Personal, finanzielle Ausstattung, Mitgliederstärke und kultur-
politisches Knowhow verfügen. Allerdings ist die Koalition keine rein aggregative 
Kollektivität, also bloß eine Summe ihrer Teile. Im Gegenteil: Die neue Form, die 
neue Bewegung, die durch die Koalition zustandekommt, entfaltet erstmalig eine 
gemeinschaftliche(re) Stimme als andere kulturpolitischen Vereinigungen in der 
Stadt zuvor. Es kommt also zur Fixierung diskursiver Elemente und der Heraus-
bildung eines diskursiven Moments. Diese Verstetigung ist eng mit dem dritten 
Artikulationsvektor verbunden, neue diskursive Eingangspunkte in politische 
Debatten zu postulieren (#3 Artikulation). Nichtsdestotrotz kann dieser neu ge-
gründete, prekäre Moment potentiell von anderen Elementen, die nicht Teil der 
diskursiven Verkettung sind, in Frage gestellt werden. Beispielsweise kann seine 
relativ universale Stellung hinterfragt werden (#2 Artikulation). Insbesondere im 
Hinblick auf die organisationale Zukunft der Koalition bleibt diese Verbindung 
der Artikulationsvektoren (#2, #4 Artikulation) instabil, da politische Aufmerk-
samkeiten und Prioritätensetzungen kurzlebig sind, und der Koalition schon beim 
nächsten Regierungswechsel ihre quasi-privilegierte Position wieder abgespro-
chen werden könnte. Im Hinblick auf die Konzeptualisierung postfundamenta-
listischer Bewegungen demonstriert die Koalition jedoch einen Ansatz, zerstreute 
und teilweise zerstrittene Elemente dennoch als neue politische Akteur*innen zu-
sammenzubringen. Beispielsweise der Elf-Punkte-Plan ist ein Dokument, welches 
konf liktuelle Konsensentscheidungen festhält. Interne Sprecher*innenkreis-Tref-
fen diskutieren Streitpunkte ebenfalls in einem geschützten Raum und verhan-
deln diese untereinander zu konf liktuellem Konsens, um diesen anschließend als 
konf liktuell-kollaborative Einheit nach außen zu kommunizieren, beispielsweise 
in Haushaltsverhandlungen oder Plenumstreffen. Angesichts der ständigen Aus-
handlungsprozesse nach außen und innen, die die Koalition ausmachen, kommt 
die konstitutive Kontingenz und Brüchigkeit der Bewegung zum Vorschein. 

Nach dieser überblicksartigen Vorstellung der einzelnen Artikulationsvek-
toren wird deutlich, wie unterschiedlich sie sich ausformen können. Ihre Ver-
schränkung zur Entfaltung politischen Gewichts hängt beispielsweise davon ab, 
ob die politische Mobilisierung, Aktion und Handlungsermächtigung im Vorder-
grund steht (#1 Artikulation), die Stabilisierung und Vereinheitlichung verschie-
dener Positionen (#4 Artikulation) oder das Auf bauen politischen Drucks (#2, #3 
Artikulation). Obwohl Artikulationen vielleicht auch ohne die explizite Ausprä-
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gung des einen oder anderen Vektors zu denken wäre, soll diese Destillation des 
Laclau’schen und Mouffe’schen Begriffs im Dialog mit empirischen Bewegungen 
Einstiegspunkte für die konkrete Annäherung an die (Be-)Gründungspraktiken 
sozialer Bewegungen liefern. 

4.	 Fazit und Ausblick 

Die postfundamentalistischen Konzepte Abwesenheit, Kontingenz und A(nta)
gonismus haben exemplarisch einen Einblick in die Artikulations- und Legiti-
mationsmuster einer postfundamentalistischen Bewegung ermöglicht. Solche 
Bewegungen schwanken ref lexiv zwischen Affirmation und Negation von Ver-
tretungsansprüchen (#2, #4 Artikulation), Handlungsspielräumen (#1 Artikula-
tion) und Bedeutungshoheiten (#2, #3 Artikulation). Das Operationalisieren des 
Laclau’schen und Mouffe’schen Artikulationsbegriffs hat aufgezeigt, wie die Ko-
alition neue Formen der strategischen Universalisierung und gegenhegemonialen 
Positionierung gegenüber der ›etablierten‹ Politik entwirft. 

Das Bewusstsein dieser konstitutiven Kontingenz grenzt postfundamenta-
listische soziale Bewegungen von sich selbst essentialisierenden Bewegungen ab, 
die entweder ungeachtet ihrer konkreten Bestandteile eine kollektive Identität 
formulieren, oder mit Konsensgläubigkeit interne Differenzen überschreiben. 
Anstatt eine radikale Unbegründbarkeit als Anlass für politische Hoffnungslo-
sigkeit zu nehmen, scheuen postfundamentalistische Akteur*innen oder Bewe-
gungen nicht vor Aktion zurück, sondern entwickeln Formen politischer Teilhabe, 
Legitimation und somit von Politik und Demokratie, die der Konsensbesessenheit 
neoliberaler und/oder deliberativer Demokratie die Stirn bietet. Obwohl Mouffes 
Mindestkriterien von ›Freiheit‹ und ›Gleichheit‹, die von agonistischen kollektiven 
Subjekten oder Bewegungen einzuhalten sind, in sich selbst nicht abschließend 
definierbar sind, bietet der Ansatz a(nta)gonistischer Artikulationspraxis sowohl 
ein analytisches als auch politisches Werkzeug, um konf liktuelle Aktivitäten kol-
lektiver Akteur*innen und Bewegungen als politisch zu begreifen. Die Koalition 
hat durch ihre a(nta)gonistische Artikulationspraxis das diskursive Feld Berliner 
Kulturpolitik und -förderung so re-artikuliert, dass dort nun eher agonistische 
Wettstreiter*innen aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft legitime Streits 
aushandeln, anstatt dass antagonistische Feind*innen gegenseitige Vernichtung 
anstreben würden. Mit diesem nicht-konfrontativen Ansatz erreichte die Koali-
tion nicht nur eine materielle Verbesserung der freien Kulturproduktion in Berlin, 
sondern auch eine diskursive Verschiebung der hegemonialen Erzählung, was die 
›kreative‹ Stadt Berlin eigentlich ausmache. Um diesen Nexus politischer, diskur-
siver, materieller und symbolischer Machtverschiebungen zu veranschaulichen, 
dient der Artikulationsbegriff dazu, verschiedene Ebenen der (Selbst-)(De-)Kons-
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truktion in den Blick zu nehmen. Dies kann auch über den Kontext des konf likt-
uellen Berliner Kulturfeldes hinaus auf soziale Bewegungen in anderen Politik-
feldern und -kontexten übertragen werden. 

Konkret bedeutet der postfundamentalistische bewegungstheoretische An-
satz, dass das Thematisieren der eigenen Nicht-Notwendigkeit und Kontingenz 
Bewegungen stärken kann, indem sie sich auf ihre stets neu zu artikulierende 
Notwendigkeit konzentrieren und sich nicht um ihrer selbst willen begründen. 
Die Bewegung ›ist‹ quasi nichts außer dem, was sie durch Aufstellen von Forde-
rungen schafft (Abwesenheit). So eröffnet der Ansatz zusätzliche Erklärungszu-
gänge, wie neue Bewegungen mit internen Konf likten umgehen, um nach außen 
eine vorläufige repräsentative Position einzunehmen (Antagonismus). Insbeson-
dere das Konzept des konf liktuellen Konsens bietet eine analytische Perspektive, 
die Dynamiken aufzeigen kann, die nicht von absoluter Identifikation oder Über-
einstimmung von Bewegungsakteur*innen ausgeht, sondern multiple Konf likte 
als (Be-)Gründungsanlass neuer politischer Subjekte begreift. Obwohl die Disag-
gregation der Artikulationsvektoren hilfreich für die heuristische Einbettung von 
Bewegungsaktivitäten und (Selbst-)Beschreibungen sein kann, liegen Schwächen 
des Ansatzes jedoch in der teilweise starken Überschneidung der einzelnen Vek-
toren, einer potentiellen Konkurrenz einzelner Artikulationsbestrebungen (z.B. 
zwischen #2 und #4 Artikulation) sowie in der theoretischen Unerschöpf lichkeit 
der Vektorenanzahl. So wäre es für weitere, vor allem empirische Analysen von 
potentiell postfundamentalistischen Bewegungen denkbar und spannend, fünf-
te oder sechste Vektoren der Artikulation zu identifizieren. Schließlich soll die 
hier vorgestellte Operationalisierung als Versuch dienen, hegemonietheoretische 
Konzepte für die Analyse empirischer Fallstudien fruchtbar zu machen. Ganz im 
Sinne postfundamentalistischer Theoriebildung ist dieser Versuch jedoch in sei-
ner eigenen Kontingenz und Streitbarkeit verhaftet, und muss stets neu ge-/be-
gründet werden.
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›Theorie der Artikulation‹ und Bewegungsforschung

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Die Stuart Hall’sche ›Articulation-Theory‹ wird als Rahmenmethodologie für den gesamten For-
schungsprozess einer poststrukturalistisch unterrichteten Protest- und Bewegungsforschung 
vorgeschlagen. Der sozial-historische Kontext als prozessuales Kontinuum sozialer Bewegungen 
wird durch diese explizit zum Gegenstand, wodurch die Defizite einseitig ökonomistischer oder 
kulturalistischer Erklärungsansätze umgangen werden können. Sichtbar wird der Aspekt der ak-
tiven Herstellung von Artikulationen, als auch der Prozess von De- und Reartikulationen sozialer 
Formationen, der sich besonders deutlich im Protest- und Bewegungsgeschehen ausdrückt.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Der zentrale theoretische Bezugspunkt ist die Artikulations-Theorie der britischen Cultural Stu-
dies, wie sie speziell von Stuart Hall im Anschluss an Althusser und Laclau entwickelt wurde. Erst 
hier wurde sie als praktikable Methodologie ausformuliert, indem Hall Artikulation als Methode zur 
Theoriekonstruktion (I), als analytisches Beobachtungswerkzeug (II) und als Option für politische 
Interventionen (III) zusammenführte.

Anwendung: Methoden
In die hier vorgeschlagene Artikulationsanalyse werden vor allem diskursanalytische Verfahren, 
aber auch quantitative Analysen eingebettet. Der Methodenpluralismus, bzw. das kombinieren ver-
schiedenster analytischer Zugänge ist ein zentrales Moment der Artikulationstheorie. 

Anwendung: Fallbeispiel
Als Fallbeispiel dient der Protest- und Bewegungskontext der Pegida-Gruppierung.

Anwendung: Beispiele
Interessante Forschungsarbeiten sind etwa die Analyse Stuart Halls zum Thatcherismus (Hall 1988) 
oder die Arbeit von Tina Spies (2009), in der sie das Artikulationskonzept nutzt, um Diskurs- und 
Biografieforschung zu verknüpfen. Bisher sind die Konzeptionen der Cultural Studies in der Pro-
test- und Bewegungsforschung insgesamt eher unterrepräsentiert und kaum rezipiert. Eine Aus-
nahme bilden dabei Forschungsarbeiten zur Populärkultur (vgl. Brunow 2015). Hier ist vor allem 
Lawrence Grossberg zu nennen, der in seinen Arbeiten dazu vielfach auf das Artikulationskonzept 
zurückgreift (vgl. Grossberg 2010).
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Eine Rahmenmethodologie für die Protest- 
und Bewegungsforschung

Marc Drobot

1.	 Einleitung

Im vorliegenden Beitrag wird dargestellt, inwiefern die Artikulationstheorie (ins-
besondere nach Stuart Hall) Potential für einen poststrukturalistisch informier-
ten Forschungsansatz bieten kann. Das zentrale Bezugsproblem des artikulations-
theoretischen Ansatzes ist es, zu verstehen, wie Elemente des Sozialen in einer 
Formation verknüpft sind und wie diese Verknüpfungen sich verändern. Dabei 
wird grundsätzlich von der Kontingenz des Sozialen ausgegangen.1 Um zu zeigen, 
wie dieser Ansatz als methodologischer Orientierungsrahmen für praktische For-
schung dienen kann, wird speziell die Hall’sche ›Articulation-Theory‹ hinsichtlich 
ihrer theoretischen und epistemologischen Prämissen in den Mittelpunkt gesetzt. 
Insbesondere wird dabei auf Artikulation als Methode zur Theoriekonstruktion 
(I), als analytisches Beobachtungswerkzeug (II) und als Optionen für politische 
Interventionen (III) eingegangen. Am Beispiel der Pegida-Gruppierung2 werden 
dann Anregungen für eine mögliche forschungspraktische Operationalisierung 
gegeben. Dazu werden Ergebnisse und Konzeption des Forschungsprojektes ›Pe-
gida als Spiegel und Projektionsf läche‹ (Heim 2017a) aufgegriffen. Indem die in 
dieser Studie an diskursanalytischen Verfahren orientierten Untersuchungen als 
Teilbeobachtungen eines übergeordneten Kontextes miteinander in Beziehung 
gesetzt wurden, konnte die Artikulation Pegida in ihren vielfältigen Wechsel-

1 � Kontingent ist etwas, das weder notwendig noch unmöglich ist. Zum überordneten Kontingenz-
problem siehe (Luhmann 1992; Makropoulos 1997).

2 � Zur Entwicklung des Protestphänomens Pegida von dessen Anfängen bis Februar 2016 siehe 
(Antifa Recherche Team Dresden 2017). Pegida ist eine Selbstbezeichnung einer zunächst Dresd-
ner und dann europaweiten rechten Protestbewegung, die am 20. Oktober 2014 öf fentlich in 
Erscheinung trat. Pegida steht für ›Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlan-
des‹.
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wirkungen zu Politik, Medien, Zivilgesellschaft und Sozialwissenschaften in den 
Blick zu genommen werden.

Um dies transparent zu machen, bedarf es aber Konzepte, die den Kontext 
sozialen Protestgeschehens explizit zum eigentlichen Gegenstand machen und 
Proteste nicht als außerhalb von Gesellschaft stattfindende pathologische Er-
scheinungen isolieren.

Eine Möglichkeit dazu bietet der hier vorgestellte artikulationstheoretische 
Ansatz, dessen Anschlüsse und Grenzen am Ende des Beitrages diskutiert werden.

2.	 Forschungsansatz

2.1	 Stuart Halls ›Theorie der Artikulation‹

Seit ca. 1965 wird der Begriff der Artikulation (articulation) vor allem in neo- bzw. 
postmarxistischen Theorieentwicklungen häufig verwendet.3 Eine abgeschlos-
sene oder einheitliche ›Theorie der Artikulation‹ bildet sich aus den heterogenen 
Verwendungsweisen allerdings nicht heraus. Zumeist dient der Begriff Artikula-
tion lediglich als »anatomical metaphor to indicate relations of linkage and effec-
tivity between different levels of all sorts of things« (Foster-Carter 1978: 54). Dies 
ist auf seine Doppelbedeutung als ›etwas verknüpfen‹ und ›etwas aussprechen‹ 
zurückzuführen.4 Erst für die britischen Cultural Studies5 und speziell für Stuart 
Hall wird der Artikulationsbegriff zum zentralen Brückenkonzept, welches die 
beiden Paradigmen Strukturalismus und Kulturalismus miteinander verknüpft 
(vgl. Hebdige 1986: 95; Hall 1980). Zudem sieht Stuart Hall beide Bedeutungsas-
pekte des Begriffes als konstituierend für soziale Prozesse an und unterscheidet 
sich damit von »Althusser and his colleagues«, welche »only systematically use 
[articulation] in the first sense« (Foster-Carter 1978: 53).

Hall greift dazu auf die von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe (vgl. Laclau/
Mouffe 2001; Laclau 2011) zuvor entfaltete abstrakt-diskurstheoretische Ver-
wendungsweise des Artikulationsbegriffes zurück und setzt dieser einer neuen 
Verhältnisbestimmung aus, die gleichermaßen an sozialen Praxen der Reprä-
sentation und historisch strukturierten Dominanzverhältnissen ansetzt. Seine 
Kritik an Laclau und Mouffe ist, dass deren ahistorischer Formalismus ihm für 
die Analyse von konkreten gesellschaftspolitischen Konf likten nicht adäquat er-

3 � Zentraler Bezugspunkt sind die Arbeiten von Louis Althusser, vor allem dessen strukturalistische 
Relektüre der Schrif ten von Karl Marx (vgl. Althusser 2005; Althusser/Balibar 1977).

4 � Zur Doppelbedeutung siehe weiter unten. Hier nur so viel, dass diese im Französischen wie auch 
im Englischen funktioniert.

5 � Einen guten Überblick zum Theorieprogramm der Cultural Studies bietet Marchart (2008).
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scheint, da er theoretisch nicht abfangen könne, dass – wie auch immer man Sub-
jektpositionen konzeptualisiert – diese immer Teil einer historisch strukturierten 
und zugleich strukturierenden Struktur sind.6 Hall wirft Laclau und Mouffe vor, 
dass sie »die Frage der historischen Kräfte, die die Gegenwart produziert haben 
und die nach wie vor als Schranken und Determinanten einer diskursiven Artiku-
lation fungieren, nicht berücksichtigt [hätten]« (Hall 2000b: 73). Bei Laclau sähe 
er letztlich keinen Grund, »warum nicht alles potentiell mit allem artikulierbar 
ist. Die Kritik am Reduktionismus mündet offenbar in einem Begriff von Gesell-
schaft als völlig offenem diskursiven Feld« (Hall 2000b: 71).

Für Hall ist eine Artikulation gerade nicht als »zufällige Kombination« (Hall 
1994: 113) von Elementen zu betrachten. Um dies herausstellen zu können, ver-
knüpft er die verschiedenen Aspekte des Artikulationsbegriffes neu und ent-
wickelt diesen so zu einem allgemeinen methodologischen Ansatz weiter. Das 
Ergebnis ist ein quelloffenes Konzept7, das den großen Vorteil hat, zunächst auf 
relativ simplen Ausgangsannahmen zu beruhen, im Moment seiner Anwendung 
aber seine Komplexität zu entfalten.

Ein wichtiges Ausgangsproblem Halls ist, wie Entstehung, Wandlung und 
Zerfall von sozialen Formationen als metastabile und machtvolle ›Einheiten‹ be-
schrieben werden können, ohne Entwicklungsnotwendigkeiten zu behaupten.

Der Begriff Artikulation hat dabei die Doppelbedeutung von ›sprechen‹ oder 
›zum Ausdruck bringen‹ aber auch ›artikuliert sein‹, im Sinne von verkoppelt/ver-
knüpft sein. Anhand des Bildes eines aus ›Anhänger‹ und ›Führerhaus‹ verkoppel-
ten (articulated) Lastwagens macht Hall deutlich, dass in einer Artikulation die 
Verkopplung verschiedener Elemente »nicht für alle Zeiten notwendig, determi-
niert, absolut oder wesentlich ist«, da diese nur »unter bestimmten historischen 
Bedingungen« (Hall 2000b: 65) eine ›Einheit‹ herstellen.

Forschende, die sich der Beschreibung und Analyse von sozialen Phänomenen 
widmen, welche sich im Diskurs gemeinhin als ›Einheiten‹ repräsentieren (Natio-
nen, Regionen, soziale Bewegungen, Protestgruppen, Kollektive, letztlich jede Art 
von Identität), sollten demzufolge die Frage stellen, unter welchen Bedingungen 
diese Artikulationen hergestellt wurden. Da die in einer Artikulation verknüpften 
Elemente keine »notwendige ›Zugehörigkeit‹ haben« (ebd.), ist für Hall die ›Ein-
heit‹ als repräsentiertes empirisches Phänomen immer nur »eine Verbindung zwi-

6 � Hall bearbeitet damit eine ähnliche Problemlage, wie sie auch für Pierre Bourdieus Habituskon-
zept Pate stand (vgl. Bourdieu 2018).

7 � Diese ad-hoc Adaption entspricht dem wissenschaf tlichen und politischen Verständnis von Hall 
(vgl. Hall 2000a). Nachvollziehbar ist diese Adaption etwa in seinem Text ›»Rasse«, Artikulation 
und Gesellschaf ten mit struktureller Dominante‹ (1994), in welchem der Übergang von der Lac-
lau’schen Begrif flichkeit zu Halls Theorie der Artikulation zu beobachten ist. In ›Reflections on 
»Race, Articulation, and Societies Structured in Dominance«‹ (2002) weist Hall selbst explizit da-
rauf hin.
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schen [einem] artikulierten Diskurs und den sozialen Kräften, mit denen es, unter 
bestimmten historischen Bedingungen aber nicht notwendig, verbunden werden 
kann« (ebd.).

Hall formuliert sein drauf auf bauendes Forschungsprojekt daher als wechsel-
seitigen Prozess des Verstehens und Fragens:

»Eine Theorie der Artikulation ist daher zugleich eine Art und Weise zu verstehen, 
wie ideologische Elemente unter bestimmten Bedingungen sich in einem Diskurs 
verbinden und eine Art zu fragen, wie sie in bestimmten Konjunkturen mit politi-
schen Subjekten artikuliert oder nicht artikuliert werden.« (Hall 2000b: 65)

Wichtig ist, dass das ›Führerhaus‹ (zum Beispiel ein ›diskursives Element‹) und 
der ›Anhänger‹ (zum Beispiel ein ›politisches Subjekt‹) in dem Modell Halls keine 
mit sich selbst identischen Entitäten des sozialen Raums sind. Sie sind vielmehr 
selbst vorgelagerte Artikulationen und unterliegen (auch, wenn sie gegenwärtig 
als stabil erscheinen mögen) den gleichen Prämissen wie die Artikulation ›Last-
wagen‹. In der Konzeption Halls gibt es also keine ›natürlichen‹ Einheiten. Be-
deutungen, Identitäten oder auch aktivistisch intervenierende Subjektkonstella-
tionen entstehen nur im und in Bezug auf einen Kontext, den die verschiedenen 
Elemente wechselseitig für sich bilden.8 Je nachdem, wie Elemente miteinander 
artikuliert sind, entscheidet sich, welche Teilaspekte dieser Elemente jeweils 
hervorgehoben oder ignoriert werden. Kurz: Bedeutungen, wie auch politische 
Subjekte gehen den Verknüpfungen [Artikulationen] nicht voraus. Sie sind der 
Kontext und sie haben Geschichte.

Neben dieser eher strukturellen Bedeutung von Artikulation (als kontingen-
te Form der Verknüpfung von Elementen) ist für Hall der zweite Aspekt des zum 
Ausdruck Bringens immanent wichtig, um zu zeigen, wie Artikulationen durch 
Praxen der Repräsentation als temporäre Fixierungen von Bedeutung aktiv her-
gestellt werden.

Hier wird sichtbar, dass aus dem homologen Begriff Artikulation eine Me-
thodologie entfaltbar ist, die sowohl den Forschungsprozess, als auch den Gegen-
stand, der beforscht wird, umgreift und wechselseitig strukturiert. Sie ist ein 
analytisches Werkzeug (I) zur Beschreibung komplexer sozialer Phänomene, eine 

8 � Dies entspricht dem linguistischen Modell von Ferdinand de Saussures, welches er in ›Grund-
fragen der allgemeinen Sprachwissenschaf t‹ darlegt: Die Verbindung zwischen Zeichen und Be-
zeichnetem ist immer allgemein, das heißt sie ist beliebig und wird lediglich durch Konvention 
festgelegt und stabilisiert (vgl. Saussure 2016: 30).
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Methode der Theoriekonstruktion (II) und sie bezeichnet eine Form politisch-ak-
tivistischer Intervention (III).9

Der letzte Punkt weist auf theoretisch informierte Praxen hin, welche auf eine 
Dezentrierung bestehender Diskurse ausgerichtet sind. Dies sind Praxen, die eine 
postfundamentalistische Politik der Repräsentation stark machen, indem sie das 
Arbiträre und Kontingente von Bedeutungen anerkennen und die darauf abzielen, 
aktiv bestimmte, fixierte Artikulationen von bspw. Subjektpositionen und Ideo-
logien (etwa das binäre Denken rassistischer Wissensproduktion) zu de- und re-
artikulieren.10 Die Widerständigkeit artikulatorischer (kultureller) Praxen liegt 
dabei in einer Art Institutionalisierung des unabschließbaren Kampfes um Neu-
konfigurationen von Bedeutungen, mit dem Ziel, stabilisierte Repräsentations-
regime aufzubrechen, ohne neue Fixierungen als essentialistisch abgesichert zu 
begreifen. »Hall«, resümiert Lawrence Grossberg,

»of fers […] a theory of ›nonecessary (non/) correspondence‹, in which history is the 
struggle to produce the relations within which particular practices have particular 
meanings and ef fects, to organize practices into larger structures, to ›inflect‹ par-
ticular practices and subject-positions into relations with political, economic and 
cultural structures of domination and resistance« (Grossberg 1996: 156).

Mit der Integration ›struktureller Dominanten‹ in sein Artikulationskonzept sind 
zwei weitere Aspekte verknüpft, die für das poststrukturalistische Denken ins-
gesamt zentrale Bezugspunkte darstellen: Erstens die Hervorhebung, dass jede 
bedingte Artikulation (und damit auch jeder Protest) immer zugleich in- und 
exklusiv (ein und ausschließend) ist, da bei Artikulationen »von strukturierten 
Beziehungen der Dominanz und der Unterordnung zwischen ihren Teilen ausge-
gangen werden [muss]« (Hall 1994: 113), und zweitens die Vorstellung von Macht-
verhältnissen als produktiv und nicht als problematisch (vgl. Leinius/Vey/Ha-
gemann 2017: 12). Dies ist ein Machtbegriff, den Hall von Foucault übernimmt. 
Dieser begreift Machtverhältnisse als produktive Elemente, durch welche die 
spezifisch artikulierten ›Einheiten‹ (also auch die kontingenten Wechselverhält-
nisse zwischen Subjektpositionen und Struktur) erst entstehen. Macht wird hier 
verstanden als nicht-exklusive, aber strukturierende Möglichkeitsbedingung der 
prozessualen Bildung sozialer Realität, die selbst immer nur als Verhältnis und 

9 � Speziell zur Konzeption der verschiedenen Identitätspolitiken bei Hall siehe (Supik 2005). Allge-
meiner zum Verhältnis von Halls theoretischen Konzeptionen und dessen politischem Aktivis-
mus etwa: (Winter 2012) bei diesem speziell zum Artikulationsbegrif f siehe: (Winter 2005).

10 � Dieses Problem verweist auf die Debatten zum Postfundamentalismus (vgl. Marchart 2013). 
Als Performativität findet sich solch ein interventionalistisches Praxiskonzept bei Judith Butler 
(Butler 2018). Stuart Hall‘s Anschlüsse an diese siehe bspw.: (Hall 2004a).
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niemals als Essenz zu bestimmen ist (vgl. Foucault 1994). Gleichwohl sind Macht-
verhältnisse immer auch Dominanzverhältnisse, in welchen bestimmte Reprä-
sentationen von Wirklichkeit fixiert, andere dagegen unterdrückt bzw. dethema-
tisiert werden. Oliver Marchart beschreibt kulturelle Praxen in Anschluss an Hall 
und Grossberg daher auch als »Teil des Artikulationskampfs um die vorüberge-
hende Fixierung sozialer Formationen qua Machteinsatz« (Marchart 2012b: 268f.). 
Analysen solcher Artikulationen stünden insofern 

»nicht nur vor der Aufgabe, den kontingenten und beweglichen Charakter jedes 
relationalen Ensembles herauszuarbeiten, sondern es müssten auch dessen par-
tielle Fixierungen beschrieben werden. Soziale Formationen sind immer partiell 
fixiert, weil sie machtgesättigt sind. Artikulation impliziert Macht.« (Ebd.)

Halls Fokus auf die Rolle der Medien im Kampf um kulturelle Hegemonie, seine 
Analysen zu ›Thatcherismus‹ (Hall 1988), ›Rassismus‹ (Hall 1994), ›Identität‹ (Hall 
2004a) und ›Populismus‹ (Hall 2014) wie auch sein Kommunikationsmodell ›Kodie-
ren/Decodieren‹ (Hall 2004b) sind als Teilelemente innerhalb einer so orientierten 
Artikulationstheorie jederzeit anschlussfähig und bieten gerade für modernes Pro-
test- und Bewegungsgeschehen Analysemittel, die aufeinander beziehbar, hoch-
gradig kompatibel und dennoch bei Bedarf unabhängig voneinander verwendbar 
sind. Sie stellt einen methodischen Rahmen bereit, welcher sowohl monokausale 
Erklärungen, Essentialismen und jegliche Form von Naturalisierungen, als auch 
die Gefahr formalisierter Diskurstheorien hinsichtlich der Unbestimmbarkeit 
konkreter sozialer Formationen und Aktionen zu vermeiden versucht.

2.2	 Artikulationsanalyse sozialer Bewegungen

Für die Protest- und Bewegungsforschung ist der artikulationstheoretische An-
satz vor allem durch die Verknüpfung der beiden Paradigmen Strukturalismus 
und Kulturalismus und durch die dezidierte Blickverschiebung auf die Praxen 
der Repräsentation interessant. Was aber ist aus artikulationstheoretischer Sicht 
der Gegenstand der Protestforschung? Da dieser nicht in Form eines Akteurs oder 
einer dem Kontext vorausgehenden Einheit festgelegt werden kann, besteht die 
Schwierigkeit in der Identifizierung von Elementen, die dem Kontext inhärent 
sind, bzw. in diesem als Quasi-Subjekte funktionieren. Elemente also, die nach 
innen die Einheit und nach außen die Differenz einer Artikulation repräsentie-
ren (vgl. Marchart 2017: 67). Bei Hall finden sich zu diesem eher theoretischen 
Problem kaum Anhaltspunkte. In seiner empirischen Forschung ergeben sich 
die Gegenstände pragmatisch, indem er gewissermaßen vortheoretisch festlegt, 
welche Kontexte ihn als Ausgangspunkte interessieren. Um dieses Problem auch 
theoretisch einzufangen, bietet sich der späte Laclau an. Bei diesem finden sich 
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weiterentwickelte Theoriemittel, die unmittelbar auf die Artikulationstheorie 
aufsatteln und die geeignet sind, um Anfangspunkte im Kontext zu setzen (vgl. 
Laclau 2007a). Laclau reagiert damit in gewissem Sinne auf die frühere Kritik 
Halls.11 Um die ›Einheit‹ eines Protestes artikulationstheoretisch zu erfassen, 
schlägt er vor, in Bezug auf Protestphänomene ›demands‹ [Forderungen] als 
Einheit von Artikulationen zu operationalisieren (vgl. Marchart 2012a). Zugleich 
bleibt es möglich, beispielsweise Eigennamen von Bewegungen als ›leere Signi-
fikanten‹12 zu identifizieren, durch welche sich ein Protest oder eine Bewegung 
ebenso als ›Einheit‹ repräsentieren kann. Für die Protestforschung stellen die 
Werkzeuge ›Leerer Signifikant‹ und ›Demand‹ zwei Analysemittel bereit, die sich 
jeweils auf unterschiedliche Modi der Artikulation beziehen.

So können beispielsweise für den Fall des Protestphänomens Pegida die Ka-
tegorien ›Leerer Signifikant‹ und ›Demand‹ als Indikatoren genutzt werden, um 
dieses (I) als spezifische Artikulation in den Blick zu bekommen und um (II) den 
Untersuchungsbereich zu konzeptualisieren. Die Identifizierung des Eigenna-
mens Pegida als leeren Signifikanten zeigt, dass sich um und auf diese eine Kom-
plexität von Elementen gruppiert und bezieht, die weit über die Gruppe der Pro-
testierenden hinausgeht. 

Die im Namen Pegida zentral artikulierte Forderung (Demand) ›gegen die Is-
lamisierung des Abendlandes‹, kann wiederum als Repräsentation einer Einheit 
der Gruppe nach innen gefasst werden. »[T]he unity of the group is, in my view, 
the result of an articulation of demands« (Laclau 2007a: XI). Beides sind Formen 
der Artikulation, die in unterschiedlicher Intensität und Reichweite den Gegen-
stand forschungspraktisch fixieren. Einmal schließen eher Fragen zur Konstitu-
ierung des Kollektivs als ›Identität‹ mit seinen vielfältigen, individuell sehr he-
terogenen Forderungen an und einmal eher Fragen nach den makropolitischen 
Wechselwirkungen, die die Artikulation des leeren Signifikanten Pegida stimu-
liert. Beide Ebenen sind nicht zu trennen.

Zudem blickt man mit der Artikulationstheorie Halls immer auch auf die Praxis 
von konkreten Akteuren – als ein Element des Kontextes. Denn: »There is always 
someone who is doing the articulation (speaking, organizing, advertising etc.)« 
(Weinstein 2004).13 Solche »someones« sind aktiv intervenierende Subjekte, Kollek-

11 � Laclaus ›On Populist Reason‹ kann durchaus als »a critical dialogue between Cultural Studies [...] 
and […] the Essex School« (Marchart 2012: 223) verstanden werden, in dem einige der von Hall 
problematisierten Aspekte produktiv bearbeitet sind.

12 � Zur Bedeutung leerer Signifikanten im Feld des Politischen siehe Laclau (2007b): Ein leerer Si-
gnifikant ist »genaugenommen ein Signifikant ohne Signifikat« (ebd.: 65), der gerade aufgrund 
seiner Leere integraler, wenn nicht zentraler Bestandteil eines Bedeutungssystems (einer Arti-
kulation) ist.

13 � Dies schließt auch Kräf te mit ein, deren Interventionen Disartikulationen begünstigen (vgl. 
Slack 1996, 2016).
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tive oder Netzwerke. Indem man fragt: »Who is doing the articulation?«, können 
diese ebenfalls als Ausgangselemente für Beobachtungen konkretisiert werden.

Angelehnt an Matthew Weinstein (2004) und Jennifer Daryl Slack (1996, 2016) 
folgen nun Hinweise und Orientierungshilfen für ein mögliches forschungsprak-
tisches Vorgehen. Diese sind pragmatisch formuliert, setzen aber zugleich auf der 
Theorie der Artikulation auf. Selbstredend sind für eine konkrete Fallanalyse die 
artikulierten Theoriebausteine immer auch abhängig von der Fragestellung, dem 
Gegenstand, von dem Wissen und den Erfahrungen der Fragenden. Jedes For-
schungsprojekt und jede konkrete Artikulationsanalyse ist demnach selbst eine 
temporär fixierte Identität, also eine Einheit der Differenzen, die aus sich selbst 
heraus entscheiden muss, welche Elemente im Prozess des Forschens artikuliert 
werden. Die Anerkennung, dass das Soziale selbst als komplexer Prozess von De- 
und Reartikulationen funktioniert, prädestiniert allerdings methodische Werk-
zeuge, die vor allem in Theorien mit radikaler Kontingenzakzeptanz zu finden 
sind: beispielsweise in wissenssoziologischen und diskurstheoretischen Ansät-
zen, aber auch in postfundamentalistischen Varianten der Systemtheorie.14 

Anschließend an eine (vorläufige) Gegenstandsbestimmung sind nun zum 
Beispiel folgende Leit- bzw. Orientierungsfragen sinnvoll, um Teilbereiche einer 
Artikulationsanalyse abstecken zu können (vgl. Weinstein 2004):

I.	 Welche Elemente werden reartikuliert (Personen, Objekte, Diskurse, Praktiken)?
II.	 Welche Elemente/Akteure versuchen aktiv De- und Reartikulationen zu pro-

duzieren?
III.	 Wie sind die Elemente artikuliert? Welche Teilaspekte werden in der Reprä-

sentation jeweils hervorgehoben? Was wird thematisiert, was dethemati-
siert? Welche Gemeinsamkeiten werden betont, welche werden ausgelöscht?

IV.	 Wie sieht die Organisationsstruktur der konkreten ›Artikulation‹ aus? Wel-
che Hierarchien haben sich ausgebildet, bzw. wie haben sich diese verändert?

V.	 Was ist die spezifische Funktionalität der Artikulation? Was ist der Metadis-
kurs, der artikuliert wird?

VI.	 Welche alternativen Artikulationen waren historisch gegeben und welche 
sind zukünftig vorstellbar?

VII.	In welche Artikulationen ist die untersuchte Artikulation ihrerseits als Ele-
ment eingebunden?

Allgemein ist eine an der Artikulationstheorie orientierte Methodologie eher an 
Fragen nach der Funktionsweise und der Dynamik von »interconnected f lows, 
forces, tendencies, and inf luences« (Slack 2016: 4) interessiert, als an einer Be-
schreibung einzelner, isolierter Elemente – daher auch die Kennzeichnung der 

14 � Zu postfundamentalistischen Theorieoptionen vgl. Marchart (2013).
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»articulation-theory« als einer »theory of contexts« (ebd.: 7). In der Anwendung 
heißt dies: Wenn festzustellen ist, dass bei den ›Spaziergängen‹ der Pegida-Grup-
pierung (vgl. Heim 2017b) oder den EuroMayDay ›Paraden‹ (vgl. Marchart 2017) 
alle Elemente auch in anderen Kontexten (Artikulationen) vorliegen, dann bilden 
die sozialen Formationen Pegida, wie auch EuroMayDay Reartikulationen, in wel-
chen verschiedene Elemente historisch neu verknüpft wurden. 

Jede dieser Artikulationen bildet dann eine spezifische Konfiguration von 
Differenzen (einen Kontext), in der selektiv Teilaspekte von Elementen zu einer 
repräsentativen ›Einheit‹ verkoppelt werden. Dennoch:

»Es ist eine Transformation durch die Reorganisation von Elementen kulturel-
ler Praxis, Elemente, die selbst keine notwendige politische Konnotation haben. 
Nicht die einzelnen Elemente eines Diskurses haben eine politische oder kulturel-
le Konnotation, sondern die Art und Weise, in der diese Elemente in einer neuen 
diskursiven Formation angeordnet sind.« (Hall 2000b: 68)

In diesem Sinne sind die multiplen gesellschaftlichen Krisenkonstellationen der 
Gegenwart und damit in Beziehung stehende Aussagen, Texte, Praktiken, Bedeu-
tungen, Ideologien, Erfahrungen, Politiken, Strukturen, Wirkungen und Affekte 
(vgl. Slack 2016: 4) nicht nur als Hintergrund oder Auslöser von ansonsten isoliert 
ablaufenden Protestphänomenen zu begreifen, sondern als konstitutive Elemen-
te des Kontextes von Reartikulationen selbst.

3.	 Forschungspraxis

3.1	 Fallbeispiel: Das Phänomen Pegida aus der Perspektive  
der Artikulationstheorie

Die Artikulationstheorie bietet eine Option, um zu verstehen, »wie die Ideologie 
Menschen handlungsfähig macht und es ihnen ermöglicht, auf einsichtsvolle Wei-
se ihre historische Situation zu begreifen, ohne diese Formen der Einsicht auf ihre 
sozioökonomische, Klassen- oder soziale Position zu reduzieren« (Hall 2000b: 66). 
Damit ist implizit eine erste Ausgangsbeobachtung des Forschungsprojektes ›Pe-
gida als Spiegel und Projektionsf läche‹15 thematisiert. Bei der feuilletonistischen 

15 � Die in dem Band ›Pegida als Spiegel und Projektionsfläche‹ (Heim 2017a) abgebildete For-
schung zeigt in Ansätzen, wie ein kontextorientierter Zugang zu Protest- und Bewegungsphä-
nomenen auch empirisch umgesetzt werden kann. Allerdings fehlt dem Band in Bezug auf die 
Einzeluntersuchungen ein einheitlicher methodologischer Rahmen, wie ihn eine Theorie der 
Artikulation bereitstellen könnte.
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und in Teilen auch sozialwissenschaftlichen Verarbeitung des Phänomens Pegida 
war zu beobachten, dass diese sich, konfrontiert mit der sozial-strukturellen und 
thematischen Heterogenität der Pegidateilnehmer*innen, zunächst nicht selten 
irritiert gaben. Sie versuchten, das Phänomen als außergewöhnlich, absolut neu 
und überraschend – da aus den eigenen Wahrnehmungskategorien und Analy-
semodellen nicht prognostizierbar – zu markieren und daran anschließend das 
Entstehen dieser Außergewöhnlichkeit und Neuheit aus der zwingenden Kon-
tinuität der sozialen Herkunft, der Mentalität oder den Motivationslagen der 
Teilnehmer*innen nachzuweisen. Es zeigt sich aber, dass die Bedingungen und 
Effekte der Pegida-Gruppierung gerade nicht hinreichend aus diesen zu verste-
hen sind, genauso wenig, wie ohne die Einbeziehung historisch-sozialer, lokaler 
und globaler Spezifika (vgl. Heim 2017b). Eine durch die Theorie der Artikulation 
angeregte Analyse zeigt dagegen bereits als Schnelltest, dass es sich bei der Pe-
gida-Gruppierung nicht um ein überraschendes, neues oder außergewöhnliches 
Phänomen handelt – vielmehr wird an diesem Beispiel die ›Überdeterminiert-
heit‹ sozialer Phänomene deutlich:16 Die bei der Pegida sichtbar gewordenen Ein-
stellungen, Weltbilder und Forderungen sind in Deutschland weit verbreitet (vgl. 
Fehser 2017): Forschungen zu Wohlstandschauvinismus, Rassismus, gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit und Neotribalismus zeigen dies.17

Ebenso sind auch die Organisationsstruktur, der Kampagnencharakter und 
die gepf legten Strategien im Umgang mit Medien, Politik und Gegenöffentlich-
keit in vielen anderen Protesten bereits erprobt und seit langem etabliert (vgl. Ull-
rich 2017). Immer neu sind Reartikulationen zwar insofern, dass sie keine »gradli-
nige, ungebrochene Kontinuität mit der Vergangenheit« (Hall 2000b: 68) besitzen. 
Gewöhnlich ist es aber ebenso, da dies auf jede soziale Formation – von der ›Fami-
lie‹ bis zum ›Staat‹ – zutrif ft.

Ist dies einmal festgestellt, folgen daraus (die viel interessanteren) Fragen 
nach den Bedingungen, die dieser komplexen Reartikulation und Rekonfigu-

16 � Halls Analysen zum ›Thatcherismus‹ (Hall 1988) bilden hierzu ein paradigmatisches Beispiel: 
Laclau schreibt mit direktem Bezug auf Hall: »Daß die Widerstandsformen gegen neue Unter-
ordnungsformen polysemisch sind und vollkommen in einem anti-demokratischen Diskurs 
artikuliert werden können, wird zweifellos durch den Vormarsch der ›Neuen Rechten‹ in den 
letzten Jahren bewiesen. Deren Neuheit liegt in ihrer erfolgreichen Artikulation einer Reihe 
von demokratischen Widerständen gegen die Transformation sozialer Verhältnisse mit dem 
neo-liberalen Diskurs. [...] Es wird somit ein Versuch gemacht, einen neuen historischen Block 
zu konstruieren, in dem eine Vielzahl ökonomischer, sozialer und kultureller Aspekte artikuliert 
werden« (Laclau/Mouf fe 2001: 212). Da gegenwärtig in Deutschland auch diesbezüglich eine Art 
nachholende Entwicklung stattfindet, empfiehlt sich die Relektüre Stuart Halls.

17 � Hier sei exemplarisch lediglich auf die dementsprechenden Resultate der Langzeitstudie 
»Deutsche Zustände« (Heitmeyer 2012) sowie die aktuelle »Mitte«-Studie (Decker/Brähler 2018) 
der Universität Leipzig zu autoritären und rechtsextremen Einstellungen hingewiesen.
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ration von bereits Bekanntem zugrunde liegen: Wie lässt es sich beispielsweise 
erklären, dass Pegida nicht, wie so viele andere ähnliche Artikulationsversuche, 
medial ignoriert und dadurch dethematisiert wurde, sondern dass deren Spre-
cher*innen sich vielmehr in bundesweiten Talkshows wiederfanden? So ist zu-
nächst einmal zu ermitteln, woher die Deutungsmuster, Narrative und Kollek-
tivsymboliken stammen, die Pegida aufgreift, reproduziert und nutzt, und zu 
fragen, wie sich die Form ihrer Verwendung bei Pegida zu anderen politischen 
und medialen Verwendungsweisen verhält? Die Analyse von Positionspapieren, 
Erklärungen, Reden, Transparenten, Sprechchören und Presseinterviews zeigt, 
dass die von der Pegida-Gruppierung und deren Anhänger*innen »artikulierten 
Ressentiments, Positionen und Forderungen medial und in partei-politischen De-
batten [bereits] so vielfältig präsent [waren], dass sie eher als Momente einer über-
greifenden Konsenskultur erschienen« (Heim 2017c: 343). So finden sich bei Pegi-
da mit Narrativen und Zitaten angereicherte Reden, die trotz aller Abgrenzung 
von der ›Lügenpresse‹ und den ›Volksverrätern‹ wie Collagen aus Originalzitaten 
etablierter politischer Positionen anmuten – die also durchaus den dominanten 
Mustern politischer und medialer Diskurse entsprechen. Durch den Fokus unse-
rer Studie ›Pegida als Spiegel und Projektionsf läche‹ (Heim 2017a) auf Selbstzeug-
nisse war es zudem möglich, die artikulatorische Praxis des Komplexes Pegida 
als Praxis der Repräsentation zu erfassen, die durch einen genuinen Modus der 
Abgrenzung und Adaption geprägt ist (vgl. Knopp 2017). So thematisiert Pegida 
eine imaginierte Bedrohung des Abendlandes und eine gemeinschaftsstiftende 
Betroffenheit von Migration als zentralen Bezugspunkt diverser Interessen, dif-
ferenziert aber klar zwischen ›Volk‹ und ›Bevölkerung‹ – zwischen ›Wir‹ und ›die 
Anderen‹. Pegida inszeniert sich dabei selbst lautstark als sprachlos ungehörtes 
Kollektiv und ignoriert und exkludiert die real Bedrohten und Sprachlosen – die 
nach Schutz und Existenzmöglichkeiten Suchenden. Die individuell äußerst he-
terogenen Forderungen der Teilnehmer*innen werden dabei im ›Volk‹ ebenso 
aufgelöst wie beispielsweise die wertbezogene Differenz einer kriminalitätsbe-
dingten Flucht des Pegidachefs Lutz Bachmann (Raub und Drogendelikte) zu den 

– sich im Zustand moralischer Panik befindlichen – ›anständigen‹ Pegida-Anhän-
ger*innen. Blickt man auf die Repräsentationslogik von Diskurselementen inner-
halb der Artikulation Pegida/Medien/Politik, wird es artikulationstheoretisch 
dann besonders interessant, wenn aus dem Feld heraus gefragt wird, warum 
dieselben Positionen bei Pegida als ›rechtsextrem‹, aber bei der CSU als ›normal‹ 
gelten (vgl. Oertel, Kathrin 2014, Gründungsmitglied bei Pegida). Da die Pegida 
und die CSU andere Subjektpositionen innerhalb einer Artikulation aus Medien, 
Politik und Wissenschaft einnehmen, ist dies für Artikulationstheoretiker*innen 
evident. Der Kontext der Pegida ist ein anderer als der Kontext der CSU, wodurch 
sich auch dasjenige, was artikulierbar ist, unterscheidet. Indem verschiedene 
Elemente im Bewegungskontext Pegida neu artikuliert werden konnten, bildete 
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sich eine machtvolle Position, die Bedeutungen von zum Beispiel ›Abendland‹, 
›Volk‹, ›Patriotismus‹ oder ›Rassismus‹ im Diskursgef lecht von ›jüdisch-christli-
cher Abendlandkultur‹, ›europäischen Werten‹, ›Nation‹ und ›kultureller Identi-
tät‹ verschiebt und versucht, anders zu fixieren. Pegida kann daher zu Recht als 
wichtiges Element in einem neu-rechten Hegemonieprojekt verstanden werden 
(vgl. Staatsprojekt Europa Forschungsgruppe 2012).

Die Antagonismen, die im Kontext der Pegida hergestellt werden, können 
wiederum als fundamentalistische Artikulation zusammengefasst werden, die 
Subjektpositionen bereitstellen, welche es ermöglichen, das Durchschlagen der 
globalen sozioökonomischen Kriseneffekte mit lokalen individuellen Bewälti-
gungsstrategien zu bearbeiten. In unserer Untersuchung zum Fundamentalis-
mus der Pegida konnten wir beispielsweise zeigen, wie – nicht an sich als fun-
damentalistisch zu verstehende – Narrative, Diskursfiguren, Symbolpolitiken, 
Organisationsstrukturen, und Praktiken der Mobilisierung sich im Kontext mit 
dem Eigennamen Pegida zu einem modernen Fundamentalismus artikulieren. 
Fundamentalismus deshalb, da wir im Abgleich mit Artikulationen, die ähnliche 
Elemente auf eine ähnliche Art und Weise verknüpfen, diese als strukturell ähn-
lich klassifiziert (also thematisiert) haben. Dominante Elemente sind ein para-
doxer radikaler Traditionalismus, der sich in dem Wunsch nach einer partiellen 
Moderne (das Gute ohne das Schlechte) niederschlägt; eine hierarchische Orga-
nisation und charismatische Führungsfiguren; sowie das zentrale Narrativ vom 
permanenten Belagerungszustand und eine herausgehobene Mobilisierungstä-
tigkeit – ein Element, das besonders bei Protest- und Bewegungsphänomenen 
relevant ist (vgl. Drobot/Schroeder 2017).

Dabei war es auch wichtig zu zeigen, welche Funktionalität eine solchermaßen 
artikulierte Struktur des Verhaltens, Denkens und der sozialen Organisation (vgl. 
ebd.: 254) für Grenzziehungsprozesse im Kontext multipler Krisenerscheinungen 
hat. Krisen, deren Effekte lokal und global zu Dis- und Reartikulation tradierter 
sozialer Formationen führen. Eine solche global einschlägige Disartikulation stellt 
beispielsweise die zunehmende Trennung der nationalstaatlichen Politik von den 
Einf lussmöglichkeiten auf die Parameter globaler wirtschaftlicher, geopolitischer 
und soziokultureller Dynamiken dar. Staaten, wie auch konservative außerparla-
mentarische ›Pressure Groups‹, greifen verstärkt auf das in der ref lexiven Moder-
ne sich herausgebildete Diskursstrategem ›globale Probleme lokal behandeln zu 
wollen‹ zurück (vgl. Bauman 2005). Das Lokale, als das zu Verteidigende, wird als 
Interventionsobjekt herausgehoben, da man meint, mit seiner begrenzten Hand-
lungsmacht darauf noch Zugriff zu haben. Die Krise der ›Linken‹ und der Aufstieg 
eines regressiven Populismus, wie von Stuart Hall bereits 1988 (Hall 1988) für Eng-
land beschrieben und von Didier Eribon 2009 ähnlich für Frankreich dargestellt 
(Eribon 2016), kommt einer weiteren, nicht zu unterschätzenden Disartikulation 
gleich, die zum einen die Herausbildung Neuer Sozialer Bewegungen überhaupt 
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erst ermöglichte, zum anderen aber die Reartikulation ehemals als ›links‹ apostro-
phierter Elemente in neu-rechten Kontexten begünstigte.

3.2	 Probleme der Operationalisierung und mögliche Lösungsvorschläge

Durch die Setzung, dass Artikulationen keine ›Einheiten‹ vorausgehen, die nicht 
selbst Artikulationen sind, können sich Probleme bei der forschungsorientierten 
Bestimmung und Abgrenzung des Gegenstandes, den man untersuchen möch-
te, ergeben. Aus theorieimmanenten Gründen »can [there] be no formal rules for 
what one goes looking for in order to identify relevant elements, f lows, and forces 
that work to articulate or disarticulate a particular identity« (Slack 2016: 4).

Diese Schwierigkeiten der Abgrenzung korrespondieren allerdings direkt mit 
der theoretischen Anerkennung, dass dem Sozialen nichts vorausgeht. Dies hat 
auch für Theoriekonstruktionen selbst zu gelten, sollen diese offengehalten wer-
den, um auch veränderte Komplexitätsbedingungen der Gesellschaft adäquat ab-
bilden zu können. Zudem werden Schwierigkeiten eines ›scaling up‹ der Artikula-
tionstheorie von der Mikro- auf die Makroebene erwähnt (vgl. Slack 2016; Marchart 
2012a). Einzelne Artikulationen, heißt es, lassen sich zwar recht gut mit Bezug auf 
die in ihnen artikulierten Elemente abbilden, wogegen spezifisch vermachtete Pro-
zesse innerhalb einer größeren sozialen Formation schwieriger zu erfassen seien.18 
Die Erfahrungen im Forschungsprojekt ›Pegida als Spiegel und Projektionsf läche‹ 
zeigten dagegen, dass sich die Verknüpfungen von Mikro- und Makrozugängen 
sehr gut und zum gegenseitigen Vorteil herstellten, da ein gemeinsamer methodo-
logischer Rahmen bestand. Bei Hall selbst ist das Problem des ›scaling up‹ etwa 
durch seine Adaption von Gramscis Hegemoniekonzept (vgl. Hall 2012) gelöst. In 
seinen Untersuchungen des Thatcherismus zeigt er beispielsweise, wie verschie-
dene Elemente aus ihren alten Artikulationen gelöst werden und in einer neuen 
sozialen Formation (eben dem Thatcherismus) reartikuliert werden.

Durch die strategische Offenheit der Theorie ist auch die Festlegung des 
Untersuchungsmaterials nicht durch die Methode bestimmt. Die Verknüpfung 
von verschiedenen Daten sowie die Integration etablierter Studien als Elemente 
in den untersuchten Kontext sind ebenso möglich, wie die Adaption anderer For-
schungsfelder.19

18 � Lawrence Grossberg versucht in seiner Weiterführung der Tradition der britischen Cultural Stu-
dies die Machtfrage mehr in den Blick zu bekommen. Er greif t dazu auch auf das Konzept der 
›conjuncture‹ zurück (vgl. Grossberg 2010).

19 � Tina Spies etwa identifizierte das »Konzept der Artikulation [als] eine Brücke von der Diskurs- 
zur Biografieforschung« um erstere für empirische Arbeiten aus dem Bereich der Biografiefor-
schung anschlussfähig zu machen (vgl. Spies 2009). Für eine weitere Anwendungsmöglichkeit 
des Artikulationsbegrif fes siehe auch den Beitrag von Friederike Landau in diesem Band.
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4.	 Fazit

Dieser Text sollte dazu anregen, Halls Theorie der Artikulation als eine Basisme-
thodologie für eine poststrukturalistisch informierte Protest- und Bewegungs-
forschung in Betracht zu ziehen. Da mit ihr der Kontext von Protestgeschehen 
selbst zum Gegenstand der Protest- und Bewegungsforschung wird, findet hier 
bereits eine wichtige Blickverschiebung statt. Die Stabilität von Protest- und Be-
wegungsphänomenen, als auch die Bildung und der Zerfall solcher Reartikulatio-
nen werden dabei im wechselseitigen Bezug zu diesem beobachtbar. Er umfasst 
dabei alle Ebenen des Sozialen – von globalen Krisen und Transformationsphä-
nomenen bis hin zu kollektiv geteilten Symboliken und Narrativen einer Diskurs-
gemeinschaft.

Das hinsichtlich seiner Elemente schwer auf einen Nenner zu bringende Phä-
nomen Pegida kann in dieser Perspektive als Reartikulation aus Elementen des 
Kontextes der Moderne selbst begriffen und erklärt werden.

Durch die Offenheit, aber auch den Anspruch, Komplexität abzubilden, eignet 
sich die Artikulationstheorie besonders als Methodologie für Forschungsgruppen 
und kollektiv organisierte Projekte, die eine gemeinsame Basis suchen, über die 
innerhalb der Forschungsgruppe ein Austausch stattfinden soll. Gerade zur Be-
schreibung und Analyse des global immer diffuser werdenden Protestgeschehens 
eignet sich ein Konzept, das sich von der Kontingenz sozialen Protestgeschehens 
durch fehlende Eindeutigkeiten der Zuordnung von Aussagen und Subjektposi-
tionen nicht beirren lässt, sondern Prozesse der De- und Reartikulation als kons-
titutiv für das Soziale selbst anerkennt, zugleich aber auch der Bedingtheit des 
Sozialen und Kulturellen als historisch Gewordenes, Rechnung trägt. Der Blick 
auf den Kampf um Bedeutung als strukturierter und zugleich strukturierender 
Prozess des Sozialen nimmt in der Artikulationstheorie daher einen zentralen 
Platz ein. Mehr noch als eine Methode zur Beantwortung bestimmter Fragen ist 
die Artikulationstheorie ein methodologischer Rahmen, in dem vielfältige Fragen 

– vom Forschungsdesign bis hin zur Bestimmung des Gegenstandes – in ihrer 
Differenz zusammengeführt werden können. Als gut ausgestatteter Werkzeug-
kasten kann sie für künftige Forschende ähnlich produktiv sein wie für Stuart 
Hall selbst. 
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Radikale Demokratie weiter denken



Experimentell-pragmatistische Analyse sozialer Bewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Um die Praxen und Organisationsweisen sozialer Bewegungen jenseits einer horizontalen und 
vertikalen Handlungslogik zu denken, sollte man postfundamentalistischen Ansätzen eine expe-
rimentelle Wendung geben. Dadurch lassen sich drei praktische Verkürzungen in der Analyse von 
sozialen Bewegungen vermeiden: erstens, ein einseitiger Fokus auf politische Institutionen; zwei-
tens, eine Vernachlässigung der Kategorie »Solidarität« und drittens, ein dichotomisches Denken 
von vertikalen und horizontalen Handlungslogiken.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Chantal Mouffes radikale Demokratietheorie ist wichtig, um den hegemonialen Charakter der 
gegenwärtigen demokratischen Ordnung offenzulegen und damit auch auf dessen grundsätzliche 
Veränderbarkeit durch soziale Bewegungen hinzuweisen. Ich nutze außerdem John Deweys demo-
kratischen Experimentalismus, um die experimentelle Handlungslogik von sozialen Bewegungen 
zu analysieren.

Anwendung: Methoden
Ich verwende die Methode der Theorie- und Begriffsarbeit. 

Anwendung: Fallbeispiel
Die aktuellen munizipalistischen Bewegungen.



Elemente einer radikalen Demokratietheorie 
des Experiments 
Am Beispiel der experimentellen Horizontalität 
munizipalistischer Bewegungen

Rahel Sophia Süß

1.	 Einleitung

Heute erweist sich die Frage nach Demokratie als wesentliche Achse der politi-
schen Auseinandersetzung. Folgen wir Chantal Mouffe (2018) in ihrer Einschät-
zung, dann eröffnet die gegenwärtige Krise der neoliberalen hegemonialen 
Formation, die politische Bewegungen und Parteien seit 2011 verstärkt zum Aus-
druck bringen, die Möglichkeit für eine neue demokratische Ordnung. Fraglich 
erscheint allerdings, was die Rolle der neuen munizipalistischen Bewegungen für 
ein solches Unternehmen auszeichnet.1 Der vorliegende Beitrag nimmt sich dieser 
Frage an und zielt darauf ab, postfundamentalistische Perspektiven auf soziale 
Bewegungen durch die Einbeziehung der Kategorie des Experiments zu aktuali-
sieren.2 Die Unfähigkeit, die konstitutive Bedeutung des Experiments für demo-
kratische Praxen anzuerkennen, hat zur Konsequenz, dass die experimentellen 
Handlungslogiken der neuen munizipalistischen Bewegungen nicht umfassend 
erfasst werden können. Das Experiment eröffnet hier eine dreifache Blickver-
schiebung: von der Idee einer Konf likthaftigkeit des Sozialen hin zu den konkre-

1 � Munizipalistische Bewegung ist ein Sammelbegrif f für Städtebewegungen, die zum Beispiel 
unter Schlagworten wie »rebellische Städte« (Harvey 2012), »Cities of Refuge«, »Sanctuary Cities« 
oder »Welcome Cities« verhandelt werden. Die Akteur*innen in diesen Bewegungen fordern so-
ziale Teilhabe am urbanen Leben und kritisieren finanzmarktgesteuerte und investitionsorien-
tierte Formen der Vergesellschaf tung sowie jegliche Formen von diskriminierenden Ausschlüs-
sen und Marginalisierungen.

2 � Die Bezeichnung »Postfundamentalismus« wird in Anschluss an Oliver Marchart (2010) verwen-
det, um die postfundamentalistische Prämisse von poststrukturalistischen Ansätzen hervorzu-
heben, wonach Gesellschaf t nicht auf der Abwesenheit aller Gründe, sondern auf der »Abwesen-
heit eines ultimativen Grundes« basiert (Marchart 2010: 62, Herv.i.O.).
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ten Handlungsproblemen; vom Subjekt hin zu den sozialen Beziehungen und von 
einer vertikalen und horizontalen Dichotomie hin zu einer experimentellen Hori-
zontalität demokratischer Praxen.

Um die Kategorie des Experiments als Schlüsselbegriff für die postfunda-
mentalistische Bewegungsforschung fruchtbar zu machen, befasst sich der erste 
Abschnitt mit den Defiziten von Chantal Mouffes Analyse von sozialen Bewegun-
gen. Der zweite Teil widmet sich dann einem systematischen Aktualisierungsver-
such durch die Einbeziehung der pragmatistischen Handlungskategorie des Ex-
periments. Schließlich soll die Frage diskutiert werden, worin der Gewinn einer 
experimentell-pragmatistischen Blickverschiebung für die Analyse von munizi-
palistischen Bewegungen bestehen könnte.

2.	 Postfundamentalistische Perspektiven auf soziale Bewegungen 
und ihre Kritik 

War die soziale Bewegungsforschung lange Zeit davon ausgegangen, dass funk-
tionalistische Analysen von Formierungsprozessen der Schlüssel zum Verständ-
nis von sozialen Bewegungen sind, versuchen postfundamentalistische Analyse-
ansätze soziale Bewegungen als Ausdruck gesamtgesellschaftlicher Dynamiken 
zu fassen (Leinius/Vey/Hagemann 2017).3 Ernesto Laclau und Chantal Mouffe 
sind im Rahmen ihrer Schriften, in denen sie ein Modell der Kontingenz und Kon-
f likthaftigkeit im Feld des Diskursiven proklamieren, vor allem an der Machtfra-
ge interessiert (Laclau/Mouffe 1985: 181, 195, 190). Ins Zentrum ihrer Aufmerksam-
keit rücken sie das grundlagentheoretische Problem, wie ein politisches Subjekt 
erscheint. Sie knüpfen in ihrem Lösungsvorschlag an eine postfundamentalisti-
sche Ontologie an, gemäß derer »in der Welt sein«, ein Sein in vielfältigen sozialen 
Kämpfen um die gesellschaftliche Schließung bezeichnet. So müssen politische 
Akteure immer wieder von Neuem gegen eine Welt kämpfen, die so gestaltet und 
aufgeteilt ist, dass ihre Vorstellungen von Freiheit, Gleichheit und Volkssouve-
ränität nicht vorkommen. Gleichzeitig kann kein politisches Handeln jemals für 
sich beanspruchen, spezifische Werte derart konstituiert zu haben, dass zukünf-
tige Generationen nicht ihrerseits den Anspruch auf ein politisch-konstituieren-
des Handeln haben (Mouffe 2007: 16, 25). 

3 � Mit dem Auf tauchen der sogenannten neuen sozialen Bewegungen in den 1960er Jahren werden 
soziale Bewegungen als eigenständiges Phänomen wahrgenommen und systematisch unter-
sucht (Neidhardt/Rucht 2002). Gemeinhin werden sie mit der Kategorie »mobilisierte Netzwer-
ke von Gruppen und Organisationen« (Kern 2008: 13) bezeichnet, die über eine gewisse Dauer 
hinweg und durch kollektive Identität gestützt verschiedenste Protestformen anwenden, um 
»sozialen Wandel durch Protest herbeizuführen, zu verhindern oder rückgängig zu machen« 
(Neidhardt/Rucht 1994: 307). 
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Demokratie dient sozialen Bewegungen als symbolischer Horizont, um jede 
Schließung einer sozialen Ordnung herauszufordern (Mouffe 2018: 41-51; Noval 
2011; Conway/Singh 2011). Indem politische Akteure immer wieder von Neuem 
Ausschlüsse hinterfragen, weiten sich die Kämpfe für Gleichheit auf immer neue 
soziale Sphären aus (Laclau/Mouffe 2001). Radikale Demokratie meint in diesem 
Sinne eine Form der Radikalisierung durch Demokratie, mittels derer soziale 
Praxen, die Partizipation und Offenheit fördern, pluralisiert werden (Tambakaki 
2018: 3). 

Allerdings scheint Mouffes postfundamentalistischer Ansatz nicht in der 
Lage zu sein, das Versprechen auf Gleichheit einzulösen, von dem es seinen Aus-
gang nimmt (vgl. Day 2005). So laufen postfundamentalistische Argumente Ge-
fahr, zu einseitig auf ein Verständnis von Hegemonie als soziale Hegemonie und 
Staatsmacht zu fokussieren. Im Unterschied zu einer solchen vertikalen Logik der 
Repräsentation betonen post-hegemoniale Ansätze die vernetzten, verstreuten 
und immanenten Momente widerständiger Praxen, die als präfigurative Praxen 
direkt am Körper, den Gewohnheiten und Affekten ansetzen (Arditi 2007: 212-
224; Beasley-Murray 2010: 7; Lash 2007: 55f, 60). Der Lösungsvorschlag, den Day 
mit seinem Begriff »newest social Movements« (Day 2005: 45) anbietet, arbeitet 
auf der Ebene einer Differenzierung der totalisierenden Effekte: Day unterschei-
det die newest social Movements von den revolutionären Kämpfen und der Reform-
politik dadurch, dass erstere auf totalisierende Effekte auf allen sozialen Feldern 
und letztere auf totalisierende Effekte auf selektierten sozialen Feldern abzielen 
würden, während die newest social Movements jegliche Form totalisierender Effek-
te ablehnten (ebd.: 44f).

Kritische Ansätze gegenüber der von Day vertretenden post-hegemonialen 
These heben wiederum die Durchdringung von horizontalen und vertikalen Lo-
giken hervor: Sie weisen darauf hin, dass sich auch in Slogans, wie von Occupy 
Wall Street »Wir sind die 99  %«, repräsentative Ansprüche finden lassen (Dean 
2012: 229). Wenn Repräsentation das Präsentieren von etwas bedeutet, das wört-
lich oder tatsächlich nicht vorhanden ist, so müssen der spanischen 15M-Bewe-
gung mit ihrem Slogan »¡Democracia Real Ya!« auch repräsentative Ansprüche 
zugestanden werden. Dieser Schlussfolgerung kommt der Befund entgegen, dass 
»wirkliche Demokratie« nur repräsentiert werden kann, indem mit kollektiven 
Formen der Selbstregierung und Selbstverwaltung experimentiert wird, die auf 
Dezentralisierung, Pluralität und Präfiguration setzen (Della Porta/Rucht 2015: 
223-229). In ähnlicher Stoßrichtung argumentieren Marina Prentoulis und Lasse 
Thomassen und erklären: 

»There is a mutual contamination between horizontality and verticality because 
the very realization of equality is only possible through some representational 
space, and such a space unavoidably involves some inequality and hierarchy. There 
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is no horizontality without verticality, and no equality without inequality.« (Pren-
toulis/Thomassen 2012: 16) 

Wie die Beispiele der griechischen Antiausteritätsbewegung Aganaktismenoi im 
Jahr 2011 und der argentinischen Piqueteros in der Krise von 2001 zeigen, können 
Grassroots-Proteste ihre reale sozio-politische Relevanz steigern, wenn sie von 
einem organisierten kollektiven Akteur, durch Syriza in Griechenland und durch 
die Präsidentschaft Kirchners in Argentinien, repräsentiert werden (Stavrakakis 
2014: 214). 

Die Relevanz einer Kombination von Horizontalität und Vertikalität heben 
auch Michael Hardt und Antonio Negri mit der Einführung ihres neuen Begriffs-
paares »strategic multitude« und »tactical leadership« in ihrem jüngsten gemein-
samen Werk »Assembly« (2017) hervor. Von hier aus ergeben sich weitreichende 
Einblicke in den Zusammenhang von vertikalen und horizontalen Logiken. Dort, 
wo Führungsstrukturen notwendig werden, bleiben sie laut Hardt und Negri auf 
eine taktische Rolle beschränkt; an kurzfristiges und lokales Handeln und spezi-
fische Anlässe gebunden (Hardt/Negri 2017: 19f.). Die strategische Multitude hin-
gegen gibt die politische Richtung vor. Zu ihren Aufgaben zählen beispielsweise 
die Multitude zu organisieren, die unterschiedlichen Interessen auszubalancie-
ren und eine langfristige Planung und beständige Aktivität der Bewegung zu ge-
währleisten (ebd.: 15, 20-22). 

Für Hardt und Negri hat die Unterscheidung zwischen taktischer Führung 
und strategischer Multitude vor allem eine theoretische Funktion. Sie erlaubt, 
die Multitude als singuläre Multiplizität und Netzwerk zu denken, das von kei-
nem einzelnen politischen Akteur repräsentiert werden kann. Demokratischen 
Praxen kommt in diesem Modell die Aufgabe zu, horizontale Verbindungen be-
ständig auszuweiten und neue konstituierende Mächte durch Experimente der 
Selbstverwaltung freizusetzen (Hardt/Negri 2012: 44-45, 64). Dezentrale Führung 
kann jederzeit und von jedem initiiert werden, wie das Beispiel der transnatio-
nalen Women’s March Bewegung mit ihrer Struktur der sogenannten »Huddles« 
(»Haufen«) zeigt. Die »Huddles« werden nicht von statischen Hierarchien oder 
einer einzelnen Führung dominiert, sondern bilden f lexible Kombinationen von 
Streuung und Vereinheitlichung (Nunes 2014: 33). 

Allerdings bleibt auch mit den konzeptionellen Versuchen einer Verbindung 
von vertikalen und horizontalen Handlungslogiken ein entscheidendes Problem: 
Sowohl die Affirmation von Repräsentation oder Horizontalität auf der einen Sei-
te, als auch die Betonung der Durchdringung dieser zwei Logiken auf der anderen 
Seite reproduzieren ein dichotomisch vorgestelltes Verhältnis. Charakteristisch 
für ein solches Verhältnis ist, dass sich beide Logiken in ihrer vollumfänglichen 
Verwirklichung gegenseitig daran hindern, zur »Selbstidentität« zu gelangen. Es 
braucht also eine Perspektive, die es erlaubt, die produktiven Spannungen dieser 
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Logiken zu betonen, statt sie gegeneinander auszuspielen oder miteinander zu 
versöhnen. Die Lösung läuft insgesamt in der Aufgabe zusammen, konzeptionell 
über einen vertikalen und horizontalen Bezugsrahmen hinauszugehen. Dazu gilt 
es im nächsten Schritt, eine experimentell-pragmatistische Blickverschiebung 
vorzunehmen. 

3.	 Eine experimentell-pragmatistische Blickverschiebung 

Was kann nun eine experimentell-pragmatistische Blickverschiebung für eine 
Analyse von sozialen Bewegungen leisten? Nachdem einige spezifische Leerstel-
len und kritische Kontroversen des Feldes der postfundamentalistischen Bewe-
gungsforschung ausgewiesen wurden, wird im Folgenden argumentiert, dass 
John Deweys Kategorie des Experiments zwischen den unbefriedigenden Alter-
nativen einer vertikalen und horizontalen Handlungslogik vermitteln kann.4 Sein 
experimenteller Grundsatz dient ihm als methodischer Rahmen, um mit dem Un-
kalkulierbaren unter den Bedingungen einer konkreten Gelegenheitsstruktur zu 
kalkulieren. 

Tatsächlich muss die Dynamik moderner Gesellschaften in der Unsicherheit 
gesucht werden, denn es gibt laut Dewey keine Gewissheit, auf das sich Handeln 
gründen könnte. Ungewissheit ist in erster Linie eine Angelegenheit der Praxis, 
die sich in der Erfahrung zeigt. Es ist die Ungewissheit darüber, wie die gegen-
wärtigen Erfahrungen angesichts von nicht antizipierbaren und nicht inten-
dierten Handlungsfolgen ausgehen können (Dewey 1998: 223). Das Experiment 
erkennt die konstitutive Ungewissheitserfahrung an und wendet sie positiv, in-
dem es Handeln als Problemlösungshandeln konzipiert. Problemlösungshandeln 
bietet dann eine Art Versicherung, aber keine Sicherheit (ebd.: 37). Gerade weil 
sich Problemlösungen weder aus gegebenen Umständen direkt ableiten, noch im 
Vorhinein erschließen lassen, sind Lösungen auf ein innovatives Probehandeln in 
einem experimentellen Modus von Versuch und Irrtum angewiesen (Jaeggi 2014: 
346). »Alles Experimentieren impliziert offenes Tun; es bewirkt bestimmte Ver-
änderungen in der Umwelt oder in unserem Verhältnis zu ihr« (Dewey 1998: 89). 
Bereits Denken ist Experimentieren, das auf ein hypothetisches Ausprobieren an-
derer Möglichkeiten zielt, statt auf das Abbilden oder Betrachten einer zeitlosen 
Wahrheit (Westbrook 1991: 70). Dabei werden Handlungsprobleme überwunden 

4 � Die philosophische Strömung des Pragmatismus hat ihre Wurzeln im sogenannten Gilded Age 
(»Vergoldetes Zeitalter«) der Vereinigten Staaten Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
(Westbrook 1991). Als bestimmender Grundzug wird in der pragmatistischen Tradition die Idee 
angesehen, die Bedeutung von Begrif fen und Theorien anhand ihrer praktischen Handlungsfol-
gen zu beurteilen (Dewey 1919: 163).
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durch ein Durchspielen alternativer Handlungsvollzüge (Dewey 1998: 32). Die ein-
zige Gewissheit ist dann jene von verschiedenen und nie gänzlich planbaren Pro-
blemlösungsversuchen, die auf eine experimentelle Erprobung von Handlungs-
spielräumen zielen. 

Ist damit bereits der theoretische Rahmen beschrieben, in dem das Phäno-
men der neuen munizipalistischen Bewegungen zu lokalisieren sein wird, so 
deuten sich damit zugleich auch einige Schwierigkeiten an. Denn soll an Mouffes 
postfundamentalistische Perspektive auf soziale Bewegungen mit einer expe-
rimentell-pragmatistischen Wendung angeknüpft werden, so gehen damit drei 
grundsätzliche Aufgaben einher: eine Blickverschiebung auf konkrete Hand-
lungsprobleme, auf solidarische Beziehungen und auf einen zirkulären Horizont.

3.1	 Vom Konflikt um die gesellschaftliche Schließung  
zum konkreten Handlungsproblem

Von den drei Problemen, die sich stellen, wenn Mouffes postfundamentalistischer 
Ansatz unter den Bedingungen eines experimentell-pragmatistischen Denkens 
noch einmal aktualisiert werden soll, betrif ft die erste Schwierigkeit den Stellen-
wert von konkreten Handlungsproblemen. Zu den Unklarheiten, die ihren Ansatz 
kennzeichnen, zählt die Frage nach der praktischen Anschlussfähigkeit ihrer de-
mokratietheoretischen Überlegungen an alltägliche Erfahrungen. Zwar plädiert 
sie in ihrer Argumentation dafür, die demokratischen Prinzipien Freiheit, Gleich-
heit und Souveränität auf immer mehr soziale Beziehungen und gesellschaftli-
che Sphären auszuweiten. Allerdings bleibt an ihrer Grundvorstellung, sozialen 
Wandel in erster Linie über politische Institutionen zu denken, ungeklärt, welche 
Rolle die konkreten alltäglichen Praxen für eine Radikalisierung von Demokratie 
spielen. Dies brachte Mouffe nicht zuletzt den Vorwurf ein, ihre Demokratietheo-
rie erreiche den Demos nicht (Jörke 2006: 263).

Es ist der Gewinn einer experimentell-pragmatistischen Perspektive, kon-
krete und alltägliche Handlungsprobleme als Ausgangspunkt zu nehmen (Joas 
1992: 12). Einerseits verweist das Experiment auf die notwendig kontingente 
Unbestimmtheit des Bezuges von sozialen Bewegungen zu sich selbst und der 
Welt. Darüber hinaus weist es, wenn auch immer nur temporär, einen Ausweg 
aus dieser Unbestimmtheit. Soziale Bewegungen sind in diesem Sinne Ausdruck 
eines praktischen Eingelassenseins in eine niemals vollständig verfügbare Welt. 
Zugleich bezieht sich die experimentelle Dimension von widerständigen Praxen 
auf die immer bereits anwesende Möglichkeit von Veränderungshandeln. Gerade, 
weil Widerstand im pragmatistischen Sinne seine normative Kraft nicht aus sich 
selbst, sondern aus den Handlungskonsequenzen schöpft, muss dieser sich aktiv 
zu den Handlungsvoraussetzungen in-Beziehung-setzen und in immer neuen Si-
tuationen experimentell bewähren. Allerdings sind dazu auch die eingesetzten 
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Mittel und formulierten Ziele von sozialen Bewegungen beständig wechselseitig 
zu korrigieren (Dewey 1998: 102).

Aus dem bisher Gesagten leitet sich nun folgender Gedankengang für die 
Analyse von sozialen Bewegungen ab: Soziale Bewegungen bedürfen des Lernens. 
Lernen bezeichnet einen Modus des gelingenden sozialen Wandels sowie Lern-
blockaden »Gründe dafür [liefern], dass dieser ausbleibt oder pathologisch ver-
läuft« (Jaeggi 2014: 343). Es handelt sich bei den Praxen von sozialen Bewegungen 
also deshalb um experimentelle Lernprozesse, weil ihre Akteur*innen in einem 
offenen und andauernden Prozess ihre Praxen darauf hin befragen müssen, in-
wiefern sie die Konfrontation mit neuen Problemen – in Form von Handlungsblo-
ckaden und Erfahrungsverlust – und Lernprozesse ermöglichen oder behindern. 

Dieses Argument wird greif barer, wenn wir es an dem konkreten Gegenstand 
der munizipalistischen Bewegungen erproben. Beispielhaft zeigt sich dieser 
pragmatistische Grundzug in der Bürger*nnenplattform Barcelona en Comú (BCo-
mú), die seit ihrem Regierungsantritt 2015 die direkten Probleme und Notlagen 
der Stadtbewohner*innen adressiert.5 Die Akteur*innen in den globalen Netz-
werken der sogenannten »rebellischen Städte« (Harvey 2012) – den »Cities of Re-
fuge«, »Sanctuary Cities« oder »Welcome Cities« – fordern mit dem Slogan »Recht 
auf Stadt« (Lefebvre 1968) und »Urban Citizenship« (Aigner/Kumnig 2018: 14-35) 
soziale Teilhabe am urbanen Leben und mobilisieren gegen finanzmarktgesteuer-
te und investitionsorientierte Formen der Vergesellschaftung. Sie betreiben eine 
Politik der sukzessiven Verbesserung konkreter Probleme bei gleichzeitigem Ex-
perimentieren mit neuen demokratischen Praxen und politischen Institutionen 
(Feenstra et al. 2017). In Citizens Assemblies oder auch Stadtplanungswerkstätten 
arbeiten Architekten, Künstler*innen, Wissenschaftler*innen und Aktivist*in-
nen, in Bereichen vom politischen Agenda Setting, bis zur Abstimmung, Moni-
toring und Evaluation mit der städtischen Verwaltung zusammen (Feenstra et al. 
2017: 41-63; Büllesbach/Cillero/Stolz 2017). Neben dem Ethos einer fortwährenden 
Selbstref lexion von Handlungskonsequenzen politischer Prozesse und Projekte 
wird auch die Analyse gesellschaftlicher und politischer Prozesse zum notwendi-
gen Teil von demokratischen Praxen erklärt (Russel/Reyes 2017). 

5 � Im Mai 2015 wurde die Bürger*innenplattform Barcelona en Comú als Minderheitsregierung 
gewählt. Die Initiative ist erwachsen aus einer langen Periode von Straßenprotest, Anti-Räu-
mungs-Kampagnen, Besetzungen, Anti-Korruptions-Kampagnen und Jugendbewegungen, 
die schließlich am sichtbarsten wurden in der M15-Bewegung oder dem sogenannten Indigna-
dos-Protest seit 2011. 
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3.2	 Vom Subjekt zu den sozialen Beziehungen,  
von der Bündnispolitik zur Solidarität

Die zweite Schwierigkeit, die Mouffes postfundamentalistischer Ansatz unbe-
rücksichtigt lässt, ergibt sich aus der Frage nach dem Stellenwert von Solidari-
tät für ein politisches Projekt radikaler Demokratie. Wie Oliver Marchart erklärt, 
wird idealtypisch unter radikaler Demokratie ein konf liktueller Prozess der Ak-
tualisierung, Ausweitung und Vertiefung der demokratischen Prinzipien von 
Freiheit, Gleichheit, und Solidarität verstanden (Marchart 2015: 22). Je nach An-
satz werden diese Prinzipien unterschiedlich gewichtet oder, wie im Fall von Soli-
darität bei Mouffe, gänzlich übergangen (ebd.: 31, FN 3). Insofern Hegemonie bei 
Mouffe eine kontingente Pluralität autonomer Kämpfe um eine »Äquivalenzket-
te« artikuliert, die eine gemeinsame politische Front zusammenschweißt, lässt 
sich zudem hinsichtlich Mouffes Modell kritisch anmerken, dass Hegemonie in 
erster Linie über ihre Subjekte und nicht über die sozialen Beziehungen gedacht 
wird (Lash 2007: 55-56).

Diese Leerstelle füllt Deweys Idee von sozialer Freiheit aus. Auf eine Formel 
gebracht, bezeichnet der Begriff, dass der Grad der individuellen Freiheit von der 
sozialen Freiheit bedingt ist, da Individuen immer bereits in Assoziationen mit-
einander verbunden sind und sich über diese Assoziationen die Probleme der Welt 
erschließen (Dewey 1927: 151). Zu dieser Deutung kann Dewey gelangen, weil er 
sich in »Individualism, Old and New« (Dewey 1931: 41-123) einer Darstellung be-
dient, die explizit die Idee verwirft, Subjekte isoliert mit individueller Freiheit 
auszustatten und Autonomie als unabhängig von sozialen Beziehungen zu be-
greifen. Den Schritt, den Dewey hier vorschlägt, um Gesellschaft und Individu-
um nicht wie in der liberalen Tradition üblich, gegeneinander auszuspielen, be-
steht in einer Aktualisierung des Subjektbegriffs auf der Grundlage der Kategorie 
von sozialer Freiheit. Diese Wendung zur Idee der sozialen Freiheit erlaubt es 
Dewey jetzt, die Perspektive von Subjektivitäten hin zu den sozialen Beziehungen 
zu verschieben. Dabei lautet sein entscheidendes Argument, dass Individuen von 
den sozialen Praktiken geprägt werden, an denen sie partizipieren. Gleichzeitig 
sedimentieren ihre Praxen in Institutionen und werden ihrerseits zu strukturel-
len Bedingungen des Handelns (Bernstein 2016: 33). 

Von diesem zirkulären Gedankengang aus wird nun auch verständlich, war-
um sich Solidarität als eine zentrale Bezugskategorie für demokratische Praxen 
erweist. Die Konzeption von sozialer Freiheit ermöglicht es, Freiheit und Soli-
darität nicht als Gegensätze zu begreifen. Nicht die Einzelperson, sondern die 
solidarische Gemeinschaft erscheint dann als Trägerin der zu verwirklichenden 
Freiheit. Eine pragmatistische Perspektive auf Solidarität geht zudem über die 
Hervorhebung gemeinsamer materieller Interessen, wie zum Beispiel politischer 
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Rechte, hinaus und adressiert die Artikulation eines geteilten Sinns für Möglich-
keiten und ein geteiltes Begehren für Alternativen. 

Mit der Kategorie der sozialen Freiheit lässt sich nun ein weiterer Grundzug 
des demokratischen Selbstverständnisses der neuen munizipalistischen Bewe-
gungen in den Blick bekommen: Die sozialen Beziehungen und demokratischen 
Erfahrungen werden von den Akteuren in den Mittelpunkt gerückt: »[T]he con-
crete bringing together of bodies (rather than citizens, who already come with a 
territory) in the activation of municipal political processes […] have the capacity 
to produce new subjectivities« (Russel 2019: 13). Neben einer neuen Politik der 
Gemeingüter finden sich Formen institutioneller sozialer Freiheit zum Beispiel 
auch in dem Modell von Urban Citizenship. So hat die Stadtregierung von New 
York 2013 einen Stadtausweis eingeführt, der allen Stadtbewohner*innen, unab-
hängig von ihrem legalen Status, Zugang zu Bildung, öffentlichem Verkehr, Ge-
sundheitsversorgung, Kommunikation und Wohnraum ermöglichen soll (Aigner/
Kumnig 2018: 14-35).

3.3	 Experimentelle Horizontalität 

Der Versuch, postfundamentalistische Ansätze für aktuelle Demokratiebewe-
gungen erneut produktiv zu machen, steht nun abschließend vor einer dritten 
Schwierigkeit: Mouffes Analyse von sozialen Bewegungen bleibt an ein dichoto-
mies Verständnis von vertikalen und horizontalen Handlungslogiken gebunden. 
Das Experiment erlaubt hingegen eine Bestimmung von sozialen Bewegungen, 
ohne einseitig Vertikalität oder Horizontalität zu affirmieren oder von einer »Hy-
bridisierung« dieser zwei Handlungslogiken auszugehen (Feenstra et al. 2017: 13). 
Vielmehr stellt sich die experimentelle Handlungslogik von munizipalistischen 
Bewegungen als Ausgangspunkt dar, von dem aus die strategische Verknüpfung 
von vertikalen und horizontalen Strategien erprobt und beständig wechselseitig 
korrigiert wird. An die Stelle einer Durchdringung der vertikalen und horizon-
talen Logik, wie sie von Kritikern der post-hegemonialen These vertreten wird, 
tritt in der pragmatistischen Deutung ein konstitutives Wechselverhältnis. Ex-
perimentelle Praxen- und Institutionenzusammenhänge konstituieren sich dann 
nicht einfach als Gegenmacht, sondern als Neuzusammensetzung und Gleichzei-
tigkeit von horizontalen und vertikalen Elementen. Weil sich nun allerdings, wie 
mit Rekurs auf den Begriff der sozialen Freiheit gezeigt werden konnte, Indivi-
duen erst über Assoziationen mit anderen Individuen die Probleme der Welt er-
schließen, gilt es, die Möglichkeit für kollektive Lernprozesse offenzuhalten und 
beständig auf immer mehr soziale Beziehungen auszuweiten. Damit wäre auch 
zugleich ein Name für die Handlungslogik von sozialen Bewegungen gefunden, 
den ich in Anlehnung an Deweys philosophischen Experimentalismus als »expe-
rimentelle Horizontalität« bezeichnen möchte. 
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Mit der Kategorie der »experimentellen Horizontalität« lässt sich nun ab-
schließend ein dritter Grundzug des demokratischen Selbstverständnisses von 
munizipalistischen Bewegungen in den Blick bekommen: Um Offenheit und eine 
experimentelle Pluralität in kollektiven Bündnissen zu fördern, setzen die Be-
wegungen auf ein Experimentieren mit neuen Institutionen. Zum Beispiel ver-
suchen sie, mit einer Stadtpolitik der Koproduktion grundlegende Bedürfnisse 
wie Energie, Wasser, Nahrung, Wohnen, Bildung und öffentliche Infrastruktur 
gemeinsam zu verwalten. So fungiert BComú nicht als lokaler Arm einer größe-
ren politischen Strategie einer politischen Partei. Die f luiden Kooperationen aus 
Bürger*innen, Aktivist*innen und lokalen sowie regionalen Regierungen erlau-
ben vielmehr eine Form der Selbstregierung, jenseits klassischer repräsentativer 
Führungsstrukturen (Russel/Reyes 2017):

»Although the visibility of these new municipal initiatives is of ten due to their en-
gagement with municipal electoral politics, it is a mistake to read them primary 
as electoral phenomena concerned with ›governing better‹. On the contrary, […] 
the municipal initiatives share a focus on transforming these institutions, bringing 
people closer to decisions that af fect them as part of a wider orientation towards 
collective and collaborative self-government.« (Russel 2019: 14, Herv.i.O.)

4.	 Fazit: Zirkuläre Demokratie:  
Ein neuer radikal-demokratischer Horizont

Das Anliegen des Beitrages war es, postfundamentalistische Perspektiven auf so-
ziale Bewegungen kritisch zu diskutieren und produktive Anknüpfungspunkte 
auszuweisen. Die entscheidende Idee der Rekonstruktion war: Um postfunda-
mentalistische Ansätze produktiv zu machen, sollte man ihnen eine experimen-
tell-pragmatistische Wendung geben. Dadurch lassen sich, wie gezeigt wurde, 
drei praktische Verkürzungen vermeiden, die verhindern, die konkreten Praxen 
und Strategien der neuen munizipalistischen Bewegungen umfassend in den 
Blick zu bekommen: erstens, einen einseitigen Fokus auf politische Institutionen; 
zweitens, eine Vernachlässigung der Kategorie »Solidarität« und drittens, ein di-
chotomisches Denken von vertikalen und horizontalen Handlungslogiken.

Am Beispiel der neuen munizipalistischen Bewegungen wurde gezeigt, dass 
die Kategorie des Experiments für drei Perspektivverschiebungen gleichzei-
tig steht: Das Experiment bezeichnet eine Blickverschiebung von der Idee einer 
Konf likthaftigkeit des Sozialen hin zu den konkreten Handlungsproblemen und 
alltäglichen Praxen; vom Subjekt hin zu den sozialen Beziehungen und von einer 
vertikalen und horizontalen Dichotomie hin zu einer zirkulären Handlungslogik 
demokratischer Praxen. 
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Der Erkenntnisgewinn einer Einführung der Handlungskategorie des Experi-
ments in die Bewegungsforschung lässt sich darüber hinaus wie folgt zusammen-
fassen: Als bewegungstheoretischer Schlüsselbegriff bietet das Experiment ers-
tens eine produktive Perspektive auf soziale Bewegungen, um Handlungsmacht 
als experimentellen Aneignungsprozess des gesamten Arsenals sozialer Prakti-
ken, aus denen sich die Handlungsoptionen ergeben, zu denken. Unterstützung 
findet diese These, wie gezeigt wurde, zweitens in dem Befund, dass soziale Be-
wegungen des Lernens bedürfen. Experimentell zu bleiben bedeutet nicht zuletzt, 
die Selbstkorrektur zu institutionalisieren und fähig zu sein, Möglichkeiten of-
fenzulegen. Mit dem Hinweis, dass Scheitern für demokratische Praxen konsti-
tutiv ist, müssen drittens, Führungsstrukturen und Repräsentationsprinzipien 
um einen experimentell-ref lexiven Lernprozess erweitert werden, der beständig 
Handlungsmächte für solidarische Beziehungen öffnet. 
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Perspektiven radikaler Demokratietheorie

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Der Beitrag konzipiert eine radikaldemokratietheoretische Perspektive in der Forschung zu sozialen 
Kämpfen und Bewegungen, aus der Demokratie nicht als eine bestimmte Staatsform begriffen wird, 
sondern als ein konflikthafter und unabschließbarer Prozess der Demokratisierung. Dies ermöglicht 
eine Sichtweise auf soziale Bewegungen und Kämpfe, in der jene, die für Gleichheit und Freiheit 
kämpfen, unabhängig von gesellschaftlich dominanten Zuschreibungen als politische Subjekte be-
griffen werden. Zudem werden politische Interventionen nicht ausschließlich in Bezug auf den Staat 
im engeren Sinne, sondern im weiteren Kontext hegemonialer Gesellschaftsordnungen untersucht. 
Die radikaldemokratietheoretische Perspektive verdeutlicht, wie politische Subjekte in konkreten 
Aushandlungen entstehen, Konflikte um Sichtbarkeit und Rechte geführt, normative Bezugspunkte 
artikuliert und ambivalente Verhältnisse zur hegemonialen Ordnung eingegangen werden.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Im Anschluss an die Ansätze von Jacques Rancière (2002, 2012), Étienne Balibar (2012), Ernesto Lac-
lau und Chantal Mouffe (2006) sowie auf der Grundlage empirischer Fallstudien wird eine Perspekti-
ve poststrukturalistisch informierter Bewegungsforschung entwickelt, die auf eine wechselseitige 
Information von Theorie und Empirie ausgerichtet ist. Der hierzu entwickelte Begriff der demokra-
tischen Differenz ermöglicht es, zwischen etablierten Regimen der Demokratie und einem darüber 
hinausgehenden Grundsatz des Demokratischen zu unterscheiden. Dadurch werden demokratische 
Praxen in den Mittelpunkt gerückt, die aus dem Bestreben entstehen, Gleichheit in Verhältnissen der 
Ungleichheit zu aktualisieren.

Anwendung: Methoden
Die Analyse basiert auf zwei Fallstudien, die mit qualitativen Methoden durchgeführt wurden und 
teilstrukturierte Interviews, Dokumentenanalyse, teilnehmende Beobachtung und aktivistische For-
schung kombinieren. In der hierbei entwickelten Forschungsstrategie werden die radikaldemokra-
tietheoretischen Ansätze weniger einseitig operationalisiert, sondern Theorie und Empirie werden 
aufeinander bezogen und in einen Dialog gebracht, wobei ich poststrukturalistische Beiträge in der 
Debatte um qualitative Sozialforschung aufgreife. Demokratietheorie eröffnet hierbei eine spezi-
fische Analyseperspektive auf soziale Kämpfe und Bewegungen und umgekehrt werden diese zum 
Ausgangpunkt für eine empirisch fundierte Entwicklung und Überarbeitung radikaler Demokratie-
theorie. 

Anwendung: Fallbeispiel
Die Produktivität einer radikaldemokratietheoretischen Perspektive wird anhand von empirischer 
Forschung zu politischen Selbstorganisierungen migrantischer Jugendlicher in Deutschland und 
den USA aufgezeigt und diskutiert.

Anwendung: Beispiele
Der radikaldemokratietheoretische Ansatz steht in Verbindung mit Analysen, die mit Konzepten von 
»acts of citizenship« (Isin/Nielsen 2008), »Autonomie der Migration« (Bojadžijev/Karakayali 2007), 
hegemonietheoretischen und intersektionalen (Vey 2015; Ganz 2018) sowie allgemein machttheoreti-
schen Perspektiven (Foucault 1992) arbeiten. 
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1.	 Einleitung

Wenn Demokratie nicht nur als politische Ordnung, sondern als Praxis des Kon-
f likts um Gleichheit und Freiheit begriffen wird, eröffnen sich neue Perspektiven 
auf soziale Kämpfe und Bewegungen. Dabei wird ersichtlich, dass Demokratie 
sich einerseits in historisch spezifischen Regimen verdichtet und so zu einem 
Herrschaftssystem geworden ist, dass Demokratie aber anderseits wiederholt 
durch gesellschaftliche Auseinandersetzungen und Interventionen ›von unten‹ 
erstritten, aktualisiert und transformiert werden kann. Ein solcher Begriff von 
radikaler Demokratie (vgl. Comtesse et al. 2019) birgt ein besonderes Potential, 
um in der Bewegungsforschung herauszuarbeiten, wie politische Subjekte in 
konkreten Aushandlungen entstehen, Konf likte um Repräsentation und Rechte 
geführt, normative Bezugspunkte artikuliert und ambivalente Verhältnisse zur 
hegemonialen Ordnung eingegangen werden.

In diesem Beitrag konzipiere ich eine Analyseperspektive radikaler Demokra-
tietheorie, aus der Demokratie vor allem als konf likthafte Praxis begriffen wird. 
Hierzu beziehe ich mich auf die Ansätze von Jacques Rancière (2002), Étienne Ba-
libar (2012), Ernesto Laclau und Chantal Mouffe (2006). In diesen Arbeiten wird 
Demokratie nicht mit liberalen, repräsentativen und national verfassten Demo-
kratien gleichgesetzt, sondern als stets umstrittener Prozess der Demokratisie-
rung verstanden.1 Dies ermöglicht eine Sichtweise auf soziale Bewegungen und 
Kämpfe, in der jene, die für Gleichheit und Freiheit kämpfen, unabhängig von do-
minanten Zuschreibungen als politische Subjekte begriffen werden. Da radikal-

1 � Indem radikale Demokratietheorie die zentrale Bedeutung von Konflikten und Machtverhältnis-
sen betont, grenzt sie sich von aggregativen Demokratiemodellen ab, die im Anschluss an Joseph 
Schumpeter die Funktion von Demokratien in der Bündelung und Vermittlung individueller Inte-
ressen sehen, aber auch von deliberativen Demokratietheorien, die wie Jürgen Habermas einen 
vernünf tigen Konsens anstreben (Mouf fe 2008: 86f., 93f f.).



Helge Schwiertz266

demokratische Ansätze hierbei Machtverhältnisse ref lektieren und die Annahme 
essentialistischer Letztelemente historisieren und dekonstruieren, also die ge-
sellschaftliche Konstruktion vermeintlich unabänderlicher oder naturalisierter 
Phänomene aufzeigen, können sie als poststrukturalistische Theorie verstanden 
werden (vgl. Stäheli 2000). Sie lassen Aspekte, die gewöhnlich als selbstverständ-
lich gelten (vgl. Gramsci 1991-2002: H.7, §83), fraglich erscheinen und stellen sie 
als »Unrecht« dar (Rancière 2002: 73). Radikaldemokratische Praxen sind also 
zunächst eine negative Kraft, die im Sinne der Foucault’schen Kritik als Haltung 
begriffen werden können, »nicht dermaßen regiert zu werden« (Foucault 1992: 12, 
52f.). Gleichzeitig haben sie eine affirmative Seite, indem sie sich auf das Demo-
kratische beziehen.

Wie eine solche theoretische Perspektive in empirischen Studien eingesetzt 
werden kann, möchte ich anhand meiner Forschung zur Selbstorganisierung mi-
grantischer Jugendlicher verdeutlichen (vgl. Schwiertz 2019). Diese Forschung 
basiert auf zwei empirischen Fallstudien, die mit qualitativen Methoden in 
Deutschland und den USA durchgeführt wurden. Teilstrukturierte Interviews 
und Dokumentenanalysen wurden hierbei mit teilnehmender Beobachtung so-
wie aktivistischer Forschung (vgl. Hale 2008) verbunden. In der Datenauswertung 
habe ich mich an Verfahren der Grounded-Theory-Methodologie (Glaser/Strauss 
1967) orientiert, wobei ich eine möglichst aufgeschlossene Haltung gegenüber den 
Daten mit einer theoretisch fokussierten Perspektive verknüpft habe.

Im Folgenden erläutere ich zunächst, wie qualitative Forschungsmethoden 
mit radikaldemokratischen Ansätzen verbunden werden können. Darauf hin 
begründe ich meine theoretische Perspektive radikaler Demokratie als Praxis. 
Deren analytisches Potential veranschauliche ich anschließend im Hinblick auf 
migrantische Kämpfe, um dann umgekehrt aufzuzeigen, wie radikaldemokratie-
theoretische Perspektiven ausgehend von der Empirie rekonzipiert werden kön-
nen. 

2.	 Forschungsansatz:  
Politische Theorie und qualitative Sozialforschung 

2.1	 Methodologie: Dialog von Theorie und Empirie 

Für die Analyse sozialer Kämpfe und Bewegungen ist es bedeutsam, diese nicht 
bloß einem theoretischen Schema zuzuordnen – aber auch nicht, die Theorie 
zur Anwendung in der Forschung einseitig zu operationalisieren. Vielmehr ar-
gumentiere ich dafür, Theorie und Empirie wechselseitig aufeinander zu bezie-
hen und in einen Dialog zu bringen. Entgegen der verbreiteten Ablehnung eines 
dezidierten Bezugs auf Gesellschaftstheorien in weiten Teilen der qualitativen 
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Sozialforschung (Kalthoff 2008) greife ich auf poststrukturalistische Beiträge in 
diesem Bereich zurück (Denzin/Lincoln 2011; Winter 2014). Ausgehend von der 
Situiertheit jeglicher Wissensproduktion argumentieren diese dafür, bewusst 
theoretische Perspektiven in der Forschung einzunehmen und deren Perspek-
tivierung zu ref lektieren. Im Bewusstsein der jeweilig spezifischen Sichtweise 
können Forschende dennoch eine Haltung einnehmen, in der sie möglichst offen 
dem Feld gegenüber sind und eine Sensibilität entwickeln für unerwartete und 
widersprüchliche Phänomene, die nicht ins Konzept passen. Das Erkenntnisinte-
resse ist hierbei, über statische Modelle hinauszugehen, Theorien für empirische 
Analysen nutzbar zu machen und sie zugleich durch diese Analysen laufend zu 
überarbeiten (vgl. Leinius/Vey/Hagemann 2017: 13). 

Radikale Demokratietheorie eröffnet somit zum einen eine spezifische Pers-
pektive: Sie bietet ein analytisches Prisma für die Beschreibung sozialer Kämpfe 
und Bewegungen. Die Analyse dieser gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
ist zum anderen Ausgangpunkt für eine empirisch fundierte Überarbeitung der 
Demokratietheorie, gewissermaßen einer re-grounded theory, die im Unterschied 
zu der mit dem Begriff der »grounded theory« verbundenen Methodologie (Gla-
ser/Strauss 1967) sowohl in der Feldforschung, als auch in der Theoriearbeit grün-
det. Ausgehend von konkreten gesellschaftlichen Auseinandersetzungen werden 
die Kategorien und Annahmen der Theorie somit überdacht und erweitert. 

2.2	 Radikale Demokratietheorie als Analyseperspektive 

Ansätze der sozialen Bewegungsforschung zielen traditionell auf präzise, meist 
aber auch einschränkende Kategorisierungen (vgl. Leidinger 2015: 64). Sie setzen 
insbesondere in ihrem Politikbegriff oftmals einen Bezug zum Staat voraus, etwa 
im Konzept von »politischer Intervention« (Raschke 1985: 274) oder »contentious 
politics« (Tilly/Tarrow 2015: 7). Radikale Demokratietheorie eröffnet hier eine 
alternative Analyseperspektive auf soziale Konf likte, Kämpfe und Bewegungen. 
Gerade in Bezug auf Grenzphänomene wie Migration, die nicht als selbstver-
ständlicher Teil von Demokratieregimen erachtet werden und die bestehenden 
Differenzen infrage stellen, zeigt sich der analytische Mehrwert radikaler Demo-
kratietheorie.2 

2 � Dennoch kann auch in Bezug auf Migration an zahlreiche Studien zu selbstorganisierten und soli-
darischen Protesten angeschlossen werden, die mit Ansätzen der Bewegungsforschung arbeiten 
(Schwenken 2006; Rosenberger et al. 2018; della Porta 2018). Um Konzepte der Bewegungsfor-
schung – wie politische und diskursive Gelegenheitsstrukturen (Gamson 2014) oder »framing« 
(Benford/Snow 2000) – in eine radikaldemokratietheoretische Perspektive zu integrieren, soll-
ten diese jedoch nicht im Widerspruch zu den epistemologischen Prämissen des radikaldemo-
kratietheoretischen Ansatzes stehen bzw. auf Grundlage von dessen Sozialtheorie re-artikuliert 
werden können (vgl. Glynos/Howarth 2007).
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Um eine radikaldemokratietheoretische Perspektive für die Bewegungsfor-
schung zu konstruieren, schlage ich vor, die Ansätze von Laclau/Mouffe, Rancière 
und Balibar auf der Basis geteilter Grundannahmen und im Hinblick auf ihre je-
weiligen Schwerpunkte und Leerstellen in einer Theorie radikaler Demokratie als 
Praxis zusammen zu führen. Ausgehend von der politischen Differenz zwischen 
etablierten Formen der Politik und dem Politischen, das als grundlegende Kontin-
genz und Konf likthaftigkeit gefasst wird (vgl. Marchart 2010), entwickle ich den 
Begriff der »demokratischen Differenz«. Der Begriff demokratischer Differenz 
ermöglicht es, etablierte Regime der Demokratie von einem darüber hinausge-
henden Grundsatz des Demokratischen zu unterscheiden. Als Demokratieregime 
bezeichne ich bestehende, durch staatliche Verfassungen konstituierte Demokra-
tien. Diese sind ambivalente Gebilde, die einerseits Rechte und Beteiligung insti-
tutionalisieren und somit über einzelne Auseinandersetzungen hinaus erhalten, 
die anderseits aber das Demokratische beschränken und ausschließend wirken 
(vgl. Rancière 2012). Das Demokratische verweist hingegen auf ein allgemeineres 
Prinzip von Gleichheit und Freiheit für alle, das mit Balibar (2012) als »Gleichfrei-
heit« bezeichnet werden kann. 

Im Gegensatz zum Politischen basiert das Demokratische auf Gründungen, 
die selbst kontingent und das Ergebnis gesellschaftlicher Auseinandersetzungen 
sind. So konnte etwa durch die Französische Revolution mit den Prinzipien von 
Gleichheit, Freiheit und Solidarität ein demokratisches Imaginäres eingerichtet 
werden, das bis heute als Bezugspunkt von Kämpfen dient (Laclau/Mouffe 2006).3 
»Demokratische Differenz« bezeichnet also das Spannungsverhältnis zwischen 
Demokratieregimen und einem konf likthaften Universalismus des Demokrati-
schen. Aus diesem Abstand zwischen real-existierenden Institutionen, die sich 
als Demokratie bezeichnen, und einer Idee der Demokratie, die nie ganz verwirk-
licht, aber überall und jederzeit angestrebt werden kann, entstehen potentiell 
emanzipatorische Kämpfe. 

Radikale Demokratietheorie bietet zum einen analytische Konzepte, um de-
mokratische Praxen in solchen Kämpfen und Bewegungen zu untersuchen und 
hierbei verschiedene Aspekte herauszuarbeiten. Sie spannt zum anderen aber 
auch einen normativen Horizont auf, vor dem politische Praxen bewertet und an-
geleitet werden können, wobei die Prinzipien des Demokratischen nicht rein phi-
losophisch begründet, sondern ebenfalls in politischen Akten gegründet werden.

3 � Zugleich kann an eine Multiplizität von Gründungen in diversen politischen Akten angeschlossen 
werden, die nicht auf ein zentrales Ereignis, eine vermeintliche Wiege der Demokratie oder den 
globalen Norden beschränkt sind. Demokratie ist in koloniale Verhältnisse verwickelt, kann aber 
auch gegen diese gewandt werden und ist keinesfalls auf eine ›westliche‹ Tradition zu reduzieren 
(vgl. Mignolo 2011).
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Das Demokratische lässt sich im Konf likt mit Demokratieregimen aktua-
lisieren und kann darüber hinaus eine Demokratisierung in potentiell allen ge-
sellschaftlichen Bereichen anstoßen. Zentral für meinen radikaldemokratietheo-
retischen Ansatz ist somit der Begriff »demokratische Praxis«. Demokratische 
Praxen führen ein Unrecht auf und lassen es sichtbar werden, sodass sie eine ver-
meintlich selbstverständliche Unterordnung als Unterdrückung und Herrschaft 
beschreiben und zurückweisen (vgl. Laclau/Mouffe 2006: 194). Das Demokrati-
sche wird also in erster Linie von konkreten Kämpfen ins Feld geführt. Doch wo 
finden diese Kämpfe statt? Und von wem werden sie getragen? Zum ersten sind 
demokratische Praxen mit einem Öffentlich-Werden verbunden, welches die 
Aufteilung gesellschaftlicher Räume infrage stellt und neue politische Räume 
hervorbringt. Zum zweiten werden demokratische Praxen nicht von vorgängigen 
Subjekten oder einem essentialistisch verstandenen Volk ausgeführt. Vielmehr 
ergibt sich in der Praxis eine »politische Subjektivierung« (Rancière 2002: 47), 
die sich von hierarchisch zugewiesenen Identitäten ablöst. In der Auseinander-
setzung zwischen Demokratieregimen und dem Demokratischen bildet sich die 
Subjektivität eines Demos heraus, der ein Unrecht darstellt und verkörpert, im 
selben Zuge aber auch demokratische Prinzipien der Gleichfreiheit aktualisiert. 
Die Politisierung von sozialen Räumen und Subjektpositionen wird daher in den 
Mittelpunkt gestellt. 

Radikaldemokratische Praxen gehen von bestehenden Ordnungen aus, 
gleichzeitig aber auch einen Schritt über diese hinaus und sind in erster Linie an-
archisch ausgerichtet (Rancière 2012: 48f.). Sie aktualisieren das Demokratische, 
indem sie die Grenzen der Demokratie sowie herrschender Ordnung überschrei-
ten, dekonstruieren und ausweiten. Diese Grenzen der Demokratie sind es auch, 
die von den im Folgenden analysierten Selbstorganisierungen von Jugendlichen 
mit prekärem Aufenthaltsstatus in Deutschland und den USA infrage gestellt 
werden. Ihre Kämpfe lassen sich als demokratische Praxis beschreiben und sind 
zugleich selbst anleitend für eine Konzeption von Demokratie. 

3.	 Forschungspraxis: Analysen und theoretische Reflexion 
migrantischer Kämpfe

3.1	 Die demokratischen Praxen migrantischer Selbstorganisierung:  
Zwei Fallbeispiele 

Coming-Out undokumentierter Jugendlicher in den USA
In den USA ist seit Anfang der 2000er Jahre eine Bewegung undokumentierter 
migrantischer Jugendlicher entstanden, die sich für einen sicheren Aufenthalt 
und soziale Teilhabe engagieren. In meiner Forschung habe ich vor allem die In-
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itiativen der Immigrant Youth Coalition (IYC, gegründet 2011) sowie der California 
Immigrant Youth Justice Alliance (CIYJA, gegründet 2013) begleitet, die zu den be-
deutendsten Selbstorganisierungen in Kalifornien zählen. Im Zentrum steht bei 
ihnen die Selbstverteidigung, Organisierung und das Empowerment entrechteter 
Jugendlicher (vgl. Schwiertz 2016). 

Coming Out of the Shadows (COOTS) ist, wie es die Metapher ausdrückt, eine 
Praxis des Sichtbar- und Öffentlichwerdens und wird von den Jugendlichen als 
zentrale Strategie ihrer Selbstorganisierung beschrieben. Es ist der vielleicht 
wichtigste Schritt in der Politisierung und Organisierung undokumentierter Ju-
gendlicher in den USA (vgl. Seif 2014). Angelehnt an die Praktiken des Coming-
out der LGBTQ-Bewegung machen die Jugendlichen mit der politischen Praxis 
des COOTS die eigene gesellschaftliche Positionierung sichtbar und zu einer 
öffentlichen Angelegenheit.4 Indem die Jugendlichen ihren illegalisierten Status 
nicht länger verbergen, sondern offensiv und selbstbewusst als ›Undokumentier-
te‹ öffentlich in Erscheinung treten, vergesellschaften sie die Verantwortung für 
ihre Situation, die viele sonst als ein individualisiertes Problem erfahren. Damit 
verbunden ist eine Strategie, dem herrschenden Diskurs über Migration, der be-
stimmt ist von anonymen Bildern vermeintlich bedrohlicher Massen von ›Illega-
len‹, selbstbestimmte Repräsentationen entgegenzusetzen und somit auf eine 
Diskursverschiebung hinzuwirken. Durch COOTS ist es den Jugendlichen zudem 
möglich, die Schuld für das eigene Undokumentiertsein auf die herrschende Ge-
sellschaftsordnung zu verlagern und so die eigene Persönlichkeit losgelöst vom 
Stigma des illegalisierten Status zu erfahren. Indem sie sich als ›un-documented 
and unafraid‹ bezeichnen, transformieren sie die Scham über die eigene gesell-
schaftliche Diskriminierung und Marginalisierung in einen trotzigen Stolz (vgl. 
Jasper 2011) und werden zugleich anschlussfähig für gleichbetroffenen Jugend-
liche. COOTS wirkt somit als ein individuelles sowie kollektives Empowerment, 
produziert einen Zusammenhalt von Betroffenen und eine andere Repräsenta-
tion von Migration, die ihre Ungleichheit infrage stellt und dadurch als Aktuali-
sierung des Demokratischen beschrieben werden kann. 

COOTS ist somit eine demokratische Praxis der Selbstorganisierung. Indem 
sich die Jugendlichen eine Bühne erkämpfen, auf der sie als Undokumentier-
te sprechen und ihre Entrechtung sichtbar machen, stellen sie die von Rancière 
(2002: 39f.) als »Polizei« bezeichnete herrschende Gesellschaftsordnung infrage, 
die für sie eine stumme Position abseits des Öffentlichen – in der Schattenöko-

4 � Das Coming-Out ›of the closet‹, als dem sozialem Ort der Ausgrenzung, an den LGBTQ-Personen 
in den herrschenden Gesellschaf tsverhältnissen verwiesen werden, wurde hierbei entsprechend 
der sozialen Lage undokumentierter Migrant*innen in den USA durch die gebräuchliche Meta-
pher ›the shadows‹ ersetzt, mit dem eine erzwungene gesellschaf tliche Unsichtbarkeit beschrie-
ben wird.
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nomie und in prekären Lebensverhältnissen – vorsieht. Das Coming-out ist eine 
unmittelbare Form des Protests gegen diese Unterordnung und die Angst, die mit 
der permanent drohenden Abschiebung verbunden ist. Dass die Jugendlichen die 
entrechtende Identifizierung als ›Illegale‹ zurückweisen und sich affirmativ als 
Undokumentierte bezeichnen ist, mit Rancière gesprochen, eine politische Sub-
jektivierung: »eine Ent-Identifizierung, das Losreißen von einem natürlichen 
Platz, die Eröffnung eines Subjektraums« (ebd.: 48). Über verbindende Slogans 
wie »undocumented and unafraid« werden die unterschiedlichen Erfahrungen 
der Entrechtung zu einem gemeinsamen Diskurs artikuliert, der diese Erfah-
rung politisiert und durch den sich unterschiedliche politische Kämpfe zu einem 
Projekt gegen die anti-migrantische Hegemonie zusammenschließen lassen (vgl. 
Laclau/Mouffe 2006). Die Analyse migrantischer Selbstorganisierung als demo-
kratische Praxis zeigt hierbei, wie migrantische Jugendliche sich trotz ihrer so-
zialen Position der Entrechtung ein Recht auf Rechte (Arendt 2011) erstreiten und 
hierbei zugleich neue Sichtweisen auf Demokratie eröffnen.

Gegenkonferenzen geflüchteter Jugendlicher in Deutschland 
In Deutschland interveniert die 2005 gegründete Initiative Jugendliche ohne Gren-
zen (JoG) auf eine vergleichbare Art in die herrschende Ordnung des Sozialen, die 
ihnen einen untergeordneten Platz zuweist und eine Sprechposition vorenthält. 
Der bundesweite »Zusammenschluss von jugendlichen Flüchtlingen« folgt in sei-
ner Arbeit »dem Grundsatz, dass Betroffene eine eigene Stimme haben und kei-
ne ›stellvertretende Betroffenen-Politik‹ benötigen« (JoG o.J.). Mit der Forderung 
nach umfassender Gleichberechtigung wehren sich die Aktivist*innen von JoG 
gegen einen entmündigenden Opferstatus: Zum einen stellen sie die demokra-
tische Form der Bundesrepublik Deutschland aufgrund der institutionalisierten 
Ausgrenzung infrage, die sie als jugendliche Flüchtlinge erfahren,5 zum anderen 
kann der von ihnen als notwendig betrachtete Kampf für Rechte mit einer ande-
ren Vorstellung von Demokratie verbunden werden. 

Durch ihre Aktionen schaffen JoG eine Bühne, auf der sie das ihnen zugefüg-
te Unrecht darstellen und sich zugleich als politische Subjekte mit Rechten konsti-
tuieren. So inszeniert die JoG-Konferenz, die jedes Jahr parallel zur Konferenz 
der deutschen Innenminister veranstaltet wird, eine Intervention, die sich aus 
Demonstrationen, Workshops, Galaveranstaltungen und politischem Theater zu-

5 � Die permanente Drohung einer Abschiebung, einer zwangsweisen Unterbringung in Flücht-
lingsunterkünf ten, Residenzpflicht, Wohnsitzauflage, Wohnverpflichtung, Arbeitsverbote, 
Studien- und Ausbildungsverbote, gekürzte Sozialleistungen, Sachleistungsprinzip und die ein-
geschränkte medizinische Versorgung zählen zu den Instrumenten deutscher Flüchtlingspoli-
tik, die die »strukturelle Entrechtung fast aller ankommenden (de facto) Flüchtlinge« bewirken, 
wodurch diese kontrolliert und abgeschreckt werden sollen (Pieper 2013: 341, 14; vgl. Kirchhof f/
Lorenz 2018).
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sammensetzt. Sie setzt dem Ort der Innenministerkonferenz, auf der über Ge-
f lüchtete entschieden wird, ohne sie anzuhören, einen anderen Ort entgegen: Die 
Souveränität des Staates wird umgedeutet, der Herrschaft mit einer selbstbe-
stimmten Positionierung begegnet, die so nicht vorgesehen ist. Dies artikulieren 
die gef lüchteten Jugendlichen etwa durch die Wahl des »Abschiebeministers des 
Jahres«, bei der alle Teilnehmenden der Konferenz darüber abstimmen, welche 
Politiker*innen sich durch ein besonders repressives Vorgehen gegen Migration 
ausgezeichnet haben. Durch die Wahl des Abschiebeministers werden Machtver-
hältnisse symbolisch umgekehrt, indem die gef lüchteten Jugendlichen über jene 
Politiker*innen beraten, diskutieren, lachen und entscheiden, von denen sie an-
sonsten zu Entscheidungsobjekten gemacht werden. Sie akzeptieren nicht, dass 
die Innenminister den »Ort der Macht«, der in Demokratien leer bleiben sollte 
(Lefort 1990), besetzt halten. Sie artikulieren dagegen ihren Widerspruch, indem 
sie sich ebendort symbolisch platzieren und sich zu einer Entscheidungsinstanz 
erklären. Durch das Verfahren der Wahl erscheinen die Jugendlichen als Teil 
einer Volksouveränität, von deren nationaler Formation sie in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgeschlossen sind. Durch diese Aneignung des Wahlverfahrens 
reproduzieren sie einerseits die bestehende Ordnung parlamentarischer Demo-
kratieregime und untergraben diese anderseits, da sie sich trotz ihres gesetzli-
chen Ausländerstatus zu wahlberechtigten Bürger*innen deklarieren und somit 
die Grenzen der Demokratie demokratisieren. Es sind solche Momente, in denen 
die Souveränität nationaler Migrationspolitik verkehrt erscheint, in denen diese 
durch einen radikaldemokratischen Akt infrage gestellt wird. 

Für die Initiative gef lüchteter Jugendlicher konnten die Konferenzen eine 
positive Wirkung entfalten, weil politische Interventionen konstitutiv mit einer 
ermächtigenden Erfahrung der Selbstorganisierung verbunden wurden. Zu 
einem großen Teil baut zudem die Bekanntheit von JoG auf den Konferenzen 
auf und so konnten sie bereits kurz nach ihrer Gründung, mit der Bleiberechts-
regelung von 2006/2007, einen politischen Erfolg erzielen. Darüber hinaus zeigen 
die Gegenkonferenzen, wie in radikaldemokratischen Praxen politische Subjekte 
entstehen, die nicht in etablierten Demokratieregimen vorgesehen sind. 

3.2	 Empirisch-theoretische Reflexion

Da für sie als Nicht-Bürger*innen keine Beteiligung in den nationalen Demo-
kratieregimen vorgesehen ist, erfahren migrantische Jugendliche sowohl in den 
USA, als auch in Deutschland: Es ist nicht ihre Demokratie, es ist die Demokratie 
der anderen. Die interviewten Jugendlichen sprechen den bestehenden Regimen 
meist ab, Demokratien zu sein, und beziehen sich in dieser Kritik dennoch mehr 
oder weniger explizit auf demokratische Grundsätze. Sie artikulieren somit den 
Abstand zwischen etablierten Demokratien und dem Prinzip des Demokrati-
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schen, den ich als demokratische Differenz bezeichne und der anleitend für die 
radikaldemokratische Perspektive ist.

Neben der Analyse konkreter sozialer Kämpfe und Bewegungen ist es ein wei-
teres Anliegen der hier entwickelten radikaldemokratietheoretischen Perspektive, 
ausgehend von sozialen Kämpfen und den Grenzen gegenwärtiger Gesellschafts-
formen alternative Demokratiekonzepte zu entwickeln. So bietet sich die skizzier-
te Analyse migrantischer Selbstorganisierung an, um durch die Verknüpfung mit 
radikaler Demokratietheorie Ansätze einer post-migrantischen Demokratie her-
auszuarbeiten.6 Ausgehend vom Begriff demokratischer Differenz wird dabei ein 
theoriepolitischer Horizont eröffnet, vor dem Migration und Demokratie nicht 
als Gegensatz erscheinen, wie es in hegemonialen Diskursen derzeit beschrieben 
wird (vgl. Angeli 2018). Vielmehr werden migrantische Kämpfe als eine Re-Arti-
kulation von Demokratie in der Praxis begriffen, durch die nationale Demokra-
tieregime infrage gestellt werden. Diese demokratischen Praxen stehen jedoch in 
einem ambivalenten Verhältnis zu Demokratie- und Migrationsregimen: Einer-
seits richten sich migrantische Kämpfe gegen dominante Diskurse, Gesetze und 
Institutionen, andererseits nutzen sie diese, um ihre Anliegen im Zusammenhang 
herrschender Verhältnisse vernehmbar zu machen. Als Selbstorganisierungen ar-
tikulieren die Initiativen migrantischer Jugendlicher eine eigene Sprechposition 
und ein besonderes Anliegen. Dennoch können sie nicht auf Identitätspolitik re-
duziert werden. Vielmehr distanzieren sie sich von etablierten Zuschreibungen, 
indem sie kollektiv eine abweichende politische Subjektivität hervorbringen. Die 
hier beschriebenen migrantischen Kämpfe haben somit zwar eine spezifische 
Ausrichtung, gehen aber zugleich darüber hinaus. Die Jugendlichen setzen sich 
für ihre Rechte ein, aktualisieren jedoch zugleich eine Auseinandersetzung um 
Rechte für alle. Sie kämpfen für ihre Gleichheit und Freiheit und dabei zugleich 
für dieses grundsätzliche Prinzip. Es sind also partikulare Kämpfe, die polemisch 
auf ein Universelles verweisen (Rancière 2002: 50; Laclau 2002: 50ff.). 

Hier bilden sich außerdem Ansatzpunkte eines weitergefassten Projekts der 
Demokratie, dessen Verbindungslinien zu anderen sozialen Kämpfen und Be-
wegungen theoretisch ref lektiert und in der Praxis gezogen werden. Die demo-
kratischen Praxen der migrantischen Kämpfe können instruktiv für Bewegungen 
in anderen politischen Räumen sein. Sie verdeutlichen, wie zentral die relativ 
autonome Selbstorganisierung und Intervention von Betroffenen für einen auf 
universelle Gleichheit und Freiheit ausgerichteten politischen Prozess ist. Wenn 
sich etwa wohnungslose, behinderte, ausgebeutete, ausgegrenzte oder auf andere 
Weise sozial marginalisierte Subjekte gegen strukturelle Ausschlüsse und Unter-
drückung wehren und ihre Positionierung artikulieren können, ist dies entschei-

6 � Die Elemente einer solchen, durch empirisch-theoretische Reflexion gebildeten Theorie führe 
ich an anderer Stelle weiter aus (Schwiertz 2019).
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dend für eine Aktualisierung von Demokratie. Anderseits zählen in demokrati-
schen Praxen der Selbstorganisierung auch die im jeweiligen Zusammenhang 
nicht-betroffenen Subjekte, die diese selbstbestimmte Artikulation durch unter-
stützende und solidarische Praxen mit ermöglichen und verbreiten können.

4.	 Fazit: Analytisches Potential und Grenzen radikaler 
Demokratietheorie

In ihrer Überschneidung mit poststrukturalistischen Gesellschaftstheorien sind 
radikaldemokratische Ansätze geeignet, um soziale Kämpfe und Bewegungen 
im Verhältnis zur herrschenden Ordnung zu begreifen. Sie gehen über etablier-
te Kategorien der Bewegungsforschung hinaus, indem sie die Politiken sozialer 
Kämpfe und Bewegungen nicht von vornherein auf den Staat beziehen, und er-
möglichen hierbei eine alternative Perspektive, die dem weitergefassten Politi-
schen einen besonderen Platz einräumt. Darüber hinaus wird durch den Bezug 
auf das Demokratische eine normative Perspektive eröffnet, die in empirischen 
Analysen und theoretischen Ref lexionen den Blick darauf richtet, wie Prinzipien 
von Gleichheit und Freiheit verhandelt und aktualisiert werden. Dadurch eignet 
sich diese radikaldemokratietheoretische Perspektive allerdings weniger für die 
Analyse von Bewegungen, die sich gegen das Prinzip von Gleichheit und Freiheit 
für alle stellen. 

Anhand der Selbstorganisierung migrantischer Jugendlicher habe ich gezeigt, 
wie in demokratischen Praxen politische Subjekte entstehen und wie hierbei ein 
Kampf um Repräsentation und Rechte geführt wird. Neben den sichtbaren Poli-
tiken externer Intervention in die weitere Gesellschaft, die auch im Mittelpunkt 
dieses Beitrags standen, haben meine empirischen Fallstudien jedoch zugleich die 
Bedeutung relativ unsichtbarer Politiken interner Selbstorganisierung offenbart, 
wobei beide in einem engen und wechselseitig konstitutiven Zusammenhang ste-
hen (Schwiertz 2019). Besonders relevant ist etwa, dass in den Selbstorganisie-
rungen relativ autonome und sichere Räume von Betroffenen sowie Selbsthilfe-
beziehungen entstehen, was in einem engen Verhältnis zu den hier skizzierten 
Interventionen steht. Die Forschung hat somit gezeigt, dass radikaldemokrati-
sche Theorie diese blinden Flecken ref lektieren bzw. sich konzeptionell erweitern 
sollte. Hierbei gilt es, die Soziabilitäten von Beziehungen wechselseitiger Sorge 
und Unterstützung (Glick Schiller/Çağlar 2015) sowie die Mikropolitiken alltäg-
licher Widerstände und Taktiken des Zurechtkommens (Scott 1990; Papadopoulos 
et al. 2008; Bayat 2012) einzubeziehen, die sowohl eigenständige Politiken bilden 
als auch grundlegend sind für jene Interventionen sichtbarer Politik, die zumeist 
von radikaldemokratietheoretischen Ansätzen fokussiert werden. 
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Der Vergleich der empirischen Studien zu den migrantischen Selbstorga-
nisierungen in Deutschland und den USA zeigt zudem, dass unterschiedliche 
politische Kontexte nicht nur die jeweiligen Kämpfe spezifisch prägen, sondern 
dass sie auch in der Ref lexion und Überarbeitung theoretischer Perspektiven 
aufgenommen werden müssen. Dabei sollten jedoch auch die Grenzen radikal-
demokratietheoretischer Ansätze bedacht werden. So weist die politische Selbst-
organisierung bei JoG Aspekte auf, die besser als konventionelle Formen der 
Interessenvertretung oder mit Konzepten einer Anerkennungstheorie (Fraser/
Honneth 2003) beschrieben werden können. Die Bewegung undokumentierter 
Jugendlicher in Kalifornien geht hingegen weitgehend auf Abstand zu hegemo-
nialen Diskursen und wendet sich kaum noch an die dominante Mehrheitsgesell-
schaft. Hierin zeigt sich nicht nur ihre radikalpolitische Ausrichtung. Vielmehr 
verweisen diese Praxen – die teilweise vielleicht treffender als »Exodus« (Hardt/
Negri 2003: 227ff.) oder »Minoritär-Werden« (Deleuze/Guattari 2005) beschrie-
ben werden können – auf ein Spannungsverhältnis zur Konzeption von Reprä-
sentation und Rechten in radikaldemokratietheoretischen Ansätze, welche im 
republikanisch institutionalisierten Frankreich entstanden sind, dessen zen-
tralistisch und einheitlich gedachtes Gesellschaftsmodell dem vielschichtigen 
Konglomerat von Communities in Kalifornien entgegensteht. Die radikaldemo-
kratische Perspektive muss somit wiederholt ihre Grenzen ref lektieren und ihre 
Beschränkungen anerkennen oder überwinden, um für weitere Untersuchungen 
der Bewegungsforschung produktiv und gegenüber diversen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen aufgeschlossen zu sein.
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Radikaldemokratietheoretische Analyse  
von populistischen Protestbewegungen

Kernidee und Perspektive des Ansatzes
Der Beitrag geht von der Kernidee aus, dass sich die räumlichen, affektiven und performativen 
Muster von ›rechtem‹ und ›linkem‹ Populismus deutlich unterscheiden, weshalb die These ihrer 
Isomorphie, wie sie mehrheitlich in einer (traditionellen) Populismusforschung formuliert wird, aus 
poststrukturalistischer und radikaldemokratietheoretischer Perspektive brüchig wird.
Durch den vorgestellten Ansatz wird die Unterscheidung zwischen ethnonationalistischem Pro-
test und radikaldemokratischem Widerstand sichtbar, indem die Tiefenstrukturen verschiedener 
Populismen herausgearbeitet werden. Im Anschluss können dann populistische Momente diffe-
renziert werden, z.B. indem Konzepte des Identitären und Ko-Präsentischen als Authentizitäts-
fetischismen entlarvt und Affektlogiken sozialer Bewegungen genauer herausgearbeitet werden.

Zentrale theoretische Grundlagen/Arbeiten
Ich wende Chantal Mouffes Populismus- und Postpolitiktheorie (2005) an, um die Fallstricke der 
Isomorphie-These auch im radikaldemokratietheoretischen Spektrum kritisch reflektieren zu 
können. Jacques Rancières (2002 [1995]) und Isabell Loreys politische Theorien (2012, 2014) helfen, 
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untersuchbar.

Anwendung: Methoden
Angewendet wurde eine gemischte Diskursanalyse (hegemoniekritisch, poststrukturalistisch, wis-
senssoziologisch) sowie teilnehmende Beobachtung.

Anwendung: Fallbeispiel
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tests sowie Indignad@s und Occupy Wall Street auf Seiten radikaldemokratischer Bewegungen.
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Populistische Momente 
Radikale Demokratietheorien als Hintergrund einer 
poststrukturalistischen Analyse von Protestbewegungen

Mareike Gebhardt

1.	 Einleitung

Geleitet wird der vorliegende Beitrag1 von der Frage, welchen Mehrwert post-
strukturalistische Perspektiven auf soziale Bewegungen bei der Analyse aktu-
eller Populismen haben. Ich konzentriere mich in Bezug auf den Theoriekorpus 
auf radikale Demokratietheorien, die sich aus poststrukturalistischen Ansätzen 
speisen. Eine poststrukturalistische Demokratietheorie geht von der Annahme 
aus, dass politisches Handeln der Vielen Demokratie nicht nur abbildet und re-
präsentiert, sondern dass spezifische politische Akte, diskursive Operationen und 
performative Praktiken demokratische Strukturen hervorbringen können. Daher 
ist sie besonders geeignet, soziale Bewegungen und politische Strömungen in 
ihren demokratischen Tiefenschichten zu analysieren. Poststrukturalistische wie 
radikale Demokratietheorien untersuchen das Politische dann vor allem jenseits 
seiner institutionellen Rahmungen. Dabei sind Fragen nach bewegungsinterner 
Kohäsion und Identitätsbildung ein zentraler Bestandteil der Analyse, die vor 
allem nach dem »Wie« fragt: Wie finden sich Bewegungen zusammen? Wie er-
halten sie ihre Kohäsion und wie stiften sie Identität jenseits essentialisierender 
Definitionen?

In zunehmendem Maße gerät hier der Begriff Populismus in den analytischen 
Vordergrund. Insbesondere sein Verhältnis zu Demokratie wird thematisiert: Be-
schäftigt man sich mit Populismus- und Bewegungsforschung im Bereich policy 
research, wird die Frage aufgeworfen, ob Populismus »Korrektiv«, »Bedrohung« 
oder »Gefahr« für die Demokratie sei (Decker 2006; Mudde/Kaltwasser 2012)? 

1 � Teile des Beitrags entstammen einer Veröf fentlichung in diskurs (2018/3, 21-44) sowie einer Publi-
kation in Distinktion (2019, https://doi.org/10.1080/1600910X.2019.1653346), präsentieren sich hier 
aber in einer gekürzten und aktualisierten Version.
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Im Hinblick auf poststrukturalistische Perspektiven sind es vor allem die 
Arbeiten Chantal Mouffes (2010) und Ernesto Laclaus (2005a), bzw. ihre gemein-
same Veröffentlichung Hegemonie und radikale Demokratie (2001), die den Begriff 
Populismus reklamieren, um Logiken politischer Subjektivierung zu beschreiben. 
Hier werden Demokratie und Populismus nicht gegeneinander in Stellung ge-
bracht, sondern als immer schon miteinander verwoben gedacht. Dabei verste-
he ich mit Laclau (2005a) und Mouffe (2010) Populismus als eine artikulatorische 
Strategie des Politischen, um Identitäten bzw. Subjektivierungsweisen herzustel-
len. Populistische Modi der Subjektivierung beschreiben also zunächst keine nor-
mativen Rahmungen. Vielmehr stellen populistisch hergestellte Identitäten eine 
spezifische Form der Artikulation des Politischen dar. Diese Artikulation bedarf 
einer Form der Schließung, um das ›Wir‹ markieren zu können. In diesen radikal-
demokratischen Subjektivierungsweisen kommt es also zu einem populistischen 
Moment, das ein politisches Subjekt schafft, das über Praktiken der räumlichen 
Dislokation (Laclau 1990: 40) und der zeitlichen Verzögerung (Butler 2007: 18ff., 
202f.) permanent destabilisiert wird.

Der Beitrag hat auch zum Ziel, die normativen Rahmungen der Demokratie-
theorie Mouffes zu problematisieren, die ihren Begriff des Linkspopulismus prä-
gen, und greift hierfür auf Isabell Loreys Demokratietheorie (2012a; 2012b; 2014a; 
2014b) zurück. Mit Lorey kritisiere ich an Mouffe eine zu stark systemaffirmie-
rende Perspektive. Um Loreys Kritik radikaldemokratietheoretisch zu stützen, 
ziehe ich darüber hinaus Jacques Rancières (2002) Überlegungen zu »Postdemo-
kratie« hinzu, da es Annäherungen an, aber auch entscheidende Differenzen zu 
Mouffes (2010; 2018) Begriff der »Postpolitik« gibt. 

Vor dem Hintergrund dieser Theoriediskussion stelle ich die forschungs-
leitende These auf, dass die Rhetorik eines »linken Populismus« (radikal)demo-
kratietheoretisch höchst problematische Verbindungen zu »rechten Populismen« 
herstellt. Diese Rede lässt Fragen der Gleichheit, der Freiheit und der Gerechtig-
keit einer emanzipatorischen Subjektivierung zumindest potentiell in ethno-na-
tionalistische Rhetorik des Völkischen kollabieren. Daher spreche ich in meiner 
Forschung (Gebhardt 2018, 2019) nicht von »linken« und »rechten« Populismen, 
sondern von populistischen Momenten. 

Diese populistischen Momente tauchen in jeder politischen Subjektivierungs-
logik auf: als der Moment, in dem sich ein ›Wir‹ bildet und Gemeinschaft, Zuge-
hörigkeit und Identität gestiftet werden. Diese Momente sind weder an sich links 
noch rechts, sondern werden durch radikaldemokratische, emanzipatorische, 
ethno-nationalistische oder rassistische Logiken spezifisch ausbuchstabiert. Ich 
werde aufzeigen, wie der Begriff Populismus durch poststrukturalistische Pers-
pektiven analytisch genutzt werden kann. Dies ist wichtig, da der Begriff für die 
Beschreibung von Bewegungen auf der Straße – für deren diskursive Eigen- und 
Fremdzuschreibung – immer wieder aufgeführt wird. Im Sinne poststrukturalis-
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tischer Theorie ist diese repetitive Verwendung auch ein Indiz für eine sprachliche 
Wirkmacht, deren Mechanismen dann untersucht werden können. In meinem 
Beitrag zeige ich daher auf, wie poststrukturalistische Perspektiven der radika-
len Demokratietheorie zur Analyse und Einordnung populistischer Bewegungen 
genutzt werden können. 

Ich erörtere zunächst das Verhältnis zwischen Demokratie und Populismus 
(2), um dann auf das Spannungsverhältnis zwischen Populismus und Protest (3) 
einzugehen, indem ich auf die Protestbewegungen Occupy Wall Street (OWS), In-
dignad@s sowie Pegida fokussiere. Im Mittelpunkt stehen hier Fragen nach der 
präsentischen Vergegenwärtigung von Protest, nach Anti-Institutionalismus und 
Anti-Etatismus, nach Performativität, nach der personellen Zusammensetzung 
sowie schließlich nach den Affektlogiken der drei untersuchten Bewegungen.

2.	 Populismus und Demokratie:  
Von Parasiten, Protesten und Subjektivierungslogiken

Wenn aus politikwissenschaftlicher und soziologischer Perspektive über Popu-
lismus nachgedacht wird, dann geschieht dies meist im klassischen Schema von 
links und rechts (Hartleb 2014: 121, 131). Als Unterscheidungskriterium gilt die 
Stellung zu Alterität: Von der Differenzierung inklusiv/exklusiv ausgehend, die 
man auch bei Mouffe (2014; 2016) findet, wird zwischen linkem und rechtem 
Populismus unterschieden: Denn es ist Rechtspopulismus, der einen Ethnozent-
rismus pf legt, den er in migrations- und asylpolitische Agenden der Abschottung 
und eine innen- und sicherheitspolitische Programmatik der nationalen Stärke 
übersetzt. Dagegen praktiziere linker Populismus Inklusion und stehe daher 
auch für Partizipation und Umverteilung (Pelinka 2012: 9; Priester 2012: 1f.).

Darüber hinaus spielen Anti-Establishment-Motive eine wichtige Rolle in der 
Definition von Populismus: In den Reden Marine Le Pens, Geert Wilders und Jörg 
Haiders kamen und kommen diese Motive ebenso zur Geltung wie in den Parolen 
von Pegida (Hartleb 2014: 73-93, 131-134; Vorländer et al. 2016: 124-128.). Allerdings 
gehört Anti-Elitismus zum politischen Alltag vieler Parteien und soziopolitischer 
Strömungen; auch in traditionell als ›links‹ markierten Bewegungen und Partei-
en sind Narrative und Rhetoriken der Elitenverachtung verbreitet. Was Populis-
mus jedoch von anderen anti-elitistischen Bewegungen unterscheide, sei sein 
Anti-Pluralismus, so zumindest Jan-Werner Müller (2016: 2f.).

Poststrukturalistische Ansätze beantworten die Frage nach Populismus nicht 
mit Blick auf Inhalte, sondern auf die Tiefenstruktur politischer Diskurse. In 
ihrem Formalismus ähneln sie zunächst der traditionellen Populismusforschung, 
die die Leere der poststrukturalistischen Ausdeutung allerdings normativ füllt. 
So wird Populismus von Laclau (2005b: 40; Übersetzung MG) als »arm« be-
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schrieben, was Karin Priester (2012: 2) in normativer Perspektive als »ideologisch 
dünn« problematisiert. Beide gehen jedoch davon aus, dass es entscheidend sei, 
wie der leere Signifikant2 Populismus gefüllt werde: In konservativen Hegemo-
nien kanalisierten anarcho-sozialistische Protestbewegungen das populistische 
Potential,3 in liberalen Konstellationen fokussiere sich der populistische Protest 
auf ethno-nationalistische Themen. Aus diesem binären Schematismus generiert 
policy-Populismusforschung (Hartleb 2014; Mudde/Kaltwasser 2012; Pelinka 2012; 
Priester 2012; Vorländer et al. 2016) die These einer Isomorphie von rechtem und 
linkem Populismus: Mögen Inhalte und Programme variieren, die Gestalt ähnelt 
sich.

Diese These scheint mir diskussionswürdig, denn in der Analyse der Bezie-
hungen zwischen liberaler Demokratie und Populismus kann eine parasitäre 
(Diehl 2012: 17), keine antagonistische Verbindung aufgezeigt werden. Populis-
mus bedarf aufgrund seiner inhaltlichen Leere eines ›Wirts‹, an dem er program-
matisch und strukturell andocken kann. In liberaldemokratischen Strukturen 
entfalten sich essentialisierende, d.h. ›füllende‹ Logiken einer ethno-nationalisti-
schen Subjektivierung. Diese populistischen Logiken des Ethno-Nationalen stel-
len die zeitgenössisch dominante Form von Populismus innerhalb des euroatlan-
tischen Raumes dar, weshalb die Tragfähigkeit der Isomorphie-These zumindest 
fragil wird. Sie wird umso brüchiger, wenn ich populistische Bewegungen des 21. 
Jahrhunderts diskursanalytisch in den Blick nehme: Es fällt dann auf, dass sie ein 
traditionelles Links-Rechts-Schema unterwandern.4

2 � In der Semiotik (Zeichenlehre) – z.B. im Strukturalismus von Ferdinand de Saussure – geht man all-
gemein davon aus, dass zwischen einem bestimmten Zeichen (Signifikant) und seiner Bedeutung 
(Signifikat) eine spezifische, aber meist arbiträre bzw. kontingente Beziehung (diskursiv) herge-
stellt wird. Ein leerer Signifikant ist ein Zeichen, dass auf der Bedeutungsebene so weit inhaltlich 
ausgehöhlt wurde, dass es kein eindeutiges Repräsentationsverhältnis zwischen Zeichen und 
Bedeutung gibt.

3 � So z.B. in Venezuela unter Hugo Chávez.
4 � Der niederländische und der schwedische Populismus sowie der libertäre Flügel der AfD af fir-

mieren in ihren wirtschaf tspolitischen Programmen neoliberale Motive wie freie Finanzmärkte 
und Deregulierung. Im Gegensatz zu Björn Höckes Parolen gegen den »Gender-Wahn« erkennt 
Jimmie Åkesson, Parteivorsitzender von Sverigedemokraterna, verschiedene Geschlechterkons-
truktionen zumindest auf rhetorischer Ebene an. Dennoch teilt der schwedische Populismus 
mit anderen europäischen und dem derzeitigen US-amerikanischen Populismus die eindeutige 
Parteinahme für einen westlichen Wertekonservatismus, der rassistisch – meist anti-muslimisch 
– eingefärbt ist. Rezente Populismen nehmen jedoch auch ›linke‹ Elemente auf, wie z.B. eine 
Skepsis gegenüber supra- und internationalen Institutionen (EU, WTO, Weltbank), den Errungen-
schaf ten der Globalisierung oder die Kritik an mangelnden direktdemokratischen Elementen.
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3.	 Populismus und Protest: Radikaldemokratische Analysekategorien

Was also macht diese Bewegungen und Parteien populistisch? Ich argumentie-
re, dass unterschiedliche Bewegungen in unterschiedlicher Weise die Macht des 
Politischen auf die Straße bringen und dadurch auch spezifische Gegenwärtig-
keiten von Protest produzieren (Rancière 2002: 146ff.). Je nach Form und Inhalt 
dieser Gegenwart kann dann von Populismus gesprochen werden – oder eben 
nicht. Im Folgenden werde ich an drei Bewegungen aufzeigen, wie poststruktu-
ralistische Perspektiven die Isomorphie-These in normativer wie auch in analy-
tischer Hinsicht in Frage stellen. Ich wähle für den Vergleich Pegida auf Seiten 
ethno-nationalistischer Proteste und Occupy Wall Street (OWS) und Indignad@s 
auf Seiten dessen, was Lorey (2012b: 43) als »präsentische Demokratie« beschreibt: 
als ein eruptives Hervorbrechen dissensueller Politik, die die hegemoniale Reprä-
sentationsmatrix der liberalen Demokratie in ihren Tiefen erschüttert. Ich kon-
zentriere mich auf fünf Aspekte: Das Verhältnis von Präsenz und Demokratie (1), 
Anti-Institutionalismus und Anti-Etatismus (2), Performativität (3), personelle 
Zusammensetzung (4) und schließlich die affektive Dimension von Protest (5).

3.1	 Präsenz und Demokratie

In Bezug auf den ersten Punkt muss kritisch gefragt werden, ob nicht auch durch 
ethno-nationalistischen Protest Demokratie präsentisch aktualisiert wird. Er-
schaffen diese Populismen nicht ebenfalls eine gewisse Gegenwart des Demo-
kratischen? Das tun sie – und sie tun es auch nicht. Denn der demokratische 
Charakter von ethno-nationalistischem Protest bleibt ein Trugbild. Er ist nicht an 
demokratischen Handlungsmodi interessiert, sondern reproduziert in seiner so-
zialen Statik und kulturellen Hermetik die »repräsentative Matrix« (Laclau 2005b: 
48, Übersetzung MG). Er operiert mit Schließungsphantasmen, die von Reinheit 
und Einheit träumen und zelebriert damit, mit Jacques Derrida (2013: 41) gespro-
chen, eine »Metaphysik der Präsenz« statt Demokratie präsentisch zu aktualisie-
ren. Indem dem politischen Kollektiv des Ethno-Nationalismus eine Identität im 
Sinne eines raumzeitlichen Ineinanderfallens, einer absoluten Authentizität, ver-
liehen wird, wird es überhöht. Diese authentische Identität wird in ethno-natio-
nalistischem Denken darüber hinaus essentialisiert.5

Im Sinne einer poststrukturalistischen Demokratietheorie sozialer Bewe-
gungen kann man hier schlussfolgern, dass ›wahre‹ Identität ein Trugschluss ist, 
politische Kollektive nie vollkommen, ideal oder absolut authentisch sind (Der-
rida 2013: 44f., 81ff.; Butler 2007: 194f.): Ein zeiträumliches Ineinanderfallen des 
politischen Subjekts mit sich selbst ist eine nicht nur subjekttheoretische Kons-

5 � Nicht ohne Grund trägt Die identitäre Bewegung dieses Phantasma in ihrem Namen.
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truktion von Authentizität, sondern auch ein politisches Phantasma reiner Ein-
heit, das vor allem Nicht-Zugehörigkeit markiert. So gehen Rancière (2002: 48) wie 
auch Laclau/Mouffe (2001: 121f.) davon aus, dass jede Subjektivierung mit einer 
»Ent-Identifizierung« einhergeht: Im Moment der Subjektivierung gibt es immer 
auch Momente der Differenzierung. Eine »Spur« (Derrida 2013: 82) von Fremdheit 
schreibt sich in die Identitätskonstruktion eines vermeintlich ›wahren‹ Kollektivs 
immer auch ein. 

Die letzten Jahre zeugen weiterhin von einer vitalen (radikal-)demokrati-
schen Kultur, die sich jenseits nationaler und rechtlicher Engführungen bildet 
und neue Formen demokratischer Praxis hervorbringt. Auch diese Formen kol-
lektiver Subjektivierung produzieren Ausschlüsse, markieren Zugehörigkeit und 
stiften Einheit, da (politische) Identitätsbildung immer Grenzziehungen benö-
tigt (Butler 2015: 5f.). Wer ›wir‹ sind, erfahren ›wir‹ immer nur in Bewegungen 
der Abgrenzung. Doch in radikaldemokratischen Subjektivierungsweisen wird 
der identitätspolitische Zusammenschluss nicht als ›völkische‹ Hermetik ver-
standen, sondern als Mittel kurzfristiger sozialer Kohäsion und stets f luktuie-
render Nicht-Einheit. Statt die Anwesenheit eines Kollektivkörpers metaphysisch 
zu überhöhen, wird Demokratie im Sinne Loreys präsentisch hergestellt. Konkret 
werden z.B. Maßnahmen unternommen, um Exklusionsmechanismen entgegen-
zusteuern, wie die Einbindung Obdachloser, mit denen man sich die Plätze der 
Besetzung teilt (OWS), in den Protest. Während also OWS und Indignad@s De-
mokratie hervorbrachten, indem sie präsentisch »Breschen« (Lorey 2012b: 37) in 
die Repräsentationsmatrix schlugen, bildet Pegida Protest lediglich ab und bleibt 
daher in der Repräsentationsmatrix verfangen.

3.2	 Anti-Institutionalismus und Anti-Etatismus

Weiterhin ist zu fragen, inwiefern sich ethno-nationalistische und radikaldemo-
kratische Proteste in ihrem Anti-Institutionalismus und Anti-Etatismus unter-
scheiden. Betrachtet man zunächst die Organisationsstruktur, zeigen sich kla-
re Unterschiede: Radikaldemokratische Proteste sind heterarchisch, teilweise 
an-archisch, aufgebaut; es wird in lokalen Einheiten und horizontalen Netzwer-
ken operiert.6 Dagegen sind ethno-nationalistische Proteste organisationsstruk-
turell von einer meist rigiden Hierarchie geprägt: Eine besonders aktive Gruppe 

– zentriert um eine (charismatische) Führer*innengestalt – organisiert die Protes-
te, kümmert sich um rechtliche Regelungen, artikuliert die Inhalte und ist auch 
für die Gestaltung der Protestpraxis verantwortlich (Priester 2012: 72-91; Hartleb 

6 � So bezeichnet sich OWS im Global May Manifesto als »leaderless resistance movement«, das in 
»dif ferent local and city assemblies« seinen Ausdruck findet (OccupyWallStreet 2012; vgl. The 
Guardian/UK 2012).
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2014: 143-150; Vorländer et al. 2016: 10ff.). Die große Mehrheit der Anhänger*innen 
ist lediglich zu einer bestimmten Zeit an einem bestimmten Ort und ›macht mit‹. 
Paula Diehl (2012: 17) hat diese führungsfigurzentrierte Organisation als wichti-
gen Bestandteil einer »populistischen Logik« identifiziert, durch die ein »leader« 
den ›Volkswillen‹ zum Ausdruck bringt und repräsentiert. Diehl (2012: 17) schluss-
folgert pointiert: »Populisten treten zwar für mehr Kontrolle der Repräsentanten 
ein, übertragen jedoch die demokratischen Anforderungen, die damit verbunden 
sind, auf das Vertrauen auf den Leader und seine Führungsfunktion«. Hier wird 
deutlich, wie Ethno-Nationalismus das repräsentative Paradigma, das im Zent-
rum seines Protests steht, reproduziert. Damit ist sein Votum gegen Institutio-
nen und Staatlichkeit vor allem Rhetorik. Anti-Institutionalismus und Anti-Eta-
tismus des ethno-nationalistischen Protests erweisen sich als Scheinelemente.

Im Gegensatz dazu praktizieren präsentische Bewegungen Anti-Institutiona-
lismus und Anti-Etatismus, wenn ich mit Lorey (2012b: 46) davon ausgehe, dass 
Bewegungen wie Indignad@s und OWS als »konstituierend« – statt »konstitu-
iert« – beschrieben werden können, da sie sich zusammenfinden, ohne sich final 
zu fixieren. Im Vokabular der hegemonialen liberalen Demokratie, in der diese 
Bewegungen entstehen, gelten konstituierende Bewegungen jedoch als gescheitert, 
da liberale Demokratie politisches Handeln nur in institutionellen Rahmen, d.h. 
in ihrer konstituierten Form, anerkennt (z.B. Wahlen, Plebiszite). Eine nicht-ins-
titutionelle Form des Demokratischen gilt als wirkungslos. Dieses Denken findet 
sich auch in Mouffes (2010, 2014, 2016, 2018) rezenten Arbeiten, in denen sie nur 
auf die konstituierten Formen der Protestbewegungen und deren Veränderungs-
potentiale verweist: nur die Parteien SYRIZA und PODEMOS offenbaren für 
Mouffe die kontrahegemoniale Kraft des »Linkspopulismus« (Mouffe 2018: 20f.). 
Dieser »linke Populismus« wird von ihr als kontrahegemoniale Strategie gegen 
die Dominanz der liberalen Demokratie und gegen einen ethno-nationalistischen 
Populismus ins agonistische Feld geführt (Mouffe 2014, 2016, 2018). »Linker Popu-
lismus« ist dann eine Form der radikalen Demokratie – einer Demokratie also, 
die u.a. den Streit, statt den deliberativ ausgehandelten Konsens in den Mittel-
punkt rückt. Ihren Argumenten liegt dabei selbst die normative Annahme zu-
grunde, dass die Werte der liberalen Demokratie – Freiheit und Gleichheit – be-
stehen könnten, aber radikaldemokratisch umzudeuten seien: Freiheit sei nicht 
nur Privatautonomie, Gleichheit nicht nur juridisch umzusetzen (Mouffe 2010: 
27, 2018: 39f.).

Lorey widerspricht dieser Perspektive. Sie macht deutlich, wie emanzipato-
rische Kräfte nur jenseits der »juridischen Demokratie« präsentisch und konsti-
tuierend hergestellt werden können und verweist auf Indignad@s, movimiento 
15 Mayo (15 M),7 EuroMayDay und OWS (Lorey 2012d, 2014a, 2014b). Lorey argu-

7 � Aus Teilen der 15 M Bewegung geht die Partei PODEMOS hervor.
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mentiert aus einer poststrukturalistischen Perspektive, dass eine Einspeisung ins 
System qua Konstitution das emanzipatorische Potential zügelt. Nur weil Protest 
nicht von Dauer war bzw. nach Mouffe (2018: 20) »seine Dynamik verlor«, nicht 
ins System integriert und schließlich konstituiert werden konnte, muss er nicht 
als ›gescheitert‹ gelten. Vielmehr hat er der konsensuellen Matrix der liberalen 
Demokratie Brüche beigefügt, die die Rigidität ihrer »Aufteilung des Sinnlichen« 
(Rancière 2002: 41) bloßlegen (Rancière 2002: 105ff.). Damit wurde ein »Anteil der 
Anteillosen« (Rancière 2002: 41, 99) sichtbar, der vorher an die Ränder der libera-
len Demokratie gedrängt war: Während Indignad@s den Unmut einer verlorenen 
Generation sichtbar machten, die durch nationale Finanzpolitik, EU-Austeritäts-
politik und dem spanischen Zwei-Parteien-System sowohl sozioökonomisch als 
auch politisch prekarisiert wurde, fokussierte OWS auf die Sichtbarmachung 
einer Leere in den Erzählungen des Amerikanischen Traums – auf neoliberale 
Fantasien der Selbstermächtigung, auf rassifizierte Träume ›weißer‹ Suprematie 
und auf bildungspolitische Ungerechtigkeit. Radikaldemokratischer Protest sie-
delt deshalb jenseits derjenigen Institutionen, deren Verstrickungen in die Repro-
duktion dieser Schief lagen mal ganz offenkundig zutage treten, aber oft latent 
wuchern (Rancière 2002: 112ff.).

3.3	 Performativität

Betrachten wir, drittens, die performative Ebene, fällt auf, dass ethno-nationa-
listische Proteste im Rahmen populistischer Veranstaltungen nach dem tradi-
tionellen Muster von Kundgebung und Marsch verlaufen: Die führenden Köpfe 
der Bewegung formulieren deren wichtigste Anliegen, die sich meist an diffusen 
Bedrohungsszenarien durch »fremde Mächte« oder das Establishment orien-
tieren (Vorländer et al. 2016: Kapitel 7).8 Trotz der international auftauchenden 
Proteste bleibt der Protest auf ein nationalistisches bzw. ethnizistisches Thema 
zugeschnitten (z.B. innere Sicherheit, Migrationspolitik, die Rettung des ›Abend-
lands‹).

Dagegen entwickelt radikaldemokratischer Protest eine Besetzungsstrategie 
symbolträchtiger Orte (Mörtenböck/Mooshammer 2012: 33-48; Antentas/Vivas 
2014: 63f., 73ff.); zum Beispiel vor dem Börsengebäude in der Wall Street (NYC), 
das zum Symbol der Skrupellosigkeit der Finanz- und Immobilienmärkte in den 
USA geworden war, oder die Puerta del Sol in Madrid, die in der Lesart der Akti-

8 � Antifeministische Elemente wurden weder durch die Gruppe um Hans Vorländer noch in der Stu-
die des Göttinger Instituts für Demokratieforschung dezidiert untersucht (vgl. Walter 2015; vgl. 
Ganz 2015). Die Verbindung zwischen Feminismus und Radikaldemokratie dagegen untersuchen 
Josep Maria Antentas und Esther Vivas (2014: Kapitel VI) für 15 M, den Arabischen Frühling, OWS 
und die Anti-Austeritätsproteste in Griechenland.
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vist*innen jeweils das urbane Zentrum des Spätkapitalismus darstellen. Auffäl-
lig sind weiterhin die spielerischen Formen des Protests. In Anlehnung an Judith 
Butler (2007: 200ff.) kann man hier von parodistischen Formen sprechen, die die 
Statik der Macht durch humorvolle Paradoxien oder karikatureske Subversionen 
zum Wanken bringen; so z.B. das Plakat, das aufruft, die Wall Street »zu f luten« 
und »Zelte mitzubringen«, das von der Konsumguerilla Adbusters gestaltet worden 
war. Es zeigt eine grazile Ballerina – die auf einigen Postern auch eine Gasmas-
ke trägt –, die auf dem charging bull tanzt. Weitere Beispiele dieser spielerischen 
Protestformen sind die ungeordnet erscheinenden assemblies oder asambleas der 
Besetzungsbewegungen, die pinken Blöcke der LGTBQ*-Bewegungen, oder auch 
Verkleidungen wie die Guy-Fawkes-Maske aus dem Comic V wie Vendetta.

Die Verschiedenheit der Formen radikaldemokratischen Protests, wie OWS 
und Indignd@s, auf der einen, und ethno-nationalistischen Bewegungen wie Pe-
gida auf der anderen Seite, zeigt sich auch in der Nutzbarmachung von Lautstär-
ke: Das human microphone9 steht hier diametral zum Schweigen Pegidas während 
der sog. Abendspaziergänge durch Dresden.10 Während die »99 %«, die in Lower 
Manhattan demonstrierten, ihren Protest laut kundtaten und sich auch durch ge-
richtliche Verordnung davon nicht abhalten ließen, setzte Pegida auf Schweigen. 
Der Verzicht auf Sprache in den Protesten Pegidas vollführt eine zynische Geste in 
doppelter Hinsicht: Er soll zum Ausdruck bringen, dass eine vermeintliche silent 
majority durch ›grüne‹ Bildungseliten unter dem Diktat politischer Korrektheit 
zum Schweigen gebracht wird, obwohl die Anhänger*innen Pegidas sozio- und 
demografisch durchaus zu den saturierten Mittelschichten der BRD zu zählen 
sind (s. 3.4). Durch die Entscheidung zu schweigen, eignete sich Pegida eine Pra-
xis des Protests an, die meist von marginalisierten Minderheiten gewählt wird: 
Die Stummheit – das Nicht-Sprechen-Können, weil Nicht-Gehört-Werden (Spivak 
1988: 103f.) – wird von diesen häufig anhand verschiedener körperlicher Praktiken 

9 � Die Thesen und Parolen der Redner*innen werden von Reihe zu Reihe weitergeschrien, sodass 
alle auf dem Platz der Rede folgen können (vgl. Mörtenböck/Mooshammer 2012: 56; vgl. Kraus-
haar 2012: 83f.). Das human microphone wurde von OWS auch deshalb praktiziert, da es nach einer 
Klage von Anwohner*innen eine gerichtliche Verfügung über die erlaubte Lautstärke des Pro-
tests gab. Im Zuge dessen durf ten keine Verstärker, Megaphone oder Lautsprecher verwendet 
werden. Dadurch waren die Redner*innen gezwungen, möglichst einfache Argumente und Sät-
ze zu formulieren, sodass der in den Reihen der OWS durchaus präsente Intellektualismus ab-
gedämpf t und ein vielseitigeres Publikum erreicht werden konnte. Ein Live-Mitschnitt des human 
microphone findet sich bei GreaterNewYorkLiving (2012).

10 � Im Dezember 2014 versammelten sich bis zu 10.000 Demonstrant*innen allein in Dresden, bun-
desweit teilweise bis zu 20.000. Die Teilnehmer*innenzahlen pendelten sich dann zwischen 
3.000 und 5.000 Personen in Dresden ein. Die stillen Demonstrationen Pegidas wurden noch 
durch Dunkelheit verstärkt. Denn in vielen Gebäuden Dresdens, die auf der Demonstrations-
route lagen – darunter auch die Semperoper –, wurde als Protest gegen Pegida das Licht ge-
löscht.
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sichtbar gemacht, wie Hungerstreik, lip sewing und öffentliche Selbstverbren-
nung. Aus einer rassismus- und geschlechterkritischen Perspektive markiert die 
Appropriation des schweigenden Protests durch Pegida keineswegs Marginali-
sierung, da Pegida mehrheitlich aus gebildeten, gut situierten, ›weißen‹ Mittel-
schichten bestand, deren Privilegien kaum angefochten sind. Vielmehr muss das 
Schweigen als Manifestation der inhaltlichen Armut (Laclau 2005b: 40) der popu-
listischen Artikulationslogik gedeutet werden.

3.4	 Sozio- und Demografie

Zunächst sei angemerkt, dass die Analyse personeller Zusammensetzungen aus 
radikaldemokratietheoretischer Perspektive deshalb bedeutsam ist, da Identi-
tätspolitik nicht nur als ethno-nationalistisches Phantasma abgetan werden kann, 
sondern als reale, politische Praxis der Kohäsion – insbesondere kritisch – in 
den Blick geraten muss. Meine (Diskurs-)Analyse fragt, wie Identität performativ 
produziert und diskursiv hergestellt wird.11 Eine poststrukturalistische Heran-
gehensweise sucht nach diskursiven und performativen Mechanismen, in denen 
sich sozial-hierarchisierende Dynamiken von Identitätspolitik manifestieren – 
ohne sich in psychologisierende Aussagen zu verfangen.

Betrachtet man die performativen wie diskursiven Darstellungen von Anhän-
ger*innen Pegidas, identifizieren sich diese mehrheitlich als ›weiß‹, meist männ-
lich bzw. heteronorm, wenn religiös, dann christlich (Vorländer et al. 2016: 57f.). 
Der Großteil der Pegida-Anhänger*innen stammt aus bürgerlichen Mittelschich-
ten, die durch einen relativ stabilen sozioökonomischen Hintergrund (wie Leh-
rer*innen und Beamt*innen) und einen mittleren bis höheren Bildungsabschluss 
markiert werden (Vorländer et al. 2016: 59-62).

OWS verkündet im Gegenzug zumindest auf programmatischer Ebene eine di-
versifizierte Anhänger*innenschaft in Bezug auf Ethnie, Geschlecht, sexueller 
Orientierung und soziokulturellem Hintergrund.12 Es bleibt jedoch zu beto-

11 � Meine Analyse basiert auf den Studien von Vorländer et al. (2016) und dem Göttinger Institut 
für Demokratieforschung (o.J.), integriert diese aber in eine poststrukturalistische Lesart. Beide 
verweisen darauf, dass ein hoher Prozentsatz der Teilnehmer*innen an Pegida-Demonstratio-
nen nicht interviewt werden wollte. Die Studien beginnen also bereits mit einem bias, da da-
von ausgegangen werden muss, dass diejenigen, die sich interviewen ließen, eine überdurch-
schnittliche Artikulationsfähigkeit besitzen, die meist mit einem höheren Bildungsabschluss 
korreliert. Diese beiden großformatig angelegten Studien ergänze ich durch eigene Beobach-
tungen einer Demonstration eines Dresdner zivilgesellschaf tlichen Bündnisses gegen Pegida 
im Februar 2015.

12 � So beginnt das Occupy Manifesto mit der Aussage, die Bewegung bestehe aus: »people of many 
colors, genders and political persuasions« (Occupy Wall Street 2012). Wobei es auch innerhalb 
dieser Bewegungen Homophobie und Sexismus gibt; z.B. gab es immer wieder Berichte über se-
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nen, dass die faktische demo- und soziografischen Zusammensetzung der Ak-
tivist*innen von OWS und Indignad@s in Bezug auf Alter und Ethnie ebenfalls 
recht einheitlich war: unter 35 Jahren und ein (sehr) hohes Bildungsniveau; ins-
besondere Indignad@s waren kulturell, ethnisch und sozioökonomisch homogen. 
Die Majorität der Aktivist*innen radikaldemokratischer Proteste gilt nach wie vor 
als glokal orientierte Bildungselite.13 Jedoch war in diesem »Aufruhr der Ausgebil-
deten« (Kraushaar 2012) eine bemerkenswerte sozioökonomische Verschiebung 
zu beobachten, die schließlich auch Ausgangspunkt des Protests war: Trotz einer 
(sehr) guten Ausbildung herrschte unter den Aktivist*innen hohe Arbeitslosigkeit 
und eine generelle große beruf liche Unsicherheit (z.B. durch befristete Arbeits-
verträge). Prekarität war die Lebenswirklichkeit dieser Generation (Lorey 2012a: 
26, 2012c: 44f.; Kraushaar 2012: 53ff., 181-188; Mörtenböck/Mooshammer 2012: 61-
66; Antentas/Vivas 2014: 43ff., 123ff.).

3.5	 Affekt, Affektivität und Affizierung

Einen letzten vergleichenden Blick werfe ich, fünftens, auf die Affektlogiken14 der 
Protestformen, die bei allen drei Bewegungen mit Empörung operieren. Insbe-
sondere queer-feministische Studien und poststrukturalistische Theorien haben 
aufgezeigt, wie und dass Affektpolitik in liberalen Rahmungen – insbesondere 
im bundesrepublikanischen Kontext – als populistisch (!), systemgefährdend, de-
stabilisierend und irrational gebrandmarkt wird (Bargetz/Sauer 2015: 93ff.; Lorey 
2012b: 18; Sauer 2013, 2015: 246ff.). Das emanzipatorische Potential des Affekts 
wird übersehen, da im Modus der Repräsentation die »affektive Zerstreuung« 
gebändigt wird (Lorey 2012b: 18): demokratische Teilhabe ist nur im nüchternen 
Modus als starrer Wahlakt oder plebiszitäres Substitut zu realisieren. Doch Em-
pörung kann zu einer differenzierten Kritik am Status Quo führen und letztlich 

xuelle Übergrif fe auf den verschiedenen Camps der Occupy-Bewegungen, insbesondere gegen-
über (trans-)Frauen*.

13 � Der Begrif f des Glokalen bringt eine produktive Konfrontation zwischen global beobachtbaren 
Phänomenen zum Ausdruck, während dennoch auf die lokalen Gegebenheiten und soziokul-
turellen Spezifika geachtet wird. In Rekurs auf den Arabischen Frühling verkündet z.B. das May 
Manifesto von OWS: »This year the spring is global!« (OccupyWallStreet 2012). Hier wird also dar-
auf Bezug genommen, dass der Protest in verschiedenen nordafrikanischen Staaten im Frühling 
2011 sich global ausbreitet und zu transnationalen Allianzen und Solidaritäten führt, z.B. haben 
sich Isra Abdel Fattah und Ahmed Maher, Begründer der ägyptischen Bewegung 6. April, mit Ver-
treter*innen der Occupy-Bewegung in Washington DC getrof fen, auf dem auch die Unterschie-
de zwischen den Bewegungen diskutiert wurden (Kraushaar 2012: 84f.). Mehr zur Verbindung 
zwischen lokalen Anliegen und globalen Protesten vgl. Antentas/Vivas 2014: 49.

14 � Vgl. hierzu auch der Beitrag von Christian Helge Peters in diesem Band.
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Hoffnung auf Veränderung initiieren. Affektpolitik ist nicht per se anti-demo-
kratisch.

Ethno-nationalistische Proteste der Empörung formulieren zwar Positionen 
gegen herrschende Institutionen, verbleiben allerdings auf einer rhetorischen 
Ebene. Damit sei selbstverständlich nicht gesagt, dass deren politische Positio-
nen nicht lebensweltliche Wirkmacht entfalten (das Gegenteil ist der Fall). Damit 
möchte ich vielmehr zum Ausdruck bringen, dass der Anti-Institutionalismus 
und Anti-Etatismus von Pegida zwar sprachlich und affektlogisch markiert wer-
den, ihre politische Praxis aber von Staatshörigkeit und Ordnungsglauben geprägt 
ist. Letztlich bleibt ihr Protest ein Pseudo-Protest, der sich primär aus der Angst 
vor dem Statusverlust speist. Naika Foroutan (2016: 104) schlussfolgert pointiert, 
dass ethno-nationalistische Formationen wie Pegida kein »Recht auf konstruierte 
Sorgen« beanspruchen können, will man deren »mangelnde Auf klärung und la-
tenten Rassismus« nicht legitimieren. Für ethno-nationalistischen Protest kann 
also eine (affektpolitische) Praxis der Simulation (Rancière 2002: 113ff.) attestiert 
werden, die Protest lediglich imitiert: Empörung manifestiert sich aus einer rela-
tiv stabilen sozioökonomischen Situation heraus als Frustration, Aggression und 
in seiner gesteigerten Form als Hass. Es gilt, nicht die Ängste der Pegidist*innen 
erst zu nehmen, sondern deren »Unwissenheit […], um das tradierte rassistische 
Wissen decodieren zu können« (Foroutan 2016: 104).

Das affektpolitische Ziel unterscheidet sich also maßgeblich: Ethno-nationa-
listische Proteste fokussieren auf die Dämonisierung und Dehumanisierung der 
Anderen. Ihre Motive steigern sich zu rassistischen Überlegenheitsfantasien. Da-
gegen richtet sich die Empörung – die die Indignad@s im Namen tragen – der ra-
dikaldemokratischen Proteste gegen systemische Mechanismen einer Postdemo-
kratie, die Ungleichheit, Unfreiheit und Ungerechtigkeit generiert und dadurch 
Vulnerabilität asymmetrisch distribuiert. Sie entwickeln Konzepte alternativer 
Zukünfte, indem sie die Gegenwart im Sinne einer emanzipatorischen Praxis 
umgestalten. Während also ethno-nationalistische Proteste durch die Simula-
tion von Protest den Status Quo reproduzieren, gestalten radikaldemokratische 
Proteste Politik und Gesellschaft um – zumindest aus radikaldemokratietheore-
tischer Perspektive. Dies beschreibt das Potential, dass in radikaldemokratischen 
Eruptionen steckt. 

Die lebensweltliche Realität muss sicherlich kritisch betrachtet werden: Wa-
ren die Proteste von OWS nicht nur das Auf bäumen einer – vor allem ›weißen‹ 

– Generation, für die das Versprechen, am American Dream teilzuhaben, nicht ein-
gehalten wurde? War die Finanzmarktpolitik von OWS nicht auch durchtränkt 
von anti-semitischen Motiven? Waren es nicht nur neoliberale Fantasien der 
Selbstbefähigung, die sich für die Generation Occupy als haltlos erwiesen? Und 
waren Indignad@s ›nur‹ ein kurzweiliges Vergnügen, um sich die Langeweile der 
Arbeitslosigkeit zu vertreiben, Gemeinschaft zu erleben, in einem großen Frei-



Populistische Momente 293

zeitlager zu campieren und das ›Establishment‹ in seiner Spießigkeit zu verhöh-
nen? 

Solche Fragen werden sicherlich gestellt, müssen vielleicht gestellt werden, 
verfehlen aber das Ziel dieser Analyse: Aufzuzeigen, dass es Möglichkeiten politi-
schen Handelns gibt, die nicht institutionell eingehegt sein müssen, um kritisch 
in die Skripte hegemonialer Demokratie zu intervenieren. Ich erachte dies als die 
produktive Nahtstelle zwischen radikaler Demokratietheorie und Poststruktura-
lismus, da beide eine Analyse der Möglichkeiten politischen Handelns jenseits der 
Struktur erlauben: jenseits einer rigiden Aufteilung des Richtigen und Wahren, 
jenseits einer hegemonialen normativen Ordnung.

4.	 Fazit

In ihren letzten Sätzen verlässt meine Analyse den Raum des Analytisch-Deskrip-
tiven und denkt Poststrukturalismus nicht nur als Wissenstheorie oder Metho-
dologie, sondern als politische Praxis. Im Anschluss an Michel Foucaults (1983: 
116) Verschränkung von Räumen der Macht mit widerständigen Praktiken kann 
ich schlussfolgern, dass Indignad@s und OWS Breschen des Widerstands dort 
geschlagen haben, wo es Macht gibt: an den Finanzmärkten, in den Parlamen-
ten, bei Wahlen, auf öffentlichen Plätzen und in den Räumen des Protests selbst. 
Dabei war die Ausgangsfrage, ob diese Modi als populistisch begriffen werden 
können. 

Meine Analyse hat aufgezeigt, dass sich ethno-nationalistische und radikal-
demokratische Bewegungen – entgegen der Thesen der Populismusforschung – 
in ihren populistischen Momenten der Subjektivierung unterscheiden: und zwar, 
erstens, in Hinsicht auf ihren spatio-temporalen Modus, der für radikaldemokra-
tische Bewegungen als präsentisch, für ethno-nationalistische Formationen als 
repräsentativ gedeutet wurde. Zweitens wurde herausgearbeitet, dass sich radi-
kaldemokratische Bewegungen jenseits institutioneller Rahmungen formieren, 
während Ethno-Nationalismus entgegen seiner Rhetorik im Korsett staatlicher 
Institutionen verbleibt. Darüber hinaus wurde, drittens, aufgezeigt, dass die per-
formativen Modi des Protests auf Seiten eines radikaldemokratischen Protests 
spielerisch in den öffentlichen Raum intervenieren, während ethno-nationalisti-
sche Bewegungen auf klassische Formen der Kundgebung zurückgreifen. Weiter-
hin wurde darauf verwiesen, dass beide Protestformen sozio- und demografisch 
relativ homogen zusammengesetzt waren, jedoch ethno-nationalistische Identi-
tätspolitik essentialisiert, während radikale Demokratie Offenheit und Diversi-
tät – zumindest auf programmtisch-rhetorischer Ebene – als zentrale Elemente 
einer Ent-Identifizierungspraxis versteht. Motive von Kultur, Ethnie oder race so-
wie gender spielten für die soziale Kohäsion von OWS und Indignad@s kaum eine 
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Rolle. Schließlich wurde darauf verwiesen, dass der Protest auf beiden Seiten mit 
einem Affekt – Empörung – begann, diese Empörung jedoch verschieden zu kon-
textualisieren ist und in sehr differente politische Praktiken übersetzt wurde.

Der poststrukturalistisch-radikaldemokratische Blick auf diese Bewegungen 
distanziert sich von der Isomorphie-These, insofern Populismus als eine Subjek-
tivierungsweise des Politischen verstanden wird, die weder per se ›links‹ oder 
›rechts‹ ist. Vielmehr wird ein ›Wir‹ ganz spezifisch und in einem bestimmten 
Moment hergestellt. Im populistischen Moment produziert sich ein politisches 
Kollektiv selbst. Wie die Programmatik, die Agenda und die Verfahren dieses 
Kollektivs dann konkret ausgestaltet werden, befindet sich bereits jenseits des 
populistischen Moments. Auch in der Konstituierung der radikaldemokratischen 
Bewegungen mag es populistische Momente geben; indem jedoch Subjektivie-
rungsweisen durch »Praktiken der Dezentrierung« (Laclau 1990: 40, Übersetzung 
MG) stets räumlich verschoben und zeitlich verzerrt werden, fallen radikalde-
mokratische Kollektive nicht identitär ineinander. Die Kollektivität, die sich im 
radikaldemokratischen Protest de/konstitutiv zusammenfindet und versammelt, 
formiert sich über einen einschließenden Ausschluss und über die Demarkation 
von (Nicht-)Identität. Dieser einschließende Ausschluss wird über eine konstitu-
ierende Ruptur des institutionellen Arrangements nur kurzfristig stabilisiert, je-
doch nicht konstituiert.

Mein Ansatz hat seine Grenzen: Ich kann keine Aussagen über die psychoso-
zialen Dimensionen von Motiven treffen. Dieser Ansatz wird daher nicht klären 
können, warum sich Personen dafür entscheiden, an einem bestimmten Protest 
teilzuhaben. Er muss deshalb auf Fragen nach dem »Wie« beschränkt bleiben. 
Damit kann er theoretisch informierte Aussagen über Sprachlogiken und Dis-
kursmechanismen treffen, sie in ihre Funktionsweisen zerlegen und dadurch 
auch tieferliegenden Diskursschichten analysieren.
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